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Im Jahr 2010 haben 15,7 Millionen Personen in Deutschland einen Migrationshinter-
grund (vgl. Statistisches Bundesamt 2011a: 7). Ausgehend von  einer Einwohnerzahl 
von insgesamt 81,7 Millionen Personen hat mit 19,3 % annähernd jeder fünft e Ein-
wohner in Deutschland einen Migrationshintergrund (vgl. ebd.). Aus demografi schen 
Gründen wird der Anteil von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
weiter ansteigen. Diese Entwicklung zeigt sich z. B. darin, dass jeder fünft e 15-Jähri-
ge einen Migrationshintergrund hat, unter den Viertklässlern ist es jedes vierte Kind 
und bei den Kindern unter fünf Jahren trifft   dies bereits auf jedes dritte Kind zu (vgl. 
Geißler/Weber-Menges 2008: 14). Hiermit einher geht eine zunehmende quantitati-
ve Relevanz von Schülerinnen und Schülern2 mit Migrationshintergrund für das Bil-
dungswesen. 
Vor diesem Hintergrund werden im Rahmen dieser Arbeit zwei übergeordnete 
Ziele verfolgt. Erstens soll anhand von Daten der amtlichen Schulstatistik ein empi-
rischer Beitrag geleistet werden, Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrations-
hintergrund systematisch und umfassend aufzuarbeiten. Dies gilt umso mehr, da Bil-
dungsdisparitäten bislang nur für eine relativ geringe und undiff erenzierte Anzahl an 
Staatsangehörigkeits- bzw. Migrantengruppen untersucht wurden (bzw. fallzahlbedingt 
untersucht werden konnten, was noch zu zeigen sein wird). Der Begriff  der ‚Dispari-
tät‘ wird – angelehnt an den Begriff  der ‚sozialen Ungleichheit‘ – verwendet, „wenn 
Menschen aufgrund ihrer Stellung in sozialen Beziehungsgefügen von den ‚wertvollen 
Gütern‘ einer Gesellschaft  regelmäßig mehr als andere erhalten“ (Hradil 2001: 30). Im 
Rahmen dieser Arbeit geht es im Allgemeinen um Bildung als wertvolles Gut. Konkret 
interessieren „als bedeutsam erachtete Unterschiede“ (Stanat 2006b) – z. B. hinsicht-
lich des Besuchs spezifi scher Schulformen oder im Erreichen von bestimmten Schul-
abschlüssen zwischen unterschiedlichen Schülergruppen (vgl. ebd.), denn mögliche 
Unterschiede müssen „nicht an sich ungerecht sein, sie sind aber zu hinterfragen und 
in jedem Fall rechtfertigungsbedürft ig“ (Ditton 2004: 606).
Schulstatistiken haben den großen Vorteil, dass sie Daten zur Grundgesamtheit 
der Schüler bereitstellen, hiermit gehen bessere Diff erenzierungsmöglichkeiten ein-
her. Angenommen wird, dass sich u. a. die Ausgangsbedingungen von Schülern nach 
ihrer Herkunft  deutlich unterscheiden, woraus Bildungsdisparitäten resultieren und 
eine ausreichende Diff erenzierung besonders relevant erscheint. Schwerpunktmä-
ßig werden Analysen zur Bildungsbeteiligung3 sowie – soweit möglich – zum Schul-
2 Der besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit halber wird nachfolgend nur die männliche Form 
verwendet, gemeint und mitgedacht sind jedoch immer beide – sowie darüber- und dazwischenlie-
gende – Geschlechter.
3 Unter Bildungsbeteiligung wird der anteilsmäßige Besuch von verschiedenen Schulformen verstan-
den. Z. B. kann der prozentuale Besuchsanteil spezifi scher Schulformen von Schülern verschiedener 
Staatsangehörigkeits- oder Migrantengruppen in der Sekundarstufe gemeint sein. In den nachfol-
genden Kapiteln wird die jeweils verwendete Defi nition präzise angeführt.
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erfolg4 von Schülern mit Migrationshintergrund durchgeführt. Diese Schwerpunkte 
werden gesetzt, da die Bildungsbeteiligung in hierarchisch gegliederten Schulsystemen 
mit verschiedenen Schulformen tendenziell Auskunft  gibt über den zu erwartenden 
Schulabschluss von Schülern. Von dem letztendlich erzielten Schulerfolg (oder -miss-
erfolg) hängen u. a. die Lebenschancen, das Einkommen, die allgemeine Zufriedenheit 
und die Gesundheit ab (vgl. z. B. Diefenbach 2011: 139). Die erreichten (oder nicht er-
reichten) Schulabschlüsse stellen auch das Endergebnis bzw. den ‚Output‘ verschiede-
ner Bildungsprozesse dar – hier seien exemplarisch verschiedene Selektionsstufen ge-
nannt, wie z. B. Übergänge von der Grundschule auf weiterführende Schulformen oder 
Klassenwiederholungen. Zweitens sollen die Potentiale, aber auch die Limitationen 
von Daten der amtlichen Schulstatistik hinsichtlich der Analyse von Bildungsdispari-
täten von Schülern mit Migrationshintergrund herausgearbeitet werden. Die Datenba-
sis wird geprüft  auf Möglichkeiten und Einschränkungen, die sich sowohl auf die Ana-
lyse und Darstellung der Bildungssituation von Schülern mit Migrationshintergrund 
beziehen, aber auch im Vergleich verschiedener Migrantengruppen untereinander, 
oder im Vergleich zu Bildungsdisparitäten gegenüber Schülern ohne Migrationshinter-
grund. Verwendet werden sowohl herkömmliche – d. h. auf Summendaten basierende 
– Schulstatistiken, als auch Individualdatenstatistiken mit erweiterten Merkmalssätzen. 
Letztere werden exemplarisch für einzelne Bundesländer ausgewertet. Zudem sollen 
die weitergehenden Analysemöglichkeiten von Individualdatenstatistiken im Vergleich 
zu herkömmlichen Schulstatistiken dargestellt werden. 
Diese Arbeit ist formal und inhaltlich in mehrere Kapitel untergliedert. In 
Kapitel 1 wird ein Überblick gegeben über die wichtigsten Th eorien, die aus bildungs-
soziologischer Perspektive Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshinter-
grund allgemein – sowie von Schülern mit bestimmten Migrationsmerkmalen im 
Be sonderen – ursächlich zu erklären versuchen. Soweit möglich, wird der aktuelle 
Forschungsstand zur empirischen Relevanz der Erklärungsansätze für Bildungsdispari-
täten von Schülern mit Migrationshintergrund ergänzend dargelegt. 
In Kapitel 2 werden anhand von amtlichen Schuldaten des Statistischen Bundes-
amtes systematisch nach Staatsangehörigkeit von Schülern divergierende Bildungsdis-
paritäten analysiert. Die Analysen erfolgen sowohl auf der Bundes- als auch auf der 
Landesebene. Zudem werden schulformspezifi sche Über- oder Unterrepräsentationen 
von nichtdeutschen im Vergleich zu deutschen Schülern quantifi ziert. Zusätzlich sol-
len die Potentiale der bisherigen amtlichen Schulstatistik bezogen auf die Analyse von 
Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund herausgearbeitet wer-
den.
Unzureichend untersucht wurde bisher auch die Frage, inwiefern sich das seit 
dem Jahr 2000 geänderte Staatsangehörigkeitsrecht auf das schulstatistische Merk-
mal der (nichtdeutsche) ‚Staatsangehörigkeit‘ auswirkt. Das Merkmal spielt in der her-
kömmlichen und auf Summendaten basierenden Schulstatistik eine große Rolle. In 
amtlichen Schulstatistiken ist das Merkmal der einzige Indikator für einen Migrati-
onshintergrund von Schülern. Daher soll in Kapitel 3 die verbleibende Aussagefähig-
keit der quantitativen Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund über das 
4 Unter Schulerfolg werden die jeweils erreichten oder nichterreichten Schulabschlüsse von Schulab-
gängern verstanden.
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Staatsangehörigkeitsmerkmal eingeschätzt und analysiert werden. Hierzu werden ein-
zelne Bundesländer untersucht, deren Schulstatistiken geeignete Individualdaten mit 
erweiterten Merkmalen zum Migrationshintergrund von Schülern bereitstellen. Hier-
über lässt sich zum einen nachvollziehen, inwiefern weitere Migrationsmerkmale zur 
ergänzenden quantitativen Messung des Migrationshintergrundes von Schülern bei-
tragen. Auch kann eingeschätzt werden, inwiefern die Erhebung zusätzlicher Migra-
tionsmerkmale im Rahmen von Individualdatenstatistiken dazu beiträgt, potentielle 
Unzulänglichkeiten zu reduzieren oder zu beheben, die aus der Erfassung des Migrati-
onshintergrundes anhand des alleinigen Merkmals der Staatsangehörigkeit resultieren. 
Die Bedeutung zusätzlicher Migrationsmerkmale wird insbesondere vor dem Hinter-
grund der Auswirkungen des geänderten Staatsangehörigkeitsrechts auf die Schulsta-
tistik bzw. auf das hierin enthaltene Staatsangehörigkeitsmerkmal weiter zunehmen. 
Ergänzend sollen mögliche Einschränkungen hinsichtlich der Erfassung von Schülern 
mit Migrationshintergrund herausgearbeitet werden, die selbst dann bestehen, wenn 
Individualdatenstatistiken mit erweiterten Merkmalssätzen erhoben werden.
In Kapitel 4 werden Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund 
individualdatenstatistisch analysiert. Vertiefende Analysen zur Bildungsbeteiligung 
und zum Schulerfolg von Schülern mit Migrationshintergrund werden exemplarisch 
für Rheinland-Pfalz durchgeführt, da dieses Land – wie noch zu zeigen sein wird – 
über eine vorbildliche Individualdatenstatistik verfügt. Hierdurch werden Analysen er-
möglicht, die weitere Migrationsmerkmale berücksichtigen und somit über bisherige 
– sich z. B. ausschließlich auf die Staatsangehörigkeit der Schüler beziehende – Ergeb-
nisse hinausgehen. Die analytischen Potentiale und möglichen Einschränkungen von 
schulstatistischen Individualdaten sollen bezogen auf Bildungsdisparitäten von Schü-
lern mit Migrationshintergrund eingeschätzt bzw. überprüft  werden.
In Kapitel 5 erfolgt abschließend die Zusammenfassung der wichtigsten For-
schungsergebnisse, zudem werden verbleibende datenbezogene Potentiale und Ein-
schränkungen und die hiermit einhergehenden inhaltlichen Möglichkeiten und Gren-
zen der Untersuchung diskutiert.
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1. Th eoretische Erklärungsansätze für 
Bildungsdisparitäten von Schülerinnen und Schülern 
mit Migrations hintergrund5
Über die wichtigsten Th eorien, die aus bildungssoziologischer Perspektive Ursachen 
für Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund6 benennen oder Bil-
dungsunterschiede zwischen verschiedenen Migrantengruppen zu erklären versuchen, 
soll nachfolgend ein Überblick gegeben werden. Die Struktur der Gliederung ist ent-
fernt an eine Übersicht von Diefenbach (2007: 88) angelehnt. Allerdings werden eige-
ne strukturelle und insbesondere inhaltliche Schwerpunkte gesetzt und die (aktuelle) 
Forschungsliteratur neu aufgearbeitet. Es werden verschiedene Erklärungsansätze für 
Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund vertiefend dargestellt. 
Zunächst werden Erklärungsansätze benannt, die sich auf Merkmale der Schüler bzw. 
auf Merkmale ihrer Eltern beziehen, hierbei handelt es sich um ressourcentheoreti-
sche Erklärungen (1.1) sowie um Ansätze, die die Migrationssituation bzw. -biogra-
fi e von Zuwanderern in den Fokus rücken (1.2). Hieran schließen Erklärungsansätze 
an, die auf die Relevanz von schulischen bzw. institutionellen Merkmalen verweisen. 
Dargestellt werden zum einen Ansätze, die institutionelle Bedingungen und instituti-
onelle Diskriminierung als relevant für Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migra-
tionshintergrund ansehen (1.3), zum anderen werden Th eorien vorgestellt, die Dis-
paritäten auf (sozial-)räumliche Ursachen oder auf Kontextbedingungen und -eff ekte 
(1.4) zurückführen. Diese werden um verschiedene weitere potentielle Erklärungsan-
sätze ergänzt (1.5). Auch soll knapp auf alternative Systematisierungen der verschiede-
nen Th eorieansätze in bekannten Studien eingegangen werden (1.6). 
An jeden Th eorieansatz schließt eine Darstellung des empirischen Forschungsstan-
des an. Anhand von wichtigen empirischen Ergebnissen wird aufgezeigt, inwiefern der 
jeweilige Erklärungsansatz Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshinter-
grund zu erklären vermag. Hierdurch soll die empirische Relevanz der verschiedenen 
Erklärungsansätze eingeschätzt werden (1.7). Abschließend wird erörtert, welche Po-
tentiale die amtliche Schulstatistik bietet, um die Bildungssituation von Schülern mit 
Migrationshintergrund darzustellen (1.8). Insbesondere wird diskutiert, inwiefern sich 
die verschiedenen theoretischen Erklärungsansätze für Bildungsdisparitäten von Schü-
lern mit Migrationshintergrund anhand von Schulstatistiken empirisch überprüfen 
lassen. Hierzu wird ferner unterschieden nach herkömmlichen Schulstatistiken und 
solchen, die auf Individualdaten basieren und erweiterte Merkmalssätze bereitstellen.
5 Teile dieses Kapitels sind bereits in Kemper (2010a) erschienen.
6 In diesem Kapitel wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit und zur Komplexitätsreduktion im 
Rahmen der Darstellung der verschiedenen Th eorien einheitlich der Begriff  Schüler mit „Migra-
tionshintergrund“ verwendet. Dieser kann von den im Original verwendeten Begriff  anderer Au-
toren abweichen (wie z. B. ‚ausländische‘ oder ‚nichtdeutsche‘ Schüler). Eine Verwendung der ur-
sprünglichen Begriff e erfolgt, wenn empirische Ergebnisse wiedergegeben werden. Ausführlich wird 
ab Kapitel 3 auf die jeweilige Operationalisierung des ‚Migrationshintergrundes‘ eingegangen (in 




Überwiegend sind ressourcentheor etische Erklärungen an die Kapitalientheorie von 
Pierre Bourdieu angelehnt (vgl. Bourdieu/Passeron 1971; Bourdieu 1983). Bourdieu 
unterteilt das akkumulierte Kapital (z. B. von Familien) in drei Kapitalarten: das so-
ziale, ökonomische und kulturelle Kapital (ebd.). Somit könnten Schüler mit Migra-
tionshintergrund „aufgrund ihrer defi zitären Kapitalausstattung“ (Radtke 2004a: 149) 
im Schulsystem benachteiligt werden, wenn „Merkmale der Familie“ (Stanat/Edele 
2011: 186) – d. h. entweder der Kinder oder ihrer Eltern – auf eine geringe Verfügbar-
keit von Ressourcen für Bildungsinvestitionen hinweisen (vgl. Diefenbach 2007). Die 
Familie stellt nach Ramirez-Rodriguez und Dohmen (2010: 300) die „primäre Erzie-
hungsinstanz“ dar. Daher gibt der Umfang der zur Verfügung stehenden Ressourcen 
„die Sozialisationsbedingungen innerhalb der Familie“ (ebd.) wieder. Aus einem sich 
unterscheidenden Umfang familialer Ressourcen ergeben sich für Kinder bzw. Schüler 
Bildungsdisparitäten, insbesondere wenn die Nichtverfügbarkeit von Ressourcen bzw. 
eine Unterinvestition der Eltern in „Sozialisation, Erziehung und Vorbereitung auf die 
Schule“ (Becker 2011: 16) einhergeht mit geringeren Bildungserfolgen (vgl. ebd.). Ne-
ben Unterinvestitionen sind auch Investitionen denkbar, die weniger den schulischen 
Anforderungen entsprechen (z. B. verstärkte Investition in soziales denn in kulturel-
les Kapital).
Nachfolgend werden die potentiellen spezifi schen Einfl üsse der verschiedenen Ka-
pitalien auf die Bildung insbesondere von Schülern mit Migrationshintergrund darge-
stellt.
1.1.1 Ökonomisches Kapital 
Nach Bourdieu (1983: 185) ist das „ökonomische Kapital […] unmittelbar und direkt 
in Geld konvertierbar“. Eine besondere Relevanz haben – neben dem Besitz von Ei-
gentum – der Erwerbsstatus und die berufl iche Position der Eltern, aus der sich maß-
geblich der soziale bzw. sozioökonomische Status ergibt (vgl. Söhn 2011a: 153). Hie-
raus resultiert auch der Umfang der verfügbaren materiellen Güter (vgl. Stanat/Edele 
2011: 186), wodurch der schulische Erfolg beeinfl usst werden kann. Z. B. besteht für 
diejenigen Eltern ein erhöhtes Risiko in die Bildung ihrer Kinder zu investieren, deren 
familiären (sozio-)ökonomischen Ressourcen als defi zitär anzusehen sind (vgl. Esser 
1999; Kalter 2005). Dies zeigt sich z. B. darin, dass potentielle Kosten der (Aus-)Bil-
dung von Kindern in Abhängigkeit von den elterlichen Ressourcen in unterschiedli-
chem Umfang übernommen werden können (vgl. Diefenbach 2002a). Somit kann der 
Bildungserfolg von ökonomischen Ressourcen abhängen. Beispielhaft  sei an Investiti-
onen in (ergänzende) Lernmaterialien, Nachhilfe, Internatsbesuche oder Privatunter-
richt gedacht, die unterstützend wirken können (vgl. Esser 1999: 265ff .). Vermögende 
können im Vergleich zu ärmeren Familien prinzipiell mehr in ihre Kinder investieren, 
selbst gleich hohe Aufwendungen sind von ersteren leichter zu bewältigen und bergen 
höhere fi nanzielle Risiken für weniger wohlhabende Familien.
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Dass in zugewanderten Familien das ökonomische Kapital in einem durchschnitt-
lich geringeren Umfang zur Verfügung steht, hat verschiedene Ursachen. Zwischen 
Herkunft s- und Aufnahmegesellschaft  können Unterschiede im Qualifi kationsniveau 
bestehen, etwa weil nicht alle Bildungsabschlüsse und Qualifi kationen im Aufnah-
meland anerkannt werden. Somit kann von einer „Kontextabhängigkeit bestimmter 
Kapitalien“ (Kalter/Granato/Kristen 2011: 265; vgl. hierzu auch Kristen 2004: 14) ge-
sprochen werden, die „eine naheliegende Erklärung für ethnische Nachteile“ darstellt 
(Kalter/Granato/Kristen 2011: 265ff .). Zudem kam es in den 1950er und -60er Jahren 
zu einer umfangreichen Zuwanderung von gering qualifi zierten Arbeitsmigranten, die 
einfache, aber körperlich anstrengende Tätigkeiten zu verrichten hatten, für die nur 
geringe Löhne gezahlt wurden (vgl. z. B. Oltmer 2010). 
Somit hängen die spezifi schen Kapitalien vom jeweiligen gesellschaft lichen Kon-
text ab und sind in der Aufnahmegesellschaft  nicht – oder zumindest nicht mehr voll-
ständig – verwertbar (vgl. z. B. von Below 2004: 194; Esser 1999: 151; Bourdieu 1983; 
Kristen/Granato 2004: 126). Die Folgen sind u. a. monetäre Einbußen, etwa weil im 
Vergleich zum Herkunft sland bzw. zur ursprünglichen Qualifi kation nur schlechter 
bezahlte Berufe ausgeübt werden können. Esser spricht gar von ‚ethnischen Schich-
tungen‘, d. h. es bestünden vertikale Ungleichheiten, bei der „ethnische und kulturelle 
Merkmale systematisch mit Ungleichheiten in Bildung, Einkommen“ usw. verbunden 
seien (Esser 2012: 140). Hieraus ergäben sich Unterschiede in den Handlungsmöglich-
keiten, Strategien und Zielen (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 105; Esser 2000).
1.1.2 Soziales Kapital
Das soziale Kapital ist nach Bourdieu (1983: 185) „das Kapital an sozialen Verpfl ich-
tungen oder ‚Beziehungen‘“. Es wird treff end veranschaulicht als „Netz sozialer Bezie-
hungen, auf die eine Person zurückgreifen kann“ (Stanat/Edele 2011: 186). Das So-
zialkapital beeinfl usst Migrationsentscheidungen und kann z. B. zu Prozessen der 
‚Kettenmigration‘ führen (vgl. Haug 2010: 13f.; Haug 2000). Zudem „hängen die so-
ziale Einbettung und die Integration im Aufnahmeland mit dem Sozialkapital zusam-
men“ (Haug 2010: 13). Neben Vorteilen wie z. B. „Solidarpotenziale […] und Hilfe-
leistungen“ (ebd.), die generell oder zumindest im Bedarfsfalle unterstützend wirken, 
werden auch negative Einfl üsse wie etwa „Einschränkungen für das Individuum“ 
(ebd.) angeführt, die mit dem Sozialkapital verbunden sein können. Exemplarisch sei-
en „soziale Verpfl ichtungen“ und „Konformitätsdruck“ genannt (ebd.: 14), die einen 
individuellen gesellschaft lichen Aufstieg verhindern könnten (ebd.). Dies wird oft -
mals bezeichnet als sogenannte ethnische ‚Mobilitätsfalle‘ (vgl. Haug 2010: 13f.; Nauck 
2011: 81). Auch der Umfang des sozialen Kapitals kann durch eine Migration einen 
quantitativen Wandel zwischen Herkunft s- und Aufnahmeland erfahren (vgl. Haug 
2010: 14), somit ist auch das Sozialkapital kontextabhängig. Das Sozialkapital kann 
den Schulerfolg von Schülern beeinfl ussen, wenn z. B. Unterschiede in den Selbsthil-
fepotentialen und dem Engagement von Zuwanderergruppen bestehen (vgl. Hunger 
2001: 28f.; Gang/Zimmermann 2000). Beispielhaft  seien hier die elterliche bzw. fa-
miliale Unterstützung genannt (vgl. z. B. Hummrich 2009), nicht zuletzt bezogen auf 
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Hausaufgaben oder Prüfungsvorbereitungen, oder die soziale Kontrolle der Bildungs-
bemühungen der Kinder (vgl. Esser 2006: 294). Nach Hunger (2001: 28f.) könnten 
etwa Elternvereine und der Umfang von Hausaufgabenhilfen auf einen bestehenden 
Zusammenhang zwischen sozialem Engagement und Schulerfolg der Kinder hinwei-
sen. Der Stellenwert von Bildung könne aber auch von dem gruppenspezifi schen Bil-
dungsverhalten abhängen, neben den familialen Bedingungen sind z. B. auch Beein-
fl ussungen durch Gleichaltrige bzw. Peers möglich (vgl. Ditton 2004).
Auch soziale Distanzen zwischen Zuwanderern und der Aufnahmegesellschaft 
könnten den Spracherwerb erschweren (vgl. Esser 2006, z. B.: 45f., 80), was entspre-
chende Folgen für den Schulerfolg habe (vgl. hierzu auch Kapitel 1.1.3). Negative Fol-
gen könne es auch haben, wenn sich soziale Kontakte überwiegend auf ethnische 
Netzwerke beschränken, in denen eine nichtdeutsche Sprache verwendet wird (vgl. 
Esser 2006: 176f.). Allerdings ist hierbei zu beachten, dass z. B. die Beschränkung auf 
einen eigenethnischen Freundeskreis auch erzwungen worden sein kann (vgl. Rami-
rez-Rodriguez/Dohmen 2010: 300), etwa bedingt durch soziale Distanzen oder Segre-
gation (vgl. Kapitel 1.4).
1.1.3 Kulturelles Kapital
Aus ressourcentheoretischer Perspektive können Bildungsdisparitäten von Schülern 
auch aus dem Umfang des verfügbaren (familialen) kulturellen Kapitals resultieren. 
Bourdieu unterscheidet drei Formen kulturellen Kapitals: inkorporiertes, objektivier-
tes und institutionalisiertes kulturelles Kapital (vgl. Bourdieu 1983: 185ff .). Oder an-
ders ausgedrückt: er unterscheidet kulturelles Kapital, das entweder verinnerlicht ist, 
als materialisiertes Kulturgut vorliegt (z. B. in Buchform) oder durch Institutionen ver-
geben wird, wie z. B. Schulabschlüsse oder akademische Titel (vgl. ebd.). Generell ist 
der Umfang des familialen kulturellen Kapitals für die Bildung der Kinder von Rele-
vanz, u. a. aufgrund des „Beitrag[es], den das Erziehungssystem zur Reproduktion der 
Sozialstruktur leistet, indem es die Vererbung von kulturellem Kapital sanktioniert“ 
(ebd.: 186). Weiter ausgeführt wird zudem die Bedeutung des kulturellen Kapitals ins-
besondere bezogen auf die Bildungssituation und -ergebnisse von Schülern mit Migra-
tionshintergrund.
Hinsichtlich migrationsspezifi scher Bildungsdisparitäten kommt dem Bildungsni-
veau der Eltern eine besondere Relevanz zu (vgl. z. B. von Below 2004). Dieses hängt 
auch davon ab, ob in dem Aufnahmeland Bildungs- oder Berufsabschlüsse von Zu-
wanderern anerkannt werden (vgl. z. B. Becker 2011: 16; Nauck 2011: 77). Hieraus 
folgt, ob und in welchem Umfang kulturelles Kapital in ökonomisches Kapital transfe-
riert werden kann (vgl. Nauck 2011: 87). Auch bezogen auf das kulturelle Kapital zeigt 
sich, dass die spezifi schen Kapitalien vom Kontext abhängen (vgl. Esser 1999: 151f.; 
Kristen/Dollmann 2012: 109). Mit dem kulturellen Kapital korreliert u. a. der Lern-
habitus, die Wertschätzung von Bildung und der lernrelevante Besitz (vgl. Ramirez-
Rodriguez/Dohmen 2010: 303; Ditton 2004). Zu Letzterem zählt man z. B. die Anzahl 
der im Haushalt bzw. in der Familie befi ndlichen Bücher sowie die Anzahl der Kunst-
werke und Gedichtbände (vgl. Stanat/Edele 2011: 186). Von der Verfügbarkeit des 
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kulturellen Kapitals hängen auch lernrelevante Tätigkeiten und die außerschulische 
Freizeitgestaltung ab – exemplarisch seien die Häufi gkeit von Th eaterbesuchen, Kon-
zerten oder Museen genannt (ebd.). Sowohl der Umfang des materiellen kulturellen 
Kapitals wie auch das inkorporierte kulturelle Kapital der Eltern korreliert jeweils mit 
einer kompetenten und regelmäßigen Unterstützung von Lernprozessen, etwa bei den 
Hausaufgaben (vgl. Kristen 2003). Benachteiligt sind Kinder aus Familien mit nied-
rigem Bildungsniveau, da diese in ihren Familien nicht „diejenigen kulturellen Fer-
tigkeiten […] erwerben, die von der Schule in besonderem Maße honoriert werden“ 
(Sieber 2007: 283). Von Relevanz können „etwa der Besitz kultureller Werte und Ein-
stellungen, die Verfügung über bestimmte Sprachfertigkeiten oder über in der Schule 
dominierende Interaktions- und Kommunikationsstile“ sein (ebd.: 283f.). Zudem hät-
ten mangelnde Erfahrungen mit dem deutschen Schulsystem einen Einfl uss auf die 
Bildungsbeteiligung (vgl. Riphahn/Serfl ing 2002; Ditton 2004), z. B. wenn das Wissen 
über das Bildungssystem wie die Bedeutung der verschiedenen Bildungsgänge fehlt 
(vgl. z. B. Esser 2012: 143; Nauck 2011: 72). Kenntnisse „des deutschen Bildungssys-
tems und seiner internen Funktionslogik“ (Baumert/Maaz 2012: 295) sowie von „den 
sozialen Platzierungsmechanismen“ (ebd.) sind jedoch entscheidend für strategisches 
Handeln an den Übergängen im Bildungssystem, wie z. B. das Wissen, dass das Abitur 
schaffb  ar ist (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 111; Kristen 2008a). Als weiterer relevanter 
Wirkmechanismus zähle insbesondere die Beherrschung der Verkehrssprache mit der 
benachteiligenden Konsequenz für Schüler mit Migrationshintergrund, dass sie nur 
über unzureichende Deutschkenntnisse verfügen (vgl. Riphahn/Serfl ing 2002; Kristen 
2003; Stanat/Edele 2011: 186). Dieser Aspekt wird nachfolgend vertiefend betrachtet.
Nach Fend (1981, z. B. 118f.) sind schulische Leistungskriterien überwiegend 
sprachlich fundiert. Vorwiegend sind „mangelnde Opportunitäten, den Rückstand 
in der kompetenten Beherrschung der Verkehrssprache aufzuholen“ (Baumert/Maaz 
2012: 297) für schulische Nachteile von Schülern mit Migrationshintergrund verant-
wortlich. Auch gilt die Sprache als „eine fundamentale kulturelle Ressource, über die 
andere Ressourcen erlangt werden können“ (Ramirez-Rodriguez/Dohmen 2010: 301). 
Nicht zuletzt hierdurch wird verständlich, dass ein starker Zusammenhang zwischen 
der Sprache und Schulleistungen (vgl. hierzu ausführlich z. B. Esser 2006, Kapitel 5) 
oder zwischen Deutsch als überwiegender Familiensprache und dem Erwerb von Bil-
dungsqualifi kationen konstatiert wird (vgl. z. B. Söhn 2008: 424ff .; Esser 2006: 52f.). 
Zudem gilt die Sprache als Spezialfall bzw. als „Teil der kulturellen Dimension der so-
zialen Integration von Migranten“ (Esser 2006: 52). Sie sei sowohl Ressource, als auch 
Symbol und Medium der Kommunikation zugleich (vgl. ebd.). Bezogen auf schulische 
Bildung diene die Sprache als kommunikatives Medium im Unterricht, als Ressource 
etwa hinsichtlich der Lern-Effi  zienz sowie als Symbol, das im negativsten Falle Vorur-
teile etwa von Lehrern auslöst (vgl. ebd.: 52ff .). Die zu Hause gesprochene Sprache gilt 
als einer der härtesten Indikatoren für kulturelle Integration – nicht zuletzt weil sich 
ausreichende Kenntnisse der Verkehrssprache positiv auf interethnische Freundschaf-
ten und soziale Vernetzungen, die Schulbildung und gesellschaft liche Teilhabe aus-
wirkten (vgl. z. B. Stanat/Christensen 2006: 52; Hoff meyer-Zlotnik/Warner 2009: 16; 
Haug 2010: 17; Baumert/Maaz 2012: 287). Nach Esser dient der Sprachgebrauch in der 
20
Familie der „Vererbung des sprachlichen Humankapitals“ (Esser 2006: 108)7; die Fami-
liensprache stelle den „wichtigsten faktischen Zugang zu Gelegenheiten des Spracher-
werbs“ dar (ebd.: 155; ohne Hervorhebung; TK).
Nach Esser führt ein Wechsel „des kulturell-institutionellen Kontextes“ (Esser 
2012: 147) zu einer Entwertung oder gar zu einem „Verlust des mitgebrachten (kogni-
tiven, kulturellen und sozialen) Kapitals“ (ebd.). Dies zeigt sich insbesondere am Bei-
spiel der Kontextgebundenheit von Sprache, von der „so gut wie alles andere, vor al-
lem soziale Kontakte, Bildungs- und Arbeitsmarkterfolg“ abhängen (ebd.).8
Zudem sei darauf verwiesen, dass eine geringere Ausstattung mit kulturellem Kapi-
tal auch deshalb zu geringeren Bildungserfolgen von Schülern führen kann, weil Schu-
le ein „monolinguales Selbstverständnis“ (Gogolin 1994: 3) hat, monokulturalistisch 
ausgerichtet ist und Schulen aufgrund von bestehenden Normalitätserwartungen Kin-
der aus der Mittel- und Oberschicht bevorzugen (vgl. ebd.; Radtke 2004a; dieser As-
pekt wird in Kapitel 1.3 weiter ausgeführt). Ungleichheit wird über „Wahrnehmungs-
muster, Normen, Gewohnheiten und Routinen der Schule“ hergestellt (Gomolla/
Radtke 2007: 21). Diese sind an „Selektionsentscheidungen angelagert, die immer aufs 
Neue eine stabile Ungleichverteilung der Bildungsabschlüsse entlang ethnischer Merk-
male hervorbringen“ (ebd.; vgl. hierzu auch Kapitel 1.3).
1.1.4 Empirische Befunde
Zahlreiche Hinweise fi nden sich darauf, dass der Umfang der Ressourcenausstattung 
Bildungsergebnisse (auch und insbesondere) von Schülern mit Migrationshintergrund 
beeinfl usst. Die Relevanz des kulturellen Kapitals zeigt sich etwa über den schulischen 
Einfl uss des Bildungsniveaus der Eltern sowie der zur Verfügung stehenden Kulturgü-
ter (vgl. z. B. Baumert/Schümer 2001; Esser 2006; Stanat 2006b; Müller/Stanat 2006; 
Walter/Taskinen 2007). Bedeutsam ist auch die Muttersprache (z. B. Becker 2011: 14f.), 
häufi ger wird jedoch der innerfamiliale Sprachgebrauch anhand der überwiegend ver-
wendeten Familiensprache analysiert (vgl. u. a. Müller/Stanat 2006; Baumert/Schümer 
2001; Stanat/Christensen 2006; Walter/Taskinen 2007: 349). So konnte z. B. ein enger 
negativer Zusammenhang zwischen einer überwiegend nichtdeutschen Familienspra-
che und den Schulleistungen festgestellt werden (vgl. Stanat/Christensen 2006: 52ff .; 
Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 220f.), der allerdings konfundiert ist mit der sozialen 
7 Zu beachten ist, dass der Begriff  des Humankapitals enger gefasst ist als der Kapitalienansatz von 
Bourdieu. Denn humankapitaltheoretisch stehen die „unmittelbare Instrumentalität von Wissen 
und Fertigkeiten für kompetitive Vorteile auf dem Arbeitsmarkt im Vordergrund“ (Nauck 2011: 
75). Nicht erfasst werden z. B. „die kulturellen Verhaltenskompetenzen […], die als Habitus für die 
soziale Distinktion wirksam werden“ (ebd.: 76).
8 Nicht näher eingegangen wird auf die Kulturdefi zit-Th ese, da diese zum einen in der Wissenschaft  
sehr umstritten ist und zum anderen auch als empirisch widerlegt gilt (vgl. z. B. Becker 2011: 13f.). 
Die Th ese besagt, dass die Persönlichkeit von Zuwanderern durch die Kultur ihres Herkunft slandes 
geprägt sei mit „traditionelle[n] und wenig moderne[n] Einstellungen und Haltungen gegenüber 
Lernen und Bildung, die mit geringen Interessen, Motivationen und Anstrengungen in der Schule 
und dem Bildungserfolg einhergehen sollen“ (Becker 2011: 13). Kulturalistische Erklärungen (Kul-
turdiff erenz bzw. -defi zite) gelten auch deshalb als widerlegt, weil z. B. Kinder italienischer Herkunft  
ähnlich benachteiligt sind wie türkische Kinder (vgl. Hunger/Th ränhardt 2001) – und dies sogar 
trotz vermeintlicher kultureller Unterschiede (vgl. von Below 2004: 194).
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Herkunft  der Familien (vgl. Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 220ff .). Über einen Zeitraum 
von 10 Jahren – d. h. zwischen den Jahren 2000 und 2009 – scheint der Zusammen-
hang zwischen Familiensprache und Lesekompetenz abzunehmen, wobei er weiterhin 
signifi kant ist (vgl. ebd.). Mit zunehmender Aufenthaltsdauer und Zuwanderungsge-
neration wird Deutsch deutlich häufi ger als überwiegende Familiensprache verwendet 
– sowohl für Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt als auch diff erenziert nach 
Herkunft sgruppen (vgl. Baumert/Maaz 2012: 285ff .).
Anders sind die Ergebnisse einzuschätzen, die sich auf den potentiellen Einfl uss 
von Sozialkapital beziehen. Es besteht das Problem, dass „aus dem Konzept des So-
zialkapitals allein […] noch keine prüfb aren Hypothesen ableitbar“ sind (Diekmann 
2007: 48). Entsprechend „gibt es bislang keine empirischen Befunde zum Einfl uss von 
Sozialkapital auf den Bildungserfolg von Migrantenjugendlichen“ (Nauck 2011: 89). 
Bestenfalls liegen hierfür nur punktuelle Hinweise – wie etwa über den Einfl uss der 
elterlichen Unterstützung – vor (vgl. ebd.), nicht aber eine umfassende empirische 
Überprüfung des Konzepts.
Umfangreiche Ergebnisse existieren bezogen auf die (niedrigere) Ausstattung von 
Migranten mit ökonomischem Kapital. Festgehalten werden kann, dass „Personen 
mit Migrationshintergrund häufi ger ohne Schulabschluss, ohne Berufsausbildung, er-
werbslos“ bleiben (Rühl/Babka von Gostomski 2012: 35) sowie eher einen niedrigeren 
Berufsstatus aufweisen, häufi ger auf Transferzahlungen angewiesen sind und gerin-
gere Einkommen erzielen (vgl. ebd.: 35f.). Dies kann exemplarisch durch Ergebnis-
se des Bildungsberichts für 2010 unterstrichen werden. Festzustellen ist hiernach für 
35 % der Kinder mit Migrationshintergrund eine fi nanzielle Risikolage aufgrund ei-
nes Familieneinkommens, das unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze liegt, während 
der Anteil für Kinder ohne Migrationshintergrund mit 20 % nur gut die Hälft e beträgt 
(vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 28, 220). 
Viele Studien erfassen den sozioökonomischen Status der Familie, der insbeson-
dere das ökonomische Kapital indiziert. Der sozioökonomische Status ist äußerst re-
levant für bildungsbezogene Ungleichheiten, etwa hinsichtlich schulischer Leistungen 
oder des Gymnasialbesuchs (vgl. z. B. Alba/Handl/Müller 1994; Walter/Taskinen 2007; 
Segeritz/Walter/Stanat 2010; Stanat 2008; Zinnecker/Stecher 2006). Die soziale Lage 
von Migranten ist auf Gruppenebene im Zeitverlauf relativ stabil. Belegt ist z. B., dass 
sich diese zwischen den Jahren 2000 und 2009 nur kaum verändert hat (vgl. Stanat/
Rauch/Segeritz 2010: 219). Insgesamt sind „die sozialen Disparitäten zwischen zuge-
wanderten Familien und Familien ohne Migrationshintergrund […] im internationa-
len Vergleich besonders groß, und von der ersten zur zweiten Generation ist keine 
Verbesserung der Lage zu beobachten“ (Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 225).
Verschiedene Autoren sehen aufgrund von selektiver Zuwanderung nach Deutsch-
land den Zusammenhang von Migrationsstatus und Bildungserfolg als ‚Spezialfall‘ des 
Zusammenhangs von sozialer Herkunft  und Bildungschancen an, da sich der spezifi -
sche sozioökonomische Status von Migranten auf die Bildungsentscheidungen und die 
Schulleistungen der Kinder auswirkt (vgl. Kalter 2005: 326; Kristen 2006a,b; Beck/Jä-
pel/Becker 2010: 322; Becker/Beck 2011: 121). Über die soziale Herkunft  hinausge-
hende Nachteile von Migranten seien hauptsächlich durch einen Mangel an kulturel-
lem Kapital verursacht, d. h. die Nachteile sind neben dem Bildungsstand der Familien 
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und dem spezifi schen Vorwissen „vorwiegend mit noch vorhandenen Sprachproble-
men (und hier vorwiegend im Elternhaus) verbunden“ (Kalter 2005: 326; vgl. hierzu 
auch Baumert/Maaz 2012: 289; Stanat 2008). Somit ist zu konstatieren, dass der Mi-
grationshintergrund „an sich […] die Nachteile von Migrantenkindern im deutschen 
Bildungssystem nur kaum zu erklären vermag“ (Becker/Beck 2012: 138; vgl. auch Hel-
big 2010: 669), sondern diese maßgeblich aus einer ungleichen Verteilung von ökono-
mischem, kulturellem und sozialem Kapital resultieren.
1.2 Migrationssituatio n bzw. -biografi e
Wie im vorherigen Kapitel gesehen, kann sich die Bedeutsamkeit der bereits akku-
mulierten Kapitalien durch einen Migrationsakt verändern (vgl. z. B. Kristen 2004; 
Kristen/Granato 2004). Nachfolgend wird dargestellt, welchen Einfl uss die Migrati-
onssituation bzw. -biografi e auf die Bildungspartizipation von Schülern mit Migrati-
onshintergrund aus theoretischer Perspektive haben kann. 
Söhn (2011a: 43) benennt eine zeitweise oder dauerhaft e Trennung der Kinder von 
ihren Eltern als negativen Einfl ussfaktor auf Schulleistungen, da dies zu emotionalen 
Belastungen führen könne (vgl. ebd.). Weiter nennt sie die insbesondere „mit einer 
Fluchtmigration oft  verbundene Gewalterfahrung“ (ebd.: 164), die sich auf den phy-
sischen und psychischen Zustand und hierüber auf schulische Leistungen auswirken 
könne. Dies verweist auf die Aspekte von Freiwilligkeit und Akzeptanz der Migration 
(vgl. Herwartz-Emden 2003: 675),9 diese können für Zuwanderer sehr heterogen aus-
fallen. Deutlich wird dies etwa im Vergleich von Flucht- gegenüber Kettenmigranten 
(vgl. z. B. Treibel 1999: 20ff .; Han 2005: 12ff .). Letztere wandern im Normalfall freiwil-
lig, zumindest haben sie bereits Freunde und Familienmitglieder im Aufnahmeland. 
Die spezifi sche Migrationssituation geht auch einher mit der Bleibeabsicht der Zuge-
wanderten. Aus der jeweiligen Aufenthaltsperspektive ergeben sich verschiedene Mo-
tivationen, in die schulische Bildung der Kinder zu investieren (vgl. z. B. Becker 2011: 
16). Die Absicht in das Herkunft sland zurückzukehren oder eine unklare Bleibepers-
pektive führen zu geringeren oder ausbleibenden Investitionen in die Bildung der Kin-
der, auch weil die potentiell zu erwerbenden Bildungskenntnisse und -qualifi kationen 
nur bedingt in die Herkunft sgesellschaft  transferiert werden können (vgl. z. B. Alba/
Handl/Müller 1994; Büchel/Wagner 1996: 86; Granato/Kalter 2001; Steinbach/Nauck 
2004; Kalter 2005; Kalter/Granato 2002: 2). Nach Esser sinke bei einer Rückkehrorien-
tierung (bzw. einer unfreiwilligen bzw. temporären Migration) zudem die Motivation, 
die Unterrichtssprache des Aufnahmelandes zu erlernen (Esser 2006: 81).
Bekannt ist, dass Familien mit Migrationshintergrund eine etwas höhere Anzahl an 
Kindern haben als Familien ohne Migrationshintergrund (vgl. z. B. Statistisches Bun-
desamt 2011a: 240f.). Die Familiengröße und -struktur könne einen Einfl uss auf die 
9 Allerdings ist die Abgrenzung von Freiwilligkeit und Unfreiwillig von Migration nicht immer ein-
deutig und einfach (vgl. z. B. Treibel 1999: 20ff .), etwa wenn negative ökonomische, demographi-
sche oder ökologische Entwicklungen im Herkunft sland zu einer ‚freiwilligen‘ Ausreise führen (vgl. 
hierzu auch die Diskussionen um das klassische Migrationsmodell der Push- und Pull-Faktoren, 
z. B. Treibel 1999: 40ff .; Han 2005: 12ff .).
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Schulbildung haben, wenn eine höhere Kinderanzahl damit einherginge, dass Eltern 
weniger Zeit für das einzelne Kind hätten (vgl. Söhn 2008: 412). Das gleiche gilt, wenn 
Kindern nur ein (alleinerziehendes) Elternteil zur Verfügung steht (vgl. Söhn 2011a: 
155). Denn die Anzahl der Kinder und Elternteile im Haushalt geht einher mit der 
Auft eilung der (elterlichen) Ressourcen auf die Kinder. Neben der Zeit sind dies z. B. 
Aufmerksamkeit und Einkommen sowie der mögliche Unterstützungsumfang etwa bei 
schulischen Belangen (vgl. Becker 2011: 16; Boos-Nünning 2005).
Auch transnationale Migration bzw. transnationale Bildungsbiografi en können sich 
problematisch auf den Bildungserfolg auswirken. Unter Transnationalität bzw. trans-
nationaler Migration können mehrfache grenzüberschreitende Wanderungen verstan-
den werden (vgl. z. B. Pries 1997, 2001), z. B. wenn sich das Aufenthaltsland häufi g im 
Laufe des Erwerbslebens von Arbeitsmigranten verändert. Hiermit einher geht eine 
länderübergreifende Lebensführung sowie grenzüberschreitende (z. B. familiale, sozia-
le oder ökonomische) Verfl echtungen. Allerdings gehen Schätzungen nur von „einem 
Zehntel bis einem Drittel aller Migranten [aus], die als ‚transnational‘ bezeichnet wer-
den können, abhängig davon, welcher Maßstab an die Regelmäßigkeit und Intensi-
tät dieser Transaktionen gelegt wird“ (Faist/Fauser/Reisenauer 2011: 205). Somit er-
füllt nur eine Minderheit der Personen mit Migrationshintergrund die erforderliche 
Dichte und Kontinuität von grenzüberschreitenden Transaktionen, um als Transmi-
granten zu gelten (vgl. ebd.). Negative Konsequenzen des mehrfachen Hin- und Her-
pendelns zwischen verschiedenen Ländern (u. a. zwischen Herkunft s- und Aufnahme-
gesellschaft ) könnten für transnationale Schüler Klassenwiederholungen und fehlende 
Schulabschlüsse aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse sein (vgl. ebd.: 213f.). Zudem 
könnten Bildungsinvestitionen ausbleiben, wenn die Bleibeperspektiven unklar sei-
en, mit entsprechenden negativen Auswirkungen auf den Schulerfolg (vgl. ebd.: 214; 
Diehl 2002). Das gleiche könnte auch gelten, wenn Auslandsaufenthalte die Dauer der 
Schulferien übersteigen oder längere Aufenthalte das Erlernen der Unterrichtssprache 
negativ beeinfl ussen (vgl. Diehl 2002; Herwartz-Emden 2003; Müller/Stanat 2006).
Insgesamt wird eine längere Aufenthaltsdauer im Aufnahmeland als vorteilhaft  an-
gesehen, da hiermit auch mehr Zeit für den Zugang zur Sprache einhergeht (vgl. Es-
ser 2006: 81). Zudem gilt die Aufenthaltsdauer „als ein Maßstab für die Bindung an 
die Bundesrepublik Deutschland […] sowie für die Absicht, sich dauerhaft  niederzu-
lassen“ (Rolff  et al. 1996: 354). Die Aufenthaltsdauer ist jedoch mit dem Einreisealter 
konfundiert (vgl. Esser 2006: 306; auch Kapitel 1.2.2), insbesondere, wenn lediglich 
Informationen über Schüler, nicht jedoch über deren Eltern erfasst werden – wie dies 
insbesondere in der Schulstatistik der Fall ist.
Aufgrund ihrer besonderen Bildungsrelevanz werden nachfolgend mehrere Aspek-
te der Migrationssituation bzw. -biografi e hervorgehoben und vertieft : der Generatio-
nenstatus, das Alter des Zuzugs, das Geschlecht sowie der Rechtsstatus von Schülern. 
Die beiden erstgenannten Merkmale dienen häufi g der Überprüfung integrations- 
bzw. assimilationstheoretischer Annahmen, insbesondere mit Blick darauf, inwiefern 
sich Bildungsdisparitäten zwischen den Zuwanderergenerationen verringern (vgl. Se-
geritz/Stanat 2009; Gresch/Kristen 2011).
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1.2.1 Generationenstatus
Wie bereits zuvor angedeutet, bestehen nicht nur Unterschiede zwischen Migranten-
gruppen, sondern auch innerhalb der Gruppen (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 103). 
D. h. entscheidend ist nicht nur die jeweilige Herkunft  von und die Ressourcenaus-
stattung zwischen Migrantengruppen, sondern auch die Frage, welcher Generati-
on Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt oder einer bestimmten Herkunft s-
gruppe angehören, da Unterschiede zwischen den Zuwanderergenerationen bestehen 
können (vgl. Segeritz/Stanat 2009: 3; Gresch/Kristen 2011). Allgemein werden un-
ter Schülern mit Migrationshintergrund der 1. Generation diejenigen verstanden, die 
im Ausland geboren wurden und selbst – d. h. entweder allein oder mit ihren Eltern 
– zugewandert sind (vgl. Kemper 2010a: 318; von Below 2004: 197; Segeritz/Stanat 
2009; Gresch/Kristen 2011). Demgegenüber umfasst die 2. Generation in Deutsch-
land geborene Kinder und Jugendliche mit mindestens einem im Ausland geborenen 
und zugewanderten Elternteil (vgl. Kemper 2010a: 318; von Below 2004: 197; Sege-
ritz/Stanat 2009: 3; Gresch/Kristen 2011; Stanat/Edele 2011: 182). Der dritten Gene-
ration gehörten diejenigen an, die selbst und deren Eltern im Aufnahmeland gebo-
ren sind, deren Großeltern aber – oder zumindest ein Teil von ihnen – zugewandert 
sind (vgl. Kemper 2010a: 318f.; Stanat/Edele 2011: 182). Prinzipiell wäre es denkbar, 
weitere Generationen (vierte, fünft e, …) zu defi nieren, hiermit einher geht immer 
die Frage: „Wann hört ein Migrant auf ein Migrant zu sein?“ (Stanat/Segeritz 2009: 
145). Insbesondere aus forschungspraktischen Gründen wird bisher verstärkt auf die 
1. und die 2. Generation und nur gelegentlich maximal bis auf die 3. Generation re-
kurriert (vgl. hierzu z. B. Kemper 2010a: 318f.; Kristen/Dollmann 2012: 103).10 Aber 
auch aus historischen Gründen ergeben sich Einschränkungen bezogen auf den Ge-
nerationenstatus, da in Deutschland Zuwanderung erst seit der Gründung der Bun-
desrepublik als solche erfasst wird (vgl. ebd.). Zudem können die Antworten auf die 
Frage variieren, wie viele (Groß-)Elternteile im Ausland geboren sein müssen, um der 
(3. bzw.) 2. Generation anzugehören (vgl. Segeritz/Stanat 2009: 3f.). Z. T. werden Kin-
der der 2. Generation diff erenziert nach einem11 oder zwei im Ausland geborenen El-
ternteilen betrachtet (vgl. z. B. Segeritz/Walter/Stanat 2010). Festzuhalten bleibt jedoch 
auch, dass die große Mehrheit der Jugendlichen mit Migrationshintergrund der 2. Ge-
neration angehört (vgl. Baumert/Maaz 2012: 286) und somit nicht selbst zugewandert 
ist. Der wesentliche Unterschied zwischen der 1. und der 2. Generation (und nachfol-
genden Generationen) ist derjenige, dass die 1. Generation direkt von einer Migrati-
on bzw. Zuwanderung und deren Folgen betroff en ist, für nachfolgende Generationen 
ist dies lediglich indirekt der Fall (vgl. z. B. Kuhnke 2006: 10). Der Generationensta-
tus hat eine besondere Relevanz, um zu überprüfen, „ob sich eher Tendenzen einer 
Angleichung oder einer Verfestigung von Ungleichheiten ausmachen lassen“ (Kris-
ten/Dollmann 2012: 103). Bezogen auf den schulischen Bereich wird erfragt, ob sich 
10 Für die Generationen werden nachfolgend Ziff ern verwendet. Dies insbesondere, um die Genera-
tionen und später auch Dezimalgenerationen besser (d. h. kürzer und anschaulicher) und einheit-
lich darstellen zu können.
11 Hierbei handelt es sich i. d. R. um eine sogenannte ‚interethnische Partnerschaft ‘ (vgl. z. B. Segeritz/
Walter/Stanat 2010).
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bestehende Bildungsdisparitäten zwischen den Generationen verkleinern (vgl. Kem-
per 2010a: 318). Hiermit einher gehen verschiedene –  etwa assimilationstheoretische 
– Annahmen, die die Erwartung formulieren, dass sich die Ungleichheiten von Ein-
wanderern im Zeitverlauf aufl ösen (vgl. Alba/Handl/Müller 1994). Zu beachten ist 
hierbei, dass (strukturelle12) Assimilation nach Esser die Aufl ösung systematischer Un-
terschiede zwischen den Gruppen, jedoch keine Gleichheit der Individuen bedeutet 
(vgl. Esser 2001: 23). D. h. zwischen den Generationen erfolgt eine „Angleichung im 
Mittelwert zwischen den Gruppen bei bestimmten Eigenschaft en“ (Esser 2010: 278), 
wobei beliebige Varianzen möglich seien (vgl. ebd.: 279). Denn „gerade bei der ers-
ten Generation […] [sei] die Kontextabhängigkeit bestimmter Kapitalien eine nahelie-
gende Erklärung für ethnische Nachteile“ (Kalter/Granato/Kristen 2011: 265). Hierzu 
zählt insbesondere die kompetente Beherrschung der Verkehrssprache (vgl. Baumert/
Maaz 2012: 291). Siebert-Ott (2006: 147) führt als „klassisches, von der Sprachsozio-
logie beschriebenes Muster zum Sprachwechsel unter Migrationsbedingungen“ (ebd.) 
an, „dass nur im Sprachgebrauch der eingewanderten Generation selbst die Herkunft s-
sprache dominiere, dass hingegen im Sprachgebrauch der nachfolgenden Generation 
die Landessprache zur dominierenden Sprache werde“ (ebd.). Allerdings werde auch 
noch die Sprache des Herkunft slandes beibehalten (vgl. Esser 2006: 234), wobei die 
3. und nachfolgende Generationen vollständig zur Sprache des Aufnahmelandes über-
gingen (ebd.; Siebert-Ott 2006: 147). Als Ursache der Unterschiede wird u. a. ein frü-
herer und intensiverer Zugang zur Aufnahmegesellschaft  insbesondere im Vergleich 
zu Zuwanderern der 1. Generation ausgemacht (vgl. Esser 2006: 177). 
Die Zwangsläufi gkeit der Integration bzw. Assimilation wird allerdings von der 
‚Th eory of Segmented Assimilation‘ in Frage gestellt (vgl. hierzu z. B. Portes/Zhou 
1993; Portes/Rumbaut 2001; Zhou 1997; Kalter 2008: 14ff .; Segeritz/Walter/Stanat 
2010: 114ff .). Hiernach müsse eine Integration nicht zwangsläufi g linear in die Mit-
telschicht einer Gesellschaft  stattfi nden, sondern Zuwanderergruppen könnten in ver-
schiedene Segmente einer Gesellschaft  einmünden (vgl. auch Baumert/Maaz 2012: 
283). Dies könne z. B. auch die Unterschicht sein (‚downward assimilation‘; vgl. Por-
tes/Rumbaut 2001: 59), oder es fi nde eine „selektive Akkulturation“ statt (Dollmann/
Kristen 2010: 128; vgl. auch Friedrichs 2008: 381f.; Segeritz/Walter/Stanat 2010: 116). 
12 Esser unterscheidet vier Dimensionen der Assimilation: strukturelle, soziale, kulturelle und emo-
tionale Assimilation (vgl. Esser 2006, 2008). Kern sei die strukturelle Assimilation (vgl. Esser 2010: 
289), die eine kulturelle und soziale Angleichung zwischen den Generationen voraussetze (vgl. ebd.: 
293). Dies etwa hinsichtlich Ressourcenausstattung, Bildungsbeteiligung und -erfolg, oder der „Be-
herrschung der jeweiligen (Bildungs-)Sprache“ (ebd.: 289). Unter sozialer Assimilation wird z. B. 
„die Zunahme interethnischer Freundschaft en, Partnerschaft en und Eheschließungen“ verstanden 
(Baumert/Maaz 2012: 283). Kulturelle Assimilation beinhaltet u. a. „die kompetente Beherrschung 
der Verkehrssprache, […] auch die zunehmende Nutzung der Verkehrssprache als Familiensprache 
sowie die Teilhabe an kulturellen Praxen der Aufnahmegesellschaft “ (ebd.). Emotionale Assimilati-
on bedeutet, dass „die Zugehörigkeit zur Aufnahmegesellschaft  ein substanzieller Teil des Identität-
sentwurfes einer Person wird“ (ebd.).
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1.2.2 Zuzugsalter
Schüler mit Migrationshintergrund der 1. Generation wurden im Ausland geboren 
und sind alleine oder mit ihren Eltern nach Deut schland zugezogen. Das Zuzugsalter 
(bzw. synonym: das Einreise- oder Zuwanderungsalter) von Schülern wird von ver-
schiedenen Autoren als relevanter Einfl uss auf die Möglichkeiten des Erwerbs der Un-
terrichtssprache (bzw. der Sprache des Aufnahmelandes) sowie hinsichtlich des Bil-
dungserfolgs angeführt. Denn im Durchschnitt wirke sich ein späteres Zuzugsalter 
negativ auf den Erwerb der Zweitsprache aus (vgl. Söhn/Özcan 2005: 120f.), da „mit 
dem Einreisealter die Effi  zienz des Sprachlernens […] kleiner wird“ (Esser 2006: 81). 
Ein höheres Zuzugsalter geht u. U. mit einem späteren Kontakt zur deutschen Sprache 
einher. Insbesondere könne „als gesichert gelten, dass ein bestimmtes Lernergebnis 
mit höherem Alter nur mit stark zunehmendem Aufwand und bei einer besonders ho-
hen Motivation erreicht werden kann“ (Esser 2012: 142). Entsprechend führt ein hö-
heres Alter bei der Einreise zu ungünstigeren schulsprachlichen Voraussetzungen (vgl. 
Esser 2001). Nicht zuletzt Rumbaut (1997) sowie Stanat und Segeritz (2009) nehmen 
aus sprachpsychologischen Erwägungen an, dass für Schüler mit Migrationshinter-
grund der Spracherwerb mit steigendem Zuzugsalter schwieriger wird. Esser geht von 
einer Altersbegrenzung hinsichtlich der Effi  zienz des Spracherwerbs aus (vgl. Esser 
2006: 252), so dass ab einem bestimmten Alter ein abrupter Abfall „aus neuro-physio-
logischen Gründen der biologischen Veränderung des (Sprach-)Lernvermögens allge-
mein“ erfolge (ebd.: 253). Dies verweist auf die Critical-Period-Hypothese, die in ver-
schiedenen Varianten existiert (eine Übersicht fi ndet sich z. B. bei Esser 2006: 252ff ., 
2008: 209ff .). Es gibt verschiedene Varianten der Critical-Period-Hypothese, die auf 
verschiedenen Annahmen und Fragen basieren, etwa ob der Zusammenhang „empi-
risch linear ist oder nicht und wie er theoretisch zu erklären wäre“ (Esser 2008: 210). 
Jedoch gehen alle Varianten davon aus, „dass das Einreisealter einen negativen Eff ekt 
auf den (Zweit-)Spracherwerb habe“ (ebd.). Unabhängig von der Variante sei mit stei-
gendem Zuzugsalter ein höherer Aufwand (und eine besondere Motivation) erforder-
lich, um die Zweitsprache zu erlernen (Esser 2006: 544). Hiernach sei die Critical-
Period-Hypothese der erklärende Mechanismus der Wirkung des Zuzugsalters (Esser 
2006: 253), insbesondere auf den Erwerb der Sprache des Aufnahmelandes. Das Zu-
zugsalter stellt lediglich ein „(grobes und indirektes) Maß für die mit dem Lebensal-
ter abnehmende Plastizität des (Sprach-)Lernvermögens“ dar (ebd.: 87), um die sin-
kende Lerneffi  zienz auszugleichen sei ein erheblicher Mehraufwand erforderlich (vgl. 
ebd.). Neben einer höheren Lerneffi  zienz bietet ein „jüngeres Einwanderungsalter […] 
größere zeitliche Opportunitäten zum Erwerb der Landessprache, der sich wiederum 
positiv auf den schulischen Kompetenzerwerb auswirkt“ (Söhn 2008: 411; vgl. hierzu 
auch Baumert/Schümer 2001: 376ff .). Außerdem erlaubt ein Zuzug im Vorschulalter, 
in dem Aufnahmeland potentiell vorschulische Einrichtungen zu besuchen, was po-
sitive Folgen für den Spracherwerb hat (vgl. z. B. Söhn 2008: 411; Esser 1990: 137ff .). 
Entsprechend geht ein höheres Zuzugsalter mit schlechteren Bildungschancen einher 
(vgl. Baumert/Schümer 2001: 378; Esser 2006: 312; Müller/Stanat 2006: 240ff .), da der 
Zeitraum für den Erwerb von Deutsch (bis zum Ende der Schulzeit) zunehmend ge-
ringer wird und die Effi  zienz des Spracherwerbs sinkt (vgl. u. a. Esser 2008: 208). Die 
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Relevanz der Sprache zeigt sich nicht zuletzt darin, dass verschiedene Autoren einen 
engen Zusammenhang zwischen der Familiensprache und den Schulleistungen kon-
statieren (vgl. Stanat/Christensen 2006: 52ff .; Stanat/Rauch/Segeritz 2010). Insgesamt 
konnte gezeigt werden, dass sich ein erhöhtes Einreisealter sowohl auf die schulische 
Eingliederung im Allgemeinen (vgl. Söhn/Özcan 2005: 121) sowie im Speziellen auf 
schulische Leistungen (vgl. Baumert/Schümer 2001: 376ff .) und den Bildungserfolg 
auswirkt (vgl. Esser 2001).
Nachfolgend soll auf einen Sonderfall eingegangen werden, der mit der Höhe des 
Zuzugsalters einhergeht. Hierbei handelt es sich um sogenannte ‚Seiteneinsteiger‘ in 
das deutsche Schulsystem (vgl. z. B. Radtke 1996). D. h. Kinder und Jugendliche wan-
dern (alleine oder mit ihren Eltern) erst in einem schulbesuchsberechtigten bzw. 
-pfl ichtigen Alter ein. Sie stellen insofern einen Sonderfall dar, weil sie im Aufnahme-
land aus Altersgründen z. B. keine vorschulischen Fördermaßnahmen bzw. /-angebo-
te wahrnehmen können. Möglichkeiten zum Vorschulbesuch oder Maßnahmen vor-
schulischer Sprachförderung u. ä. erreichen Seiteneinsteiger nicht und können sich 
daher nicht kompensatorisch auswirken (vgl. Becker/Beck 2011: 133). Söhn und Öz-
can (2005: 120) stellen fest, dass für Seiteneinsteiger ein spezieller Förderbedarf be-
steht. Dies ist insofern besonders problematisch, da erst während der Schulzeit be-
ginnende Fördermaßnahmen – also solche, die für Seiteneinsteiger ausschließlich in 
Frage kommen – als nur wenig wirksam eingeschätzt werden (vgl. Becker/Beck 2011). 
Als besonders nachteilig wird ein Zuzug in einem Alter eingeschätzt, in dem bereits 
eine Schulform der Sekundarstufe I besucht wird (vgl. Söhn 2011a: 144). Für Seiten-
einsteiger bestehe ein Institutioneneff ekt derart, dass sie weit überwiegend Hauptschu-
len besuchten (ebd.; auch Söhn 2011b: 383f.; Herwartz-Emden/Ruhland 2006: 9). Ein 
Grund hierfür ist, dass Auff ang- und Vorbereitungsklassen für Seiteneinsteiger primär 
an Hauptschulen angesiedelt seien (vgl. Gomolla/Radtke 2007: 280; Herwartz-Emden/
Ruhland 2006: 9) und ein späterer Aufstieg aufgrund der geringen Durchlässigkeit des 
deutschen Schulsystems erschwert wird (vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung 
2006: 51f., 240; Bender-Szymanski/Kodron/Plath 2004: 13; Bellenberg 2012).
„Zudem haben ältere Seiteneinsteiger bis zum Schulabschluss insgesamt weniger Zeit, 
neben der Aneignung der deutschen Unterrichtssprache die im Heimatland nicht vor-
gesehenen Lerninhalte nachzuholen und gleichzeitig beim Erlernen des aktuellen Un-
terrichtsstoff s mitzuhalten. Schließlich kann die einsetzende Pubertät dazu beitragen, 
dass das eigene schulische Fortkommen anderen Interessen und Problemen unterge-
ordnet wird“ (Söhn 2008: 411; vgl. hierzu auch Söhn 2011a: 144).
Somit ist auch nicht verwunderlich, wenn Esser feststellt, dass die Dauer des Besuchs 
von Schulen im Herkunft sland die Chancen auf den Zugang der Sprache des Auf-
nahmelandes mindert (vgl. Esser 2006: 176f.). Hinzu kommt ein für Seiteneinsteiger 
potentiell erhöhtes Risiko auf statistische Diskriminierung13, die eher auft rete, wenn 
13 Unter statistischer Diskriminierung wird verstanden, dass Informationen über den Durchschnitt 
einer Gruppe ungeprüft  auf ein Individuum, das dieser Gruppe angehört, übertragen werden (vgl. 
Arrow 1973). Die Informationen könnten durchaus repräsentativ für die Gruppe sein, im Einzel-
fall seien diese jedoch fehlerhaft  und wirkten diskriminierend; somit könnten neben fehlenden In-
formationen in diesem Zusammenhang auch fehlerhaft e Informationen ausschlaggebend sein (vgl. 
Peucker 2012: 79f.).
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Informationsdefi zite über Schüler bestünden um ihre Fähigkeiten und Leistungen 
richtig einzuschätzen (vgl. Becker/Beck 2012: 140). Dies ist z. B. bei Lehrern der Fall, 
die Seiteneinsteiger beurteilen müssten ohne sie und ihre Leistungen über einen län-
geren Zeitraum kennengelernt zu haben (vgl. ebd.). Ebenso begünstigten „Spielräu-
me bei der Leistungsbeurteilung“ (ebd.) statistische Diskriminierungen, da diese „es 
den Lehrpersonen ermöglichen, leistungsfremde Kriterien einfl ießen zu lassen“ (ebd.).
1.2.3 Geschlecht
Mittlerweile zeigen sich verschiedene bildungsbezogene Vorteile für Mädchen im Ver-
gleich zu Jungen, etwa hinsichtlich verbaler Kompetenzen, Bildungsbeteiligung und 
Schulerfolg (einen Überblick bieten z. B. Stanat/Bergann 2010). Auch „an der Schnitt-
stelle von Migration und Geschlecht [werden] häufi g diff erenzielle Muster der Un-
gleichheit vermutet“ (Segeritz/Stanat/Walter 2010: 165). Angenommen wird, dass „bei 
männlichen Zuwanderern (einzelner Migrantengruppen) […] verschiedene Dimen-
sionen der Benachteiligung kumulieren [würden] und zu einer besonders ungünsti-
gen Bildungssituationen führen“ (ebd.; vgl. hierzu auch Bednarz-Braun/Heß-Meining 
2004, insbesondere Kapitel 8). Oder umgekehrt seien „die Vorteile von Mädchen in-
nerhalb der Migrantengruppen stärker ausgeprägt […] als in der Gruppe der Jugend-
lichen ohne Migrationshintergrund“ (Segeritz/Stanat/Walter 2010: 166). Nach Esser 
könnten verstärkte Bildungsdisparitäten auf „Unterschiede in der biografi schen Struk-
turierung […] und bestimmte Rollenmodelle“ (Esser 2006: 177) zurückzuführen sein, 
wie etwa „eine stärkere Konzentration auf den Privatbereich“ (ebd.). Becker wertet Bil-
dungsdisparitäten nach Geschlecht „als Herkunft sindikator für migrations- oder her-
kunft sbedingte Lebensplanung für die Kinder nach Geschlecht“ (Becker 2011: 18). 
Mehrere mögliche Ursachen werden benannt für größere geschlechtsspezifi sche Dis-
paritäten innerhalb der Gruppe von Schülern mit im Vergleich zu Schülern ohne Mi-
grationshintergrund: „Traditionelle Geschlechtsrollenorientierungen und Marginali-
sierungserfahrungen“ (Segeritz/Stanat/Walter 2010: 167) sowie der sozioökonomische 
Status seien insbesondere anzuführen (vgl. ebd.: 168). Traditionellere Geschlechtsrol-
lenorientierungen unter Zuwanderern seien insofern relevant und wirkten deshalb po-
sitiv auf den Bildungserfolg von Mädchen, da von diesen eher ein folgsames Verhalten 
erwartet würde als von Jungen (vgl. ebd.: 167). Zudem nähmen Mädchen potentiel-
le Marginalisierungen aufgrund einer stärkeren Einbindung in die Familie in geringe-
rem Maße wahr – demgegenüber würden Jungen auf Marginalisierungen und Stigma-
tisierungen eher resignativ reagieren (vgl. ebd.: 167f.). Eine weitere Annahme ist, dass 
bildungsbezogene Geschlechterdisparitäten in sozial benachteiligten Familien beson-
ders groß seien, da in diesen „stärker geschlechtsstereotype Sozialisationsbedingungen 
vorherrschen“ (ebd.: 168). Für Mädchen gingen hiermit höhere Leistungserwartungen 
einher, was sich positiv auf den Bildungserfolg auswirke (ebd.). Zudem unterschieden 
sich die Bildungsinvestitionen in Jungen und Mädchen in Abhängigkeit vom sozio-
ökonomischen Status – in niedrigeren sozialen Schichten würde eher in die Bildung 
der Töchter investiert, während Söhne eher den Beruf oder Betrieb der Eltern erbten, 
wofür geringere Bildungsinvestitionen erforderlich sind (vgl. Breen et al. 2012: 367). 
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Somit wäre eine Interaktion von sozioökonomischem Status und Migrationshinter-
grund zu erwarten, wonach sich die deutlichsten Unterschiede zwischen Mädchen und 
Jungen aus Zuwandererfamilien mit niedrigem sozialen Status zeigen, etwa hinsicht-
lich der schulischen Leistungen oder der Bildungsbeteiligung (vgl. Segeritz/Stanat/
Walter 2010: 170). Ein weiterer möglicher Interaktionseff ekt wird von Helbig ergänzt, 
wonach Nachbarschaft seff ekte eine stärkere Wirkung auf Jungen als auf Mädchen hät-
ten (vgl. Helbig 2010: 660f.). Auch werden disparate „bildungsbezogene Einstellungen 
und motivationale Merkmale“ genannt (Segeritz/Stanat/Walter 2010: 166). Z. B. seien 
Mädchen der Schule gegenüber positiver eingestellt (ebd.: 170), auch sei ihre Lernmo-
tivation höher (Stanat/Edele 2011: 187). Zudem falle die (auch geschlechtsspezifi sche) 
Bildungsaspiration bei Migranten höher aus; dies könne eine mögliche Reaktion auf – 
bzw. Antizipation von – Diskriminierung sein (vgl. z. B. Becker 2010; Stanat/Christen-
sen 2006; auch Nauck/Diefenbach 1997: 293). Aber auch der „Wunsch, sich aus einer 
patriarchalischen Haushaltsstruktur zu emanzipieren, ist häufi g ein starkes Bildungs-
motiv“ (Groh-Samberg et al. 2012: 205), ebenso wie das generelle Streben nach Auto-
nomie oder die Erweiterung von Handlungsspielräumen (vgl. Hummrich 2007). 
Gomolla und Radtke (2007) nehmen eine etwas andere Perspektive ein und argu-
mentieren, dass selbst dann, wenn keine Unterschiede in der Bildungsbeteiligung zwi-
schen den Geschlechtern bestünden oder Mädchen sogar gegenüber Jungen bessere 
Bildungsergebnisse erzielten, dies nicht als Chancengleichheit zwischen Mädchen und 
Jungen interpretiert werden müsse. Beispielsweise könnte die Wahl bestimmter schu-
lischer Fächer oder Schwerpunkte, oder die an die Schulzeit anknüpfende Wahl von 
Studienfächern bzw. der berufl ichen Bildung zu erheblichen geschlechtsspezifi schen 
Nachteilen von Mädchen gegenüber Jungen etwa hinsichtlich der zukünft igen sozialen 
Lage führen (vgl. Gomolla/Radtke 2007: 237f.).
1.2.4 Rechtsstatus 
Auch in der Bundesrepublik Deutschland bestehen erhebliche Unterschiede in dem 
Rechtsstatus von Zuwanderern (eine Übersicht bieten z. B. Renner 2005: 13ff .; Söhn 
2011a,b). Die rechtlichen Pole reichten nach Söhn von „undokumentierten oder ‚ille-
galen‘ Migrant(innen)“ (Söhn 2011a: 17) bis hin zu „eingebürgerten Migrant(innen)“ 
(ebd.). Nach Hoff meyer-Zlotnik und Warner (2009: 18) interessierten primär drei Ka-
tegorien: 1.) die der uneingeschränkten, 2.) die der eingeschränkten bzw. befristeten 
Aufenthaltserlaubnis sowie 3.) die der Flüchtlinge/ bzw. Asylsuchenden; zudem sei-
en die jeweiligen Rechte auf Erwerbsarbeit von Interesse (vgl. ebd.: 19).14 Die zentra-
le Frage, welche Relevanz der Rechtsstatus für den Bildungsweg hat, stellt sich nach 
Söhn (2011a: 19ff .) wie folgt: Inwiefern wirken sich Unterschiede im Rechtsstatus auf 
Bildungschancen und -erfolge von Zuwanderern bzw. deren Kinder aus, wenn an-
sonsten die Ausgangsbedingungen – d. h. die gesellschaft lichen und institutionellen 
14 Es existieren verschiedene Klassifi zierungen von Zuwanderergruppen. Z. B. nennen Stanat und Ede-
le vier Gruppen: 1.) Arbeitsmigranten; 2.) Flüchtlinge/Asylbewerber; 3.) (Spät-)Aussiedler; 4.) Zu-
wanderer aus EU-Staaten (vgl. Stanat/Edele 2011: 182f.). Söhn (2011a: 42f.) ergänzt diese um zwei 
weitere: 5.) undokumentierte Migranten sowie 6.) nachziehende Familienangehörige.
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Bedingungen – für Zuwanderer prinzipiell gleich seien? Der Rechtsstatus wirkt zum 
einen direkt (vgl. Söhn 2012: 182), etwa hinsichtlich der Aufenthaltserlaubnis und der 
Bleibeperspektiven. Z. B. könne im Fall von illegal Zugewanderten das Recht auf Bil-
dung aus Angst vor Abschiebung ungenutzt bleiben (vgl. auch Hormel 2010: 176f.). 
Zum anderen gebe es auch einen indirekten Einfl uss des Rechtsstatus, der über staat-
liche (Unterstützungs-)Leistungen (vgl. Söhn 2012: 182f.) sowie „über den Grad der 
sozialrechtlichen Gleichstellung und die ökonomische Teilhabemöglichkeit der El-
tern“ wirkt (Ramirez-Rodriguez/Dohmen 2010: 304). D. h. sowohl der aufenthalts- als 
auch der arbeitsrechtliche Status können die außerschulische Lebenssituation und den 
Schulerfolg von Schülern beeinfl ussen (vgl. ebd.; Söhn 2012: 168). Insgesamt unter-
scheidet Söhn zwischen „exkludierenden, neutralen und unterstützenden staatlichen 
Inkorporationsmodi“ (Söhn 2012: 168). Es bestehen unterschiedliche rechtliche, so-
zioökonomische und kulturelle Einreisekriterien (vgl. ebd.), die mit verschiedenen 
Konsequenzen für den Rechtsstatus verknüpft  sind. Hiermit gehen erhebliche Unter-
schiede u. a. hinsichtlich der Bleibesicherheit sowie den sozialen und ökonomischen 
Rechten einher, die sich wiederum z. B. auf den Schulerfolg von Kindern mit Migra-
tionshintergrund auswirken (vgl. ebd.). Insbesondere Asylsuchende und Flüchtlinge 
stellten „eine bleibe-, arbeits- und sozialrechtlich benachteiligte und stigmatisierte Mi-
grantengruppe [dar], deren staatlich mitverantworteten außerschulischen Lebensum-
stände die Integrationsanstrengungen innerhalb von Schulen […] unterminieren kön-
nen“ (ebd.: 183). „Ausländer(innen) mit prekärem Rechtsstatus“ (Söhn 2011a: 121) 
arbeiteten – sofern sie rechtlich überhaupt arbeiten dürfen – „zumeist in unattraktiven 
Jobs mit schlechter Bezahlung in ungesicherten, oft  gesundheitsgefährdenden Arbeits-
verhältnissen für Ungelernte“ (ebd.; vgl. hierzu auch Flam 2007: 157ff .). Ein unsiche-
rer Aufenthaltsstatus, der für Zugewanderte keine langfristige Perspektive ermöglicht, 
führt zu einem sinkenden Interesse an Bildungsabschlüssen (vgl. Diefenbach 2004), 
zudem lohnen sich Bildungsinvestitionen nicht, da potentiell erwerbbare Bildungs-
zertifi kate im Herkunft sland nicht verwertet werden können (vgl. Diefenbach 2002a, 
2007). Söhn verweist darauf, dass diese Eff ekte des Rechtsstatus auf Bildungschancen 
„politisch unintendiert“ seien (Söhn 2011a: 40); bzw. umgekehrt könnten mit dem 
Rechtsstatus einhergehende Maßnahmen der Integration und der rechtlichen Gleich-
stellung Bildungsrisiken von Migranten reduzieren (vgl. Söhn 2012).
1.2.5 Empirische Befunde
Nachfolgend sollen empirische Ergebnisse zum Einfl uss der jeweiligen Migrations-
situation bzw. -biografi e dargestellt werden. Es existieren Hinweise darauf, dass eine 
zunehmende Familiengröße einen negativen Einfl uss auf Bildung hat. Boos-Nünning 
(2005) zeigt auf, dass durch eine größere Anzahl an Geschwistern das Armutsrisiko 
ansteigt, da die verfügbaren Ressourcen durch eine höhere Personenzahl geteilt wer-
den müssten (vgl. ebd.: 165). Einen statistisch signifi kanten Einfl uss konstatiert Söhn 
(2008: 422), da eine Anzahl von mindestens zwei Geschwistern (bzw. drei Kindern) 
die Chance, maximal einen Hauptschulabschluss zu erreichen, negativ beeinfl uss-
ten. Für Migranten konstatieren Nauck, Diefenbach und Petri (1998) einen negativen 
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Einfl uss der Anzahl der Kinder auf das Erreichen des Abiturs, Kristen (2008b: 241ff .) 
stellt einen negativen Einfl uss der Familiengröße auf die Leseleistung der Kinder fest.
Verschiedene Studien haben empirisch aufgezeigt, dass das Einreisealter bezogen 
auf die Bildungsergebnisse von Schülern ein besonders bedeutsames Merkmal (der 
Migrationssituation) darstellt (vgl. z. B. Esser 2006; Müller/Stanat 2006; Kristen 2008b; 
Becker 2011: 14ff .; Esser 2012: 141). Empirisch festgestellt wurde: „Bildungserfolge 
werden mit zunehmendem Einreisealter unwahrscheinlicher“ (Becker 2011: 15), das 
gleiche gilt für „gute Notendurchschnitte sowie eine Empfehlung für weiterführende 
Schulen und den Übergang ins Gymnasium“ (ebd.: 15f.; vgl. hierzu auch Nauck/Die-
fenbach/Petri 1998). Gezeigt werden konnte, dass sich ein erhöhtes Einreisealter ne-
gativ etwa auf schulische Leistungen (vgl. Baumert/Schümer 2001: 376ff .), die schu-
lische Eingliederung (vgl. Söhn/Özcan 2005: 121) sowie den Spracherwerb und den 
Bildungserfolg auswirkt (vgl. Esser 2001, 2006). Insbesondere ein Seiteneinstieg in 
das deutsche Schulsystem hat einen negativen Einfl uss auf die Kompetenzentwick-
lung (vgl. Walter 2008a: 166). Dies zeigen auch Auswertungen von Kristen, die auf 
IGLU-Daten basieren. Unterschiede bestehen bereits in den schulischen Leistungen 
zwischen in Deutschland geborenen Kindern und solchen, die im Vorschulalter zu-
gezogen sind; erheblich stärkere negative Abweichungen sind für Kinder zu konstatie-
ren, die im Grundschulalter zugezogen sind (vgl. Kristen 2008b: 240ff .). Auch konn-
te gezeigt werden, „dass Jugendliche, die während der Sekundarstufe I eingewandert 
sind, [nur] geringe Chancen haben, im deutschen Schulsystem mehr als den Haupt-
schulabschluss zu erlangen“ (Söhn 2008: 419). Hinzu kommt, dass sich aufwendige 
Maßnahmen während der Schulzeit empirisch als nur wenig wirkmächtig eingeschätzt 
werden (vgl. Becker/Beck 2011) – für Seiteneinsteiger kommen nur solche Maßnah-
men in Frage. Bereits diese Ergebnisse tangieren die Frage, ob ein linearer Zusam-
menhang zwischen Zuzugsalter und Schulergebnissen besteht, oder ob erst mit einem 
bestimmten Zuzugsalter schulische Nachteile einhergehen. Nach Boos-Nünning und 
KarakaŞoğlu (2006: 176; 222f.) ist von einer erschwerten schulischen Eingliederung 
und von schlechteren Kenntnissen der Zweitsprache auszugehen, wenn die Einreise 
erst nach dem 13. Lebensjahr erfolgt. Ähnliche Ergebnisse fi nden sich bei Esser, der 
etwa einen stark negativen Zusammenhang zwischen einem höheren Zuzugsalter auf 
den Erwerb der Zweitsprache, auf die Leseleistungen und die Schrift sprachkompetenz 
feststellt (vgl. Esser 2006: 311ff .; Esser 2008: 215). Für Schüler mit einem Zuzugsal-
ter von mehr als zwölf Jahren zeigen sich in multivariaten Modellen erhebliche Nach-
teile hinsichtlich der Leseleistung (vgl. Esser 2006: 314). Der Erwerb der Sprache des 
Aufnahmelandes verläuft  bis zu einem Alter von sechs Jahren relativ unproblematisch 
(vgl. Esser 2008); bivariat nehmen die Sprachkompetenzen leicht mit einem Einreise-
alter von über sechs Jahren und danach insbesondere ab 13 Jahren ab, multivariat ist 
eine Abnahme der Sprachkompetenzen insbesondere ab einem Zuzugsalter von min-
destens 13 Jahren festzustellen (vgl. Esser 2006: 106). Dies führt ihn zu den Schlussfol-
gerungen: „der Abfall im L2-Erwerb beginnt spätestens mit der Pubertät und ist nicht 
reversibel“ (Esser 2006: 106), somit beginnt die ‚kritische Periode‘ etwa ab dem 13. Le-
bensjahr, die ab diesem Alter kaum noch zu kompensieren sei (vgl. Esser 2008, u. a.: 
203). Somit scheint kein linearer Zusammenhang für den Einfl uss des Zuzugsalters zu 
bestehen, sondern die nichtlineare, abgemilderte Form der Critical-Period-Hypothese 
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sei „der derzeitige Stand der Dinge“ (Esser 2008: 263). Für die USA wurde allerdings 
auch festgestellt, dass das Einreisealter von Zuwanderern keinen Einfl uss hat, wenn 
die Sprache des Aufnahmelandes der Sprache des Herkunft slandes entspricht (vgl. Es-
ser 2006: 107). Sollte dieses Ergebnis auf Deutschland übertragbar sein, so sollten sich 
für deutschsprachige Zuwanderer (z. B. aus Österreich, der Schweiz oder als Spätaus-
siedler aus verschiedenen Herkunft sländern) auch im fortgeschrittenen Alter keine 
sprachbedingten Nachteile im Bildungsbereich feststellen lassen.
Zwar sind das Einreisealter und der Generationenstatus stark miteinander kor-
reliert (vgl. Esser 2008: 213), dennoch ist ein eigenständiger Einfl uss des Generatio-
nenstatus gegeben, der auch nach Kontrolle des Zuzugsalters besteht (vgl. Esser 2006: 
178). Daher werden ergänzende Ergebnisse nach Generationenstatus der Schüler an-
geführt. Für die 2. Generation ergeben sich nach Baumert und Maaz (2012) Unter-
schiede in der sozialen Herkunft , der Verwendung von Deutsch als Verkehrssprache 
sowie im Bildungsniveau im Vergleich zur Bevölkerung ohne Migrationshintergrund. 
Diese fallen für die 1. Generation noch deutlicher aus (vgl. ebd.). Als zentrale Hür-
de für Bildungsnachteile wird die Verkehrssprache angesehen (vgl. ebd.), nach Esser 
ist „über die Generationen hinweg […] die sprachliche Assimilation nach wie vor der 
empirische Regelfall“ (Esser 2012: 148). Denn die 2. Generation mache – nicht nur im 
L2-Erwerb – einen Assimilations-Sprung (vgl. Esser 2006: 178). Dies wird durch wei-
tere Befunde bestätigt, etwa dass die 2. Generation deutlich häufi ger zumindest ei-
nen mittleren Abschluss als die 1. Generation erreicht (vgl. Haug/Stichs 2011). Auch 
werden niedrigere Schulformen wie die Hauptschule von der 2. Generation seltener 
besucht und die Lesekompetenz fällt etwas höher aus (vgl. Baumert/Maaz 2012: 288, 
292; Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 220).
Frühere PISA-Ergebnisse wiesen darauf hin, dass die 2. Generation schlechter ab-
schneidet als die 1. Generation (vgl. z. B. Ramm et al. 2004: 257; Ramm et al. 2005: 
282; Stanat/Christensen 2006, z. B.: 38; Walter/Taskinen 2007; Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2008: 85, 268). Dieses Ergebnis wird selbst in jüngeren Studien 
rezipiert (vgl. z. B. Gogolin 2008: 45). Das konträre Ergebnis basiert auf Kompositions-
eff ekten (vgl. Walter 2008a), d. h. die Zusammensetzung der Schülergenerationen nach 
der jeweiligen Herkunft  blieb unberücksichtigt (vgl. ebd.). Die 1. Generation wurde 
vorwiegend von Schülern mit einer ex-sowjetischen oder osteuropäischen Herkunft  
gebildet, während die 2. Generation überwiegend Nachfahren von Arbeitsmigranten – 
insbesondere aus der Türkei – waren, die erheblich niedrigere Kompetenzniveaus auf-
wiesen (vgl. z. B. Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 201). In neueren PISA-Ergebnissen wird 
verstärkt die Herkunft  berücksichtigt. Weit überwiegend zeigt sich, dass Schüler ei-
ner bestimmten Herkunft sgruppe in der 2. gegenüber denen der 1. Generation besse-
re Ergebnisse erzielen (vgl. z. B. Walter 2008a; Walter/Taskinen 2008a; Segeritz/Walter/
Stanat 2010). Dies verweist darauf, dass sowohl der Generationenstatus als auch das 
Herkunft sland von Schülern berücksichtigt werden muss (vgl. Walter/Taskinen 2008a: 
201; Stanat/Segeritz 2009: 147; Gresch/Kristen 2011: 222). Denn erst über eine „Ver-
knüpfung von Herkunft  und Generationenstatus […] lassen sich diff erenzielle Mus-
ter innerhalb der [Migranten-]Gruppen aufdecken. So bleiben für die erste Generati-
on teilweise auch nach Berücksichtigung der sozialen Herkunft  Nachteile bestehen, die 
sich in der zweiten Generation in Vorteile gegenüber der deutschen Referenzgruppe 
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umkehren“ (Gresch/Kristen 2011: 222). Sei keine Verknüpfung realisierbar, können 
verzerrte Ergebnisse oder Fehlschlüsse die Folge sein, die aus einer unzureichenden 
Diff erenzierung des Generationenstatus nach Zuwanderungsgruppen resultieren (vgl. 
ebd.). Einzelne Studien konnten bereits nach Generationenstatus und Herkunft sgrup-
pen verknüpft e Ergebnisse ausweisen. Hierdurch kann auch geprüft  werden, ob Inte-
grationsprozesse für spezifi sche Gruppen verschieden verlaufen (vgl. Gresch/Kristen 
2011: 212f.; Esser 2008; Segeritz/Walter/Stanat 2010). Von Below (2004) stellt einen 
höheren Schulerfolg für italienische und türkische Zuwanderer in der 2. im Vergleich 
zur 1. Generation fest. Für mehrere Herkunft sländer erzielen Haug und Stichs (2011: 
6) ähnliche Ergebnisse, wenigstens mittlere Abschlüsse werden in der 2. Generation 
häufi ger als in der 1. erreicht. Esser (2006: 178ff .) konstatiert für verschiedene Migran-
tengruppen einen sich auf Sprache und weitere Indikatoren beziehenden „Assimila-
tions-Sprung“ zwischen 1. und 2. Generation, der jedoch je nach gruppenspezifi scher 
Ausgangssituation unterschiedlich ausfällt (vgl. ebd.: 196f.; vgl. auch Segeritz/Walter/
Stanat 2010: 126). Die z. T. auch in der 2. Generation bestehenden Disparitäten gegen-
über Schülern ohne Migrationshintergrund sind weitestgehend auf sozioökonomische 
Unterschiede zurückzuführen (vgl. Kalter/Granato/Kristen 2011).
Zwar bestehen Disparitäten zwischen verschiedenen Herkunft sgruppen, diese ha-
ben jedoch gemeinsam, dass sie in der 2. Generation i. d. R. bessere Kompetenzen so-
wie einen höheren Gymnasialbesuch als die 1. Generation aufweisen (vgl. Segeritz/
Walter/Stanat 2010: 127ff .). Schüler mit polnischem und ex-sowjetischem Migrations-
hintergrund schneiden in der 2. Generation erheblich besser ab als in der 1. Genera-
tion. Für türkische Migranten ist dies nur in wesentlich abgeschwächter Form der Fall 
(vgl. ebd; Baumert/Maaz 2012). Für sie wird z. T. eine „tendentielle Abwärtsassimila-
tion in der zweiten Generation“ konstatiert (Baumert/Maaz 2012: 298), die aus einer 
unzureichenden Beherrschung der Verkehrssprache resultiert (vgl. ebd.). Nach Stanat 
u. a. sind in der 2. Generation für die meisten Herkunft sgruppen gegenüber Einheimi-
schen keine Unterschiede in der Lesekompetenz auszumachen, wenn u. a. der sozio-
ökonomische Status, der Sprachgebrauch und das Bildungsniveau der Eltern kontrol-
liert wird – eine Ausnahme bilden lediglich türkische Schüler der 2. Generation (vgl. 
Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 222ff .). 
Nach Kristen und Dollmann (2012: 103) kann in wenigen und meist kleineren 
Studien auch die 3. Generation ausgewiesen werden. Gezeigt werden kann, dass in der 
Generationenfolge die Bildungsungleichheiten geringer werden. Anhand von IGLU-
Daten wurde festgestellt, dass für die 3. Generation keine Unterschiede zu Schülern 
ohne Migrationshintergrund in der Leseleistung erkennbar sind (vgl. Kristen 2008b: 
240). Zudem resultieren erhebliche Unterschiede daraus, ob „eines oder beide Eltern-
teile im Ausland geboren sind“ (ebd.: 247). Der Einfl uss der Anzahl der im Ausland 
geborenen Elternteile auf die Lesekompetenz wird von Helbig für die 2. Generation 
bestätigt (vgl. Helbig 2010: 666ff .). Ein weiteres Ergebnis für die 3. Generation ist, dass 
sich die familialen Praktiken nicht mehr im Vergleich zu Familien ohne Migrations-
hintergrund unterscheiden, während in Familien der 1. oder 2. Generation seltener 
bildungsrelevante Tätigkeiten durchgeführt werden (vgl. Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2012: 49). 
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Wird der Generationenstatus weiter mit dem Zuzugsalter kombiniert, zeigt sich, 
dass Seiteneinsteiger der 1. Generation (in der Studie: der im Alter von mindestens 
sechs Jahren Zugezogenen) hinsichtlich ihrer Kompetenzen erheblich benachteiligt 
sind (vgl. Segeritz/Walter/Stanat 2010: 131f.). Die 1,5. Generation (dort: die im Alter 
von unter sechs Jahren Zugezogenen) weist ähnliche Nachteile bzw. annähernd gleich 
hohe Kompetenzen wie die 2. Generation auf (vgl. ebd.).15 Auch diese Unterschiede 
(nach Herkunft sgruppe und Generationenstatus) lassen sich weitgehend auf die fami-
liären Lebensbedingungen zurückführen – für türkische Schüler bleiben jedoch erheb-
liche Disparitäten bestehen (vgl. ebd.). Bezogen auf den Gymnasialbesuch sind für die 
1,5. und die 2. Generation aus der ehemaligen UdSSR und aus Polen höhere Chancen 
auf den Besuch von Gymnasien als für Schüler ohne Migrationshintergrund festzustel-
len, für türkische Schüler ergeben sich erneut erhebliche Nachteile (vgl. Segeritz/Wal-
ter/Stanat 2010: 129f.).
Weiter sollen Ergebnisse nach Geschlecht der Schüler dargestellt werden. Es exis-
tieren zwar einige Studien, die entweder nach Geschlecht oder Migrationshintergrund 
von Schülern diff erenzieren. Allerdings liegen nicht immer systematische Analysen 
nach Geschlecht und Migrationshintergrund vor. Daher werden sowohl allgemeine 
Ergebnisse nach Geschlecht berichtet (die möglicherweise auch auf Schüler mit Mi-
grationshintergrund zutreff en). Soweit möglich, werden spezifi sche Ergebnisse be-
richtet, die sowohl den Migrationshintergrund als auch das Geschlecht von Schülern 
berücksichtigen. Studien zeigen, dass Mädchen eine höhere Bildungsbeteiligung auf-
weisen, sie sind z. B. an Gymnasien überrepräsentiert (vgl. Faulstich-Wieland 2008; 
Stanat/Bergann 2010). Entsprechend sind Jungen an Haupt- und Förderschulen er-
heblich überrepräsentiert (vgl. z. B. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 
72, 253; Siegert 2008: 29ff .; Faulstich-Wieland 2008). An Förderschulen sind auslän-
dische Schüler gegenüber Deutschen insgesamt überrepräsentiert; allerdings variieren 
die Besuchsanteile erheblich nach Staatsangehörigkeit und Förderschwerpunkt (vgl. 
z. B. Weishaupt/Kemper 2009; Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 72, 253; 
Kemper/Weishaupt 2011). Bekannt ist auch, dass Jungen gegenüber Mädchen an För-
derschulen überrepräsentiert sind, im Schwerpunkt Lernen bilden Jungen zwei Drit-
tel der Schülerschaft  (vgl. Faulstich-Wieland 2008: 677). Aus den Einzelbefunden zur 
Überrepräsentation von Schülerinnen und Schülern an Förderschulen nach den Merk-
malen Staatsangehörigkeit und Geschlecht dürft e folgen, dass an dieser Schulform be-
sonders männliche Schüler mit Migrationshintergrund überrepräsentiert sind. Ent-
sprechende Befunde, die einen diff erenzierten Migrationshintergrund kombiniert mit 
dem Geschlecht berücksichtigen, stehen noch aus.
Der Befund wonach Mädchen höhere Schulabschlüsse als Jungen erreichen, lässt 
sich auch nach weitergehender Diff erenzierung nach deutscher und nichtdeutscher 
Staatsangehörigkeit aufrecht erhalten (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2010: 91f., 270). Hiermit einher geht, dass (deutsche und nichtdeutsche) Mädchen ins-
gesamt seltener die Schule ohne Hauptschulabschluss verlassen (vgl. ebd.). Jungen sind 
– unabhängig davon, ob mit oder ohne Migrationshintergrund – unter Sitzenbleibern 
15 Als Ausnahme sind lediglich Migranten aus der ehemaligen Sowjetunion zu nennen, die in der 
2. Generation keine sowie in der 1,5. Generation nur geringe Unterschiede gegenüber Schülern 
ohne Migrationshintergrund aufweisen (vgl. Segeritz et al. 2010: 131f.).
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überrepräsentiert (vgl. Krohne/Meier/Tillmann 2004). Mädchen verfügen zudem über 
bessere verbale Kompetenzen (vgl. Stanat/Bergann 2010: 517f.). In verschiedenen Stu-
dien sind für Mädchen bessere Leseleistungen zu konstatieren, während ihre Mathe-
matikleistungen schlechter als für Jungen ausfallen – diese Ergebnisse sind über einen 
Zeitraum von etwa zehn Jahren stabil geblieben (vgl. z. B. Esser 2006: 320ff .; Klieme et 
al. 2010: 281; Naumann et al. 2010: 52ff .). Auch wenn Geschlechterdisparitäten nach 
spezifi schen Herkunft sgruppen ausdiff erenziert analysiert werden, erreichen Mädchen 
eine höhere Bildungsbeteiligung als Jungen, erstere erreichen zudem mindestens so 
häufi g Mittlere Schulabschlüsse wie letztere (vgl. Bednarz-Braun/Heß-Meining 2004: 
Kapitel 8; Haug/Stichs 2011: 6). Nach Herkunft sländern und Geschlecht bestehen er-
hebliche Diff erenzen, insbesondere Mädchen der 2. Generation holen hinsichtlich 
mittlerer und hoher Schulabschlüsse stärker gegenüber der 1. Generation auf, als dies 
bei Jungen der Fall ist (vgl. Haug/Stichs 2011: 6). Dieses Ergebnis wird von Riphahn 
und Serfl ing für Migranten insgesamt der 2. Generation (ohne weitere Ausdiff eren-
zierung nach Herkunft ) bestätigt: Frauen mit Migrationshintergrund der 2. Generati-
on erreichen deutlich häufi ger die Hochschulreife als Männer, dieser geschlechtsspezi-
fi sche Unterschied fällt für Personen ohne Migrationshintergrund erheblich geringer 
aus (vgl. Riphahn/Serfl ing 2002: 237ff .). In multivariaten Modellen konnten jedoch 
nur bedingt signifi kante Vorteile für Frauen festgestellt werden (vgl. ebd.).
Nach Herkunft  und Geschlecht diff erenzierende Auswertungen zeigen, dass sich 
geschlechtsspezifi sche Diff erenzen weitestgehend für Schüler mit türkischem Migra-
tionshintergrund bestätigen – türkische Mädchen weisen z. B. bessere Lesekompeten-
zen auf, erhalten stärkere elterliche Unterstützung bei Hausaufgaben und haben eine 
positivere Einstellung zur Schule als Jungen (vgl. Segeritz/Stanat/Walter 2010: 174ff .). 
Weniger deutlich fallen die Ergebnisse für Schüler mit ex-sowjetischem Migrations-
hintergrund aus, für Schüler mit polnischem Migrationshintergrund sind geschlechts-
spezifi sche Unterschiede nur bedingt gegeben (vgl. ebd.). 
Somit bleibt festzuhalten, dass „Migrationshintergrund und Geschlecht deutlich 
weniger erklärungsmächtige Variablen als etwa der Bildungshintergrund der Eltern“ 
sind (ebd.: 179). Denn „viele der Faktoren, die zu Herkunft sdisparitäten führen, [vari-
ieren] innerhalb von Familien kaum nach Geschlecht“ (Breen et al. 2012: 368). Auch 
wenn Geschlechter- sowie Herkunft sdisparitäten insgesamt abgenommen haben, sind 
„dennoch geschlechtstypische Herkunft sdisparitäten unverändert [ge]blieben“ (ebd.). 
Nach Breen u. a. verweisen Unterschiede nach Herkunft  auf „Unterschiede zwischen 
Familien“ (ebd.), Disparitäten nach Geschlecht spiegelten Unterschiede „innerhalb 
von Familien“ wider (ebd.): Söhne und Töchter würden z. B. unterschiedlich behandelt 
oder in ihre Bildung ungleich investiert (vgl. ebd.). 
Relativ wenige Studien haben bislang systematisch den Einfl uss des Rechtsstatus 
auf Bildungschancen untersucht. Exemplarisch konnte für Kinder von (Spät-)Aussied-
lern belegt werden, dass die Verbindung von Integrationsmaßnahmen mit einer recht-
lichen Gleichstellung für Zuwanderergruppen das Risiko reduziert, in Deutschland 
die Schule nur mit einem niedrigen Abschluss zu verlassen (vgl. Söhn 2008, 2011b, 
2012): Spätaussiedler weisen gegenüber Kindern von anderen Migrantengruppen ein 
erheblich geringeres Risiko auf, maximal einen Hauptschulabschluss zu erlangen (vgl. 
Söhn 2012). Ein privilegierter Rechtsstatus mildert im Zusammenhang mit Migration 
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bestehende Bildungsrisiken ab (vgl. Söhn 2011b, 2012), da mit der unmittelbaren Ver-
leihung der deutschen Staatsangehörigkeit an Spätaussiedler Bleiberechte und -sicher-
heit sowie Unterstützungsleistungen wie Sprachförderung einhergingen (vgl. ebd.). 
Umgekehrt haben sich erhebliche Bildungsnachteile z. B. für Zuwanderer aus dem ehe-
maligen Jugoslawien gezeigt, die als Bürgerkriegsfl üchtlinge lediglich einen prekären 
Rechtsstatus aufweisen (vgl. Söhn 2012). Der Einfl uss des Rechtsstatus wird als signi-
fi kant eingeschätzt, die „Größe des festgestellten Eff ekts des Rechtsstatus auf Bildungs-
chancen [sei] in etwa vergleichbar mit den klassischen Stadt-Land-Disparitäten oder 
den relativen Nachteilen von Schüler(inne)n aus kinderreichen Familien“ (Söhn 2011a: 
291). Konkret bedeutet dies für Migranten einen Anteil des Rechtsstatus von bis zu 
3 % an aufgeklärter Varianz, mindestens einen Mittleren Abschluss zu erlangen (vgl. 
Söhn 2011a: 244ff ., 2012: 178ff .).
1.3 Institutionelle Bedingungen und institutionelle 
Diskriminierung
Zunächst werden allgemeine institutionelle Bedingungen angeführt, die zu Bild ungs-
disparitäten zwischen Schülern mit und ohne Migrationshintergrund führen können. 
Hieran anschließend wird das Konzept der institutionellen Diskriminierung von Go-
molla und Radtke (2007) dargestellt, bevor auf zentrale ausgewählte empirische Be-
funde eingegangen wird.
1.3.1 Darstellung institutioneller Erklärungsansätze
Es sind verschiedene institutionelle Bedingungen anzuführen, die zu schulischen 
Nachteilen von Migranten führen können. Z. B. wirkt sich ein unzureichend ausgebau-
tes Angebot an vorschulischen Einrichtungen (vgl. Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2012: 53ff .) insbesondere für Kinder mit Migrationshintergrund benachteili-
gend aus. Denn diese Kinder profi tieren besonders von vorschulischer Betreuung (vgl. 
Becker/Lauterbach 2004b). Mit der Dauer des Besuchs dieser Einrichtungen steige die 
Schulfähigkeit dieser Kinder an und sprachliche Defi zite verringerten sich stark bzw. 
wirkten sich erheblich auf die kognitiven Fähigkeiten aus (vgl. Becker/Biedinger 2006; 
auch z. B. Esser 2006: 354). Entsprechend führt der Besuch vorschulischer Bildungs-
einrichtungen zu höheren Chancen des Gymnasialbesuchs (vgl. z. B. Becker/Tremel 
2011: 64ff .).
In den Ländern werden unterschiedliche und uneinheitliche vorschulische Sprach-
tests eingesetzt (vgl. Hormel 2010: 183). Dies hat unterschiedliche Konsequenzen für 
die getesteten Kinder: Je nach Institutionalisierungsgrad von vorschulischer Sprach-
förderung bestehen Unterschiede darin, inwiefern Kinder bei Förderbedarf z. B. eine 
Sprachförderung erhalten, oder ob bestehende Probleme lediglich an die Familien zu-
rückgewiesen werden oder gar der Selektion dienen (vgl. ebd.).
Für den schulischen Bereich ist festzuhalten, dass gesellschaft liche und „struktu-
relle[ ] Vorgaben […] im Bildungssystem institutionalisiert sind“ (Sieber 2007: 285, 
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vgl. auch: 290; Fend 2009: 55ff .). Dem Bildungssystem komme „die formale Aufga-
be der Zertifi zierung“ (Sieber 2007: 285) aufgrund von Leistungskriterien zu. Schul-
klassen sind i. d. R. zwar alters-, aber nicht leistungshomogen, weswegen es zu Sys-
tem- bzw. Leistungsdiff erenzierungen kommt (vgl. ebd.: 285, 290ff .). Die Ursachen für 
Selektion seien somit in Unterscheidungen zu suchen, die vom System getroff en wer-
den (vgl. ebd.). 
Ramirez-Rodriguez und Dohmen (2010: 306) nennen die „Komplexität des deut-
schen Bildungssystems“ als „Hinweis auf benachteiligende institutionelle Eff ekte des 
Schulsystems auf die Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund“ (ebd.). 
Denn wie schon in Kapitel 1.1.3 beschrieben, setzt etwa das Erlangen der Hochschul-
reife Kenntnisse des Bildungssystems und Wissen über die Bedeutung der verschie-
denen Bildungsgänge voraus (vgl. Esser 2012: 143; Nauck 2011: 72; Baumert/Maaz 
2012: 297), um strategisch an den jeweiligen Übergangen im Bildungssystem handeln 
zu können (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 111; Kristen 2008a).16 Die Struktur des Bil-
dungssystems bestimmt die Anzahl der Übergänge sowie die Zahl der zu treff enden 
Entscheidungen (vgl. Becker/Lauterbach 2004a: 13). Zudem wird vorgegeben, ob Ent-
scheidungen durch Lehrkräft e oder die Eltern herbeigeführt werden (hier bestehen 
etwa beim Übergang von der Grundschule auf weiterführende Schulformen länder-
spezifi sche Unterschiede; vgl. z. B. Kristen/Dollmann 2012: 112). Erschwerend kommt 
der folgende Zusammenhang hinzu: Je früher Bildungsentscheidungen getroff en wer-
den (müssen), desto weniger können kompensierende Maßnahmen durch Schule wir-
ken (vgl. Baumert/Artelt 2003: 190; Britz 2007) und desto stärker nehmen „die so-
zialen Disparitäten der Bildungsbeteiligung zu“ (Baumert/Artelt 2003: 190). Dies ist 
schwerwiegend, weil eine Durchlässigkeit zwischen den weiterführenden Schularten 
nur bedingt gegeben ist – und eine Durchlässigkeit nach ‚unten‘ im Vergleich zu der-
jenigen nach ‚oben‘ weit überwiegt (vgl. z. B. Bellenberg 2012; Bender-Szymanski/Kod-
ron/Plath 2004: 13; Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 296). 
Ditton (2004) sieht noch eine Vielzahl weiterer Einfl ussfaktoren auf das Bildungs-
verhalten von Schülern. In einem institutionell bedeutsamen Zusammenhang sind 
Angebote der Schul- und Laufb ahnberatung, regional-soziale Netzwerke zur Stützung 
des Schulerfolgs sowie die Verfügbarkeit, das Angebot und die Erreichbarkeit von Bil-
dungseinrichtungen zu nennen (hier sind Migranten besonders benachteiligt, dieser 
Aspekt wird in Kapitel 1.4 weiter vertieft ). Als schulisch bedeutsame Faktoren wer-
den Leistungsanforderungen und -bewertung sowie das System der Selektion für Bil-
dungsgänge genannt (vgl. Ditton 2004). Institutionell verursachte Bildungsungleich-
heiten sind insbesondere in der „Zahl und Höhe der zu überwindenden Barrieren“ 
(Becker/Lauterbach 2004a: 26) im Schulsystem und in den „Möglichkeiten für nach 
der Grundausbildung [zu wählende] weiterführende Bildungswege“ zu sehen (ebd.). 
Zwischen den Bundesländern unterscheiden sich die Bildungspolitik, die Bildungssys-
teme und das Schulangebot erheblich (vgl. z. B. Söhn 2008: 412f.; Baumert/Schümer 
2002: 196ff .; Hunger 2001; Hunger/Th ränhardt 2001). Dadurch werden „die Chancen, 
bestimmte Schulabschlüsse zu erlangen, vorstrukturiert“ (Söhn 2008: 413). Oder um 
16 Dies betrifft   die Bevölkerung mit niedrigem sozioökonomischen Status im Allgemeinen sowie die 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund im Besonderen.
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es mit Esser zu formulieren, führen „gegliederte [Schul-]Systeme zu einer stärkeren 
Statusvererbung“ (Esser 2010: 289), mit entsprechenden Restriktionen für Migranten.
Neben institutionellen Bedingungen wird häufi g auf den Ansatz der ‚Institutionel-
len Diskriminierung‘ (insbesondere nach Gomolla/Radtke 2007) rekurriert. Im All-
gemeinen verweist der Begriff  der Diskriminierung auf Benachteiligungen, Herabset-
zungen oder unterschiedliche Behandlungen.17 Soziale Diskriminierung hat zum „Ziel, 
eigene Vorrechte oder Vorteile zu behaupten, und meist mit der Folge, Rechte zu ver-
weigern und Hierarchien zu begründen“ (Gomolla/Radtke 2007: 15). Hierfür würden 
Rechtfertigungen bzw. Legitimationen der organisatorischen Entscheidungen benötigt, 
dies geschieht über Leistungsmerkmale und Askription (vgl. ebd.: 15, 47). Bezogen 
auf das Bildungssystem wird unter institutioneller Diskriminierung schließlich die sys-
tematische Schlechterstellung von Gruppen anhand von spezifi schen Gruppenmerk-
malen – etwa in der Schule – verstanden (vgl. Gomolla/Radtke 2007). Ungleichheit 
wird über „Wahrnehmungsmuster, Normen, Gewohnheiten und Routinen der Schu-
le“ hergestellt (ebd.: 21). Diese sind an „Selektionsentscheidungen angelagert, die im-
mer aufs Neue eine stabile Ungleichverteilung der Bildungsabschlüsse entlang ethni-
scher Merkmale hervorbringen“ (ebd.). Dies geschieht über „ein in der Organisation 
Schule institutionalisiertes und geteiltes Wissen, das zur Begründung der Selektions-
entscheidung benutzt wird und ethnische Unterscheidungen legitimiert und darstell-
bar macht“ (ebd.).
Für institutionelle Diskriminierungen sind bestimmte Merkmale der Schüler er-
forderlich (vgl. ebd.: 16), wie etwa die Staatsangehörigkeit, die Zugehörigkeit zu ei-
ner ethnischen Gruppe, „Hautfarbe, Sprache und Religion“ (ebd.). Z. B. könne eth-
nische Diff erenz über tatsächliche oder vermeintliche Sprachprobleme hergestellt 
werden. Institutionelle Diskriminierung von Schülern mit Migrationshintergrund er-
folge in Schulen entweder über gesetzliche Vorgaben oder über alltägliche Diskrimi-
nierungshandlungen in der Institution Schule (vgl. ebd.: 19ff .). Denn Organisationen 
haben eine Eigenlogik bzw. eigene Interessen, insbesondere sollen „ihre eigenen Pro-
bleme“ gelöst werden (ebd.: 125), wodurch ihre Entscheidungen beeinfl usst werden 
(vgl. ebd.: 18). Somit wird ein Teil der Ungleichheit durch die Schulen selbst erzeugt 
(vgl. ebd.: 22ff .). Im Nachhinein würden Ereignisse und Entscheidungen, die „es u. 
U. so gar nicht hätte geben dürfen“ (ebd.: 81) in die Eigenlogik des Systems eingeord-
net, entsprechend begründet und nachträglich mit Sinn ausgestattet (vgl. ebd.). Von 
institutioneller Diskriminierung kann dann gesprochen werden, wenn Unterschie-
de nicht auf Eigenschaft en der Kinder und ihrer Familien wie soziale Herkunft , Ge-
schlecht, Schulleistungen usw. zurückzuführen sind (vgl. ebd.: 86; Becker/Beck 2012: 
144; Esser 2012: 141), sondern auf „die Arbeitsstrukturen, Routinen und Handlungs-
maximen“ (Gomolla/Radtke 2007: 86) der Leistungsbeurteilung von Schulen (vgl. 
ebd.). Hierdurch würden leistungsfremde Merkmale und kategoriale Zugehörigkei-
ten etwa zur Leistungseinschätzung herangezogen, was illegitim sei (vgl. Becker/Had-
jar 2009: 41; Hormel 2010). Dies könne für Schüler mit Migrationshintergrund etwa 
vermittelt über die soziale Herkunft  geschehen, wenn als leistungsfremde Merkma-
le „‚gute Umgangsformen‘, ‚Sozialverhalten‘, der ‚kreative Umgang mit Lerninhalten‘ 
17 Die ‚allgemeine‘ Defi nition kann leicht z. B. anhand von aktuellen Ausgaben des Duden, oder mit 
Hilfe von Fremdwörterbüchern nachvollzogen werden.
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systematische Berücksichtigung bei der Leistungseinschätzung und -bewertung“ er-
fahre (Hormel 2010: 186; vgl. hierzu auch Schumacher 2002: 261f.).18 Hierdurch wür-
de (unbewusst) eine bildungsferne Herkunft  abgewertet (vgl. Hormel 2010: 186; Bött-
cher/Klemm 2000: 24).
Nachfolgend soll eine Auswahl von potentiellen systematischen Benachteiligungen von 
Migranten durch institutionelle Entscheidungen (durch Lehrer, Schulen, Behörden 
etc.) angeführt werden (vgl. Gomolla/Radtke 2007).
Bereits der Zeitpunkt der Einschulung könne für Schüler mit Migrationshinter-
grund mit institutioneller Diskriminierung einhergehen (vgl. ebd.: 188). Anstatt re-
gulär eingeschult zu werden (und bei einem möglichen Förderbedarf von Schülern 
die schulischen Abläufe zu verändern) würden Kinder im Schulkindergarten gefördert 
oder zurückgestellt (vgl. ebd.). Und dies sogar obwohl Zurückstellungen laut Erlass 
der KMK eigentlich nicht durch mangelnde Sprachkenntnisse begründet sein dürf-
ten (vgl. ebd.: 135, 145; Langenfeld 2001: 38f.). Eine Rückstellung bei der Einschulung 
kann „als Beginn einer negativen Schulkarriere interpretiert werden“ (Gomolla/Radtke 
2007: 137); da diese Entscheidung an späteren Entscheidungsstellen (negativ) berück-
sichtigt werden kann (vgl. ebd.). Auch hierdurch wird deutlich, dass Organisationen 
nicht die kumulativen Eff ekte ihrer Einzelentscheidungen berücksichtigten (ebd.: 126).
Die erhebliche Rolle, die Deutsch als Sprache im schulischen Kontext einnimmt, 
hat bereits Gogolin anhand des „monolingualen Habitus“ der Schule herausgearbei-
tet (vgl. Gogolin 1994). Sie kritisiert die monokulturalistische Ausrichtung von Schule 
und ihr „monolinguales Selbstverständnis“ (ebd.: 3), da „die Sprache als Synonym für 
die deutsche Kultur“ begriff en wird (Gomolla/Radtke 2007: 182). So würden (vermu-
tete) defi zitäre Deutschkenntnisse „als Hinweis auf andere Fähigkeits- und Leistungs-
defi zite betrachtet“ (ebd.: 281). Teile der Schüler mit Migrationshintergrund würden 
somit den an alle Schüler gerichteten Normalitätserwartungen hinsichtlich der Ver-
wendung von Deutsch als Unterrichtssprache nicht gerecht (vgl. Radtke 2004a), wo-
durch sie etwa bei Übergängen benachteiligt würden (vgl. Gomolla/Radtke 2000). 
Demgegenüber spielten ihre muttersprachlichen Fähigkeiten keine Rolle, da diese 
nicht ausreichend überprüft  würden (vgl. Gomolla/Radtke 2007: 203).
Häufi g werden Schüler aufgrund von mangelnden Sprachkenntnissen auf Förder-
schulen überwiesen, weil ein fehlerhaft es Sprachverhalten mit generellen Lernschwie-
rigkeiten oder Lernstörungen verwechselt wird (vgl. Powell/Wagner 2002: 69; Neu-
mann/Schwaiger 2012: 218).19 Dies ist ein Hinweis darauf, wonach Behinderung sozial 
konstruiert wird (vgl. z. B. Cloerkes 2003: 22; Powell/Pfahl 2012: 729f.). 
Dass eine überwiegend nichtdeutsche Familiensprache als „Risikofaktor“ angese-
hen (Roth 2007: 165) und als Hinweis auf Defi zite gedeutet wird, hat verschiedene 
Konsequenzen. Zwar dürft en Sprachdefi zite eigentlich kein Grund zur Überweisung 
von Schülern mit Migrationshintergrund auf Förderschulen sein (vgl. Gomolla/Radtke 
18 Nölle u. a. nennen als leistungsfremde Kriterien z. B. die Leistungsentwicklung im Zeitverlauf, 
„Leis tungsbereitschaft , Selbständigkeit, Zuverlässigkeit und Sorgfalt“ (Nölle et al. 2009: 306) sowie 
das Sozialverhalten wie z. B. „Kooperation, Anpassung, und sozialer Umgang“ (ebd.).
19 Selbst wenn dieser Selektionslogik gefolgt würde, bleibt einzuwenden, dass Förderschulen kein be-
sonderen Kompetenzen in der Vermittlung von (Fremd-)Sprachen und Didaktik aufweisen (vgl. 
Powell/Wagner 2002: 69).
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2007: 145, 197; Langenfeld 2001: 38f.). In der Praxis würden entsprechende Vorgaben 
jedoch zum Teil umgangen (vgl. Gomolla/Radtke 2007: 225, 278f.). Hintergrund ist, 
dass eine Überweisung an Förderschulen (insbesondere mit dem Förderschwerpunkt 
‚Lernen‘) gemäß der Selektivität des deutschen Schulsystems sowie der institutionellen 
Eigenlogik eine Entlastungsfunktion für die Regelschulen einnimmt, mit entsprechen-
den negativen Folgen für die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshinter-
grund (vgl. ebd.: 108ff ., 216). Eine Entlastung wird verstärkt gesucht, wenn entspre-
chende alternative Angebote vorhanden sind, Klassen überfüllt sind oder anderweitige 
(bzw. integrative) Unterstützungssysteme fehlen (vgl. ebd.: 189f.). Schüler mit Migra-
tionshintergrund sind auch deshalb von ‚entlastenden‘ Förderschulbesuchen verstärkt 
betroff en, da sich ihre Eltern mit Protest gegen den Förderschulbesuch weniger gut 
durchsetzen (vgl. ebd.: 226) und schulzeitverlängernde Maßnahmen zu vermehrtem 
Förderschulbesuch insbesondere im Förderschwerpunkt Lernen führten (vgl. ebd.).20 
Folgen des Förderschulbesuchs sind „geringere Bildungs- und Lebenschancen“ (Die-
fenbach 2004: 2) aufgrund von eingeschränkten Lernangeboten, reduzierten Lernmög-
lichkeiten sowie geringeren Berufschancen (vgl. Kornmann/Klingele 1996: 2). 
Bei einer ‚Lernbehinderung‘ handelt es sich um einen unscharfen Begriff , der 
(auch theoretisch) unzulänglich defi niert ist und nicht konsistent verwendet wird (vgl. 
Eberwein 2003: 339; Haeberlin 2009: 236). Hierdurch werden Überweisungen zu dem 
Förderschwerpunkt Lernen begünstigt (vgl. Gomolla/Radtke 2007: 200, 225) und eine 
„weitgehende Beliebigkeit in der Zuweisung von Sonderschulplätzen“ gefördert (Cloer-
kes 2003: 11). Zusätzlich wird die Förderbedarfsdiagnose als intransparent bemängelt 
(vgl. ebd.; Eberwein 2003). Entsprechend stellt der Anteil von Schülern mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf (insgesamt sowie im Schwerpunkt Lernen im Besonderen) 
ein Indikator für Partizipationschancen bzw. Bildungsbenachteiligungen von Schü-
lern mit Migrationshintergrund dar (vgl. z. B. Powell/Wagner 2002: 65; Wagner/Powell 
2003: 183; Kornmann 2004: 27).
Söhn verweist darauf, dass separative bzw. „etliche migrantenspezifi sche Maß-
nahmen Wege zu höherwertigen Bildungsabschlüssen eher versperren“ (Söhn 2011: 
63). Von Edelmann werden z. B. Sprachförderprojekte genannt, die sich ausschließ-
lich an Kinder mit Migrationshintergrund richten, was zu einer Segregation bzw. Se-
paration führe, die dem Ziel einer Integration entgegenstehe (vgl. Edelmann 2012: 
190). Problematisch seien etwa Vorbereitungskurse bzw. -klassen zum Spracherwerb, 
die sich häufi g nur an Grundschulen, z. T. an Förderschulen, hauptsächlich jedoch an 
Hauptschulen fänden – nicht jedoch an Realschulen oder Gymnasien. Hierdurch sei 
für Kinder mit Zweitsprachproblemen – unabhängig von ihren schulischen Potenti-
alen – der Besuch spezifi scher Schulformen vorgezeichnet (vgl. z. B. Hunger/Th rän-
hardt 2006: 63, Fußnote 6; Gomolla/Radtke 2007: 108ff .). Dies insbesondere, wenn 
20 Wichtig ist, dass „Schulversagen und festgestellte Sonderschulbedürft igkeit bestimmter Kinder […] 
zwangsläufi g Folge selektiver Strukturen des Bildungswesens“ sind (Kornmann/Klingele/Iriogbe-
Ganninger 1997: 206). Bei schulischer Selektion gehe es um Leistungshomogenisierung, aber auch 
„um die Sicherung von Privilegien und die Durchsetzung von Macht“ (Kornmann 2010: 76). D. h. 
es würden andere Schüler (bzw. Schüler mit anderen Merkmalen) in die Förderschule selektiert, 
wenn ausländische Schüler im deutschen Schulsystem entweder nicht vorhanden wären, oder in 
Regelschulen erheblich besser gefördert würden (vgl. Kornmann 1998: 66f.). Hierdurch wird das 
Beispiel von Sieber (2007: 296) verständlich, wonach es in der Schweiz der 1960er Jahre Sonder-
klassen für Linkshänder gab, die als ‚behindert‘ stigmatisiert wurden.
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die Deutschförderung vorwiegend an Hauptschulen konzentriert ist und der Besuch 
von Gymnasien nur ermöglicht wird, wenn sehr gute oder sogar perfekte Deutsch-
kenntnisse vorliegen (vgl. Flam 2007: 104ff .; Gomolla/Radtke 2007, z. B.: 244, 262).21 
Söhn konstatiert für (Spät-)Aussiedler einen häufi geren Hauptschulbesuch, da Richt-
linien der KMK für sie die im Herkunft sland zumeist besuchten ‚Mittelschulen‘ mit 
der deutschen Schulform Hauptschule gleichsetzten, obwohl diese eher einer integ-
rierten Gesamtschule entsprechen (vgl. Söhn 2008: 411). Dies belege, dass Schüler aus 
Herkunft sländern mit einem Gesamtschulsystem im Rahmen der Eingliederung in das 
deutsche Schulsystem herabgestuft  würden (vgl. ebd.: 412).
Ein weiterer auf Gesamtschulen bezogener Aspekt ist, dass Grundschulen Schü-
lern mit Migrationshintergrund anstelle einer Übergangsempfehlung für die Realschu-
le oder das Gymnasium häufi g nur eine für die Gesamtschule aussprächen (vgl. Go-
molla/Radtke 2007: 273). Dies sei für Grundschulen eine risikoärmere Entscheidung 
(vgl. ebd.), die allerdings einer „Nicht-Entscheidung“ (ebd.) gleichkomme, die zu-
gleich die Gesamtschulnachfrage erhöht. Wenn die Nachfrage (auch aus institutionel-
len Gründen) das Angebot übersteigt, entscheiden sich Schüler mit Migrationshinter-
grund eher für die Schulform Hauptschule als für Realschulen oder Gymnasien (vgl. 
ebd.: 259, 284).
Wie zuvor dargestellt, führen verschiedene potentielle Ursachen22 dazu, dass Schü-
ler mit Migrationshintergrund niedrigere Schulformen besuchen. Dies ist auch inso-
fern als problematisch anzusehen, da eine Durchlässigkeit auf höhere Schulformen 
nur bedingt gegeben ist (vgl. Bellenberg 2012; Bender-Szymanski/Kodron/Plath 2004: 
13; Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 296) und im Regelfall an Förderschu-
len keine höherwertigen Schulabschlüsse erreicht werden können – auch an Haupt-
schulen werden entsprechende Abschlüsse bislang eher selten vergeben (vgl. Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2012: 96f.). In diesen Bildungsergebnissen spiegelt 
sich nach Gomolla und Radtke (2007: 283ff .) die Interaktion bzw. Kumulation von 
verschiedenen Diskriminierungsmechanismen wider. Auch zeigt sich im Schulerfolg 
eine mangelnde „Bereitschaft  der Schulen […], sich mit den besonderen Vorausset-
zungen und Bedürfnissen“ (Siebert-Ott 2006: 156) von Schülern mit Migrationshinter-
grund zu befassen sowie die Annahme der Schulen „dass die Ursachen […] durch die 
Schule nicht beeinfl ussbar seien oder dass es nicht zentrale Aufgabe der Schule sein 
könne, hier Abhilfe zu schaff en“ (ebd.).
21 Andere Autoren unterscheiden stärker nach ‚traditionellen‘ und ‚reformierten‘ Bundesländern (vgl. 
von Below 2002; Söhn 2011a: 110). Die ‚reformierten‘ Länder sehen Vorbereitungsklassen für Sei-
teneinsteiger nicht nur in Hauptschulen vor (vgl. Söhn 2011a: 113).
22 Zu weiteren Ursachen – wie etwa dass Kindergärten und Konfessionsschulen in kirchlicher Träger-
schaft  nach Religionszugehörigkeit von Schülern diskriminieren – vergleiche z. B. Gomolla/Radtke 
(2007) oder Hormel (2010).
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1.3.2 Empirische Befunde
Weiter sollen Befunde zum Einfl uss von institutionellen Bedingungen auf Schulergeb-
nisse dargestellt werden. Für Schüler mit Migrationshintergrund fallen die sprachli-
chen Defi zite umso geringer aus, je länger sie vorschulische Einrichtungen besuchen 
(vgl. Becker/Biedinger 2006). Ein früher Besuch eines Kindergartens sowie frühzei-
tige (sprachliche) Interventionen sind – neben Sprachkursen, die sich an die Eltern 
richten – entscheidend für spätere schulische Leistungen (vgl. Becker/Beck 2011: 130). 
Erst zu einem späteren Zeitpunkt – d. h. „während der Schulzeit“ (ebd.: 133) – an-
setzende Maßnahmen werden als relativ „ineff ektiv“ eingeschätzt (ebd.). Übereinstim-
mend konstatieren mehrere Autoren, dass die Dauer des Besuchs vorschulischer Ein-
richtungen stark positive Eff ekte auf die kognitiven bzw. schulischen Fähigkeiten des 
Kindes habe, wenn mindestens ein Jahr lang der Kindergarten besucht wird (vgl. Be-
cker/Biedinger 2006; Esser 2006: 354). Insofern erscheint das Ergebnis problematisch, 
dass Kinder mit Migrationshintergrund insgesamt seltener Vorschulen bzw. Kinder-
gärten besuchen (vgl. z. B. Becker/Tremel 2011: 62f.) sowie zum Zeitpunkt der Ein-
schulung größere (z. B. sprachliche) Probleme aufweisen (vgl. Becker/Biedinger 2006). 
Während annähernd jedes dritte Kind ohne Migrationshintergrund im Alter von un-
ter drei Jahren eine Kindertageseinrichtung besucht, ist es nur knapp jedes Siebte mit 
Migrationshintergrund (30 vs. 14 %); unter den 3- bis 6-Jährigen sind es etwa 97 % der 
Kinder ohne, im Vergleich zu 85 % der Kinder mit Migrationshintergrund, die eine 
vorschulische Einrichtung besuchen (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2012: 244; Grgic/Rauschenbach/Schilling 2010: 6). Auch nach Kontrolle des Zuzugsal-
ters werden vorschulische Einrichtungen von Migranten seltener und kürzer besucht 
(vgl. z. B. für Berlin Becker/Beck 2011: 125f.). Kinder mit Migrationshintergrund le-
ben überwiegend in westdeutschen Ländern, daher sind für sie regionale Unterschie-
de in der Versorgungssituation besonders bedeutsam, denn in Ostdeutschland besu-
chen 16,3 % gegenüber 9 % der westdeutschen Kinder mit Migrationshintergrund eine 
vorschulische Einrichtung (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 238, 
 Tabelle C2-16web). Für alle Länder ist zu konstatieren, dass Kinder mit Migrations-
hintergrund seltener als Kinder ohne Migrationshintergrund vorschulische Einrich-
tungen besuchen (vgl. ebd.). Der seltenere Besuch entsprechender Einrichtungen wird 
von Becker und Tremel (2011: 62f.) auf eine „soziokulturelle Distanz zu Bildungsins-
titutionen“ sowie möglicherweise auf „gegebene Alternativen zur institutionellen Be-
treuung im Familienverband“ zurückgeführt (ebd.). Empirisch konnte bisher zumin-
dest der erste Aspekt im Ansatz bestätigt werden (vgl. Becker/Tremel 2006). Zwar 
ergibt sich für Schüler mit Migrationshintergrund eine erheblich höhere Chance auf 
einen späteren Gymnasialbesuch, wenn sie vorschulische Einrichtungen besucht ha-
ben, aber selbst dann erreichen sie nicht die Besuchsanteile von Schülern ohne Migra-
tionshintergrund (vgl. Becker/Tremel 2006: 412ff ., 2011: 64ff .).
Hinsichtlich verspäteter Einschulungen bzw. Rückstellungen konnte bereits an-
hand von PISA 2000-Daten gezeigt werden, dass Schüler mit einer nichtdeutschen im 
Vergleich zu Schülern mit deutscher Muttersprache in fast allen Bundesländern we-
nigstens doppelt so häufi g vom Schulbesuch zurückgestellt wurden (vgl. Schümer/
Tillmann/Weiß 2002: 207ff .). In den westdeutschen Bundesländern wurden 22 % der 
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Schüler mit nichtdeutscher gegenüber 7 % der Schüler mit deutscher Muttersprache 
zurückgestellt (vgl. ebd.: 207). Dieser Befund wird durch neuere Daten nach Staats-
angehörigkeit der Schüler bestätigt, z. B. werden nichtdeutsche Schüler in NRW etwa 
doppelt so häufi g zurückgestellt (vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 
151ff .). Zu ähnlichen Ergebnissen kommen auch Gomolla und Radtke (2007: 145), 
wonach erheblich mehr Kinder mit als Kinder ohne Migrationshintergrund vor Ein-
tritt in die Grundschule als noch nicht schulfähig gelten.
Bereits während (bzw. am Ende) der Grundschulzeit weisen Kinder mit – im Ver-
gleich zu Kindern ohne – Migrationshintergrund niedrigere Leistungen auf (vgl. 
Schwippert/Bos/Lankes 2004; Schwippert et al. 2007; Becker/Schubert 2006: 271). Al-
lerdings sind diese Disparitäten noch nicht so ausgeprägt wie in der Sekundarstufe I 
(vgl. Schultheis 2012: 197; Schwippert et al. 2007). Hier fi nden sich nach Schulform 
erhebliche Leistungsdisparitäten, insbesondere an Gymnasien sind Migranten beson-
ders benachteiligt (vgl. Esser 2006: 320f.). Dies wird als Beleg dafür gedeutet, dass 
„das deutsche gegliederte Schulsystem soziale Benachteiligungen und Bildungsferne 
in deutlichere Ungleichheiten umsetzt als anderswo“ (ebd.: 321), dies betrifft   insbe-
sondere Migrantenkinder (vgl. ebd.). Eine vielfach aufgezeigte Folge ist, dass Schüler 
mit Migrationshintergrund eine geringere Bildungsbeteiligung aufweisen als Schüler 
ohne Migrationshintergrund – d. h. sie besuchen häufi ger Förder- und Hauptschulen, 
demgegenüber seltener Gymnasien (vgl. z. B. Baumert/Schümer 2001; Avenarius et al. 
2003: 215; Walter/Taskinen 2008b; Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 65, 
247; Statistisches Bundesamt 2012a: 56f.). Dies gilt insbesondere, wenn beide Eltern 
im Ausland geboren wurden (vgl. z. B. Baumert/Schümer 2001). 
Auch wird durch einzelne Studien belegt, dass Schüler mit Migrationshintergrund 
erheblich häufi ger von Klassenwiederholungen betroff en sind (vgl. KarakaŞoğlu-Aydın 
2001: 283f.; Schümer/Tillmann/Weiß 2002: 207f.; Avenarius et al. 2003: 215f.; Krohne/
Meier/Tillmann 2004: 382ff .). Beispielsweise wiederholen in den westdeutschen Bun-
desländern 41 % der 15-Jährigen mit einer nichtdeutschen Muttersprache gegenüber 
21 % derjenigen mit Deutsch als Muttersprache wenigstens eine Klasse (vgl. Schü-
mer/Tillmann/Weiß 2002: 207). Die Quoten variieren erheblich nach Schulform, die 
deutlichsten Unterschiede zeigen sich an Grundschulen, an denen Migranten bis zu 
viermal so häufi g Klassen wiederholen wie Schüler ohne Migrationshintergrund (vgl. 
Krohne/Meier/Tillmann 2004: 384f.).
Mit Klassenwiederholungen gehen häufi g auch Wechsel der Schulform einher – 
dies gilt insbesondere für die Sekundarstufe I. Ein allgemeiner Befund ist, dass Schul-
formwechsel weit überwiegend mit ‚Abstiegen‘ und nur vergleichsweise selten mit 
‚Aufstiegen‘ verbunden sind (vgl. Schümer/Tillmann/Weiß 2002; Bellenberg 2012). 
Auf einen Aufsteiger kommen annähernd fünf Absteiger (vgl. Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2008: 66, 255). Zum Schulformwechsel von Schülern mit Mi-
grationshintergrund liegen nur wenige Ergebnisse vor – sie scheinen sogar noch stär-
ker von Abstiegen betroff en zu sein und steigen entsprechend seltener auf als Schüler 
ohne Migrationshintergrund (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2006: 152, 
296). Insgesamt verbleiben sie zwischen den Klassenstufen fünf bis neun seltener auf 
den höheren Schulformen Realschule und Gymnasium (vgl. ebd.: 152). Insgesamt füh-
ren häufi gere Zurückstellungen und Klassenwiederholungen sowie Schulformwechsel 
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in absteigender Richtung dazu, dass sich zum einen die Schullaufb ahn von Migran-
ten überdurchschnittlich verzögert (vgl. ebd.: 152f., 297). Zum anderen verwundert 
es nicht, dass Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt nur geringere Schulab-
schlüsse im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund erreichen. Sie gehen 
seltener mit Hochschulreife, dafür erheblich häufi ger ohne Schulabschluss ab (vgl. 
z. B. von Below 2004: 200f.; Solga 2005: 241ff .; Diefenbach 2009: 437f.; Autorengrup-
pe Bildungsberichterstattung 2012: 43f.). Z. B. erlangen 15,2 % der nichtdeutschen im 
Vergleich zu 6,7 % der deutschen Abgänger von allgemeinbildenden und berufl ichen 
Schulen im Jahr 2008 keinen Hauptschulabschluss (vgl. Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2010: 270). Hierdurch, aber auch durch die Zuwanderung von Perso-
nen, die über keinen Abschluss verfügen (zumindest keinen, der als mindestens äqui-
valent zum Hauptschulabschluss angesehen werden kann), weist die Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund im Alter von 25 bis 65 Jahren zu 13 % keinen allgemeinbilden-
den Abschluss auf, gegenüber 1,5 % der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund der-
selben Altersgruppe (vgl. ebd.: 38).
Wie gesehen, sind Schüler mit Migrationshintergrund hinsichtlich verschiedener 
Bildungsaspekte z. T. erheblich benachteiligt. Hiermit einher geht die Frage, ob sich in-
stitutionelle Diskriminierungen – oder zumindest Hinweise hierauf – empirisch be-
legen lassen. Kristen (2006a) wertet verschiedene quantitative Studien auf ethnische 
Diskriminierung aus und fi ndet keine Hinweise auf Diskriminierung hinsichtlich der 
Übergangsempfehlung auf weiterführende Schulen (da bestehende Unterschiede über-
wiegend sozioökonomisch bedingt seien). Sie schließt nicht aus, dass qualitative Stu-
dien in Einzelfällen zu einem anderen Befund gelangen (können), diese Analysen wie-
sen jedoch zu geringe Fallzahlen auf, um entsprechende Prozesse repräsentativ zu 
belegen (vgl. ebd.: 12f.).23 In einer weiteren Studie fi ndet Kristen ebenfalls keine Hin-
weise auf Diskriminierung, sie stellt empirisch keinen Zusammenhang zwischen Mi-
grationshintergrund und Übergangsempfehlung fest (vgl. Kristen 2006b). Becker und 
Beck (2012) haben Daten der ELEMENT-Studie analysiert, sie fi nden keinen Beleg für 
systematische Benachteiligungen beim Übergang von der Grundschule auf weiterfüh-
rende Schulen (wenn die soziale Herkunft , die Ausgangsvoraussetzungen der Schü-
ler und die Migrationsgeschichte kontrolliert werden). Ein ähnliches Ergebnis erzielt 
sowohl Becker (2011), der „keine empirischen Hinweise für präferenzbasierte, statis-
tische oder institutionelle Diskriminierung“ fi ndet (ebd.: 21). Aber auch nach Tie-
demann und Billman-Mahecha (2007) sowie bei Beck, Jäpel und Becker (2010, für 
die Schweiz) zeigt sich kein eigenständiger Einfl uss des Migrationshintergrundes auf 
die Übergangsempfehlung. In einer älteren Publikation werden Hinweise auf positi-
ve Diskriminierung gefunden. Die LAU-Studie stellt niedrigere Leistungsniveaus von 
Migranten fest, die zum Übergang ausreichen (vgl. Lehmann/Peek 1997: 68ff .; Leh-
mann/Gänsfuß/Peek 1998: 136ff .), was als eine Bevorzugung durch Lehrkräft e gedeu-
tet werden könne (wenn fachliche Leistungen und sozioökonomischer Hintergrund 
berücksichtigt werden; vgl. ebd.). Zu einem anderen Befund gelangt die IGLU-Studie 
für das Jahr 2006, hiernach haben Kinder mit Migrationshintergrund – bei gleichen 
23 Zwei Beispiele (von vielen) für qualitative Studien, die Hinweise auf institutionelle Diskriminierung 
liefern, sind Gomolla und Radtke (2007) sowie Mansel und Spaiser (2010).
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kognitiven Fähigkeiten und Leseleistungen – eine etwas geringere Chance, eine Über-
gangsempfehlung für das Gymnasium zu erhalten (vgl. Arnold et al. 2007: 288f.).
Zu Recht wird jedoch von einigen Autoren angemerkt, dass viele Studien nicht 
(bzw. nicht ausreichend) nach Herkunft  oder Staatsangehörigkeit der Schüler unter-
scheiden (vgl. Becker/Beck 2012: 141). Ihren Befunden zufolge erhalten türkisch- oder 
arabischstämmige Kinder in der Grundschule – nach Kontrolle verschiedener Hin-
tergrundmerkmale – sogar bessere Zensuren als deutsche Schulkinder (vgl. Becker/
Beck 2012: 154). Ditton (2010: 269) zufolge „gibt [es] keinen Grund davon auszuge-
hen, dass Lehrkräft e gezielt sozial diskriminieren“. Allerdings wird von Hormel kri-
tisch eingewendet, dass indirekte Diskriminierung mit quantitativen Verfahren – auf-
grund verschiedenster potentieller Drittvariablen, die zu kontrollieren wären – nur 
schwer gemessen werden könne (vgl. Hormel 2010: 174f.). In komplexen Modellen 
kann statistisch nicht aufgeklärte Varianz als Hinweis auf Diskriminierungsprozesse 
interpretiert werden, denkbar seien jedoch auch andere (nicht untersuchte) Einfl uss-
größen (vgl. Diefenbach 2009: 451; Becker/Beck 2012: 142). Nicht aufgeklärte Vari-
anz fi ndet sich bei Publikationen zur PISA- sowie vereinzelt auch zur IGLU-Studie: 
Über die verwendeten Kontrollvariablen kann hier die Varianz der Schulleistungen für 
türkische Schüler nicht vollständig aufgeklärt werden (vgl. z. B. Segeritz/Walter/Stanat 
2010; Stanat/Rauch/Segeritz 2010; Kristen 2008b). Viele Studien weisen – wie weiter 
oben beschrieben – nur einen undiff erenzierten Migrationshintergrund von Schülern 
aus. Im Rahmen dieser Studien können migrationsspezifi sche Unterschiede im Schul-
erfolg durch die soziale Herkunft  und das verfügbare kulturelle Kapital erklärt werden 
(vgl. z. B. Kalter 2005: 326; Kalter/Granato/Kristen 2011: 277; Kristen 2006a,b; Beck/
Jäpel/Becker 2010: 322; Becker/Beck 2011: 121). 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die Befunde nicht immer eindeutig sind bzw. 
sich z. T. sogar widersprechen, weswegen bezogen auf schulische (institutionelle) Dis-
kriminierung weiterer Forschungsbedarf zu konstatieren bleibt.24
Ein Aspekt soll hervorgehoben werden, da dieser in der empirischen Untersu-
chung von institutioneller Diskriminierung anhand von großen Datensätzen wie PISA, 
IGLU oder dem Mikrozensus zumeist nicht berücksichtigt wird: der Besuch von För-
derschulen (vgl. auch Koch 2006; Hunger/Th ränhardt 2006: 53). Wird etwa anhand 
von  PISA-Daten die Bildungsbeteiligung ausgewiesen, geschieht dies zumeist ohne 
den Besuchsanteil für diese Schulform (vgl. z. B. Segeritz/Walter/Stanat 2010: 128). 
Dies ist u. a. deshalb problematisch, weil die Ergebnisse insgesamt zu positiv ausfallen, 
dies betrifft   neben der Bildungsbeteiligung auch die ausgewiesenen Schulleistungser-
gebnisse (vgl. Hunger/Th ränhardt 2006: 64; Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 205). Zudem 
variiert die Förderschulquote zwischen den Ländern, was zu regionalen Verzerrungen 
der Ergebnisse führt (vgl. Hunger/Th ränhardt 2006: 53). 
Nachfolgend werden empirische Ergebnisse zum Förderschulbesuch und zu des-
sen Folgen angeführt. Für den Förderschwerpunkt Lernen wurden in einer Metaana-
lyse 45 Studien überprüft . Ergebnis war, dass sich – wenn überhaupt, dann – negative 
24 Dagegen wurden für den Übergang von der Schule in eine Berufsausbildung relativ deutliche Hin-
weise auf Diskriminierung festgestellt (vgl. z. B. BIBB 2009: 167ff .; BIBB 2010: 88f., 186ff .; Beicht/
Granato 2009; Diehl/Friedrich/Hall 2009; Granato/Ulrich 2009; Imdorf 2010). Z. B. haben Migran-
ten – trotz eines ähnlichen Interesses an einer Ausbildung – deutlich geringere Chancen auf einen 
Ausbildungsplatz (vgl. BIBB 2009: 167ff .).
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Eff ekte für einen Förderschulbesuch fi nden lassen (vgl. Schnell/Sander/Federolf 2011). 
Hiermit stimmt auch Wocken überein, wonach der Besuch von Förderschulen zu ei-
nem Leistungsverlust führt (vgl. Wocken 2000); anhand der KESS-Studie konnte ge-
zeigt werden, dass Schüler an Förderschulen zu Beginn der Jahrgangsstufe 7 einen 
deutlich geringeren Lernstand sowohl im Leseverständnis als auch in Mathematik auf-
weisen als Grundschüler am Ende der Jahrgangsstufe 4 (vgl. Wocken/Gröhlich 2009). 
Dass eine Separation nachteilig ist und benachteiligend wirkt, konnten Eckhart, Ha-
eberlin, Sahli Lozano und Blanc (2011) für die Schweiz belegen. Umgekehrt konn-
te eine positive Wirkung für die integrative Beschulung von Schülern aufgezeigt wer-
den (vgl. ebd.). 
Prinzipiell wird eine Gleichverteilung von objektiven Behinderungen zwischen 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen angenommen, weswegen Disparitäten im För-
derschulbesuch begründungsbedürft ig sind. Z. B. nennt Haeberlin (2009: 237) einen 
Anteil von gut 0,5 % der Kinder, die von einer geistigen Behinderung betroff en sind, 
Abweichungen von diesem Anteil seien durch uneinheitliche Diagnosen bedingt (vgl. 
ebd.: 237f.). Wie bereits dargestellt, ist insbesondere der Begriff  ‚Lernbehinderung‘ un-
scharf defi niert, dem Besuch von Förderschulen des Schwerpunktes Lernen liegen un-
einheitliche Diagnosen zugrunde.
Belegt ist, dass bereits seit Mitte der 1980er Jahre nichtdeutsche im Vergleich zu 
deutschen Schülern an Förderschulen mit dem Schwerpunkt Lernen erheblich – d. h. 
um etwa das Doppelte – überrepräsentiert sind (vgl. hierzu Kornmann/Burgard/Eich-
ling 1999 für den Zeitraum von 1985 bis 1996; Kornmann/Kornmann 2003: 286f. bis 
zum Jahr 2000; Kornmann 2010: 72 für das Jahr 2002). Vergleicht man die Studien, 
so ist langfristig kein Rückgang, sondern tendenziell sogar ein Anstieg der Überreprä-
sentation von nichtdeutschen Schülern in dem Förderschwerpunkt zu erkennen (vgl. 
ebd.; auch Kemper/Weishaupt 2011b: 421f.). Dies bedeutet auch, dass die überwiegen-
de Mehrheit von nichtdeutschen – im Gegensatz zu deutschen – Förderschülern eine 
Förderschule mit dem Schwerpunkt Lernen besucht (vgl. z. B. Solga/Powell 2006: 184; 
Kemper 2010b: 58). 
Wird nicht nach Staatsangehörigkeit sondern nach sozialer Herkunft  diff erenziert, 
ist auch belegt, dass Kinder und Jugendliche aus unteren Sozialschichten an Förder-
schulen überrepräsentiert sind (vgl. z. B. Wocken 2000, 2005: 45ff .; Wocken/Gröh-
lich 2009; Klein 2001; Mand 2006; Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 
253). Demnach gehören bis zu 90 % der Kinder an Lernbehindertenschulen der Un-
terschicht an (z. B. Koch 2006: 108, 117). Allerdings ist auch zu beachten, dass es sich 
hierbei lediglich um 10 % aller Unterschichtskinder handelt (vgl. Koch 2006: 108). 
Zwischen deutschen und nichtdeutschen Förderschülern bzw. deren Familien bestehe 
kein Unterschied hinsichtlich der Schichtzugehörigkeit (vgl. Koch 2006: 117).
Eine Überrepräsentation von Schülern mit Migrationshintergrund an Förderschu-
len führt zu Nachteilen im Schulerfolg. Bekannt ist, dass seit Jahrzehnten die große 
Mehrheit der Abgänger von Förderschulen diese ohne Hauptschulabschluss verlässt 
(vgl. z. B. Werning/Reiser 2008: 534). Im Jahr 2010 sind es 75 % der Abgänger, die 
keinen Hauptschulabschluss erlangen (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2012: 97). Der Anteil ist leicht rückläufi g, da dieser in den Jahren 2002 und 2003 noch 
80 % betrug (vgl. z. B. Werning/Reiser 2008: 534). Eine Folge ist, dass mit „ca. 55% 
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[…] die Mehrheit derjenigen ohne Hauptschulabschluss aus Förderschulen [stammt], 
an denen ein Hauptschulabschluss nicht immer erworben werden kann“ (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2010: 90). Sowohl der Besuch von Förderschulen 
als auch das Verlassen der Schule ohne Hauptschulabschluss stigmatisiert Förderschü-
ler (vgl. Pfahl 2011). Aber selbst mit einem Hauptschulabschluss gelingt ein Über-
gang in eine berufl iche Ausbildung nur sehr selten (vgl. z. B. Solga 2005; Granato/Ul-
rich 2009: 45f.). Nichtdeutsche gehen im Vergleich zu deutschen Schülern insgesamt 
mehr als doppelt so häufi g ohne Hauptschulabschluss von allgemeinbildenden Schu-
len ab (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 92, 270). Etwas häufi ger 
verlassen auch nichtdeutsche gegenüber deutschen Abgängern die Förderschule ohne 
Hauptschulabschluss (vgl. für NRW Kemper/Weishaupt 2011b: 429).25
Wie zuvor gesehen, sind die Kriterien zur Feststellung eines sonderpädagogischen 
Förderbedarfs weder objektiv noch wissenschaft lich fundiert (vgl. z. B. Jogschies 2008: 
139). Eine Folge können auch regionale Disparitäten im Förderschulbesuch sein (vgl. 
ebd.; Werning/Reiser 2008). Die sonderpädagogischen Förderquoten unterscheiden 
sich zwischen den Ländern um das bis zu Zweieinhalbfache (vgl. Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2010: 69), der Anteil des Förderschulbesuchs sogar um das 
bis zu Dreifache (vgl. ebd.: Tabelle D2-7web). Insbesondere die neuen Länder wei-
sen hohe Förderschulquoten auf (vgl. ebd.; Powell/Pfahl 2012: 729; Haeberlin 2009). 
Die Besuchsanteile von Förderschulen variieren somit in Abhängigkeit von der regi-
onalen Sozialstruktur sowie von regionalen Selektionsstrukturen und geben weniger 
die individuellen Eigenschaft en der Schüler wieder (vgl. z. B. Mand 2006: 110; Specht 
2009: 170). Ausgehend von Ergebnissen, die landesspezifi sche Disparitäten im Förder-
schulbesuch aufzeigen, vertreten Werning und Reiser „die Th ese, dass das Phänomen 
sonderpädagogischer Förderbedarf unterschiedlich interpretiert wird“ (Werning/Rei-
ser 2008: 526). 
Strukturelle Vorgaben beeinfl ussen auch die Chance auf bestimmte Schulab-
schlüsse. Beispielsweise besteht an Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Geis-
tige Entwicklung keine Möglichkeit, einen Hauptschulabschluss zu erlangen, für den 
Schwerpunkt Lernen ist dies in immerhin zehn Ländern der Fall (vgl. Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2008: 89). Somit bestehen erhebliche Länderdiff erenzen in 
dem Anteil von Abgängern ohne Hauptschulabschluss von Förderschulen: dieser vari-
iert im Jahr 2006 zwischen 58 % in Berlin und 96,8 % in Schleswig-Holstein (vgl. ebd.: 
274; vgl. auch Powell/Pfahl 2012: 731).
Nach Bundesland und Migrationshintergrund diff erenzierende empirische Ergeb-
nisse liegen insbesondere für den Anteil des Förderschulbesuchs vor. Zwar weisen die 
ostdeutschen Länder insgesamt sehr hohe Förderschulbesuchsquoten auf, allerdings 
sind in diesen Ländern nichtdeutsche im Vergleich zu deutschen Schülern an Förder-
schulen unterrepräsentiert. Gegensätzlich ist die Situation in den westdeutschen Län-
dern: hier sind nichtdeutsche Schüler an Förderschulen erheblich überrepräsentiert – 
dies insbesondere in Baden-Württemberg, Niedersachsen und im Saarland (vgl. z. B. 
Diefenbach 2004; Kornmann 2004; Kornmann/Burgard/Eichling 1999: 108). Erneut ist 
25 Für Deutschland insgesamt sind es im Abgangsjahr 2010 80,5 % der nichtdeutschen gegenüber 
74,4 % der deutschen Abgänger, die die Förderschule ohne Hauptschulabschluss verlassen (Quelle: 
Statistisches Bundesamt 2011b; eigene Berechnungen).
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eine erhebliche Varianz zwischen den Ländern festzuhalten. Das Land Berlin stellt ei-
nen Sonderfall dar, hier besuchen nichtdeutsche und deutsche Schüler in etwa gleich 
häufi g Förderschulen (vgl. ebd.). Allerdings unterscheiden sich die Repräsentations-
maße innerhalb des West- und des Ostteils von Berlin extrem (vgl. Kornmann/Klin-
gele 1996: 3ff .). Diese geben die für West- und Ostdeutschland festgestellten struk-
turellen Unterschiede wieder, d. h. im Westteil sind Nichtdeutsche an Förderschulen 
erheblich über-, im Ostteil erheblich unterrepräsentiert (vgl. ebd.). Dies lässt sich auch 
in einer bis 1989 (für den Westteil) ausgewiesenen Überrepräsentation ablesen. Nach 
der Wiedervereinigung gleichen sich die strukturellen Unterschiede zwischen nicht-
deutschen und deutschen Schülern im arithmetischen Mittel – bzw. auf Landesebene 
– weitestgehend aus (vgl. ebd.). Auch hierin zeigen sich überindividuelle Ursachen des 
Förderschulbesuchs, die historisch, schulpolitisch und schulstrukturell bedingt sind 
(vgl. Schröder 2012: 247; Powell/Pfahl 2012: 729f.). Somit ist der Besuch von Förder-
schulen „nicht nur mit klinischen oder individuellen Faktoren zu erklären“ (Powell/
Pfahl 2012: 730). Nach Wocken zeigt sich auch die Relevanz von sozialen Faktoren, 
z. B. sind größere Unterschiede im Fernsehkonsum als in der Intelligenz für Hambur-
ger Förderschüler im Vergleich zu Haupt- und Realschülern festzustellen (vgl. Wo-
cken 2000). Ungeklärt bleibt jedoch, ob und in welchem Umfang die Diff erenzen aus 
dem sozialen Hintergrund der Schüler resultieren, oder inwiefern Förderschulüber-
weisungen auf bestimmten pädagogischen „Wahrnehmungen“ (Kornmann/Burgard/
Eichling 1999: 109) des Migrationshintergrundes von Schülern beruhen. Auch blei-
ben kleinräumige Analysen die Ausnahme. Erste Hinweise gibt es darauf, dass sich so-
zialräumliche Disparitäten des Förderschulbesuchs weiter ausdiff erenzieren. Z. B. gibt 
es Stadtteile mit häufi gen Schularztempfehlungen auf sonderpädagogischen Förderbe-
darf und besonders vielen Kindern mit unterschiedlichen gesundheitlichen Problemen 
(vgl. Strohmeier 2010: 324).
Neben kleinräumigen Analysen sind auch Ergebnisse relativ selten, die die Her-
kunft  bzw. genaue Staatsangehörigkeit von Schülern berücksichtigen. In Ansätzen sind 
hierzu Ergebnisse bei Kornmann und Kornmann (2003: 288) sowie Kornmann und 
Neuhäusler (2001) zu fi nden, die die Überrepräsentation von nichtdeutschen Schü-
lern nach genauer Staatsangehörigkeit ausweisen. Verwendet werden Daten der KMK, 
die sich zeitlich allerdings auf Mitte der 1990er Jahre bis maximal zum Jahr 2000 be-
ziehen und nur wenig diff erenzierte Aussagen zulassen (z. B. werden außereuropäische 
Staatsangehörigkeiten nur aggregiert ausgewiesen). Ähnlich verhält es sich für Ergeb-
nisse von Wagner und Powell (2003), die auf schulstatistischen Daten für das Schul-
jahr 1998/99 basieren. Zumindest zeichnen sich erhebliche Disparitäten des Förder-
schulbesuchs nach Staatsangehörigkeit ab. Empirisch bleiben die Ursachen für diese 
Unterschiede jedoch weitgehend unerforscht (vgl. hierzu auch Kornmann 2010: 78). 
Wagner und Powell sehen die Th ese „einer ethnisch-kulturellen Ungleichheit im deut-
schen Bildungssystem“ als bestätigt an (Wagner/Powell 2003: 197): die Ungleichheit 
wird umdefi niert in sonderpädagogischen Förderbedarf (insbesondere im Schwer-
punkt Lernen) und somit durch das Bildungssystem legitimiert und aufrecht erhal-
ten (vgl. ebd.: 186ff .). Wie zuvor gesehen, ist der Förderschwerpunkt Lernen der-
jenige Schwerpunkt mit den am wenigsten harten Überweisungskriterien. Daher 
dürft e der Befund nicht überraschen, dass für diejenigen Staatsangehörigkeiten mit 
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den insgesamt höchsten Förderschulbesuchsanteilen der Schwerpunkt Lernen einen 
überdurchschnittlich hohen Anteil unter den Förderschwerpunkten einnimmt (vgl. 
Kemper 2010b).
Studien zum Förderschulbesuch, die über die Staatsangehörigkeit hinausgehen-
de Migrationsmerkmale ausweisen und weitergehende Diff erenzierungen nach Her-
kunft sgruppen, Generationenstatus o. ä. vornehmen, liegen bislang nicht vor. Auch 
werden zumeist keine weiteren potentiellen Einfl ussfaktoren wie z. B. der sozioökono-
mische Status untersucht.
Insgesamt bleibt somit festzuhalten, dass der Besuch von Förderschulen auch (und 
insbesondere) für nichtdeutsche Schüler nachteilig ist, weil mit einer Separierung ne-
gative Folgen wie weiter auseinandergehende schulische Leistungen im Vergleich zu 
Regelschülern einhergehen und entsprechend keine Kompensation von Leistungsdefi -
ziten erfolgt (vgl. z. B. Wocken 2000). Werning und Reiser nennen eine „doppelte Be-
nachteiligung“ (Werning/Reiser 2008: 532), da Schüler individuell schlecht ausgestat-
tet seien und zudem keine Anregungen durch leistungsstarke Schüler erhielten (ebd.). 
Dies alles führt in Kombination mit Restriktionen hinsichtlich der zu erreichenden 
Schulabschlüsse dazu, dass an Förderschulen insgesamt geringerwertige Schulab-
schlüsse erzielt werden.
1.4 (Sozial-)räumliche Disparitäten, Kontextbedingungen und 
-eff ekte
Nachfolgend wird dargestellt, inwiefern (sozial-)räumliche Disparitäten zu Unter-
schieden in der Bil dungsbeteiligung und im Bildungserfolg von Schülern mit Migrati-
onshintergrund führen können. In diesem Zusammenhang sind kleinräumige Diver-
genzen von Bildungsangebot und -nachfrage (bzw. von Bildungsentscheidungen und 
-verhalten) sowie regionale Unterschiede in den schulischen Bedingungen und der 
Schulqualität von Interesse. Hieran anschließend werden mögliche Kontextbedingun-
gen und -eff ekte skizziert. 
1.4.1 Darstellung von (sozial-)räumlichen Erklärungsansätzen
Aus stadt- und regionalsoziologischer Perspektive ist allgemein davon auszugehen, 
dass soziale Distanz zu räumlicher Distanz führt (vgl. Friedrichs 1983: 242; Bourdi-
eu 1991a). Nach Bourdieu ist der soziale Raum sowohl durch den physischen Raum 
geprägt, als auch durch eine disparate Verteilung des sozialen Vermögens in Form ak-
kumulierter Kapitalien. Somit resultieren aus der jeweiligen sozialen Nähe oder Dis-
tanz sozialräumliche Segregationsprozesse (vgl. Bourdieu 1991a,b). Unter Segregation 
wird nach Friedrichs (1983: 217) die disproportionale Verteilung von Bevölkerungs-
gruppen über den Raum bzw. über räumliche Einheiten verstanden.26 Diese spiegelt 
26 Festzuhalten ist auch, dass sozialräumliche Ungleichheiten insbesondere in Städten bzw. Ballungs-
räumen bestehen (vgl. Kemper/Weishaupt 2011: 209). Eine Entmischung der Bevölkerung kann 
nach verschiedenen Dimensionen unterschieden werden, etwa nach sozialer (arm – reich), de-
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die Beziehung zwischen sozialer und räumlicher Ungleichheit wider (vgl. Friedrichs 
2008: 380). Nach Bourdieu (1991) ist die Beziehung zwischen geographischem und 
sozialem Raum wechselseitig. Bereits Anfang des 20. Jahrhunderts gingen die Auto-
ren der sogenannten Chicago School davon aus, dass eine ‚Homophilie‘ bzw. Kon-
zentration von Personen bestimmter Sozialschichten in Stadtteilen zu fi nden sei und 
soziale Distanzen auch in räumliche übersetzt würden (vgl. hierzu z. B. Park 1926; 
Friedrichs 2008: 394). Umgekehrt bedeutet dies auch: „Je geringer die soziale Distanz 
zu einer sozialen Gruppe ist, desto geringer ist auch die räumliche Distanz zu ihr“ 
(Friedrichs 2008: 394). Der Sozialraum stellt eine Positionierung im sozialen Raum 
etwa nach Macht, Einkommen, Alter oder Bildung dar und bestimmt hierüber auch 
über Zugänge oder Ausschlüsse (vgl. Kessl/Reutlinger 2007, z. B.: 23ff .). Somit könn-
ten sich für die Akteure in dem Sozialraum Möglichkeiten und Chancen, aber auch 
Einschränkungen etwa hinsichtlich Bildung ergeben (vgl. Ditton 2004: 606ff .). Hier-
aus folgt eine ‚Verräumlichung von Bildung‘, worüber den in den jeweiligen Räumen 
Wohnenden und Lernenden entsprechende soziale Positionen zugewiesen würden 
(vgl. ebd.: 608; Schroeder 2002). Schroeder (2002: 285) spricht gar von einem „ge-
teilten Bildungsraum“. Diese Diagnose stimmt überein mit Weishaupt, wonach „eine 
fl ächendeckend möglichst einheitliche Versorgung mit Bildungseinrichtungen […] in 
den einzelnen Bildungsbereichen bis heute jedoch erst unzureichend verwirklicht“ sei 
(Weishaupt 2010: 218), da „weiterhin große regionale Unterschiede im Schulangebot“ 
bestehen (ebd.: 219). Das schulische Angebot beeinfl usst die regionale Bildungsbetei-
ligung und den regionalen Schulerfolg, da umfangreichere – insbesondere weiterfüh-
rende – Angebote tendenziell eher Städte aufweisen (vgl. ebd.; Riphahn/Serfl ing 2002; 
Ditton 2007). D. h. die räumlichen Angebote, Bedingungen und Vorgaben strukturier-
ten „den jeweiligen Entscheidungs- und Aushandlungsspielraum“ von Schülern vor 
(Hormel 2010: 186). Allerdings sind die schulischen Angebotsunterschiede nicht zu-
fällig über den geographischen Raum verteilt. Die Verteilung des regionalen Bildungs-
angebots hängt von der regionalen Sozialstruktur ab, dies gilt insbesondere für die 
Schulformen Gymnasium und Gesamtschule (vgl. Kemper/Weishaupt 2011a: 212ff .; 
Weishaupt 2010). Bereits Peisert konnte Mitte der 1960er Jahre zeigen, dass Gymnasi-
en eher in zentral gelegenen bürgerlichen Wohnvierteln der Mittelschicht liegen (vgl. 
Peisert 1967); in abgeschwächter Form gilt dies auch für Realschulen (vgl. Kemper/
Weishaupt 2011a: 213). Diese beiden Schulformen sind hingegen nur selten in Neu-
bauvierteln der 1960er und -70er Jahre anzutreff en (vgl. ebd.), während Gesamtschu-
len primär in Arbeitervierteln bzw. Stadtteilen der Unterschicht errichtet wurden (vgl. 
ebd.; Kuthe et al. 1979; ILS/ZEFIR 2003).
Dass das Schulangebot seit Jahrzehnten erheblich räumlich und nach der Sozial-
struktur von Stadtteilen variiert (vgl. Gomolla/Radtke 2007: 123; Weishaupt 2010) ist 
zum einen historisch bedingt, aber auch durch Vorgaben der Bildungspolitik sowie 
durch demografi sche Entwicklungen (vgl. Hunger/Th ränhardt 2001; Radtke 2004b). 
Dies zeigt sich exemplarisch daran, dass in NRW eine von der SPD geführte Regie-
rung ab Mitte der 1960er Jahre die Errichtung von Gesamtschulen in Arbeitervierteln 
durchsetzte. Aus demografi schen Gründen hat sich die Schulangebotsstruktur in den 
mographischer (jung – alt) oder ethnischer (deutsch – nichtdeutsch) Segregation (vgl. ILS/ZEFIR 
2003).
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letzten Jahrzehnten nur wenig gewandelt. Es wurden nur wenige Schulen neu gegrün-
det, aufgrund zurückgehender Schülerzahlen wird eher versucht, den Bestand zu er-
halten und Schulschließung zu vermeiden (vgl. Göschel et al. 1980; Weishaupt 2006, 
2009; Kemper/Weishaupt 2011a). 
Gezeigt werden konnte, dass untere soziale Gruppen hinsichtlich der Versorgung 
bzw. des Angebotes mit weiterführenden Schulformen benachteiligt sind (vgl. auch 
Weishaupt 1996, 2010). Hinzu kommen Disparitäten, die aus der Nachfrage bzw. dem 
Verhalten der Nutzer resultieren. Denn Angehörige unterer Schichten nutzen öff ent-
liche schulische Einrichtungen besonders quartierbezogen, da soziale Barrieren beste-
hen und bei einem Besuch von entfernt gelegenen Bildungseinrichtungen mit zusätz-
lichen fi nanziellen Belastungen zu rechnen ist (vgl. Weishaupt 1996, 2010). Somit ist 
„das individuelle Schulwahlverhalten sozial determiniert“ (Hauf 2007: 300) und die 
Bereitschaft , lange Wege in Kauf zu nehmen, hänge von der Schichtzugehörigkeit ab 
(vgl. Kemper/Weishaupt 2011a: 213; Clausen 2006), da z. B. bildungsbewusste Famili-
en längere Wege in Kauf nehmen (vgl. Weishaupt 1996). Viele Autoren beziehen sich 
hinsichtlich ihrer Annahmen auf die allgemeine Sozialstruktur, nicht aber auf Mig-
ranten im Speziellen, daher soll kurz auf diesen Zusammenhang eingegangen werden. 
Strohmeier und Alic (2006) etwa stellen (im Aggregat) eine Verknüpfung zwischen 
niedrigem sozialen Status und Migrationshintergrund fest: Die kleinräumige Sozial-
struktur habe sich in den Stadtteilen nicht verändert, wohl aber die Herkunft  der Be-
wohner (vgl. ebd.). Dies zeigt sich nach Hauf auch darin, dass sich „Kinder mit gerin-
gen Bildungsaspirationen und unterdurchschnittlichen Schulleistungen mehrheitlich 
in städtischen Bezirken konzentrieren, in welchen die soziale Lage der Wohnbevöl-
kerung von überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit, einem hohen Arbeiteranteil, ei-
nem niedrigen Bildungsniveau oder von hohen Migrantenanteilen geprägt ist“ (Hauf 
2007: 301). Häufi g ist ein Zusammenhang zwischen den Merkmalen zu konstatieren 
(vgl. Janßen/Schroedter 2007). Dies führt zu entsprechend unterschiedlichen Über-
gängen zu Hauptschulen und Gymnasien (vgl. ebd.). Esser konstatiert, dass die „so-
ziale[] und ethno-linguistische[] Konzentration in der Wohnumgebung“ (Esser 2012: 
143) „das (Vorschul-)Wahlverhalten der Migranten(eltern)“ (ebd.) sowie die hiermit 
einhergehenden Bildungschancen beeinfl usst (vgl. ebd.: 143ff .). Insbesondere Mig-
ranten wählten eher die nächstgelegene Einrichtung (vgl. Kemper/Weishaupt 2011a: 
213f.).27 Hiermit einher geht, dass das Interesse an einem Übergang zum Gymnasi-
um mit steigender Entfernung vom Wohnort deutlich nachlässt (vgl. Fickermann 
1999), was besonders für Migranten bzw. Angehörige der Unterschicht benachteili-
gend wirkt, da für diese – wie gezeigt – nur ein unzureichendes schulisches Angebot 
höherer Schulformen im Nahraum besteht. Da Migranteneltern – im Gegensatz zu El-
tern ohne Migrationshintergrund – den vorgegebenen Strukturen bei der Schulwahl 
nahezu automatisch folgen (vgl. Kristen 2005, 2007) entstehen ethnische (und sozia-
le) Konzentrationen. Diese führten zu negativen schulischen Bedingungen, die gerade 
den Kindern mit dem höchsten Nachholbedarf schaden (vgl. Esser 2006: 207). Da die 
schulische Entmischung primär von der bildungsbefl issenen Mittel- und Oberschicht 
ausgeht (vgl. Radtke 2004a), ist die (vor-)schulische Segregation sogar noch stärker 
27 Zur Wahl vorschulischer Einrichtungen vergleiche z. B. Becker und Biedinger (2006), Becker 
(2007); zur Wahl von Grundschulen vergleiche z. B. Riedel et al. (2010).
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ausgeprägt als die residentielle (vgl. z. B. ebd.; KarakaŞoğlu-Aydın 2001: 277f.; Kris-
ten 2005, 2007; Esser 2012: 143; Güles/Wagener/Wagner 2010: 115). Hinzu kommt 
die Rolle von konfessionellen (Vor-)Schulen, die in vielen Städten „Objekte gezielter 
Schulwahlentscheidungen sowie von Abgrenzungs- bzw. Segregationsstrategien be-
stimmter Sozialmilieus“ seien (Zymek et al. 2006: 201), was zu einer Segregation an-
hand des Merkmals Religion(szugehörigkeit) führt (vgl. auch Kristen 2007). Dies al-
les führt nach Weishaupt dazu, dass unterschiedliche lokale Milieus nicht nur einen 
Einfl uss auf die Sozialisation und Bildungsentscheidungen der Kinder haben, sondern 
„auch in spezifi scher Weise Bildungsprozesse [prägen] und […] somit zur Verstärkung 
von Privilegierungen und Benachteiligungen bei[tragen]“ (Weishaupt 2002: 195). Auf 
der anderen Seite sind selektive Zuwanderungen zu ergänzen, da Migrantenfamilien 
eher Wohnorte mit höheren Anteilen „von Personen der eigenen ethnischen Grup-
pe“ wählen (Becker/Biedinger 2006: 664). Die Folge ist eine sozialräumliche Segre-
gation, die in Kombination mit Defi ziten der Wohngebiete bzw. „eine[r] Kumulation 
umweltbedingter und sozialer Probleme“ (Boos-Nünning 2005: 175) zu sozialen und 
bildungsbezogenen Benachteiligungen führen könne (vgl. ebd.).
Ebenso sind sich räumlich unterscheidende (auch vor- und außer-)schulische Be-
dingungen zu beachten. Denn u. a. durch die Wohnumgebung würden bestimmte 
Lern umgebungen vorgegeben, wie z. B. das Angebot und die Qualität von Spielgrup-
pen, Kindergärten, Schulen und Vereinen (vgl. Becker/Biedinger 2006). Im Schul-
bereich bestehen zudem Unterschiede in der „Aufnahme-, Versetzungs- und Emp-
fehlungspraxis einzelner Schulen“ (Radtke 2004a: 163; vgl. hierzu auch Kemper/
Weishaupt 2011a: 215; Schulz 2000; Ditton 2007). Somit variieren die institutionel-
len Bedingungen zwischen den und innerhalb von Ländern (Kreisen, Kommunen), 
z. B. hinsichtlich Angebot und Qualität von Ganztagsschulen oder Gesamtschulen (vgl. 
Weishaupt 2010; auch z. B. Baumert/Schümer 2002: 196ff .). Erheblich variiert auch, 
in welchem Umfang für Schüler mit Migrationshintergrund ein sonderpädagogischer 
Förderbedarf festgestellt wird und ob diese Schüler entweder an Regel- oder an För-
derschulen integrativ oder separativ beschult werden (vgl. z. B. Kemper/Weishaupt 
2011b; Kemper 2012; Kornmann 2010; Weishaupt/Kemper 2009). Von erheblicher Re-
levanz erscheinen auch ‚diff erenzielle Lern- und Entwicklungsmilieus‘ (vgl. Baumert/
Stanat/Watermann 2006), die sowohl nach Schulform (z. B. zwischen Gymnasien und 
Hauptschulen), als auch zwischen Schulen derselben Schulform bestünden: in die-
sen wirkten Selektions- und Segregationseff ekte zusammen, die sich aus einer Entmi-
schung der Schülerpopulation aufgrund des Wahlverhaltens bildungsbewusster Eltern 
ergäben (vgl. ebd.).
Bildung werde „noch zu oft  allein mit der Institution Schule assoziiert“ (Güles/Wa-
gener/Wagner 2010: 119), „der Kontext der Alltagswelt [werde] zu wenig berücksich-
tigt“ (ebd.: 119f.), obwohl Kontextbedingungen und -eff ekte des Schulbesuchs einen 
deutlichen Einfl uss haben können. Wenn auf Einfl üsse oder Eff ekte der Nachbarschaft  
(oder der Schule, Klasse, des Unterrichts usw.) fokussiert werden soll, ist zuerst eine 
Defi nition und terminologische Unterscheidung von Kompositions- und Kontexteff ek-
ten erforderlich (vgl. Helbig 2010: 657). Kompositionseff ekte „resultieren aus der ku-
mulierten Verteilung von Merkmalen auf der Individualebene“ (Helbig 2010: 658). In 
schulischen Zusammenhängen ergeben sich diese aufgrund individueller Merkmale, 
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z. B. aus der Zusammensetzung der Schüler in der Schule oder in der Klasse. Demge-
genüber wirken „Kontexteff ekte der Nachbarschaft  […] unabhängig von Kompositi-
onseff ekten“ (ebd.). Oder, um es an einem schulbezogenen Beispiel zu veranschauli-
chen: Es geht um die „Frage, ob die Zusammensetzung der Lerngruppe zusätzlich zu 
den individuellen Lernvoraussetzungen einen substanziellen Beitrag zum Lernerfolg 
leistet“ (Tiedemann/Billmann-Mahecha 2007: 111). Nach Helbig seien zwei Hauptwir-
kungsmechanismen für Kontexteff ekte im Bildungsbereich auszumachen: 1.) die epi-
demische Th eorie bzw. Ansteckungstheorie sowie 2.) die Th eorie kollektiver Sozia-
lisation (vgl. Helbig 2010: 658f.). Erstere verweist auf epidemische bzw. ansteckende 
Wirkungen, die von Personen mit einem niedrigen sozioökonomischen Status ausgin-
gen (vgl. ebd.). Vermittelt über soziales Lernen hätten Peers einen negativen Einfl uss, 
etwa wenn in einem Sozialraum viele Schüler die Schule abbrechen und dies zu wei-
teren (zusätzlichen) Schulabbrechern führt (vgl. ebd.). Die zweite Th eorie geht hinge-
gen von einer kollektiven Sozialisation aus, d. h. in Abhängigkeit des sozioökonomi-
schen Status der Einwohner eines Stadtteils oder einer Region unterscheiden sich z. B. 
die Rollenmodelle, die soziale Kontrolle, das Sozialkapital oder die Einstellungen ge-
genüber Schule und Bildung (vgl. ebd.: 659). Hierdurch hätten privilegierte Gruppen 
einen positiven, benachteiligte Gruppen einen negativen Einfl uss (vgl. ebd.: 659f.). 
Neben der  Ausstattung der Schüler bzw. ihrer Familien mit spezifi schen Ressour-
cen (vgl. Kapitel 1.1) wird von verschiedenen Autoren ein weiterer spezifi scher Kom-
positionseff ekt als relevant für Bildungsergebnisse betrachtet. Nach Esser (2001) habe 
die ‚ethnische Konzentration‘ in Schulen oder Schulklassen einen negativen Einfl uss 
auf die weiterführende Schulbildung von Migranten. Ein Anstieg der ethnischen Kon-
zentration könne schlechtere Lernleistungen oder schlechtere Noten zur Folge haben 
(vgl. ebd.: 63). Dies wird damit begründet, dass mit ethnischer Segregation reduzierte 
Kontaktmöglichkeiten zur einheimischen Bevölkerung einhergingen, weswegen Gele-
genheiten fehlten, um die Unterrichtssprache ausreichend zu erlernen (vgl. ebd.: 295). 
Neben negativen Auswirkungen auf den Spracherwerb nennt Kristen (2004) geringe-
re Integrationschancen und insgesamt schlechtere Lernausgangsbedingungen, die mit 
einer erhöhten ethnischen Konzentration einhergingen (vgl. ebd.: 17). Allerdings ist 
auch zu beachten, dass mögliche Eff ekte nicht immer eindeutig seien, da häufi g eine 
Konfundierung sozialer und ethnisch-kultureller Kompositionseff ekte bestehe (vgl. 
Baumert et al. 2006; Diefenbach 2004). Ethnische Konzentrationen sind „das Ergebnis 
eines komplexen sozialen Geschehens“ (Radtke 2004a: 164), sie haben ihre Ursache 
u. a. auf dem Wohnungsmarkt und der Wohnumfeldqualität und führen zu spezifi -
schen Lernumgebungen in lokalen Milieus, die „zur Verstärkung von Privilegierungen 
und Benachteiligungen“ beitragen (Weishaupt 2002: 195). Die Qualität von Bildungs-
angeboten hängt somit auch vom Wohnumfeld und der sozialen, kognitiven, ethni-
schen und sprachlichen Komposition der Bildungsteilnehmer ab (vgl. u. a. Esser 2006: 
294ff ., 337). So wirke z. B. bereits die Qualität des Kindergartens sowie die vorherr-
schende Segregation in Kindergärten auf die Schulfähigkeit von Kindern (vgl. Becker/
Biedinger 2006: 678). Söhn fasst dies in einem sozialräumlichen Zusammenspiel zu-
sammen, wonach Bildungschancen vermittelt würden über „Nachbarschaft seff ekte[] 
sowie die regionale und kleinräumige Varianz von Angebot, Erreichbarkeit und Quali-
tät der Bildungsinstitutionen“ (Söhn 2011a: 69).
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1.4.2 Empirische Befunde
Weiter werden ausgewählte empirische Ergebnisse zu (sozial-)räumlichen Disparitäten 
im Bildungssystem angeführt. Im Besuch vorschulischer Einrichtungen zeigten sich 
zwischen den Bundesländern in der Vergangenheit erhebliche regionale Disparitäten 
(vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 51ff .). Diese sind primär durch 
strukturelle Unterschiede zwischen den ost- und den westdeutschen Bundesländern 
verursacht. Dies bildet sich in einer Besuchsquote von vorschulischen Einrichtungen 
der unter 3-Jährigen von 46 % bzw. von 14,6 % ab (vgl. ebd.: 238). Bereits hierin zeigt 
sich ein Nachteil für Migranten, die weit überwiegend in den westdeutschen Bundes-
ländern leben. Der seltenere Besuch von vorschulischen Einrichtungen bleibt für Mig-
ranten auch im Alter von 3 bis unter 6 Jahren bestehen (vgl. ebd.). Erneut zeigen sich 
erhebliche regionale Disparitäten nach Bundesland (vgl. ebd.: Tabelle C2-16web), die 
zuvor auch schon für den Anteil des Förderschulbesuchs gezeigt werden konnten (vgl. 
Kapitel 1.3). Neben der Bildungsbeteiligung fallen z. B. auch die Schulleistungen für 
Schüler mit im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund in den Ländern 
unterschiedlich aus (vgl. z. B. Hunger/Th ränhardt 2006: 53; Stanat 2003; Walter/Tas-
kinen 2008b). Auch im Schulerfolg bestehen Disparitäten nach Bundesland. Z. B. ver-
lassen nichtdeutsche Abgänger in Brandenburg die Schule seltener ohne Hauptschul-
abschluss als Deutsche, während in allen anderen Ländern das Verhältnis umgekehrt 
ist (vgl. Th ränhardt 2012: 134). Die größte Diff erenz zeigt sich in Niedersachsen, hier 
verlassen 17,4 % der nichtdeutschen, aber nur 5,7 % der deutschen Schüler die Schule 
ohne Hauptschulabschluss (vgl. ebd.; auch z. B. Diefenbach 2007: 73).
Hinsichtlich der Verteilung von Migranten sind regionale Diff erenzen im Anteil 
der nichtdeutschen Schüler auszumachen (vgl. z. B. für Förderschulen: Wagner/Powell 
2003: 191). Zudem bestehen Diff erenzen zwischen Zuwanderergruppen, was knapp für 
Ost- im Vergleich zu Westdeutschland dargestellt werden soll. Neben einem geringen 
Nichtdeutschenanteil in Ostdeutschland handelt es sich bei Migranten in den ostdeut-
schen Ländern vorwiegend um Zuwanderergruppen mit relativ gutem Bildungshinter-
grund – wie z. B. Spätaussiedler oder jüdische Kontingentfl üchtlinge (vgl. z. B. Weiss 
2006: 184ff .). Diese verfügen über eine hohe Bildungsaspiration und weisen eine rela-
tiv hohe Bildungsbeteiligung auf, zudem handelt es sich – im Gegensatz zu den west-
deutschen Bundesländern – bei den Zuwanderern nicht bzw. in nur sehr geringem 
Umfang um klassische Arbeitsmigranten (vgl. ebd.). In den ostdeutschen Ländern lie-
gen die Herkunft sregionen von Zuwanderern überdurchschnittlich häufi g im asiati-
schen oder im osteuropäischen Raum (vgl. ebd.). Zwischen West- und Ostdeutschland 
können sich auch Zuwanderergruppen desselben Herkunft sstaates unterscheiden, z. B. 
sind polnische Zuwanderer im Rahmen des Warschauer Pakts nach Ostdeutschland 
gelangt, während es sich im 20. Jahrhundert bei Polen in Westdeutschland häufi g um 
Flüchtlinge handelte (vgl. Alt 2005: 86).
Hinsichtlich der räumlichen Konzentration von Migranten ist bekannt, dass die 
Mehrheit von ihnen in den Ländern NRW, Baden-Württemberg und Bayern lebt (vgl. 
BMI 2008: 180f.). Im Vergleich zwischen Großstädten und mittleren, kleineren Städ-
ten oder ländlichen Regionen zeigt sich, dass die überwiegende Mehrheit der Mig-
ranten – im Gegensatz zu Nichtmigranten – in Großstädten wohnt (vgl. ebd.; Münz/
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Seifert/Ulrich 1999: 73; Schönwälder/Söhn 2007: 10f.). Die beschriebenen Verteilungs-
muster resultieren hauptsächlich aus der früheren Arbeitsmigration. Der Migran-
tenanteil nach Region schwankt für die unter 5-Jährigen „in den westdeutschen Flä-
chenländern zwischen 20 und 70 Prozent […]. In Ballungsgebieten schwankt dieser 
Prozentsatz zwischen 50 und 70 Prozent“ (Baumert/Maaz 2012: 281). In Köln, Stutt-
gart und München hat mehr als jeder Zweite der unter 3-Jährigen einen Migrations-
hintergrund, in Frankfurt trifft   dies sogar auf 72 % zu (vgl. Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2010: 18f., 214).
Auf kleinräumiger Ebene ist der folgende Zusammenhang erkennbar: „Je hö-
her der Sozialrang eines Stadtteils ist, desto stärker werden […] die Bildungsaspira-
tionen durch abweichende Elternwünsche […] zum Ausdruck gebracht“ (Hauf 2007: 
307). Dies gilt zum einen bezogen auf die zu besuchende Schulform (vgl. ebd.), oder 
bereits vor der Sekundarstufe hinsichtlich der Wahl der Grundschule. Eine Folge ist, 
dass die schulische Segregation höher ausfällt als die Wohnsegregation (etwa im Ver-
hältnis zwischen Grundschülern gegenüber der Wohnbevölkerung, vgl. hierzu z. B. 
Güles/Wagener/Wagner 2010: 115). Nach Esser (2012) fi nden sich in „den Vorschu-
len und Schulen […] die sozialen und ethnolinguistischen Strukturen der Wohnum-
gebung verstärkt wieder“ (Esser 2012: 143), durch „die soziale Segregation und die 
ethnolinguistische Konzentration in der Wohnumgebung und das (Vor-)Schulwahlver-
halten der Migranten(eltern)“ (ebd.) ergeben sich unterschiedliche Bildungschancen. 
Unterstützt wird dies durch Befunde, wonach im vorschulischen Bereich in 11 % der 
Einrichtungen mehr als drei Viertel der Kinder zu Hause nicht Deutsch sprechen (vgl. 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 52f.).
Die Polarisierung zwischen bevorzugten und benachteiligten Quartieren hat sich 
weiter verstärkt (vgl. Güles/Wagener/Wagner 2010), eine zunehmende sozialräumliche 
Segregation bedeute auch „schlechtere Integrationschancen“ (ebd.: 114). Dass „Mig-
ranten überproportional häufi g in benachteiligten Gebieten wohnen (oder gezwun-
gen sind, dort zu wohnen)“, belegt Friedrichs (2008: 392). Festgestellt werden können 
hohe Korrelationen zwischen den Nichtdeutschen-, Sozialhilfeempfänger- und Ar-
beitslosenanteilen (vgl. ebd.; ILS/ZEFIR 2003) sowie eine „Kumulation von Benach-
teiligungen […], die sich kausal kaum entwirren lässt“ (Friedrichs 2008: 392). Hier-
mit einher gehen auch sprachliche und gesundheitliche Defi zite (vgl. Strohmeier/Alic 
2006: 42ff .). Strohmeier konstatiert: für „70 % aller in der Schuleingangsuntersuchung 
erfassten Kinder lässt sich allein mit Merkmalen des Stadtteils, in dem die Kinder le-
ben, faktisch also über ihre Adresse, eine verlässliche Schätzung ihres Gesundheitszu-
stands im Zeitpunkt der Einschulung vornehmen“ (Strohmeier 2010: 332; ohne Her-
vorhebungen; TK). Festzuhalten bleibt auch, dass sich mit steigender Aufenthaltsdauer 
die Segregation von Zuwanderungsgruppen sowie die Distanz zur Mehrheitsbevölke-
rung verringert (vgl. Friedrichs 2008: 401). Denn mit der Zeit sinkt die Rückkehrbe-
reitschaft  und mit einer dauerhaft en Bleibeperspektive geht die Suche besserer Wohns-
tandorte einher (vgl. ebd.: 402).28 Allerdings ist auch unbestritten, dass spezifi sche und 
28 Eine Übersicht über Segregationsindizes für verschiedene deutsche Städte bietet z. B. Friedrichs 
(2008: 388ff .). Diff erenziert nach Staatsangehörigkeit wohnt – soweit empirisch erforscht – die 
Bevölkerung mit türkischer und marokkanischer Staatsangehörigkeit am stärksten segregiert (vgl. 
ebd.).
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z. T. „staatlich verordnete Siedlungsmuster Bestand haben, wenn Betroff ene, wie im 
Fall der Aussiedler(innen), nur relativ selten umziehen“ (Söhn 2011a: 68; vgl. hier-
zu auch Haug/Sauer 2007: 86ff .). (Spät-)Aussiedler stellen insofern einen Spezialfall 
dar, da sie überwiegend in Dörfern oder Kleinstädten wohnen und ihr Siedlungsmus-
ter erheblich von dem etwa von Arbeitsmigranten abweicht (vgl. z. B. Söhn 2011a: 130; 
Kemper 2009b: 93f.).
Ob und inwiefern sich die Konzentration von Schülern mit Migrationshintergrund 
schulisch nachteilig auswirkt, wird nachfolgend anhand von empirischen Ergebnissen 
dargestellt. Wenige frühere Studien weisen auf einen Einfl uss des Migrantenanteils auf 
Übergänge in weiterführende Schulen sowie auf die Schulleistungen von Schülern hin. 
Hiernach sinkt die Chance, in eine Realschule oder auf ein Gymnasium anstelle ei-
ner Hauptschule überzugehen, je höher der Anteil von Schülern nichtdeutscher Her-
kunft  in Schulklassen ausfällt (vgl. Kristen 2002: 548); allerdings wurden in dieser Stu-
die keine sozioökonomischen Hintergrundvariablen berücksichtigt. Auf PISA-Daten 
basierende Analysen haben ergeben, dass in Schulen schwächere Leseleistungen er-
zielt werden, in denen mehr als 20 % der Schüler zu Hause überwiegend eine andere 
Sprache als Deutsch sprechen (vgl. Stanat 2003: 256). Ein weiterer Befund lautet, dass 
sich ein negativer signifi kanter Kompositionseff ekt auf die Leseleistung ergibt, wenn 
der Anteil der Schüler mit nichtdeutscher Familiensprache auf Schulebene mehr als 
35 % (vgl. Schümer 2004: 96ff .) bzw. 40 % beträgt (vgl. Stanat 2006a: 205). Dieser ver-
schwindet allerdings nach Kontrolle des durchschnittlichen sozioökonomischen Status 
sowie der durchschnittlichen kognitiven Fähigkeiten auf Schulebene (vgl. ebd.: 205f.; 
Schümer 2004: 96ff .). 
Da angenommen wird, dass „Prozesse zur Entstehung von Kompositionseff ekten 
auf Klassenebene deutlicher zutage treten“ als auf Schulebene (Walter 2008b: 171), 
sind entsprechende PISA-Analysen durchgeführt worden. Hinsichtlich der Kompeten-
zen im Lesen und in den Naturwissenschaft en fanden sich keine Eff ekte, lediglich für 
Mathematik ergab sich ein negativer Eff ekt, allerdings „erst ab einem Anteil von über 
70 Prozent von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in den Klassen“ (ebd.: 180). 
Dies weist möglicherweise auf einen nur sehr kleinen Eff ekt hin, der erst mit sehr ho-
hen Migrantenanteilen signifi kant wird (vgl. ebd.: 181f.); oder aber auf andere „Fak-
toren wie beispielsweise normative Einfl üsse der Peer Group oder bestimmte Erwar-
tungshaltungen von Lehrkräft en“ (ebd.: 182). Somit konnte die Annahme, dass ein 
Kompositionseff ekt eher auf Klassen- denn auf Schulebene zutage tritt, empirisch al-
lenfalls bedingt bestätigt werden (vgl. Walter 2008b). Insgesamt sind somit „bestenfalls 
uneindeutige Befunde“ (Walter 2008b: 171) hinsichtlich eines negativen Eff ekts des 
Migrantenanteils auf Klassen- oder Schulebene auf die Kompetenzen zu konstatieren.
Diese Aussage setzt sich in jüngeren Studien fort, die entweder nur einen gerin-
gen oder sogar keinen Einfl uss des Migrantenanteils an Schulen feststellen. So können 
Tiedemann und Billman-Mahecha (2007) den Befund von Kristen (2002) nicht repli-
zieren, dass ein erhöhter Anteil von Schülern mit nichtdeutscher Herkunft  die Chan-
ce mindert, in eine höhere Schulform überzugehen. Stanat u. a. zeigen auf Klassenebe-
ne, dass ein hoher Migrantenanteil zwar mit geringeren Lesekompetenzen einhergeht, 
der Eff ekt jedoch vollständig verschwindet, wenn die sozioökonomische Zusammen-
setzung der Klasse und die durchschnittliche Ausgangsleistung im Lesen der Schüler 
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berücksichtigt werden (vgl. Stanat/Schwippert/Gröhlich 2010). Auch Analysen anhand 
von IGLU-Daten sprechen gegen einen eigenen Eff ekt des Migrationshintergrundes 
auf Schulebene (vgl. Kristen 2008b). Somit zeigt sich sowohl auf Schul- als auch auf 
Klassenebene zum einen der erhebliche Einfl uss insbesondere des durchschnittlichen 
Vorwissens sowie des sozioökonomischen Status der Schüler auf den Kompetenz-
erwerb, sowie zum anderen, dass der Migrantenanteil mit anderen Merkmalen kon-
fundiert ist und nach Kontrolle dieser Merkmale keinen eigenständigen Einfl uss mehr 
ausübt (vgl. ebd.).29 
Kristen vermutet jedoch, „dass sich aufgrund der bestehenden Segregation im 
deutschen Grundschulbereich Kinder aus zugewanderten und sozial schlechter gestell-
ten Familien in einer nachteiligeren Lage befi nden, weil sie vergleichsweise häufi ger 
Schulen mit einem niedrigeren Leistungsniveau besuchen und deshalb seltener von ei-
nem förderlichen Lernumfeld profi tieren können“ (Kristen 2008b: 234). Zudem könn-
ten die linguistische Zusammensetzung sowie Gelegenheitsstrukturen relevant sein 
(vgl. ebd.).
Bezogen auf mögliche kleinräumige Nachbarschaft seff ekte ist der für Berlin aufge-
zeigte empirische Befund zu ergänzen, wonach sich „sozial benachteiligte[] Nachbar-
schaft en neben individuellen Kompositionseff ekten nicht [zusätzlich] negativ auf die 
Kompetenzentwicklung der Schüler“ auswirken (Helbig 2010: 655). Allerdings „profi -
tieren Kinder in Nachbarschaft en mit günstiger Sozialstruktur, unabhängig von indi-
viduellen Kompositionseff ekten, bei ihrer Kompetenzentwicklung“ (ebd.). Hier zeigt 
sich ein positiver Eff ekt der Nachbarschaft  auf die Kompetenzen von Schülern, „wenn 
es eine bestimmte Konzentration von Rollenvorbildern oder Sozialkapital, und das da-
rin kumulierte kulturelle und/oder ökonomische Kapital gibt“ (ebd.: 670). D. h. insge-
samt ist „keine zusätzlich negative kontextuelle Beeinfl ussung durch deprivierte Nach-
barschaft en“ feststellbar (ebd.: 676), jedoch werden soziale Bildungsungleichheiten 
dadurch verschärft , dass sich „Eltern mit hohem sozialen Status […] in bestimmten 
Wohngebieten ballen“ (ebd.).
Allerdings kommen Analysen auf der regionalen Ebene der Kreise und kreisfrei-
en Städte zu dem Befund, dass Kontextfaktoren im Allgemeinen nur einen geringen 
zusätzlichen Anteil an Varianz der Schulleistung aufk lären (vgl. Baumert/Carstensen/
Siegle 2005). Auf der Kreisebene konnten nur bis zu 3 % der Leistungsvariation in Ma-
thematik zwischen Schulen durch regionale kontextuelle Rahmenbedingungen von 
Schulen erklärt werden (vgl. Baumert/Carstensen/Siegle 2005). Von den Autoren wird 
resümiert: „Dennoch sind diese Kontexteff ekte praktisch und politisch nicht unbedeu-
tend“ (ebd.: 360). Als besonders leistungsrelevant wurden die regionalen Anteile an 
Arbeitslosen, Sozialhilfeempfängern sowie der Abgänger mit Hochschulreife identifi -
ziert (vgl. ebd.). Der Migrantenanteil hatte demgegenüber keinen signifi kanten Ein-
fl uss auf die Mathematikleistungen der Schüler (vgl. ebd.: 361).
Eine weitere Studie arbeitet für Haupt- und Realschulen empirisch drei verschie-
dene schulische Lernmilieus heraus: durchschnittliche (Modalform), schwierige sowie 
günstige Milieus (vgl. Baumert/Stanat/Watermann 2006). In einem schwierigen Mi-
lieu fi ndet sich eine „Kumulation von Risiko- und Belastungsfaktoren“ (ebd.: 160), 
29 Allerdings bleibt zu beachten, dass der Eff ekt des Migrationshintergrundes auf Individualebene re-
levant bleibt (vgl. z. B. Stanat/Schwippert/Gröhlich 2010: 162; Segeritz/Walter/Stanat 2010). 
58
d. h. überdurchschnittlich häufi g werden Klassen wiederholt, ist die überwiegende Fa-
miliensprache eine nichtdeutsche und weisen die Eltern keinen Berufsabschluss auf. 
Die Folgen seien eine sehr geringe Lesekompetenz der Schüler sowie soziale Zusam-
mensetzungen, „die außerordentlich schädliche Auswirkungen auf die Leistungsent-
wicklung von Jugendlichen haben“ (ebd.: 171). Neben Eff ekten der Schulform und der 
Komposition konnten „kumulativ wirkende Problemkonstellationen festgestellt wer-
den […], die zu einer kumulativen Benachteiligung von Schülerinnen und Schülern 
führen“ (ebd.: 177).
Erschwerend hinzu kommt, dass eine „faktische[ ] Gleichbehandlung von Schulen 
in der […] Ausstattung bei gleichzeitigen schwerwiegenden Disparitäten der Arbeits-
bedingungen“ zu konstatieren ist (Baumert/Carstensen/Siegle 2005: 166). Daher soll 
abschließend kurz auf das Instrument des Sozialindex verwiesen werden. Dieser stellt 
einen Lösungsansatz dar, um sozialräumliche Benachteiligungen im Schulbereich ab-
zumildern. Anhand eines Sozialindex wird die ‚soziale Belastung‘ einzelner Schulen 
eingeschätzt, d. h. die Standortbedingungen werden berücksichtigt, um Ressourcen ge-
rechter zu verteilen und die Ausgangslage im Rahmen für faire (Schul-)Vergleiche zu 
berücksichtigen (vgl. Bos et al. 2006; Frein et al. 2006; Makles/Weishaupt 2011; Bon-
sen et al. 2010; Isaac 2011). Dies geschieht über ein Bildungsmonitoring, das Informa-
tionen zu den schulischen Rahmenbedingungen bereitstellt (vgl. Bonsen et al. 2010: 
7).
1.5 Weitere Erklärungsansätze
Nachfolgend werden weitere theoretische Ansätze für Bildungsdisparitäten von Schü-
lern mit Migrationshintergrund in Kürze dargestellt. Ein ergänzender Erklärungsan-
satz für disparate schulische Leistungen wird z. B. von Becker u. a. genannt. Und zwar 
könnten disparate Entwicklungen außerhalb der Schulzeit zu Kompetenzverlusten bei 
Migranten führen (vgl. Becker et al. 2008: 254f.), während für Kinder mit hohem so-
zioökonomischen Hintergrund sogar Lerngewinne zu verzeichnen seien. Dieser Ef-
fekt kann als „summer setback“ bezeichnet werden (ebd.: 252, 271). Denn insbeson-
dere während der Sommerferien verlangsamten sich die Leistungsentwicklungen von 
Grundschülern „in Wechselwirkung mit Merkmalen der sozialen und ethnischen Her-
kunft “ (ebd.: 255). Die disparitätserzeugenden Eff ekte der Sommerferien seien auf An-
regungsreichtum (bzw. -armut) der Aktivitäten in den Ferien zurückzuführen (vgl. 
ebd., z. B.: 271), hierdurch ergäben sich ungünstigere Schulleistungsentwicklungen für 
Kinder mit Migrationshintergrund (vgl. ebd.: 272). Somit vergrößere „nicht die Schu-
le allein“ soziale Disparitäten (ebd.: 273).
Einige Autoren verweisen auf den Einfl uss der Bildungssysteme der Herkunft slän-
der von Zugewanderten, welche deutliche Eff ekte etwa auf die Schulleistungen haben 
könnten (vgl. z. B. Esser 2006: 37f., 2010: 290). Söhn zufolge „hat das gesellschaft liche 
Entwicklungsniveau der Herkunft sländer“ (Söhn 2012: 167) für in Deutschland be-
schulte Kinder von Migranten indirekte Auswirkungen, da sich die Bildungssysteme 
der Herkunft sländer auf das Bildungsniveau – und hierüber wiederum auf die Res-
sourcenausstattung – der Migranteneltern auswirken könnten (vgl. ebd.). Dies bildet 
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sich auch in unterschiedlich hohen Alphabetisierungsraten nach Herkunft sland ab, 
die z. B. für Iran nur 69 % oder für Afghanistan nur 31 % betragen (vgl. Söhn 2011a: 
158f.). Für Seiteneinsteiger könne ein direkter Eff ekt bestehen, wenn ihr Kompetenz-
niveau „von der Qualität des Bildungssystems […] des Herkunft slandes“ geprägt ist 
(Söhn 2011a: 48).30 Auch könne eine mangelnde institutionelle Passung zwischen den 
Bildungsinstitutionen von Herkunft s- und Aufnahmeland zu einer Abschulung füh-
ren. Söhn führt exemplarisch an, dass in vielen Ländern eine schulische Selektion erst 
mit 14 oder 15 Jahren vorgesehen sei und Seiteneinsteiger im deutschen Schulsys-
tem häufi g nur eine Hauptschule besuchten – dies auch aufgrund einer mangelnden 
Wertschätzung der zuvor besuchten Gemeinschaft sschule im Herkunft sland (vgl. Söhn 
2011a: 160). 
1.6 Alternative Systematisier ungen
Die zuvor dargestellten Erklärungsansätze von Bildungsbenachteiligungen von Schü-
lern mit Migrationshintergrund stellen nur eine Systematisierungsvariante dar. Dies 
wird deutlich, wenn diese Variante mit den Systematisierungen und Schwerpunktset-
zungen der Erklärungsansätze von anderen Autoren verglichen wird (vgl. hierzu auch 
Diefenbach 2007). Entsprechend sind auch alternative Schwerpunktsetzungen oder 
Gliederungen möglich, was an zwei Beispielen verdeutlicht wird. 
Hier ist zum einen die explizite Systematisierung der Bedingungen auf Makro-, 
Meso- und Mikroebene zu nennen (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 104f.). Makrobedin-
gungen sind solche, die „auf gesellschaft licher Ebene und auf der Ebene schulischer 
Systeme, Teilsysteme und Schulformen“ zu verorten sind (ebd.: 104). Die Mesoebene 
umfasse hingegen Kontextbedingungen etwa „von Schulen und Schulklassen ebenso 
wie […] der Nachbarschaft “ (ebd.). Auf der Mikroebene stehen „schließlich die Merk-
male der Schülerinnen und Schüler, ihrer Eltern und Lehrkräft e im Vordergrund“ 
(ebd.), wie etwa die Ressourcenausstattung der Eltern oder sprachliche Kompetenzen 
der Schüler (vgl. ebd.). Allerdings heben sie auch hervor, dass die verschiedenen Ebe-
nen „miteinander in Verbindung stehen“ (ebd.) und die „Bedingungen innerhalb ei-
ner Ebene“ zusammenwirken (ebd.), weswegen von bestehenden Interaktionseff ekten 
auszugehen sei (vgl. ebd.). Exemplarisch können die zuvor ausführlich dargestellten 
Erklärungsansätze den drei Ebenen zugeordnet werden: ressourcentheoretische Er-
klärungsansätze sowie die Migrationssituation bzw. -biografi e wären der Mikroebene 
zuzuordnen, (sozial-)räumliche Aspekte wären auf der Mesoebene und institutionel-
le Bedingungen auf der Makroebene zu verorten. Dieser Ansatz soll nicht weiter ver-
tieft  werden, da die verschiedenen Erklärungsansätze nur anders strukturiert werden 
und sich der Ansatz gegenüber der gewählten Darstellung nicht grundlegend unter-
scheidet.
30 Allerdings können auch innerhalb der Herkunft sländer erhebliche sozioökonomische und bil-
dungsbezogene Disparitäten bestehen, z. B. wenn die Bevölkerung in ländlichen Gebieten über un-
terdurchschnittliche Qualifi kationen verfügt (vgl. z. B. Ramirez-Rodriguez/Dohmen 2010: 303; El-
Menouar/Fritz 2009).
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Etwas ausführlicher soll auf einen weiteren Erklärungsansatz eingegangen werden, 
der andere Schwerpunkte setzt: auf den Ansatz der primären und sekundären Her-
kunft seff ekte, der auf Boudon (1974) zurückgeht. Hierbei handelt es sich um einen 
„strukturell-individualistische[n] Erklärungsansatz“ (Becker 2011: 17). Unter dem pri-
mären Eff ekt sozialer Herkunft  wird der Einfl uss der schichtspezifi schen Sozialisation 
und Erziehung auf Lernvoraussetzungen, Kompetenzerwerb und schulische Leistun-
gen verstanden (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 106; Becker/Beck 2012: 139). Denn auch 
Schulleistungen und deren Entwicklungen können als Resultat von Investitionen ange-
sehen werden (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 106). Der sekundäre Herkunft seff ekt zeigt 
hingegen Auswirkungen der familialen Ausstattung mit sozioökonomischen Ressour-
cen sowie des sozialen Status des Elternhauses auf Bildungsentscheidungen (vgl. ebd.; 
Becker/Beck 2012: 139). So könne etwa das Motiv des Statuserhalts dazu führen, dass 
trotz gleicher Schulleistungen die Bildungsentscheidungen für Kinder schichtspezi-
fi sch verschieden ausfallen (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 106). Relevant ist auch, dass 
sich die Entscheidungen an mehreren Entscheidungsstellen kumulativ auswirken kön-
nen (vgl. Esser 2006: 303).
Bereits diese Ausführungen verweisen darauf, dass sich Boudons Ansatz mit dem 
ressourcentheoretischen Ansatz verbinden lässt (vgl. ebd.). Eine analytische Unter-
scheidung der beiden Eff ekte ist deshalb von Bedeutung, da Ungleichheitsmuster in 
Leistungen von Ungleichheitsmustern der Entscheidung abweichen können (vgl. ebd.). 
Die aggregierte Folge von primären und sekundären Herkunft seff ekten sind sozial se-
lektive Bildungschancen zu Ungunsten von Kindern aus Familien mit niedrigem so-
zialen Status bzw. mit Migrationshintergrund (vgl. Solga/Becker 2012: 15; Becker/
Schubert 2011: 168; Beck/Jäpel/Becker 2010: 322f.). Dies führt zu einer entsprechend 
„selektiven Zusammensetzung von Schulen in der Sekundarstufe I nach sozialer und 
nationaler Herkunft “ (Becker/Schubert 2011: 168).
An den klassischen Ansatz von Boudon (1974) wird auch insofern angeknüpft , als 
für Schüler mit Migrationshintergrund spezifi sche migrationsbedingte bzw. ‚ethnische‘ 
primäre und sekundäre Herkunft seff ekte ausgemacht werden (vgl. Kristen/Dollmann 
2009; Beck/Jäpel/Becker 2010: 323). Diese Eff ekte „ethnischer bzw. nationaler Her-
kunft “ (Beck/Jäpel/Becker 2010: 323) gehen über die klassischen primären und sekun-
dären Herkunft seff ekte hinaus (vgl. ebd.). Ein migrationsspezifi scher primärer Her-
kunft seff ekt liegt dann vor, wenn bildungsförderliche Ressourcen nicht – oder nicht in 
demselben Umfang – wie im Herkunft sland verwertet werden können, wodurch Mi-
granten hinsichtlich der Ausstattung mit Ressourcen im Aufnahmeland benachteiligt 
sind (vgl. ebd.). Dies betrifft   auch Sprachprobleme bzw. geringe Kenntnisse der Spra-
che des Aufnahmelandes, die zu geringeren Schulleistungen bzw. schulischen Nachtei-
len führen können (vgl. Esser 2006). Auch werden die fremdsprachlichen Kompeten-
zen schulisch häufi g nicht (ausreichend) honoriert – etwa indem diese zumindest im 
Fremdsprachenunterricht anerkannt und bewertet werden (vgl. z. B. Schneider et al. 
2013: 18ff .).
Sekundäre migrationsspezifi sche Herkunft seff ekte „beziehen sich vor allem auf die 
migrationsbedingten Bildungsentscheidungen, welche auch unter Kontrolle von Schul-
leistungen und sekundären Eff ekten sozialer Herkunft  bestehen bleiben“ (Beck/Jä-
pel/Becker 2010: 323; vgl. auch Kristen/Dollmann 2009). Hier sei z. B. auf kulturelles 
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Kapital verwiesen, das nicht in ausreichendem Maße vorhanden ist, um die richti-
gen Bildungsentscheidungen treff en zu können – und zwar Entscheidungen, die den 
Bildungsaspirationen entsprechen (vgl. z. B. Steinbach/Nauck 2004; Kristen/Granato 
2007; Becker/Beck 2012: 139; Relikowski/Yilmaz/Blossfeld 2012). Denn zu dem Bil-
dungssystem des Aufnahmelandes besteht nur eine geringe(re) Vertrautheit (vgl. Kris-
ten/Granato 2007); zudem sei „fehlende[s] Wissen über Struktur und Funktionswei-
se des Bildungssystems […] sowie der Mangel an bildungsrelevanten Kenntnissen, 
Mitteln und Möglichkeiten“ (Becker 2011: 18) zu konstatieren. Hiermit stimmt Esser 
überein, da insbesondere Migranteneltern aus unteren bzw. bildungsferneren Schich-
ten zurückhaltender als einheimische Eltern seien, ihre Entscheidungsmöglichkeiten 
richtig einzuschätzen, da das Hintergrundwissen sowie z. T. auch entsprechende Vor-
bilder fehlten (vgl. Esser 2006: 301f.). Die bisher dargestellten migrationsspezifi schen 
sekundären Herkunft seff ekte wirken sich negativ auf Bildungsentscheidungen und den 
Schulerfolg aus. Es lassen sich jedoch auch positive Eff ekte ausmachen, wie etwa eine 
höhere Bildungsmotivation und -aspiration bei Migranten im Vergleich zu Nichtmi-
granten mit vergleichbarem sozioökonomischen Status (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 
111ff .). Es erscheint jedoch fraglich, ob die positiven die negativen sekundären mi-
grationsspezifi schen Herkunft seff ekte aufwiegen. Eine „relative ‚Schlechterstellung‘“ 
(Becker/Beck 2012: 139) könne auch durch die Realisierung von Vorteilen von ande-
ren Gruppen erfolgen (vgl. ebd.; Kalter/Granato/Kristen 2011). Dies etwa, wenn „ge-
gen Ende der Grundschulzeit besser gebildete Eltern aus höheren Sozialschichten ver-
suchen, die Notengebung und Bildungsempfehlung im Sinne ihrer Bildungsaspiration 
zu beeinfl ussen“ (Becker/Beck 2012: 139; vgl. hierzu auch Becker 2000; Ditton/Krüs-
ken/Schauenberg 2005; Schneider 2011). An dieser Stelle sind Migranten im Nachteil 
– „aufgrund von Sprachproblemen, unzureichenden Kenntnissen über die Funktions-
weise des Schulsystems und geringen bildungsrelevanten Ressourcen“ (Becker/Beck 
2012: 139; vgl. hierzu auch Steinbach/Nauck 2004; Esser 2006; Kristen 2006b; Becker 
2011: 18).
Kritische Einwände gegenüber diesem Ansatz bestehen überwiegend an „einer der-
artigen analytischen Trennung von primären gegenüber sekundären Herkunft seff ek-
ten“ (Solga/Becker 2012: 20), die nicht ganz unproblematisch sei, sowie daran, dass 
primäre und sekundäre Herkunft seff ekte – genauso wie ausschließlich ressourcentheo-
retische Ansätze – institutionelle Bedingungen nicht als eigenständigen Einfl ussfaktor 
ansehen (vgl. Hormel 2010: 185).31
31 Aus zwei Gründen erfolgt an dieser Stelle keine ausführliche Darstellung von empirischen Befun-
den zu primären und sekundären Herkunft seff ekten. Dies liegt zum einen daran, dass im Rahmen 
dieser Arbeit entsprechende Herkunft seff ekte mangels adäquater Daten nicht analysiert werden 
(können). Zum anderen ist empirisch noch unzureichend geklärt, inwiefern primäre und sekundäre 
Herkunft seff ekte „die Nachteile von Migranten oder einzelner nationaler Gruppen unter den Zu-
gewanderten beim Bildungszugang und Erwerb von Bildungszertifi katen ausreichend beschreiben 
und zu erklären vermögen“ (Becker/Schubert 2011: 162). Dies gilt besonders für ethnische Her-
kunft seff ekte. Allerdings sei auf erste Ergebnisse und weitergehende Diskussionen verwiesen, die 
sich insbesondere bei Kristen und Dollmann (2009, 2012) sowie Becker und Schubert (2011) fi n-
den.
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1.7 Empirische Einschätzung der Relevanz der theoretischen 
Erklärungsansätze
Unter Berücksichtigung der vorhergehenden Kap itel lässt sich insgesamt festhalten, 
dass die Systematisierung der dargestellten theoretischen Erklärungsansätze nicht im-
mer eindeutig und trennscharf gegenüber anderen Ansätzen ist. Z. T. werden nur ver-
schiedene Erklärungsschwerpunkte für Bildungsdisparitäten gesetzt, aus denen alter-
native Systematisierungen resultieren. Die meisten Autoren gehen davon aus, dass 
kein Ansatz allein ausreicht, um die Benachteiligung von Kindern aus Migrantenfami-
lien vollständig zu beschreiben, da sich diese gegenseitig verstärken und kumulativ zu-
sammenwirken (vgl. z. B. Diefenbach 2007). Diese Kumulation von Faktoren führt für 
Schüler mit Migrationshintergrund zu Benachteiligungen im Bildungssystem (vgl. Ra-
mirez-Rodriguez/Dohmen 2010: 308). 
Aus der theoretischen Darstellung folgt, dass für verschiedene Migrantengruppen 
Bildungsdisparitäten in unterschiedlichem Ausmaß zu erwarten sind, wenn z. B. die 
Verfügbarkeit von Ressourcen zwischen den Gruppen stark variiert. Inwiefern die ver-
fügbaren Ressourcen nach Staatsangehörigkeit variieren, soll anhand von Daten des 
Mikrozensus32 für das Jahr 2009 untersucht werden. Hieran anschließend wird anhand 
der in den vorhergehenden Kapiteln dargelegten empirischen Ergebnisse die Relevanz 
der verschiedenen Erklärungsansätze eingeschätzt.
Zunächst werden für die Bevölkerung im potentiellen Schulbesuchsalter (von 6 bis 
unter 18 Jahren) Informationen zum sozioökonomischen Status aufb ereitet. Als Maß 
bzw. Indikator für den sozioökonomischen Status wird der ISEI33 berechnet (vgl. Gan-
zeboom et al. 1992; Ganzeboom/Treiman 1996, 2003) – und zwar für die Bezugsper-
son in der Familie bzw. jeweiligen Lebensform.34 Der ISEI nimmt Werte zwischen 16 
und 85 an (vgl. Schimpl-Neimanns 2004: 158),35 der Index kann als „hierarchisches 
Punktesystem“ (Reiter 2002: 71) angesehen werden. „Hohe Ausprägungen bedeuten 
hohen sozialen Status, also einen Beruf der durchschnittlich hohe Formalqualifi kati-
onen erfordert und gleichzeitig mit einem vergleichsweise hohen durchschnittlichen 
Einkommen einhergeht“ (ebd.). In Tabelle 1-1 sind diejenigen Staatsangehörigkeiten 
diff erenziert dargestellt, für die gewichtete Fallzahlen von mindestens 5.000 Personen 
im Alter von 6- bis unter 18-Jahren vorliegen. Nach erster Staatsangehörigkeit der Be-
völkerung wird der ISEI der Bezugsperson berechnet und im arithmetischen Mittel 
sowie nach Quartilen ausgewiesen. Die erste Staatsangehörigkeit wird ausgewählt, weil 
32 Der Mikrozensus ist ein repräsentativer Datensatz, für den jährlich ein Prozent der Privathaushalte 
über die wirtschaft liche und soziale Lage befragt werden.
33 ISEI = International Socio-Economic Index of Occupational Status.
34 Wird der ISEI z. B. für den Haupteinkommensbezieher im Haushalt berechnet, weichen die Er-
gebnisse nur unwesentlich von den berichteten Ergebnissen für die Bezugsperson ab (ohne Abbil-
dung).
35 Die Indexwerte 0 („ohne Eintrag“) und 99 („Nicht zuordenbar“) bleiben zur Bildung des Index 
unberücksichtigt. Die Rekodierung des ISEI basiert auf der im Mikrozensus verwandten Berufs-
klassifi kation ISCO-88(COM) nach einer Routine von Schimpl-Neimanns (2004). Einen ISEI-Wert 
von 16 weisen z. B. Hilfsarbeiter oder Haushaltshilfen auf, einen Indexwert von 85 z. B. Mediziner 
oder Juristen.
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dieses Merkmal in dem nachfolgenden Kapitel vertiefend analysiert wird (dieses stellt 
das einzige in der herkömmlichen Schulstatistik enthaltene Migrationsmerkmal dar).36 
Tabelle 1-1:  Personen im Alter von 6 bis unter 18 Jahren nach Staatsangehörigkeit: ISEI 
der Bezugsperson (Mittelwert und Quartile37)
  Perzentile  
Staatsangehörigkeit Mittelwert 25. 50. 75. n* =
deutsch (ausschließlich) 45,6 33 40 56 7.148.595
deutsch (+ ausländische StA) 45,0 31 39 56 217.072
ausländische StA 36,2 29 32 40 641.910
darunter:      
bosnisch-herzegowinisch 35,6 30 34 36 16.948
französisch 56,5 35 61 73 8.746
griechisch 36,7 27 32 49 34.246
italienisch 34,6 29 32 38 52.780
kosovarisch 29,8 23 30 34 30.387
kroatisch 36,5 30 34 38 18.865
mazedonisch 35,4 30 34 38 8.327
niederländisch 46,3 30 49 61 8.014
österreichisch 52,1 38 51 67 6.780
polnisch 35,5 30 34 36 22.097
portugiesisch 31,8 29 30 34 13.500
russisch 41,9 34 36 51 14.496
serbisch 30,7 23 30 34 18.255
spanisch 44,3 31 43 51 6.671
türkisch 32,6 26 31 35 231.179
ukrainisch 43,7 29 34 61 10.126
vietnamesisch 38,9 32 34 51 16.006
StA = Staatsangehörigkeit(en); * = gewichtete Fallzahlen
Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2009, eigene Berechnungen.
Die Bezugspersonen der Bevölkerung im Alter von 6 bis unter 18 Jahren mit aus-
schließlich deutscher Staatsangehörigkeit weisen im arithmetischen Mittel einen ISEI 
von 45,6 auf, der ISEI für die Bezugsperson von Kindern und Jugendlichen mit ei-
nem deutsch-nichtdeutschen Doppelpass fällt mit 45,0 nur etwas niedriger aus. Als 
erheblich niedriger ist der ISEI-Mittelwert von 36,2 für die Bezugspersonen mit 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeit anzusehen. Allerdings unterscheiden sich die In-
dexwerte erheblich nach der jeweiligen Staatsangehörigkeit. Die geringsten Werte zei-
gen sich für die Bevölkerung mit serbischer und kosovarischer Staatsangehörigkeit, 
deren ISEIs sogar im Vergleich zur Bevölkerung mit einer Staatsangehörigkeit des üb-
rigen ehemaligen Jugoslawiens erheblich geringer ausfallen, was sich an den ISEIs der 
36 Prinzipiell erfasst der Mikrozensus neben der deutschen Staatsangehörigkeit auch weitere nicht-
deutsche Staatsangehörigkeiten (in diesem Kapitel wird jedoch – wie beschrieben – ausschließlich 
die erste Staatsangehörigkeit berücksichtigt).
37 Unteres Quartil = 25. Perzentil, Median = 50. Perzentil, oberes Quartil = 75. Perzentil.
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Bezugspersonen der kroatischen, mazedonischen und bosnisch-herzegowinischen Be-
völkerung ablesen lässt. Als relativ gering sind auch die ISEIs der Bezugspersonen von 
portgugiesischen und türkischen Kindern und Jugendlichen im Alter von 6 bis unter 
18 Jahren einzuschätzen. Relativ hoch fallen die ISEIs für russische, ukrainische, spa-
nische Staatsangehörige aus, diese liegen nur minimal unter dem Mittelwert der deut-
schen Bevölkerung. Höhere Indexwerte zeigen sich insbesondere für Staatsangehörig-
keiten von Ländern, die westlich und südlich an Deutschland angrenzen (französisch, 
niederländisch und österreichisch). Diese Ergebnisse weisen auf disparate sozioöko-
nomische Hintergründe und Lebensbedingungen der Bevölkerung hin, die relevant 
für Bildungsdisparitäten sein können. Denn aus der sozialen Herkunft  und dem fami-
liären Hintergrund können kognitive und sprachliche Nachteile resultieren (vgl. Be-
cker/Biedinger 2006), etwa aufgrund „des Aufwachsens in einem Elternhaus mit ei-
nem niedrigen Anregungsgehalt“ (Becker/Schubert 2011: 164), oder „weil Migranten 
oft mals bildungsrelevantes Wissen“ fehlt (ebd.; vgl. hierzu auch Kristen/Granato 2004). 
Die vorhergehenden Ergebnisse sind vergleichbar mit denen aus Studien, die den so-
zioökonomischen Status oder die Einkommenssituation von Migranten nach Her-
kunft sgruppen dokumentieren (vgl. z. B. Baumert/Schümer 2001: 345; Reißlandt 2007: 
96ff .; Schwarz/Weishaupt 2012). Z. B. erzielen Zuwanderer aus der EU vergleichbare 
Brutto-Einkommen wie Deutsche, während erheblich niedrigere Einkommen insbe-
sondere für Zuwanderer aus der Türkei sowie dem ehemaligen Jugoslawien zu konsta-
tieren sind (vgl. Reißlandt 2007: 96ff .). Diese „verfügen über keine, niedrige oder nicht 
anerkannte Berufsqualifi kationen, geringe Deutschkenntnisse oder einen ungesicher-
ten Aufenthaltsstatus mit nachrangigem oder keinem Arbeitsmarktzugang“ (ebd.: 97). 
Hierdurch seien „Kinder und Jugendliche […] in entwicklungsrelevantem Alter erheb-
lichen Risiken ausgesetzt, in einem durch Armut belasteten familiären (und Wohn-)
Umfeld aufzuwachsen, das unter anderem ihre späteren Bildungschancen minimiert“ 
(ebd.: 98).
Anhand der in den vorhergehenden Kapiteln dargestellten empirischen Befunde 
soll die Bedeutsamkeit der verschiedenen Erklärungsansätze eingeschätzt werden. Ein-
deutige Hinweise zeigten sich hinsichtlich der Relevanz der Ressourcenausstattung auf 
Bildungsergebnisse. Beispielsweise werden durch den sozioökonomischen Status, den 
familiären Sprachgebrauch und die Bildung der Eltern Schulleistungen und der Schu-
lerfolg erheblich beeinfl usst. Ähnlich relevant ist auch die jeweilige Migrationsbiogra-
fi e bzw. -situation. Z. B. zeigt sich dies verstärkt in der Höhe des Zuzugsalters sowie 
anhand des Generationenstatus. Ein geringer(er) Einfl uss scheint von dem Rechtssta-
tus sowie vom Geschlecht auszugehen, beide Merkmale fallen hinsichtlich Bildungs-
disparitäten weniger erklärungsmächtig aus als etwa die Ressourcenausstattung oder 
die Schulform (vgl. z. B. Breen et al. 2012: 368; Segeritz/Stanat/Walter 2010: 179; Söhn 
2011a: 291). Der erhebliche Einfl uss der Schulform auf Leistungen und Schulerfol-
ge verweist auf die Relevanz der institutionellen Bedingungen. Denn diese bestim-
men das (vor-)schulische Angebot mit bzw. strukturieren dieses vor. Uneindeutig ist 
die Befundlage hinsichtlich institutioneller Diskriminierung, die bislang nur in Ein-
zelfällen insbesondere anhand von qualitativen Studien nachgewiesen werden konn-
te. Quantitative Studien, die auf großen repräsentativen Datensätzen beruhen, haben 
überwiegend keine signifi kanten Hinweise auf institutionelle Diskriminierung (im 
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Sinne von Gomolla/Radtke 2007) erbringen können. Allerdings bleibt unklar, welche 
Rolle nicht erhobene bzw. erhebbare Merkmale und unzureichende Messinstrumente 
spielen. Zudem blieb häufi g der Besuch von Förderschulen unberücksichtigt. Regiona-
len Unterschieden, dem Sozialraum sowie den Kontextbedingungen kann ein Einfl uss 
zugerechnet werden. Kontexteff ekte scheinen einen kleinen, aber nicht zu vernachläs-
sigenden zusätzlichen Einfl uss auszuüben. 
Insgesamt ist von einem kumulativen Zusammenwirken verschiedener Eff ekte aus-
zugehen, die sich nicht immer leicht voneinander trennen lassen, da sich diese em-
pirisch überlagern oder vermischen können (vgl. hierzu auch Diefenbach 2007). In 
den nachfolgenden Analysen sind für verschiedene Migrantengruppen Bildungsdispa-
ritäten zu erwarten, die aus den spezifi schen Ausgangsbedingungen, der jeweiligen Si-
tuation der Zuwanderer bezogen auf Ressourcenausstattung, Migrationshistorie und 
-biografi e sowie den institutionellen Bedingungen und sozialräumlichen Aspekten re-
sultieren.
Bisher liegen insgesamt nur wenige Ergebnisse zur Bildungssituation von verschie-
denen Migrantengruppen vor. Häufi g erfolgt keine – weitergehende – Diff erenzierung, 
da die Fallzahlen der verwendeten Datensätze dies nicht zulassen (vgl. auch Rami-
rez-Rodriguez/Dohmen 2010: 299). Entsprechend konnten bislang auch die Ursachen 
von Bildungsdisparitäten nach Herkunft sgruppen nur anhand weniger Datensätze – 
z. B. im Rahmen der PISA-Studie – analysiert werden. Dies geschieht überwiegend für 
Deutschland insgesamt – und nur teilweise auf Ebene der Bundesländer. 
Es hat sich gezeigt, dass die Schülerschaft  mit Migrationshintergrund insgesamt 
sehr heterogen ist (vgl. Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 225). Dies unterstreicht die Not-
wendigkeit, Bildungsergebnisse diff erenziert nach Herkunft sgruppe auszuweisen, an-
statt Migranten als homogene Gruppe zu betrachten. Zwischen den Herkunft sgruppen 
sind große Disparitäten zu erkennen (vgl. z. B. Walter 2008a; Segeritz/Walter/Stanat 
2010). Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung, des Übergangs auf weiterführende Schul-
formen sowie des Schulerfolgs scheinen türkische und italienische Schüler am stärks-
ten benachteiligt zu sein; relativ positive Ergebnisse werden für spanische, griechi-
sche und polnische Schüler berichtet; (Spät-)Aussiedler und/oder russische Schüler38 
nehmen entweder eine Mittelposition ein oder werden als relativ bildungserfolgreich 
angesehen (vgl. Büchel/Wagner 1996; Esser 2001; Hunger 2001; Kristen 2003; Mül-
ler/Stanat 2006; Walter 2008a; Stanat 2008: 704; Segeritz/Walter/Stanat 2010; Diefen-
bach 2011: 150; Söhn 2011a,b, 2012). Studien, die Daten verwenden, die bis Mitte der 
1990er Jahre erhoben wurden, ergeben für Schüler aus dem ehemaligen Jugoslawien 
eine mittlere Position (vgl. z. B. Büchel/Wagner 1996; Hunger 2001; Diefenbach 2002a: 
29). In neueren Studien werden diese Schüler als eher benachteiligt eingeschätzt, was 
mit sich verändernden Zuwanderungsbedingungen seit Anfang der 1990er Jahre zu-
38 Bzw. ‚Schüler der ehemaligen UdSSR‘, wie sie z. B. in der PISA-Studie bezeichnet werden. Söhn 
(2008: 259, 417, Fußnote 25) weist darauf hin, dass Spätaussiedler weit überwiegend aus der ehe-
maligen Sowjetunion stammen sowie umgekehrt ein sehr hoher Anteil der dort Geborenen Spät-
aussiedler sind. Vergleiche von Bildungsergebnissen zu russischen Schülern oder Spätaussiedlern 
sind immer dann problematisch, wenn Defi nitionen und Operationalisierungen unterschiedlich 
ausfallen. Z. B. wird in manchen Studien entweder ausschließlich der Spätaussiedlerstatus, eine rus-
sische Staatsangehörigkeit oder eine ex-sowjetische Herkunft  separat erfasst, in anderen Studien 
wird hingegen sowohl zwischen Spätaussiedlern und Schülern mit russischem Migrationshinter-
grund unterschieden (z. B. bei Söhn 2011a).
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sammenhängt. Bis zu diesem Zeitpunkt sind Schüler mit ex-jugoslawischem Migra-
tionshintergrund zumeist Nachfahren von früheren und relativ gut integrierten Ar-
beitsmigranten, während der Anteil der Schüler mit Fluchthintergrund seit spätestens 
Mitte der 1990er Jahre erheblich zunimmt (vgl. z. B. Th ränhardt 1999: 42f.; Esser 2006: 
184). Dies wirkt sich auch auf die Bildungsergebnisse aus, denn mit der Lebenssitua-
tion von Flüchtlingen geht z. B. ein unsicherer Rechtsstatus, eine unklare Bleibeper-
spektive und ein niedriger sozioökonomischer Status einher (vgl. ebd.; Söhn 2011a: 
89f., 2012: 181; vgl. auch Tabelle 1-1). Allerdings bestehen auch erhebliche Unterschie-
de innerhalb der Gruppe der ehemaligen Jugoslawen. Während slowenische und kro-
atische Arbeitsmigranten als gut ausgebildet gelten,39 und sie aufgrund der Nähe ih-
res Herkunft slandes zu Österreich z. T. bereits vor der Zuwanderung über deutsche 
Sprachkenntnisse verfügten, sind negative Bildungsergebnisse auf die Folgen des Bür-
gerkrieges und von Fluchtmigration insbesondere aus dem Südosten des ehemaligen 
Jugoslawiens zurückzuführen. Entsprechend werden unterdurchschnittliche Bildungs-
ergebnisse für Mazedonier, Kosovo-Albaner und Serben konstatiert (vgl. Th ränhardt 
1999: 22, 42f.; Heß-Meining 2004: 137f.).
Ohne Berücksichtigung verschiedener Hintergrundmerkmale (wie z. B. der sozio-
ökonomische Status oder die Familiensprache) fallen auch die Schulleistungen nach 
Herkunft sgruppen in der 1. Generation nachteilig aus. Das gleiche gilt für die 2. Ge-
neration, eine Ausnahme stellen nur Schüler der ehemaligen UdSSR dar, für die sich 
in der 2. Generation kein Leistungsnachteil gegenüber Schülern ohne Migrationshin-
tergrund feststellen lässt (vgl. Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 222; Segeritz/Walter/Stanat 
2010: 132; Baumert/Maaz 2012: 288). Werden die wichtigsten Hintergrundmerkma-
le kontrolliert, dann sind geringere Kompetenzniveaus für Jugendliche mit „Eltern aus 
den ehemaligen Anwerbestaaten Türkei, Jugoslawien und Italien“ festzustellen (Wal-
ter 2008a: 165), während Schüler mit polnischer sowie ex-sowjetischer Herkunft  deut-
lich höhere Leistungsniveaus aufweisen bzw. für sie keine signifi kanten Unterschiede 
in der Schulleistung zu Schülern ohne Migrationshintergrund bestehen (vgl. Walter 
2008a: 165; Müller/Stanat 2006; Segeritz/Walter/Stanat 2010).40 Wird neben der Her-
kunft  zusätzlich noch der Generationenstatus berücksichtigt, sind nach Kontrolle des 
familialen Hintergrundes sowohl in der 1. als auch in der 2. Generation Nachteile für 
türkische Schüler festzustellen, während in beiden Generationen für Schüler aus der 
ehemaligen UdSSR keine signifi kanten Unterschiede zu Schülern ohne Migrationshin-
tergrund bestehen. Für polnische Schüler und solche aus ‚anderen Herkunft sländern‘ 
sind lediglich in der 1. Generation signifi kante Nachteile auszumachen (vgl. Baumert/
Maaz 2012: 289; Stanat/Rauch/Segeritz 2010). 
Diese Ergebnisse werden als Hinweise auf segmentierte Assimilation gewer-
tet, da sich die Muster der Assimilation in der Generationenfolge nach der jeweili-
gen Herkunft sgruppe unterscheiden (vgl. Baumert/Maaz 2012; Stanat/Rauch/Sege-
ritz 2010; Segeritz/Walter/Stanat 2010). Z. B. zeigt sich für türkische Schüler nur eine 
geringe Aufwärtsmobilität, während die Ergebnisse hinsichtlich Kompetenzen und 
39 Heß-Meining (2004: 138) spricht sogar von „Expertenmigration“.
40 Ergänzt werden soll, dass nur wenige Studien bislang untersucht haben, ob auf Schulebene nicht die 
Höhe des Migrantenanteils, sondern die herkunft sspezifi sche Zusammensetzung der Schülerschaft  
einen Einfl uss auf die Schulleistungen von Schülern hat (vgl. Walter/Stanat 2008).
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Bildungsbeteiligung auf eine direkte Assimilation von Jugendlichen aus Polen sowie 
der ehemaligen UdSSR hinweisen, da sich deren „Gymnasialbeteiligung über die Ge-
nerationen hinweg der Gymnasialbeteiligung von Jugendlichen ohne Migrationshin-
tergrund“ annähert (Segeritz/Walter/Stanat 2010: 133; vgl. auch Stanat/Rauch/Segeritz 
2010: 225).41
Bezogen auf den Schulerfolg zeigt sich, dass Jugendliche zwischen 18 und 21 Jah-
ren nach Staatsangehörigkeit unter Kontrolle des sozioökonomischen Hintergrundes 
und des Geschlechts nur geringe oder keine Nachteile aufweisen, die Hochschulrei-
fe zu erwerben. Es bestehen sogar signifi kant positive Eff ekte für Vietnamesen und 
‚sonstige Südasiaten‘, Griechen, Spanier und Portugiesen (vgl. Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2008: 90f.). Ohne Kontrolle der Merkmale haben Abgänger aus 
EU-Staaten gegenüber Deutschen doppelt so hohe Chancen die Hochschulreife zu er-
langen, während die türkische und italienische Bevölkerung sowie die Herkunft sgrup-
pe der zusammen ausgewiesenen ‚GUS-Staaten und ex-Jugoslawien‘ nur etwa halb so 
oft  wie die deutsche Bevölkerung die Hochschulreife erwerben (vgl. ebd.). 
Die zuvor angeführten Befunde sollen lediglich einen ersten Überblick über den 
Forschungsstand bieten. Denn nicht immer sind die vorliegenden Forschungsbefunde 
unmittelbar vergleichbar. Leichte Varianzen in den Ergebnissen zwischen den Studien 
können daraus resultieren, dass unterschiedliche Hintergrundmerkmale kontrolliert 
werden, verschiedene Datensätze und Merkmale verwendet werden, die untersuch-
ten Schülerpopulationen variieren, oder die Kompetenzen in unterschiedlichen Fä-
chern gemessen werden (z. B. in Lesen, Mathematik oder Naturwissenschaft en). Auch 
werden die Herkunft sgruppen unterschiedlich stark ausdiff erenziert (z. B. wird in den 
neueren PISA-Studien zumeist nur zwischen Schülern der ex-UdSSR, Türkei oder Po-
len unterschieden, vgl. z. B. Segeritz/Walter/Stanat 2010). 
Insgesamt kann dennoch festgehalten werden, dass sich insbesondere die geringe-
ren Leistungen von türkischen Schülern nicht allein auf den sozioökonomischen Hin-
tergrund und weitere kontrollierte Merkmale zurückführen lassen (vgl. Müller/Sta-
nat 2006; Walter 2008a; Segeritz/Walter/Stanat 2010: 132; Stanat/Rauch/Segeritz 2010; 
Baumert/Maaz 2012).
Gezeigt werden konnte, dass es nicht ausreicht, Bildungsergebnisse für Schüler mit 
Migrationshintergrund insgesamt zu untersuchen (vgl. auch Kristen/Dollmann 2012: 
102f.). Aufgrund erheblicher Unterschiede in den Ausgangsbedingungen ist eine Un-
terscheidung nach verschiedenen Herkunft sgruppen erforderlich, um die Bildungssitu-
ation und -ergebnisse angemessen wiederzugeben (vgl. ebd.). Bisherige Studien, deren 
Ziel eine diff erenzierte Analyse war, konnten lediglich für ausgewählte – und eine ins-
gesamt geringe Anzahl verschiedener – Herkunft sgruppen Aussagen treff en (z. B. zur 
Bildungsbeteiligung nach Staatsangehörigkeit), zumeist auf Bundes- und nur gelegent-
lich auf Länderebene. Ursache für den geringen Diff erenzierungsgrad sind die verwen-
deten Datenbasen, denn die Fallzahlen des Mikrozensus, Sozio-ökonomischen Panels 
(SOEP) oder der PISA-Daten reichen für eine genauere und nach Staatsangehörigkeit 
41 Lediglich eine weitere Studie analysiert entsprechende Prozesse für vietnamesische und philippini-
sche Jugendliche in Deutschland (vgl. Walter 2011). Allerdings sind die Fallzahlen relativ klein, so 
dass z. T. ein Signifi kanzniveau von 10 % verwendet wird. Festgestellt wird eine direkte Assimilation 
für philippinische sowie eine selektive Akkulturation für vietnamesische Jugendliche (vgl. ebd.).
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diff erenzierte Betrachtung nicht aus – sofern die entsprechenden Daten überhaupt er-
hoben werden. Hieraus kann eine verzerrte Sichtweise resultieren, da viele Herkunft s-
gruppen fallzahlbedingt nicht analysiert werden, ihre Bildungssituation und -ergebnis-
se möglicherweise jedoch erheblich von den bekannten Befunden abweichen.
Zudem wird die Vergleichbarkeit sowie Interpretation von Ergebnissen erschwert, 
wenn verschiedene Herkunft sgruppen zusammengefasst werden. Dies ist z. B. in frü-
heren Publikationen zu PISA 2000 für griechische und italienische Schüler der Fall 
(vgl. z. B. Baumert/Schümer 2002: 196), die der amtlichen Statistik zufolge als zwei 
Gruppen mit deutlichen Unterschieden in der Bildungsbeteiligung gelten (vgl. Hun-
ger/Th ränhardt 2006: 62). Auch Schüler aus dem ‚ehemaligen Jugoslawien‘ werden in 
PISA nicht weiter ausdiff erenziert (vgl. ebd.). In PISA 2009 hingegen wird nur noch 
nach Schülern der ehemaligen UdSSR, aus Polen und der Türkei unterschieden (vgl. 
Stanat/Rauch/Segeritz 2010). Wie noch zu zeigen sein wird, verspricht die amtliche 
Schulstatistik aufgrund höherer Fallzahlen größere Diff erenzierungsmöglichkeiten 
(für die bisherige Statistik: anhand des Merkmals der Staatsangehörigkeit; für einzelne 
Länder wird anhand von Individualdatenstatistiken eine Diff erenzierung nach weite-
ren Merkmalen ermöglicht). Hierdurch können auch potentiell gute oder überdurch-
schnittliche Erfolge für Schüler bestimmter Herkunft sgruppen dargestellt werden, die-
ser Aspekt wurde bislang nur selten thematisiert (vgl. Th ränhardt/Weiss 2012: 118). 
Z. B. hat Walter (2011) Hinweise darauf geliefert, dass Migration „nicht per se ein Ri-
sikofaktor für den Bildungserfolg sein“ muss (Walter 2011: 417). Für Schüler mit Mi-
grationshintergrund ist ein ähnlicher Schulerfolg wie für Schüler ohne Migrations-
hintergrund möglich – und dies sogar, wenn eine ungünstige familiäre Ausgangslage 
gegeben ist (vgl. ebd.). Daher wird es nachfolgend das Ziel sein, Unterschiede zwi-
schen Schülern mit Migrationshintergrund anhand von Daten der amtlichen Schulsta-
tistik systematisch aufzuarbeiten und die diesbezüglichen alten und neuen Potentiale 
der Schulstatistik zu überprüfen.
1.8 Prüfb are Th eorien anhand von schulstatistischen Datensätzen
Zuvor wurden ausführlich verschiedene theoretische Erklärungsansätze für Bildungs-
disparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund im Vergleich zu Schülern ohne 
Migrationshintergrund dargestellt. Bevor Bildungsdisparitäten von Schülern mit Mi-
grationshintergrund in den nächsten Kapiteln untersucht werden, soll dargelegt wer-
den, welchen Beitrag schulstatistische Datensätze zur empirischen Überprüfung spezi-
fi scher Th eorieansätze leisten können.
Hierzu ist zunächst erforderlich, die verfügbare Datensatzstruktur der amtli-
chen Schulstatistik darzustellen (vgl. Tabelle 1-2). Die Übersicht erfasst zum einen 
die herkömmliche Schulstatistik des Statistischen Bundesamtes, die wenige relevan-
te Merkmale in Form von Summendaten sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebe-
ne bereitstellt. Den Merkmalen der regulären Schulstatistik werden erweiterte Merk-
malssätze der Individualdatenstatistik gegenübergestellt. Individualdatenstatistiken 
sind nicht fl ächendeckend verfügbar, sondern nur für einzelne Länder, die entspre-



















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































der im Rahmen von Individualdatenstatistiken auszuweisenden Merkmale (vgl. KMK 
2011a,b). Allerdings fällt die Umsetzung auf Landesebene unterschiedlich aus – sei es, 
dass zusätzliche Merkmale ergänzt oder vereinbarte Merkmale nicht erhoben werden. 
Entsprechend bestehen erhebliche Unterschiede in der Umsetzung der Empfehlungen. 
Die für die Individualdatenstatistik dargestellten Merkmale orientieren sich an Indivi-
dualdatensätzen für Rheinland-Pfalz, die später noch tiefergehend analysiert werden.
Das einzige Merkmal, das in den Daten des Statistischen Bundesamtes auf einen Mi-
grationshintergrund von Schülern hinweist, ist sowohl auf Bundes- als auch auf Lan-
desebene die jeweilige Staatsangehörigkeit von Schülern. Diese kann lediglich nach 
der Bildungsbeteiligung – d. h. dem Besuch verschiedener Schulformen – ausgewer-
tet werden. Zum Schulerfolg, im Sinne der von Schülern (nicht-)erreichten Schulab-
schlüsse, liegen dem Statistischen Bundesamt die kombinierten Merkmale nach genau-
er Staatsangehörigkeit, Schulform und dem Abschluss nicht vor (ohne Abbildung).42 
Eine Diff erenzierung der Abgänger (auch nach Schulform) kann lediglich für deutsche 
im Vergleich zu ‚ausländischen‘ Abgängern insgesamt erfolgen (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2009). Eine weitergehende Diff erenzierung nach Staatsangehörigkeit ist nur für 
einzelne Länder möglich. Z. B. stellen Bayern oder NRW auf Summendaten basieren-
de landesbezogene Abgängerstatistiken bereit, die den erreichten Schulabschluss nach 
Schulform und nach genauer Staatsangehörigkeit der Abgänger ausweisen (ohne Ab-
bildung) – diese Daten können nur über das jeweilige Statistische Landesamt angefor-
dert werden.
Demgegenüber fallen die im Rahmen der amtlichen Individualdatenstatistik ver-
fügbaren Merkmale erheblich umfangreicher aus (vgl. Tabelle 1-2). Aus datenschutz-
rechtlichen Gründen wurde vom Statistischen Landesamt Rheinland-Pfalz ein Ano-
nymisierungskonzept erarbeitet, so dass letztendlich vier Datensätze bereitgestellt 
werden konnten. Diese basieren allesamt auf Individualdaten der amtlichen Schul-
statistik. Der wesentliche Unterschied zwischen den Datensätzen besteht darin, dass 
entweder der Schülerbestand oder die Schülerbewegungen – d. h. Übergänge auf wei-
terführende Schulen sowie Schulabgänger – abgebildet werden. Weiter werden die In-
formationen regional entweder der Landesebene insgesamt, oder etwas kleinräumiger 
den Kreisen und kreisfreien Städte zugeordnet. Auf Landesebene enthalten die Daten-
sätze umfangreiche, auf Kreisebene hingegen nur eingeschränkte Schülermerkmale.43
Von den Datensätzen hängt auch ab, ob z. B. die Bildungsbeteiligung nur nach be-
suchter Schulform untersucht, oder ob zusätzlich auch nach besuchter Klassenstufe 
42 Der Hintergrund ist, dass die Abgängerdaten nach Staatsangehörigkeit von den Ländern entweder 
nicht, bzw. nur in Einzelfällen und uneinheitlich erhoben werden. Entsprechend kann das Stati-
stische Bundesamt diese Daten nicht vollständig für die einzelnen Länder und somit auch nicht 
aggregiert auf Bundesebene ausweisen.
43 Ergänzt werden sollen die Hauptunterschiede zu dem später verwendeten Individualdatensatz für 
Hessen, der sich sowohl im Aufb au als auch in der Struktur erheblich unterscheidet (z. B. sind alle 
erforderlichen Informationen in einem Datensatz enthalten). Anstatt auch diese Datensatzstruktur 
ausführlich darzustellen sollen nur die über die im rheinland-pfälzischen Datensatz hinausgehen-
den Merkmale ergänzt werden. Hierbei handelt es sich um die zweite Staatsangehörigkeit von Schü-
lern, die – sofern vorhanden – erfasst und ausgewiesen wird. Zudem sind Informationen über die 
Konfession sowie die Laufb ahnempfehlung der Schüler enthalten.
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unterschieden werden kann.44 In den nachfolgenden Kapiteln wird die jeweilige Defi -
nition und Operationalisierung von ‚Bildungsbeteiligung‘ angeführt. 
Die herkömmliche Schulstatistik bietet – wie gesehen – nur das Merkmal der 
Staatsangehörigkeit (in Kombination mit dem Besuch spezifi scher Schulformen). Die 
analytischen Möglichkeiten dieses Merkmals werden anhand von Daten der amtlichen 
Schulstatistik in Kapitel 2 aufgezeigt. 
In dem Merkmal spiegeln sich verschiedene (theoretische) Einfl üsse wider. Z. B. 
hinsichtlich der Migrationssituation, da die Staatsangehörigkeit als Indikator für die 
Herkunft  angesehen werden kann – entweder als Indikator für die Herkunft  des Schü-
lers, oder für die der Eltern (vgl. Alba/Handl/Müller 1994; Rolff  et al. 1996: 350ff .; 
Söhn 2012: 166). Die Staatsangehörigkeit (bzw. auch das potentielle Herkunft sland) 
wiederum kann im Aggregat erste Hinweise auf den Rechtsstatus geben (vgl. Söhn 
2011a: 185). Somit fasst die Staatsangehörigkeit verschiedene Migrationsformen wie 
etwa Flüchtlinge oder Arbeitsmigranten zusammen (vgl. auch Ditton/Aulinger 2011: 
96) und umfasst spezifi sche Zuwanderungssituationen sowie disparate Ausstattun-
gen mit Ressourcen. Manche Autoren werten eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit 
im Aggregat als Hinweis auf kulturelle, soziale und sprachliche Distanz (vgl. z. B. Es-
ser 2006: 177), wodurch bildungspolitisch mehr Förderbedarf bei erhöhten Nichtdeut-
schenanteilen an Schulen angenommen wird. Direkte und individuelle Aussagen zur 
Förderbedürft igkeit von Schülern, ihren Sprachkenntnissen, der regionalen Herkunft  
oder der jeweiligen Migrationserfahrungen sind jedoch nicht möglich (vgl. Bender-
Szymanski/Kodron/Plath 2004: 13). Somit wird auch deutlich, dass sich das Merkmal 
nicht unmittelbar einem Th eorieansatz zuordnen lässt. 
Die Verwendung einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit wird häufi g kritisiert, 
insbesondere wenn diese das einzige Merkmal zur Erfassung des Migrationshinter-
grundes von Schülern darstellt. Hierdurch besteht „die Gefahr, die soziale Realität zu 
verzerren, wenn eine nach ihrer nationalen Herkunft  defi nierte Minderheit als gegebe-
ne Einheit verstanden wird“ (Sala 2006: 100). Nach Kristen und Dollmann (2012: 103) 
bestehen nicht nur Unterschiede zwischen Migrantengruppen, sondern auch inner-
halb der Gruppen, z. B. beinhaltet die Gruppe der türkischen Staatsangehörigen auch 
Kurden oder Aleviten. Der Hinweis von Kristen und Dollmann gilt insbesondere auch 
dann, wenn regionale Diff erenzen innerhalb von (Herkunft s-)Staaten unberücksich-
tigt bleiben. Dies wird z. B. von Sala (2006: 104ff .) am Beispiel von italienischen Zu-
wanderern dargestellt; El-Menouar und Fritz (2009) hingegen zeigen erhebliche regi-
onale bzw. sozioökonomische Entwicklungsdisparitäten innerhalb der Türkei auf, die 
mit unterschiedlichen Wertvorstellungen bezogen auf demokratische Kultur, Säkulari-
tät sowie die Familien- und Geschlechtergleichstellung einhergehen. Regionale Dispa-
ritäten können auch innerhalb Deutschlands für Migrantengruppen derselben Staats-
angehörigkeit bestehen. Alt zeigt dies u. a. für Vietnamesen, die in Ostdeutschland als 
Werkvertragsarbeiter tätig waren; demgegenüber handelt es sich bei Vietnamesen in 
44 Unter Bildungsbeteiligung wird „üblicherweise der Anteil eines Geburtsjahrgangs (meist der 
15-Jährigen) an den verschiedenen allgemein bildenden Schulformen“ verstanden (Bender-Szy-
manski/Kodron/Plath 2004: 13). Dieser ist jedoch anhand von amtlichen Daten kaum zu ermitteln, 
zudem würden die Fallzahlen für Schüler nach spezifi schem Migrationshintergrund relativ gering 
ausfallen, weswegen als Bezugsgrößen die Sekundarschüler insgesamt, die Schüler der Jahrgangsstu-
fen fünf bis neun, oder Schüler der Stufen fünf bis zehn herangezogen werden (vgl. ebd.).
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Westdeutschland vorwiegend um Kontingentfl üchtlinge (vgl. Alt 2005: 86), woraus 
Unterschiede in der sozialen Herkunft , im Bildungsniveau und der sozialen Integra-
tion zu erwarten sind (vgl. ebd.: 77). Dass sich die Zusammensetzung nach Staatsan-
gehörigkeit immer ändern könne sieht auch Esser (2006: 184), etwa hinsichtlich der 
Bildungsnähe bzw. -ferne sowie bezogen auf das Einreisealter. Er nennt exemplarisch 
ex-Jugoslawen, die in Deutschland ab Mitte des 20. Jahrhunderts zuerst relativ gut in-
tegriert waren, durch die in den 1990er Jahren einsetzende Bürgerkriegsfl ucht wie-
sen spätere Zuwanderer und deren Kinder vermehrt einen niedrigeren Schulerfolg auf 
(vgl. Esser 2006: 184).
Eine weitere Einschränkung der Schulstatistik ist, dass nur eine – bzw. die erste 
– Staatsangehörigkeit von Schülern erfasst wird, nicht weitere Staatsangehörigkeiten. 
Dieses Problem wird an Relevanz gewinnen, da die Anzahl von Schülern mit doppel-
ter Staatsangehörigkeit – insbesondere vor dem Hintergrund des geänderten Staatsan-
gehörigkeitsrechts – erheblich zunimmt (vgl. Kapitel 3). 
Trotz aller Kritik stellt die Staatsangehörigkeit weiterhin ein aussagekräft iges Merk-
mal dar (vgl. Söhn/Özcan 2005: 121), wenn auch nur primär als eines unter mehreren 
(vgl. Kemper 2010a). Zusätzliche Merkmale werden im Rahmen von amtlichen Indivi-
dualdatenstatistiken bereitgestellt. Dennoch enthalten die ergänzenden Merkmale nur 
wenige Informationen, die zur Überprüfung kapitalientheoretischer Annahmen beitra-
gen könnten. Dies gilt insbesondere wegen fehlender Daten zu den Eltern der Schü-
ler (wie etwa zur Bildung der Eltern, ihrem Beruf, Einkommen etc.; vgl. hierzu auch 
Kapitel 1.1). Lediglich ein Merkmal kann als grober Indikator für das Vorhandensein 
von kulturellen Kapitalien in der Familie der Schüler gewertet werden: die überwie-
gend zu Hause gesprochene Familiensprache.45 Allerdings lässt dieses Merkmal kei-
ne präzisen Rückschlüsse über die Quantität und Intensität des Sprachgebrauchs sowie 
die Qualität der Sprachkenntnisse zu. Unklar bleibt, ob eher überwiegend oder aus-
schließlich eine bestimmte Sprache verwendet wird, oder ob sich die überwiegend in 
der Familie gesprochene Sprache von der mit Freunden gesprochenen Sprache unter-
scheidet. Das Merkmal wird subjektiv eingeschätzt, es ist nicht objektiv messbar wie 
etwa das Vorliegen einer bestimmten Staatsangehörigkeit. Da das Merkmal auf einer 
Selbsteinschätzung beruht, kann es – falls eine nichtdeutsche Familiensprache ange-
geben wird – als „‚weicherer‘ Indikator für Migrationshintergrund“ (Frick/Söhn 2007: 
87) angesehen werden. Ein enger Zusammenhang zwischen der Familiensprache und 
der schulischen Leistung konnte für Migranten am Beispiel der Lesekompetenz so-
wie in Mathematik belegt werden (vgl. Stanat/Christensen 2006: 52ff .; Stanat/Rauch/
Segeritz 2010). Auch könne der überwiegende „Gebrauch einer anderen Sprache zu 
Hause […] unter Umständen ein Indikator für eine geringe Integration der Familien 
sein“ (Stanat/Christensen 2006: 52). Da Elterninformationen fehlen, bleibt kritisch an-
zumerken, dass im Unklaren bleibt, ob ein oder zwei Elternteil(e) in Deutschland ge-
boren wurde(n), was u. a. einen Einfl uss auf die überwiegende Familiensprache hat.
45 In einzelnen Ländern (wie z. B. in Hessen oder NRW) wird zusätzlich das Merkmal der Konfession 
von Schülern erhoben. Ggf. wäre zu prüfen, ob und inwiefern dieses Merkmal als Indikator für kul-
turelles Kapital nützlich sein könnte. In den rheinland-pfälzischen Individualdatensätzen ist dieses 
Merkmal nicht enthalten, weswegen dieser Aspekt nicht weiter diskutiert werden soll.
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Anhand von zusätzlichen individualdatenstatistischen Merkmalen kann ein weiter 
gefasster Migrationshintergrund von Schülern ausgewiesen und analysiert werden. Die 
Merkmale ermöglichen es Teile der Migrationssituation bzw. -biografi e der Schüler ab-
zubilden. Hier sind insbesondere das Geburtsland, der Generationenstatus und das 
Zuzugsalter zu nennen (diese und weitere Merkmale wie das Geschlecht46 von Schü-
lern werden insbesondere in Kapitel 4 ausgewertet). Die Angabe eines nichtdeutschen 
Geburtslandes weist darauf hin, dass ein Schüler entweder selbst, oder in Begleitung 
seiner Eltern zugewandert ist. Somit kann über dieses Merkmal auch der Generatio-
nenstatus von Schülern mit Migrationshintergrund abgeleitet werden (1. Generation 
= im Ausland geboren; 2. Generation = in Deutschland geboren). Das Merkmal lie-
fert – neben der Staatsangehörigkeit – Hinweise auf die Herkunft  von Schülern.47 Dies 
ist nicht ganz unproblematisch, da erneut bemerkt werden muss, dass andere Studien 
– wie z. B. die PISA-Studien – zur Bestimmung der Herkunft  auf das Geburtsland der 
Eltern eines Schülers zurückgreifen (vgl. z. B. Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 204). Eine 
weitergehende Entscheidung darüber, ob ein oder zwei Elternteile im Ausland geboren 
sein müssen, damit ein Migrationshintergrund vorliegt, ist somit anhand von schul-
statistischen Daten nicht möglich (vgl. auch Kemper 2010a: 317f.). Die Information 
des Geburtslandes kann zudem dann ungenau bzw. problematisch sein, wenn Staaten 
zerfallen, oder Grenzen (z. B. in Folge von Kriegen) neu gezogen werden (vgl. Hoff -
meyer-Zlotnik/Warner 2009: 30).48 Da Elterninformationen fehlen, werden Schüler 
mit deutscher Staatsangehörigkeit (die in ihren Familien überwiegend Deutsch spre-
chen) irrtümlich als Schüler mit Migrationshintergrund aufgefasst, wenn sie im Rah-
men von Auslandsaufenthalten der Eltern im Ausland geboren wurden und die Eltern 
keinen Migrationshintergrund aufweisen. Umgekehrt wird die 2. Generation quantita-
tiv unterschätzt, da Schüler keinen Migrationshintergrund aufweisen, wenn alle erfass-
ten Migrationsmerkmale eine deutsche Ausprägung haben, ihre Eltern jedoch im Aus-
land geboren wurden. Ebenso sind mangels entsprechender Daten keine Aussagen zur 
3. Generation (oder noch höheren Generationen) möglich.
Für im Ausland geborene Schüler, d. h. für Schüler mit Migrationshintergrund der 
1. Generation, lässt sich das – aus theoretischer Perspektive – migrationsbiografi sch 
wichtige Zuzugsalter bestimmen (vgl. Kapitel 1.2.2). Dieses kann über eine Substrakti-
on (Zuzugsalter = Zuzugsjahr – Geburtsjahr) näherungsweise abgeleitet werden. Un-
systematische bzw. zufällige Fehleinschätzungen können daraus resultieren, dass der 
genaue Tag des Zuzugs sowie der Geburt nicht erfasst werden, das Gleiche gilt für den 
genauen Zuzugsmonat. Daher werden zur Berechnung des Zuzugsalters ausschließlich 
die Jahre des Zuzugs und der Geburt verwendet.
Da Informationen zur Aufenthaltsdauer nicht für die Eltern von Schülern mit Mi-
grationshintergrund vorliegen, kann dieses Merkmal anhand von schulstatistischen 
46 Da die kombinierte Auswertung der Bildungsbeteiligung nach Geschlecht und Migrationsmerk-
malen den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde, wird dieses Merkmal nur punktuell betrachtet.
47 Dies ist für die überwiegende Familiensprache nur sehr bedingt der Fall (vgl. hierzu Kapitel 3 
und 4). 
48 Hier sei exemplarisch an das ehemalige Jugoslawien und die Nachfolgestaaten gedacht. Ein ähn-
liches Problem besteht auch hinsichtlich der Zuordnung von Staatsangehörigkeiten, die hinsicht-
lich der Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawiens nicht immer stimmig sind (vgl. Statistisches 
Bundesamt 20011b: 5, Methodische Einführung).
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Daten nicht berücksichtigt werden. Die Aufenthaltsdauer spiegelt sich lediglich in 
dem Zuzugsalter von Schülern der 1. Generation wider (der Zusammenhang lautet: 
je niedriger die Aufenthaltsdauer, desto höher das Zuzugsalter und umgekehrt). Al-
lerdings lassen sich keine Aussagen zur Aufenthaltsdauer der Eltern von Schülern mit 
Migrationshintergrund der 2. Generation treff en. Ein möglicher Einfl uss der Aufent-
haltsdauer auf Bildung kann somit lediglich vermittelt über die Höhe des Zuzugsalters 
von Schülern der 1. Generation abgebildet werden.49
Aus migrationsbiografi scher Perspektive ist es zudem sinnvoll, den Generationen-
status mit dem Zuzugsalter zu kombinieren. Denn das Zuzugsalter ist quasi ein ‚Spezi-
alfall‘ des Generationenstatus, denn nur für die erste Generation ist eine Zuwanderung 
gegeben – entsprechend lässt sich nur für diese das Zuzugsalter ausdiff erenzieren. Es 
bestehen verschiedene Konzepte, das Zuzugsalter mit dem Generationenstatus zu ver-
binden. In Tabelle 1-3 wird auf eine Unterteilung nach Dezimalgeneration zurückge-
griff en, die insbesondere in US-amerikanischen Studien verwendet wird, die zuneh-
mend aber auch in Deutschland Berücksichtigung fi ndet (vgl. Rumbaut 1997, 2004; 
Oropesa/Landale 1997; Stanat/Segeritz 2009; vgl. hierzu auch Kemper 2010a: 318f.). 
Diese soll punktuell – sofern sinnvoll und möglich – auch im Rahmen dieser Arbeit 
aufgegriff en werden.
Tabelle 1-3:  Zuordnung des Generati onenstatus (Dezimalgeneration) nach Zuzugsalter
Generation Zuzugsalter in Jahren
1,75. 0 – 5  
1,5. 6 – 12
1,25. 13 – 17
Wird die 1. Generation weiter nach dem Alter des Zuzugs ausdiff erenziert, so sind 
für Zugezogene im Schulalter die drei abgebildeten Dezimalgenerationen relevant. Die 
1,75. Generationskohorte umfasst die in der frühen Kindheit sowie im Vorschulalter 
Zugezogenen, die 1,5. Generation die in der mittleren Kindheit Zugezogenen und die 
Kohorte der 1,25. Generation die im Jugendalter Zugezogenen (vgl. Rumbaut 1997: 
507, 2004: 1167; Oropesa/Landale 1997: 435). Diese Diff erenzierung „basiert unter an-
derem auf sprachpsychologischen Erwägungen, wonach der Erwerb einer Zweitspra-
che mit zunehmendem Alter schwieriger wird und somit die Integration in das Bil-
dungssystem mit größeren Hürden verbunden ist“ (Stanat/Segeritz 2009: 146; zur 
weiteren Begründung vgl. ausführlich Kapitel 1.2.2; sowie Rumbaut 2004: 1164ff .). Die 
vorgenommene Unterteilung nach Zuzugsalter wird von Esser unterstützt, wonach die 
‚kritische Periode‘ etwa ab dem 13. Lebensjahr beginnt (vgl. Esser 2008: 202) und die 
allgemeine Lernfähigkeit spätestens mit Beginn der Pubertät deutlich abnimmt (vgl. 
Esser 2006: 106f.).50 Sollten die Fallzahlen für eine entsprechende Diff erenzierung 
49 Hingewiesen sei darauf, dass auch das Einreisealter oder die Aufenthaltsdauer nicht kausal Bil-
dungsergebnisse bestimmen, sondern nur Indikatoren bzw. Proxy-Maße für theoretische Konstruk-
te darstellen. Z. B. stehen diese nach Esser (2006: 91) „für die eigentlich relevanten theoretischen 
Konstrukte Motivation, Zugang, Effi  zienz und Kosten“.
50 Eine denkbare Alternative wäre es auch, diese Annahmen zugunsten der deutschen institutionellen 
Bedingungen zurückzustellen. Beispielsweise könnte die 1,25. Generation von allen im Alter von 
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nicht ausreichen, wird nach der 2. Generation sowie der 1. Generation unterschieden, 
wobei die 1. Generation möglichst binnendiff erenziert wird zwischen den im Vor-
schulalter und den im Alter von mindestens 6 Jahren Zugezogenen (den sogenannten 
‚Seiteneinsteigern‘ in das deutsche Schulsystem) unterschieden werden soll (vgl. hierzu 
z. B. Glick/Hohmann-Mariott 2007: 374f.; Segeritz/Walter/Stanat 2010: 117ff .).
In den vorhergehenden Kapiteln wurde theoretisch postuliert (und anhand des bis-
herigen Forschungsstandes belegt), dass Schüler mit Migrationshintergrund insge-
samt Bildungsnachteile aufweisen. Eine empirische Überprüfung ist auch anhand von 
schulstatistischen Individualdaten möglich, denn diese lassen eine Defi nition des Mi-
grationshintergrundes zu. Zu beachten ist, dass es sich bei einem ‚Migrationshinter-
grund‘ um ein wissenschaft liches und insbesondere um ein statistisches Konstrukt 
handelt (vgl. z. B. Kemper 2010a). Denn ein ‚Migrationshintergrund‘ ist nicht objek-
tiv vorhanden bzw. gegeben, sondern wird in unterschiedlicher Weise erfasst. Somit 
gibt es keine einheitliche, allgemeinverbindliche Defi nition für einen ‚Migrationshin-
tergrund‘. Entsprechend vielfältig fallen in Studien die Operationalisierungsweisen 
aus, die sich zumeist an den „in den jeweiligen Datensätzen verfügbaren Informatio-
nen“ orientieren (Kristen/Dollmann 2012: 103). Die Individualdatenstatistik stellt als 
Merkmale die Staatsangehörigkeit, die überwiegende Familiensprache sowie das Ge-
burtsland zur Verfügung. Entsprechend der Defi nition der KMK (2011a: 29) liegt bei 
einem Schüler ein Migrationshintergrund vor, wenn dieser entweder eine nichtdeut-
sche Staatsangehörigkeit oder ein nichtdeutsches Geburtsland aufweist, oder zu Hause 
überwiegend eine andere Sprache als Deutsch spricht (vgl. hierzu ausführlich Kapitel 
3.4).51 Eine – insbesondere – internationale Anschlussfähigkeit des ‚Migrationshinter-
grundes‘ an andere Studien ist für amtliche Individualdatenstatistiken nicht gegeben, 
da hierfür Informationen über die Eltern, d. h. zumindest über ihr Geburtsland, erfor-
derlich wären (vgl. Söhn/Özcan 2005; Stanat/Edele 2011). Für Hoff meyer-Zlotnik und 
Warner (2009: 21) erfüllt selbst die weitestmögliche Defi nition anhand von schulstatis-
tischen Individualdaten nicht die Funktion als „soziodemographische Hintergrundva-
riable“ (ebd.), da eine solche bis auf die Ebene der Eltern zurückzugehen müsste (vgl. 
ebd.). Unterschiedliche Defi nitionen und Operationalisierungen des Migrationshinter-
wenigstens 10 Jahren Zugezogenen gebildet werden. Hierdurch würden die institutionellen Bedin-
gungen stärker hervorgehoben (1,75. Generation: Zuzug im Vorschulalter von unter 6 Jahren; 1,5. 
Generation: Zuzug im Besuchsalter der Primarstufe von 6 bis unter 10 Jahren; in der 1,25. Gene-
ration Seiteneinstieg in die Sekundarstufe im Alter von 10 bis unter 18 Jahren). Eine weitere ab-
weichende Defi nition des Generationenstatus fi ndet sich z. B. bei von Below (2004: 197f.), sie zählt 
zur 1. Generation alle im Alter von mehr als 6 Jahren Zugewanderten, der 2. Generation werden 
alle in Deutschland geborenen mit Migrationshintergrund zugeordnet sowie alle bis zum Alter von 
6 Jahren Zugewanderten (vgl. ebd.; auch Kalter et al. 2011: 263f.). Ein Zuzugsalter von 6 Jahren 
dient als Grenze, da Schüler mit einem Zuzugsalter von unter 6 Jahren ihre gesamte Schullaufb ahn 
in Deutschland absolviert haben, oder mit einem höheren Zuzugsalter als Seiteneinsteiger in die 
Schule kamen (vgl. von Below 2004: 198; vgl. auch Portes/Rumbaut 2001). Ähnlich verfahren Glick 
und Hohmann-Marriott (2007: 374f.), sie weisen als 2. Generation die im Aufnahmeland Gebore-
nen aus, die 1. Generation stellen die im Alter von über 6 Jahren Zugezogenen dar, während die 
1,5. Generation die im Vorschulalter von unter 6 Jahren Zugezogen umfasst (vgl. ebd.; auch Sege-
ritz/Walter/Stanat 2010: 122).
51 Das Zuzugsalter erweitert den Kreis von Schülern mit Migrationshintergrund nicht, da dieses nur 
für im Ausland geborene Schüler (bzw. von Schülern mit einem nichtdeutschen Geburtsland) vor-
liegt und somit hinsichtlich der Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund redundant ist.
76
grundes haben insofern eine besondere Relevanz, als von ihnen die Ergebnisse abhän-
gen. Verschiedene Defi nitionen führen zu verschiedenen Ergebnissen, die z. T. verzerrt 
sein können, hierdurch wird auch die Vergleichbarkeit der Ergebnisse erschwert oder 
sogar verunmöglicht (vgl. z. B. Söhn/Özcan 2005; Hunger/Th ränhardt 2006; Kuhnke 
2006; Gresch/Kristen 2011; Ditton/Aulinger 2011: 97; Kemper 2010a).
Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt 
eine in sich sehr heterogene Gruppe darstellen. Und zwar „so heterogen, dass kaum 
allgemeine Aussagen über sie möglich sind“ (Schröder 2012: 241). Durch eine aggre-
gierte Darstellung würden nach Hamburger (2011: 90) potentielle Diff erenzierungen 
– etwa nach Herkunft , Generationenstatus oder Rechtsstatus – zum Verschwinden ge-
bracht.
Dieser Kritik kann durch die Bildung von Migranten- bzw. Herkunft sgruppen 
und weiterer Diff erenzierungen (etwa nach Generationenstatus oder Zuzugsalter) be-
gegnet werden. Nicht zuletzt aufgrund von gruppenspezifi schen Migrationsbiografi -
en (vgl. Esser 2001: 55) wird auf eine erhebliche bildungsbezogene Varianz zwischen 
verschiedenen Herkunft sgruppen hingewiesen (vgl. z. B. Söhn 2011a: 16; Kristen/Doll-
mann 2012: 102f.; Th ränhardt 1999; Hunger/Th ränhardt 2006; Segeritz/Stanat/Wal-
ter 2010). Da spezifi sche Migrantengruppen auf verschiedene Arten operationalisiert 
werden können (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 103), sollen die Möglichkeiten anhand 
von schulstatistischen Individualdaten dargestellt werden. Hierfür sind die Variablen 
Staatsangehörigkeit und Geburtsland geeignet, die zur Bildung von Herkunft sgrup-
pen miteinander kombiniert werden können (vgl. auch Kapitel 4). Hiernach wäre ein 
Schüler z. B. einer türkischen Herkunft sgruppe zuzuordnen, wenn er entweder eine 
türkische Staatsangehörigkeit und / oder die Türkei als Geburtsland aufweist. Das 
Merkmal der überwiegenden Familiensprache wird hingegen nicht verwendet, da die-
ses Merkmal zum einen kein objektives ist. Wichtiger noch: über dieses Merkmal (al-
lein) kann nicht bzw. nur bedingt auf die Herkunft  von Schülern geschlossen werden 
(vgl. hierzu ausführlich: Kapitel 3 und 4). Denn Sprachen stimmen nicht unbedingt 
mit (nationalstaatlichen) Regionen überein (und umgekehrt), entsprechend sind Rück-
schlüsse von der überwiegenden Familiensprache auf die regionale Herkunft  proble-
matisch. Dies kann am Beispiel von Spanisch nachvollzogen werden, da diese Sprache 
sowohl in Spanien als auch in verschiedenen weiteren – insbesondere südamerikani-
schen – Ländern gesprochen wird (als weitere, regional nicht eindeutig zuzuordnende 
Sprachen seien z. B. Arabisch, Kurdisch, Englisch oder Französisch genannt). In den 
Herkunft sgruppen spiegeln sich die aus theoretischer Perspektive erwartbaren Un-
terschiede nach Ressourcenausstattung aber auch die Migrationssituation wider, etwa 
hinsichtlich der – jeweils im Aggregat – gruppenspezifi schen Migrationsbiografi e oder 
des Rechtsstatus.
Die Individualdatenstatistik bietet gegenüber anderen Erhebungen und Datensät-
zen den klaren Vorteil, dass diese eine Vollerhebung darstellt und hierdurch Bildungs-
analysen nach Herkunft sgruppen erheblich weiter ausdiff erenziert werden können. 
Hierdurch entfällt das Problem, das z. B. frühere PISA-Studien hatten, dass fallzahlbe-
dingt nur aggregierte Ergebnisse etwa für griechische und italienische Schüler oder für 
Schüler aus dem ehemaligen Jugoslawien zusammengefasst ausgewiesen werden kön-
nen (vgl. Hunger/Th ränhardt 2006: 62).
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Da sowohl Unterschiede zwischen, aber auch innerhalb von Migrantengruppen be-
stehen können (vgl. Kristen/Dollmann 2012: 103), ist eine kombinierte Analyse nach 
Herkunft sgruppe und Generationenstatus erforderlich, um unverzerrte Aussagen zwi-
schen den Gruppen treff en zu können (vgl. Gresch/Kristen 2011: 212f.). Denn Ver-
zerrungen könnten aus der jeweiligen Zusammensetzung der Herkunft sgruppen nach 
Generationenstatus resultieren (vgl. ebd.). Zudem lassen sich nur über eine „Verknüp-
fung von Herkunft  und Generationenstatus […] diff erenzielle Muster innerhalb der 
Gruppen aufdecken“ (Gresch/Kristen 2011: 222; vgl. hierzu auch Stanat/Segeritz 2009: 
145). Diesen Forderungen kann anhand von schulischen Individualdaten nachgekom-
men werden.52
Nach Migrationsmerkmalen bestehende Disparitäten bilden sich in der instituti-
onellen Verteilung oder an institutionellen Entscheidungsstellen ab. In der Individu-
aldatenstatistik können diese u. a. hinsichtlich Übergängen von der Grundschule in 
weiterführende Schulformen, des Besuchs spezifi scher Schulformen, Klassenwiederho-
lungen, Wechseln zwischen den Schulformen und erreichten Schulabschlüssen unter-
sucht werden. Z. B. können Über- oder Unterrepräsentationen von Schülern mit Mi-
grationshintergrund an spezifi schen Schulformen auf institutionelle Benachteiligungen 
gegenüber Schülern ohne Migrationshintergrund hinweisen. Der Besuch zweier Schul-
formen ist hierbei von besonderem Interesse. Zum einen die Schulform Gymnasium, 
von der die Mehrheit der Abgänger die Schule mit allgemeiner Hochschulreife ver-
lässt. Diese wird weiterhin als „Königsweg zur Studienberechtigung“ (Baumert/Maaz 
2012: 290) bezeichnet und dient auch als Indikator für die Bildungsintegration von 
Schülern mit Migrationshintergrund (vgl. Walter 2012: 225). Zum anderen interes-
siert besonders der Besuch der Schulform Förderschule, deren Abgänger weit mehr-
heitlich – d. h. im Jahr 2010 zu 75 % – noch nicht einmal einen Hauptschulabschluss 
erlangen, weitere 22 % gehen mit einem Hauptschulabschluss ab (vgl. Autorengrup-
pe Bildungsberichterstattung 2012: 97). Dies ist deshalb von besonderer Relevanz, da 
selbst Abgänger mit Hauptschulabschluss Schwierigkeiten haben, anschließend einen 
Ausbildungsplatz zu erhalten (vgl. z. B. Solga 2005; Granato/Ulrich 2009). Anhand 
neuerer Befragungsdaten zeigen Granato und Ulrich (2009: 45f.) auf, dass nur etwa 
jeder vierte Abgänger mit maximal Hauptschulabschluss unmittelbar in eine betrieb-
liche Ausbildung einmündet. Diese Zahlen sprechen dafür, dass die Förderschulbe-
suchsquote von Migranten „einen wichtigen Indikator für […] Partizipationschancen 
im deutschen Bildungssystem“ darstellt (Powell/Wagner 2002: 65; vgl. auch Wagner/
Powell 2003: 183; Kornmann 2004: 27). Denn Förderschulen (insbesondere mit dem 
Schwerpunkt Lernen) wird vorgeworfen, zur Ausgrenzung von Kindern unterer Sozi-
algruppen sowie von Schülern mit Migrationshintergrund beizutragen (vgl. z. B. Klein 
2001; Mand 2006; Kornmann 2010; Diefenbach 2007) sowie benachteiligend zu wir-
ken (vgl. Eckhart/Haeberlin/Sahli Lozano/Blanc 2011 für die Schweiz). Ein erhöhter 
Förderschulbesuch sei als Hinweis auf unzureichende schulische Förderung anzuse-
hen, etwa wenn an Regelschulen sprachlich bedingte Benachteiligungen nicht kom-
pensiert werden könnten (vgl. z. B. Solga/Powell 2006: 184; auch Schröder 2012: 
248f.). Auch in diesem Zusammenhang wird angenommen, dass Förderschulen eine 
52 Allerdings sind – wie bereits mehrfach gezeigt – Abstriche bei der Operationalisierung des Migrati-
onshintergrundes zu konstatieren.
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Entlastungsfunktion für Regelschulen haben und Schüler mit Migrationshintergrund 
durch einen überrepräsentierten Besuch dieser Schulform institutionell benachteiligt 
werden (vgl. hierzu ausführlich Kapitel 1.3).
Wie noch zu zeigen sein wird, erlauben es schulische (Individual-)Statistiken, 
Schüler diff erenziert nach Staatsangehörigkeit sowie nach Migrationshintergrund auch 
hinsichtlich des Förderschulbesuchs zu untersuchen. Dies ist ein bedeutender Vorteil 
gegenüber anderen großen repräsentativen Erhebungen – im Rahmen der PISA-Studi-
en etwa bleibt die Schulform Förderschule weitestgehend unberücksichtigt (vgl. hierzu 
auch Hunger/Th ränhardt 2006: 53; Koch 2006).
Anhand der vorliegenden Datensätze lassen sich sozialräumliche Annahmen nicht 
bzw. allenfalls nur sehr bedingt untersuchen. Denn es liegen lediglich Informatio-
nen auf der Kreisebene vor, die sich mit weiteren sozialräumlichen Informationen 
verknüpfen lassen. Zwar sind die Schülerdaten prinzipiell auch auf einzelschulischer 
Ebene vorhanden, allerdings sind die Schulinformationen anonymisiert, d. h. die 
Schulen können nicht den schulischen Sozialräumen, sondern nur den zugehörigen 
Kreisen und kreisfreien Städte zugeordnet werden. Auch diese Informationen liegen 
den Statistischen Landesämtern vor, aus datenschutzrechtlichen Gründen könnten 
die Schulzuordnungen von Schülern nur anonymisiert bereitgestellt werden. Somit 
lassen sich die Schüler einzelnen (anonymisierten) Schulen zuordnen, die Schulen al-
lerdings nicht zu den Sozialräumen bzw. entsprechenden sozialräumlichen Kontext-
informationen. Die ‚kleinräumigste‘ Zuordnung von Schülern ist nur auf der Ebene 
von Kreisen und kreisfreien Städten realisierbar. Dies ist wenig hilfreich, da sich die 
sozialräumlichen Gegebenheiten bekanntlich innerhalb von Kreisen und insbesonde-
re von kreisfreien Städten erheblich unterscheiden (vgl. z. B. Friedrichs/Triemer 2009; 
ILS/ZEFIR 2003; Bonsen et al. 2010). Somit sind etwa keine Aussagen darüber mög-
lich, inwiefern das schulische Angebot in den Stadtteilen oder die kleinräumige Sozi-
alstruktur die Bildungsbeteiligung beeinfl usst (vgl. z. B. für das Ruhrgebiet Terpoor-
ten 2007). 
Inwiefern Kompositionseff ekte der Schülerschaft  bestehen, lässt sich anhand von 
schulstatistischen Daten nur sehr eingeschränkt auswerten. Nach Esser (2006: 294ff ., 
337) könne sich die soziale, kognitive, ethnische und sprachliche Komposition auf 
schulische Leistungen und Ergebnisse auswirken. Zum einen wären in dem Individu-
aldatensatz allenfalls Übergänge und Abgänge als abhängige Variablen denkbar, auf 
die sich Kompositionseff ekte auswirken könnten (Informationen zu Schulleistungen 
und/oder Noten sind bekanntlich nicht vorhanden). Zum anderen fehlen erforderliche 
unabhängige Variablen, etwa zur Qualität und dem Besuch vorschulischer Einrichtun-
gen, zum Vorwissen, zur Ressourcenausstattung der Familien, der Qualität des Unter-
richts und der Schule. Der Datensatz stellt lediglich den Anteil der Schüler mit Migra-
tionshintergrund (auch diff erenziert nach Herkunft sgruppen) bereit. Ebenso ist keine 
Trennung der konfundierten Kompositionseff ekte, etwa nach sozialer und ethnischer 
Komposition möglich (vgl. Baumert/Stanat/Watermann 2006). Entsprechend ist auch 
die Analyse von Kontextbedingungen und möglichen Kontexteff ekten der Nachbar-
schaft  nicht hinreichend analysierbar, weil sich ergänzende kleinräumige Sozialstruk-
turdaten nicht mit den anonymisierten einzelschulischen Daten verknüpfen lassen. 
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Ähnlich verhält es sich auch hinsichtlich des Ansatzes, die primären und sekun-
dären Herkunft seff ekte auf Bildungsentscheidungen zu berücksichtigen: Da die er-
forderlichen Merkmale fehlen, sind diese nicht anhand von schulstatistischen Indi-
vidualdaten untersuchbar. Nachfolgend wird insbesondere die Bildungsbeteiligung 
analysiert, die sich „aus dem Zusammenspiel von Leistungsentwicklung und sukzessi-
ven Bildungsentscheidungen“ ergibt (Kristen/Dollmann 2012: 113).
Anhand der zur Verfügung stehenden Merkmale sollen daher in den nachfolgen-
den Kapiteln insbesondere die Bildungsbeteiligung und der Schulerfolg von Schülern 
mit Migrationshintergrund bzw. nach verschiedenen Migrationsmerkmalen vertiefend 
untersucht werden – jeweils im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund 
bzw. zu denen, die keine Migrationsmerkmale aufweisen. Schulstatistische Individu-
aldaten versprechen insbesondere die Auswirkungen der Migrationsbiografi e bzw. Mi-
grationssituation auf Bildungsergebnisse vertiefend untersuchen zu können. Hierbei 
wird die Bildungsbeteiligung deshalb besonders betrachtet, weil diese auf Übergängen 
und Übergangsentscheidungen beruht. Übergänge erfolgen in Deutschland vergleichs-
weise früh und sind später kaum revidierbar (vgl. Becker/Schubert 2011: 163). Ent-
sprechend lassen sich Nachteile „besonders deutlich im Bereich der Sekundarschulbil-
dung feststellen“ (ebd.). Im selektiven deutschen Schulsystem entscheidet der besuchte 
Sekundarschultyp (vor), „welchen Sekundarschulabschluss eine Person erreicht“ (Die-
fenbach 2011: 147). Daher ist die Bildungsbeteiligung „der wichtigste Prädiktor für die 
im Lebenslauf erreichbare soziale Position“ (Baumert/Maaz 2012: 290), dieser Zusam-
menhang ist im Zeitverlauf sogar noch enger geworden (vgl. ebd.; Becker 2009).
Hingegen ist der Schulerfolg in Form von Bildungszertifi katen und schulischen 
Abschlüssen deshalb zentral, da dieser als Indikator für Bildungsungleichheit, sozia-
le Integration und wirtschaft liche Chancen – wie etwa auf dem Arbeitsmarkt – ange-
sehen werden kann (vgl. Söhn 2011a: 18). Denn wie bereits zuvor insbesondere für 
Abgänger mit maximal Hauptschulabschluss gezeigt  – hängt die berufl iche Zukunft  
und der Zugang zu betrieblicher Berufsausbildung maßgeblich vom Schulerfolg bzw. 
Schulabschluss ab (vgl. hierzu z. B. Skrobanek 2009; Granato 2009; Christe 2011: 18; 
Segeritz/Walter/Stanat 2010: 117). Denn Schulabschlüsse sind „Ausdruck kumulierter 
schulischer Erfahrungen und Einzelleistungen an verschiedenen Stufen des Bildungs-
systems“ (Diefenbach 2011: 139). Dies hat zur Folge, „dass kein anderer Aspekt von 
Bildung die Lebenschancen und die Lebensqualität von Individuen so stark beein-
fl usst wie die in der Sekundarstufe erworbenen Bildungszertifi kate“ (ebd.). Z. B. führ-
ten niedrige Schulabschlüsse zu Nachteilen in anderen Lebensbereichen, was für den 
gesamten Lebensverlauf entscheidend sei (vgl. ebd.; Becker 2009: 89). So wirkten sich 
z. B. Arbeitslosigkeit, das Einkommen, die Nutzung weiterführender Berufs- oder Bil-
dungsgänge auf die allgemeine Zufriedenheit und Gesundheit aus (vgl. ebd.).
In den nachfolgenden Kapiteln werden die individualdatenstatistischen Potentia-
le überprüft , die im Vergleich zur herkömmlichen – auf Summendaten basierenden 
– Schulstatistik hinsichtlich der Analyse von Bildungsdisparitäten von Schülern mit 
Migrationshintergrund bestehen. Hierbei rücken die einzelnen Migrationsmerkmale 
und die mit diesen einhergehenden zusätzlichen Analysemöglichkeiten in den Fokus, 
80
anhand derer sich insbesondere die Migrationssituation nach Herkunft sgruppen be-
schreiben lässt.53 
Im nächsten Kapitel werden ausführlich die analytischen Potentiale der herkömm-
lichen Schulstatistik herausgearbeitet und die Bildungsbeteiligung von Schülern nach 
Staatsangehörigkeit vertiefend untersucht. Z. B. weist der Umfang des Gymnasial- und 
Förderschulbesuchs auf die institutionellen Bedingungen des Schulbesuchs für Schüler 
mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit hin. Die Besuchsanteile werden mit denen von 
deutschen Schülern kontrastiert um mögliche bestehende Benachteiligungen im Be-
such spezifi scher Schulformen erkennen zu können. Zudem können auf Landesebene 
bestehende regionale Disparitäten in der Bildungsbe(nach)teiligung für Schüler ver-
schiedener Staatsangehörigkeiten untersucht werden.
Hieran anknüpfend werden in Kapitel 3 die Auswirkungen des seit dem Jahr 2000 
geänderten Staatsangehörigkeitsrechts auf das schulstatistische Merkmal der (nicht-
deutschen) Staatsangehörigkeit analysiert. Untersucht werden Veränderungen des 
Merkmals wie z. B. hinsichtlich der staatsangehörigkeitsspezifi schen Zusammenset-
zung der nichtdeutschen Schüler insgesamt, über die sich potentiell auch Veränderun-
gen in der Migrationssituation der nichtdeutschen Schüler insgesamt ableiten lassen. 
Auch wird die verbleibende Aussagefähigkeit des Merkmals zur Messung von Schü-
lern mit Migrationshintergrund aufgearbeitet. Zudem wird untersucht, welche quanti-
tative Bedeutung weiteren Migrationsmerkmalen zukommt, die im Rahmen von Indi-
vidualdatenstatistiken erhoben werden.
Abschließend werden in Kapitel 4 exemplarisch für das Land Rheinland-Pfalz Un-
terschiede in der Bildungsbeteiligung und im Schulerfolg für Schüler mit – im Ver-
gleich zu Schülern ohne – Migrationshintergrund untersucht. Dies geschieht anhand 
von Individualdatenstatistiken, die erweiterte Migrationsmerkmale bereitstellen. Ge-
prüft  werden die Potentiale dieser Daten, Bildungsdisparitäten von Schülern mit Mi-
grationshintergrund zu analysieren. Neben der Staatsangehörigkeit sind als zusätzli-
che Migrationsmerkmale insbesondere das Geburtsland, der Generationenstatus, das 
Zuzugsalter sowie die überwiegende Familiensprache zu nennen. Die durch die In-
dividualdatenstatistik bereitgestellten Merkmale geben ansatzweise Auskunft  über die 
Migrationssituation bzw. -biografi e von Schülern und indizieren tendenziell auch das 
vorhandene kulturelle Kapital. Bezogen auf institutionelle Bedingungen bzw. Benach-
teiligungen sind in dem Datensatz Informationen zur besuchten Schulform enthalten. 
Hier interessieren besonders der Besuch von Gymnasien sowie der von Förderschulen 
– etwa kann von einer Benachteiligung ausgegangen werden, wenn Schüler mit einer 
nichtdeutschen Staatsangehörigkeit häufi ger als deutsche Schüler Förderschulen besu-
chen. Insgesamt wird untersucht, inwiefern ein Zusammenhang zwischen den (Migra-
tions-)Merkmalen und der Bildungsbeteiligung sowie dem Schulerfolg von Schülern 
mit Migrationshintergrund besteht.
53 Zudem werden sich in den Unterschieden nach Herkunft sgruppe auch die nicht in den Datensätzen 
vorhandenen und somit unkontrollierten Hintergrundvariablen widerspiegeln.
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2. Analysen zur staatsangehörigkeitsspezifi schen 
Bildungsbeteiligung auf Ebene des Bundes 
und der Länder
Bislang wurden nichtdeutsche Schüler an allgemeinbildenden Schulen auf Ebene des 
Bundes und der Länder von der Bildungsforschung nur wenig diff erenziert – oder so-
gar undiff erenziert als „Ausländische Schüler“ insgesamt – betrachtet. Ursache für den 
geringen Diff erenzierungsgrad sind die Datenquellen, die nur unzureichende Fallzah-
len bereitstellen. Z. B. reichen die Fallzahlen des Mikrozensus, Sozio-ökonomischen 
Panels (SOEP) oder der PISA-Daten für eine genauere und nach der jeweiligen Staats-
angehörigkeit von Schülern diff erenzierende Betrachtung nicht oder nur bedingt aus 
(sofern die entsprechenden Daten überhaupt erhoben werden).54 Wenn bestimm-
te Staatsangehörigkeitsgruppen fallzahlbedingt nicht analysiert werden, kann hieraus 
eine verzerrte Sichtweise resultieren. Denn empirisch können bestimmte Staatsange-
hörigkeitsgruppen eine von der Gruppe der nichtdeutschen Schüler insgesamt oder 
den bisher analysierten Staatsangehörigkeiten deutlich abweichende Bildungsbeteili-
gung aufweisen. In Folge dessen wurden bislang bestehende Bildungsdisparitäten für 
Schüler verschiedener Staatsangehörigkeiten nicht ausreichend identifi ziert. Die amt-
liche Schulstatistik stellt Daten zur Grundgesamtheit der Schüler nach Staatsangehö-
rigkeit bereit. Hierdurch wird es ermöglicht, die Bildungsbeteiligung zu bislang noch 
nicht berücksichtigten Staatsangehörigkeiten sowohl auf Bundes- als auch auf Landes-
ebene zu untersuchen. Unter Bildungsbeteiligung wird nachfolgend die Verteilung von 
Schülern auf verschiedene Schulformen verstanden. Häufi g werden Schulformbesuchs-
quoten berechnet, die den Anteil des Besuchs spezifi scher Schulformen in Prozent für 
verschiedene Schülergruppen wiedergeben. Im vorhergehenden Kapitel wurde gezeigt, 
dass sich die Ausgangsbedingungen von Schülern nach Herkunft  bzw. Staatsangehö-
rigkeit auf Grund ihrer jeweiligen Kapitalienausstattung, der Migrationssituation, der 
institutionellen Bedingungen und / oder Kontextbedingungen bzw. sozialräumlichen 
Gegebenheiten deutlich unterscheiden. Daher wird angenommen, dass z. T. deutliche 
Disparitäten in der Bildungsbeteiligung zwischen Schülern verschiedener Staatsange-
hörigkeiten bestehen. Ziel dieses Kapitels ist es, die Bildungsbeteiligung von Schülern 
diff erenziert nach Staatsangehörigkeit darzustellen, mögliche bestehende Bildungsdis-
paritäten von Schülern nach der jeweiligen nichtdeutschen Staatsangehörigkeit gegen-
über deutschen Schülern anhand von amtlichen Schulstatistiken aufzuzeigen und die 
Bildungsbeteiligung auch für bislang unberücksichtigte Staatsangehörigkeiten systema-
tisch aufzuarbeiten. 
Verwendet werden hierzu Daten des Statistischen Bundesamtes der Fachserie 11, 
Reihe 1 für das Schuljahr 2007/08, da sich in diesem Schuljahr – im Gegensatz zu 
54 Dieses Kapitel geht ausschließlich auf die Staatsangehörigkeit ein, weswegen der in den genannten 
Studien erhobene Migrationshintergrund an dieser Stelle unberücksichtigt bleibt. Analysen zur Bil-
dungssituation von Schülern mit Migrationshintergrund werden in Kapitel 4 durchgeführt.
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späteren Schuljahren – das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht auf Schüler in der Se-
kundarstufe noch nicht auswirkt. Denn die Kohorte der ab 2000 Geborenen wird erst 
in den darauff olgenden Schuljahren allgemeinbildende Schulformen mit Schulange-
bot in Sekundarstufe I besuchen (vgl. hierzu ausführlich Kapitel 3). Somit werden die 
Potentiale der amtlichen Schulstatistik hinsichtlich der Analyse der Bildungsbeteili-
gung von Schülern nach Staatsangehörigkeit für ein Schuljahr dargestellt, das noch 
nicht grundlegend durch das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht beeinfl usst wird (die 
quantitativen Auswirkungen des im Jahr 2000 geänderten Staatsangehörigkeitsrechts 
und der hiermit verbundenen Veränderungen der Schülerpopulation nach Staatsange-
hörigkeit werden ausführlich in Kapitel 3 dargestellt). 
Zunächst wird überprüft , ob Disparitäten im Besuch spezifi scher Schulformen in 
Abhängigkeit von der Staatsangehörigkeit der Schüler bestehen. Hierdurch wird er-
sichtlich, ob für Schüler mit unterschiedlichen Staatsangehörigkeiten an Schularten 
der Sekundarstufe I Ähnlichkeiten oder Unterschiede in der Bildungsbeteiligung vor-
liegen. Die verwendeten amtlichen Schulstatistiken haben den Vorteil, dass sie diff e-
renzierte Informationen zur Grundgesamtheit von Schülern bereitstellen, da sie z. B. 
die jeweilige Staatsangehörigkeit von Schülern erfassen. Zudem werden Schulstatisti-
ken jährlich erhoben, sie sind öff entlich zugänglich und somit uneingeschränkt ver-
fügbar. Alles in allem sind Daten der amtlichen (Schul-)Statistik als valide anzusehen, 
insbesondere hinsichtlich der Erhebung eines objektiven Merkmals wie der Staatsan-
gehörigkeit von Schülern. Zu ergänzen ist jedoch, dass Schüler mit mindestens zwei 
Staatsangehörigkeiten ausschließlich als deutsche Schüler erfasst werden, sofern eine 
der beiden Staatsangehörigkeiten die deutsche ist (vgl. hierzu vertiefend Kapitel 3). 
Denn bisherige amtliche Schulstatistiken weisen für Schüler nur eine Staatsangehörig-
keit aus. Weitere punktuelle und landesspezifi sche Einschränkungen werden an den 
jeweiligen Stellen im Verlauf dieses Kapitels thematisiert. 
Die nachfolgenden Analysen werden auf zwei verschiedenen Ebenen durchgeführt: 
In Kapitel 2.1 wird die Ebene des Bundes untersucht (ergänzt um eine Diff erenzierung 
nach westdeutschen gegenüber ostdeutschen Bundesländern insgesamt). In Kapitel 2.2 
wird zunächst für jede Staatsangehörigkeitsgruppe die Zuwanderungsgeschichte nach 
Deutschland kurz dargestellt. Anschließend wird die Bildungsbeteiligung von Schü-
lern diff erenziert nach Staatsangehörigkeit in den einzelnen Ländern dargestellt, es er-
folgt ein Vergleich der Landesergebnisse. Hierdurch wird ermöglicht, länderspezifi sche 
Besonderheiten (im Vergleich zu anderen Ländern sowie zur Bundesebene insgesamt) 
zu erkennen. Punktuell werden sowohl auf Bundesebene, als auch für die Länder er-
gänzende Korrelationen gerechnet, sofern hierdurch ein inhaltlicher Mehrwert zu er-
warten ist. Die Korrelationsanalysen ermöglichen es, Aussagen über die Stärke des Zu-
sammenhangs des Besuchs spezifi scher Schulformen zu treff en. Weiter soll analysiert 
werden, inwiefern Abweichungen zwischen den Ländern hinsichtlich der Bildungs-
beteiligung von Schülern mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit von der Schulstruk-
tur abhängen. Um Aussagen darüber zu gewinnen, ob Schüler verschiedener nicht-
deutscher Staatsangehörigkeiten bestimmte Schulformen im Vergleich zu deutschen 
Schülern gleich häufi g, über- oder unterrepräsentiert besuchen, werden Relative-Risi-
ko-Indizes berechnet. In Kapitel 2.3 werden die Relativen-Risiko-Indizes nach Staats-
angehörigkeit und Schulform in Bezug zueinander gesetzt. Der Vergleich ermöglicht 
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es, abweichende Chancen oder Risiken im Besuch bestimmter Schulformen für Schü-
ler nach Staatsangehörigkeit darzustellen und regionale bzw. landesspezifi sche Bil-
dungsdisparitäten hervorzuheben.
Zunächst wird in den Kapiteln 2.1 und 2.2 u. a. die Bildungsbeteiligung von Schü-
lern nach Staatsangehörigkeit für die häufi gsten nichtdeutschen Staatsangehörigkei-
ten berechnet. Als Vergleichsgröße werden die Bildungsbeteiligungsquoten von deut-
schen Schülern mit angeführt55. Es wird eine Fallzahl von mindestens 500 Schülern je 
Staatsangehörigkeit auf der jeweiligen Ebene zugrunde gelegt, um robuste bzw. belast-
bare Ergebnisse berichten zu können. Denn zu geringe Fallzahlen könnten zu verzerr-
ten Ergebnissen führen. Auf Bundesebene ergibt sich – aus darstellungstechnischen 
Gründen – eine Beschränkung auf die 20 häufi gsten nichtdeutschen Staatsangehö-
rigkeiten, zum Vergleich werden die Ergebnisse für deutsche Schüler ergänzt (in An-
hang III können die Ergebnisse für alle Staatsangehörigkeiten mit einer Fallzahl von 
über 500 Fällen nachvollzogen werden). Auf Landesebene werden Ergebnisse für alle 
Staatsangehörigkeiten dargestellt, die das Fallzahlkriterium von mindestens 500 Schü-
lern erfüllen. Anhand von belastbaren Ergebnissen sollen Vergleiche zwischen Schü-
lern verschiedener Staatsangehörigkeiten insgesamt sowie zwischen den Ländern vor-
genommen werden. Wenn das Fallzahlkriterium in verschiedenen – insbesondere 
ostdeutschen – Ländern nicht erfüllt wird, werden die entsprechenden Ergebnisse für 
einzelne Länder und Staatsangehörigkeiten nicht berichtet.
In die Analysen zur Bildungsbeteiligung werden alle Schüler an allgemeinbilden-
den Schulformen mit Schulangebot in der Sekundarstufe I einbezogen – dies sind ne-
ben den weiterführenden Schulen z. B. auch die Förderschulen. Insgesamt werden die 
folgenden Schulformen berücksichtigt: Förderschule (bzw. je nach Bundesland auch 
bezeichnet als ‚Sonderschule‘), Hauptschule, Waldorfschule, (integrierte) Gesamtschu-
le, Realschule, Schularten mit mehreren Bildungsgängen, Gymnasium sowie Schüler in 
der Schulartunabhängigen Orientierungsstufe. Nachfolgend werden die Schulformen 
Förderschule, Hauptschule und Gymnasium als eigenständige Schulformen ausgewie-
sen. Alle weiteren Schulformen56 werden unter den ‚sonstigen weiterführenden Schul-
formen‘ zusammengefasst, da diese Schulformen keine präzisen Prädiktoren hinsicht-
lich des zu erwartenden Schulerfolgs darstellen. D. h. für diese Schulformen ist nicht 
eindeutig, zu welchen Abschlüssen der Besuch sonstiger Schulformen überwiegend 
führt – oder es werden überwiegend mittlere Abschlüsse vergeben, die keine Aussagen 
über einen über- oder unterdurchschnittlichen Schulerfolg gemessen an dem zu er-
wartenden Abschluss zulassen. Anders verhält es sich für die Schulform Förderschule, 
deren Abgänger im Jahr 2008 zu 76,3 % keinen Hauptschulabschluss erreichen konn-
ten und nur zu 21,4 % mit einem Hauptschulabschluss abgingen (Statistisches Bun-
desamt 2009, eigene Berechnungen). An Hauptschulen wird von den Schulabgän-
gern vorwiegend – d. h. zu 69,3 % – ein Hauptschulabschluss erlangt, während 8,3 % 
der Schüler ohne einen Hauptschulabschluss abgehen (ebd., eigene Berechnungen). 
55 In Anhang I und II sind ergänzend die Anzahl sowie die Bildungsbeteiligung der zusammengefas-
sten Gruppe der nichtdeutschen Schüler insgesamt dargestellt.
56 Diese umfassen konkret die Schulformen Waldorfschule, Realschule, (integrierte) Gesamtschule, 
Schularten mit mehreren Bildungsgängen sowie alle Schüler, die eine schulartunabhängige Orien-
tierungsstufe besuchen.
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Demgegenüber wird der höchste Schulabschluss – die allgemeine Hochschulreife – 
primär an Gymnasien erreicht: 85,4 % der Abgänger von Gymnasien erlangen die all-
gemeine Hochschulreife; mit 91 % stammt die weit überwiegende Mehrheit aller Ab-
gänger mit allgemeiner Hochschulreife von Gymnasien (ebd., eigene Berechnungen). 
Zum Teil werden Ergebnisse für die beiden Schulformen Förderschule und Haupt-
schule zusammengefasst betrachtet. In dem Fall wird auf den Besuch ‚maximal der 
Schulform Hauptschule‘ rekurriert. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn Schüler ei-
ner Staatsangehörigkeit zu sehr hohen Anteilen sowohl Förder- als auch Hauptschu-
len besuchen. Denn dies indiziert einen potentiell geringen Schulerfolg, da von die-
sen Schulformen die überwiegende Mehrheit entweder ohne, oder maximal mit einem 
Hauptschulabschluss abgeht. Das Erlangen eines Hauptschulabschlusses wird als ein 
nur geringer Schulerfolg gewertet, da z. B. der Übergang in eine berufl iche Ausbildung 
mit diesem Abschluss nur sehr selten gelingt (vgl. z. B. Granato/Ulrich 2009: 45f.). 
Vertiefende und diff erenzierte Analysen zum Schulerfolg von Schülern mit Migrati-
onshintergrund werden in Kapitel 4 durchgeführt.
Die vom Statistischen Bundesamt bereitgestellten Daten lassen zwar Diff erenzie-
rungen nach Staatsangehörigkeit und Schulform zu, nicht aber nach der Klassenstu-
fe.57 Daher fl ießen die Schülerzahlen der ausgewählten Schulformen vollständig in die 
Analysen mit ein. Hierbei ist zu beachten, dass sich womöglich leichte Abweichun-
gen zur jahrgangsstufenspezifi schen Bildungsbeteiligung – z. B. nur einer Jahrgangs-
stufe, oder etwa der zusammengefassten Stufen 5 bis 9 – ergeben. Zwar beinhalten die 
einbezogenen Schulformen ausnahmslos die Klassenstufen 5 bis 9, jedoch sind in Ab-
hängigkeit von der Schulform bereits nach der neunten Klassenstufe in unterschiedli-
chem Ausmaß Abgänge zu verzeichnen. Quantitativ bedeutender ist, dass ein Teil der 
Gesamtschüler und Gymnasiasten die Klassenstufen der Sekundarstufe II besucht so-
wie ein Teil der Förder- und Waldorfschüler im Grundschulalter ist58. Dies mag auch 
der Grund dafür sein, dass der Anteil der nichtdeutschen Schüler in den berücksich-
tigten Schulformen von 9,0 % im Schuljahr 2007/08 leicht von den Nichtdeutschenan-
teilen der Bevölkerungsstatistik abweicht.59 Für eine kombinierte Berücksichtigung der 
besuchten Schulform, der Jahrgangsstufe sowie der genauen Staatsangehörigkeit von 
Schülern wäre die fl ächendeckende bzw. deutschlandweite Erhebung von einheitlichen 
Individualdatenstatistiken erforderlich – bisher sind entsprechende Daten nur für ein-
zelne Länder verfüg- und auswertbar (vgl. hierzu Kapitel 3 und 4).
57 Soweit nicht anders angegeben, basieren die für Berechnungen und Schaubilder verwendeten Daten 
auf folgender Datenquelle: Statistisches Bundesamt (2008): Bildung und Kultur. Allgemeinbildende 
Schulen. Fachserie 11, Reihe 1, Schuljahr 2007/08, eigene Berechnung und Darstellung.
58 Exemplarisch konnten diese Abweichungen für das Bundesland Rheinland-Pfalz überprüft  wer-
den. Werden die Jahrgangsstufen 5 bis 13 betrachtet, so fällt der Anteil des Gymnasialbesuchs für 
ausnahmslos alle Staatsangehörigkeiten höher und zugleich der Besuch von Förder-, Haupt- und 
sonstigen weiterführenden Schulen (tendenziell) geringer aus im Vergleich zur Bildungsbeteiligung 
nach Staatsangehörigkeit für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 (siehe Anhang IV).
59 Zum Vergleich: Der Nichtdeutschenanteil beträgt am 31.12.2007 für die Bevölkerung im Alter von 
10- bis 17-Jahren 9,9 %; für die 10- bis 15-Jährigen 10,1 % (Quelle: Statistisches Bundesamt 2013, 
Fortschreibung des Bevölkerungsstandes, eigene Berechnung).
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2.1 Bildungsbeteiligung auf Bundesebene
Die in Abbildung 2-1 dargestellten Balken stellen grafi sch die Bildungsbeteiligung – 
im Sinne der Verteilung auf die Schulformen – von Schülern verschiedener Staatsan-
gehörigkeiten dar, die auf der Y-Achse ang eführt werden. Jeder Balken steht für den 
Besuch einer der folgenden vier Schulformen in Prozent: Förderschule, Hauptschule, 
sonstige weiterführende Schulform und Gymnasium. Die dargestellten Staatsangehö-
rigkeiten sind absteigend nach dem erreichten Gymnasialbesuchsanteil sortiert.60 
Abbildung 2-1:  Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch in %) der häufi gsten Staatsangehö-
rigkeiten an allgemeinbildenden Schulformen mit Schulangebot in der Se-
kundarstufe I in Deutschland (Schuljahr 2007/08)
* = Trennwert: kleine Effektstärke; ** = Trennwert : mittlere Effektstärke; *** Trennwert: große Effektstärke (jeweils im 
Vergleich des Gymnasialbesuchsanteils nach Staatsangehörigkeit im Vergleich zum Anteil von deutschen Schülern); 
R = Referenz (Gymnasialbesuchsanteil von deutschen Schülern)
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, Schuljahr 2007/08, eigene Berechnung und Darstellung.61
Bereits auf den ersten Blick fällt die erhebliche Varianz in der Bildungsbeteiligung 
auf, die sich im prozentualen Besuch der Schulformen für Schüler unterschiedlicher 
Staatsangehörigkeiten zeigt. Für den Besuchsanteil der Förderschule sind die nied-
rigsten Werte für amerikanische Schüler mit 3,4 %, für vietnamesische mit 2,7 % und 
für ukrainische Schüler sogar mit nur 2,4 % zu konstatieren. Dies gilt sowohl im Ver-
gleich zu den Anteilen aller anderen nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten, als auch 
gegenüber den Anteilen für deutsche Schüler (6,2 %). Die höchsten Anteilswerte im 
60 Die Fallzahlen nach Staatsangehörigkeit der Schüler an weiterführenden Schulen werden in Anhang 
V dargestellt, eine erweiterte Übersicht über die Bildungsbeteiligung von Schülern nach Staatsange-
hörigkeit mit einer Fallzahl von über 500 fi ndet sich in Anhang III.
61 Für die nachfolgenden Abbildungen in diesem Kapitel wird auf die Quellenangabe verzichtet, vgl. 
hierzu auch Fußnote 57.
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Förderschulbesuch weisen libanesische (19,5 %), serbische (22,5 %) und albanische 
Schüler (22,9 %) auf. Somit besucht etwa jeder fünft e libanesische und beinahe jeder 
vierte serbische oder albanische Schüler eine Förderschule, gegenüber jedem 16. deut-
schen, jedem 37. vietnamesischen oder sogar nur jedem 42. ukrainischen Schüler.
Auch hinsichtlich der Anteile im Besuch von Hauptschulen zeigt sich kein homo-
genes Bild: Ukrainische, französische und deutsche Schüler besuchen diese Schulform 
zu (deutlich) weniger als 15 %, den geringsten Anteil weisen mit 9,4 % vietnamesische 
Schüler auf. Mehr als ein Drittel der griechischen, portugiesischen, türkischen und ita-
lienischen Schüler besucht eine Hauptschule. Die höchsten Werte erreichen libanesi-
sche, serbische, mazedonische und albanische Schüler mit Anteilen zwischen 38 und 
42 %.
Werden die beiden Schulformen Förderschule und Hauptschule zusammen be-
trachtet, ergibt sich, dass mehr als jeder zweite italienische, mazedonische, albani-
sche, libanesische oder serbische Schüler entweder eine Förder- oder eine Hauptschule 
besucht. Überproportional vertreten sind sowohl an Förder- als auch an Hauptschu-
len libanesische Schüler, die beide Schulformen zusammen zu annähernd 60 % besu-
chen. Unter serbischen Schülern sind es gut 60 %, während beinahe zwei Drittel der 
albanischen Schüler (64,6 %) entweder an eine Förder- oder an eine Hauptschule ge-
hen. Vergleichsweise niedrige Werte zwischen 17,5 und 12,1 % ergeben sich für fran-
zösische, ukrainische und vietnamesische Schüler, deren Besuchsanteil sogar unter 
dem von deutschen Schülern mit 19,3 % liegt. Somit lässt sich festhalten, dass beinahe 
zwei Drittel der serbischen, libanesischen und albanischen Schüler eine Förder- oder 
Hauptschule besucht, während dies nur auf etwa jeden siebten ukrainischen bzw. etwa 
jeden achten vietnamesischen Schüler zutrifft  .
Der Besuch einer sonstigen weiterführenden Schulart variiert um das bis zu 
1,9-Fache: Die Spannweite reicht von 24,2 % für französische bis hin zu 46,0 % für af-
ghanische Schüler. Geringe Besuchsanteile von unter 30 % sind auch für österreichi-
sche, albanische und serbische Schüler festzustellen; relativ hohe Anteile von deutlich 
über 40 % zeigen sich auch für amerikanische (44,1 %) und marokkanische Schüler 
(45,3 %), während die Besuchsanteile für alle weiteren Staatsangehörigkeiten zwischen 
32,7 % und 40,2 % variieren. 
Bemerkenswert sind die Ergebnisse für die Schulbesuchsquoten des Gymnasiums: 
Russische und iranische Schüler besuchen mit 40,6 bzw. 42,9 % annähernd gleich häu-
fi g Gymnasien wie deutsche Schüler (43,1 %). Noch höhere Anteile (zwischen 49,4 
und 58,3 %) weisen österreichische, ukrainische, vietnamesische und französische 
Schüler auf. Ganz anders fällt der Gymnasialbesuch für marokkanische, albanische 
und libanesische Schüler aus: unter ersteren besucht nur etwa jeder Zehnte (10,3 %) 
ein Gymnasium, unter albanischen Schülern ist es nur etwa jeder Zwölft e (8,2 %), un-
ter libanesischen Schülern sogar nur jeder Neunzehnte (5,2 %).
Die für die Analysen zur Bildungsbeteiligung verwendeten Daten bzw. Fallzahlen 
der amtlichen Schulstatistik spiegeln die Grundgesamtheit der Schüler wider. Entspre-
chend sind Unterschiede in den Anteilswerten in jedem Fall als signifi kant anzuse-
hen. Exemplarisch wird für den Gymnasialbesuch eine ergänzende Eff ektstärkenana-
lyse (vgl. Cohen 1988) durchgeführt, die es unabhängig von der Größe der Stichprobe 
bzw. Fallzahlen erlaubt, die Stärke von Eff ekten und die praktische Bedeutsamkeit 
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von Anteils- bzw. Mittelwertsunterschieden zu bewerten (vgl. Völkle/Erdfelder 2010: 
471ff .). Eff ektstärken sind ein statistisches Maß, anhand derer die relative Stärke bzw. 
Größe eines Eff ekts angegeben werden kann. Berechnet wird die Eff ektstärke ‚Co-
hens d‘, hierfür wird die Diff erenz der Mittelwerte dividiert durch die gepoolte (ge-
meinsame) Standardabweichung (vgl. ebd.). Ein Vorteil ist, dass das gewählte „Eff ekt-
stärkemaß […] unempfi ndlich gegenüber der Zahl der Fälle“ ist (Schnell/Hill/Esser 
2005: 453). Nach Cohen (1988: 24 ff .) liegen kleine Eff ektstärken vor bei Cohens d 
von 0,2, mittlere Eff ekte bei einem d von 0,5 und starke Eff ekte bei einem d von 0,8. 
Die genannten Werte und Eff ektstärkenbezeichungen sind eher als „Orientierungshil-
fe“ (Bortz/Döring 2006: 626) bzw. als grobe Richtwerte anzusehen (vgl. Wirtz/Nach-
tigall 2006: 92). Abbildung 2-1 enthält ‚Trennwerte‘, die zur Orientierung optisch das 
Erreichen der zuvor genannten Eff ektstärken hervorheben. Z. B. zeigt sich für vietna-
mesische im Vergleich zu deutschen Schülern ein kleiner Eff ekt mit einem d von 0,2. 
Ein annähernd gleich hoher Eff ekt (d = 0,18) ist für ukrainische Schüler auszuma-
chen. Der – gegenüber deutschen Schülern – größte positiv abweichende Gymnasi-
albesuchsanteil zeigt sich für französische Schüler mit einem d von 0,31. Hinsichtlich 
geringerer Gymnasialbesuchsanteile sind kleine Eff ekte beginnend mit der Diff erenz 
zwischen kroatischen und deutschen Schülern (d = 0,29) auszumachen. Mittlere Eff ek-
te sind z. B. für portugiesische (d = 0,58) und italienische Schüler (d = 0,67) feststell-
bar, während sich große Eff ekte des Gymnasialbesuchs (von mindestens 0,8) für ma-
rokkanische, albanische und libanesische Schüler im Vergleich zu deutschen Schülern 
zeigen. 
Insgesamt lassen sich in Deutschland für Schüler verschiedener Staatsangehörig-
keiten deutliche Disparitäten in der Bildungsbeteiligung nachweisen. Durch einen 
überproportional hohen Gymnasialbesuch fallen insbesondere ukrainische, vietname-
sische und französische Schüler auf. Demgegenüber sind stark überdurchschnittliche 
Besuchsanteile von Förder- und Hauptschulen für libanesische, serbische und albani-
sche Schüler zu konstatieren. 
Zuvor wurden bereits in Abbildung 2-1 die Anteile des Schulformbesuchs nach 
Staatsangehörigkeit dargestellt. Nachfolgend werden exemplarische Zusammenhän-
ge des Schulformbesuchs nach Staatsangehörigkeit in Form von Streudiagrammen auf 
Bundesebene abgebildet (vgl. Abbildung 2-2). 
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Abbil dung 2-2:  Ausgewählte Streudiagramme zum staatsangehörigkeitsspezifi schen Be-















































































































































Die horizontalen und vertikalen Hilfslinien veranschaulichen in den Streudiagram-
men den Mittelwert des jeweiligen Schulbesuchsanteils für nichtdeutsche Schüler 
insgesamt. Die Analyse der nach Staatsangehörigkeit bestehenden Zusammenhän-
ge im Besuch spezifi scher Schulformen zeigt einen sehr starken negativen korrelati-
ven Zusammenhang von r = -0.989 zwischen dem Anteil des Hauptschulbesuchs und 
dem Anteil des Gymnasialbesuchs auf.62 Ein weiterer sehr starker negativer Zusam-
menhang besteht mit einem r = -0.853 zwischen dem Förderschul- und dem Gym-
nasialbesuchsanteil, während eine sehr starke positive Korrelation von r = .844 zwi-
schen dem Anteil des Förderschul- und des Hauptschulbesuchs zu konstatieren ist. 
Die sehr starken korrelativen Zusammenhänge bilden sich in den Streudiagrammen 
deutlich ab. Ebenso zeigt sich, dass die zum Vergleich herangezogenen Besuchsantei-
62 In diesem Kapitel werden z. T. paarweise und nach den Fallzahlen der Staatsangehörigkeiten ge-
wichtete Korrelationen (nach Pearson) berechnet. Zu beachten ist, dass die verwendeten Variablen 
voneinander linear abhängig sind (vgl. hierzu z. B. Schwarz 2011: 90f.). Die Interpretation der Höhe 
der Korrelationskoeffi  zienten orientiert sich an Brosius (2011: 523), wonach ein Koeffi  zient von 0 
als unkorreliert zu bezeichnen ist, während ein Koeffi  zient bis 0.2 als sehr schwache Korrelation, bis 
0.4 als schwache Korrelation, bis 0.6 als mittlere Korrelation, bis 0.8 als starke Korrelation, bis unter 
1 als sehr starke sowie für genau 1 als perfekte Korrelation eingeschätzt wird (vgl. ebd.). Eine voll-
ständige Übersichtstabelle der Korrelationsergebnisse sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene 
fi ndet sich in Anhang VI.
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le von Haupt- und sonstigen weiterführenden Schulen – in Übereinstimmung mit ei-
nem r = .003 – so gut wie unkorreliert sind. Der Vorteil dieser Darstellungsweise liegt 
darin, dass starke Abweichungen vom Durchschnitt und mögliche bestehende Zusam-
menhänge sehr schnell erfasst werden können. Auch wird bereits auf den ersten Blick 
deutlich, dass libanesische, serbische und albanische Schüler einen unterdurchschnitt-
lichen Gymnasialbesuch sowie einen überdurchschnittlichen Förder- und Hauptschul-
besuch (im Vergleich zu nichtdeutschen Schülern insgesamt sowie zu den anderen 
Staatsangehörigkeiten) aufweisen, während sich für französische, ukrainische und vi-
etnamesische Schüler überdurchschnittliche Anteile im Gymnasialbesuch sowie unter-
durchschnittliche Anteile im Besuch von Förder- und Hauptschulen zeigen. Als we-
sentlicher Nachteil der Streudiagramme ist jedoch anzuführen, dass je Abbildung nur 
zwei Variablen (bzw. Dimensionen) und somit nur ein Teil der Schulformbesuchsan-
teile anschaulich dargestellt werden können. Daher wird nachfolgend auf diese Dar-
stellungsweise – zugunsten von Schaubildern, die den Vergleich der Schulformbe-
suchsanteile aller Staatsangehörigkeiten in einer Abbildung ermöglichen – verzichtet. 
Zum Teil werden jedoch relevante korrelative – bzw. zwischen den Schulformbesuchs-
anteilen bestehende – Zusammenhänge ergänzend angeführt.
Abbildung 2-3:  Bildungsbeteilig ung der häufi gsten Staatsangehörigkeiten an allgemeinbil-
denden Schulformen mit Schulangebot in der Sekundarstufe I in den west-
deutschen Bundesländern (ohne Berlin, Schuljahr 2007/08)
Westdeutschland




























* = Trennwert: kleine Effektstärke; ** = Trennwert: mittlere Effektstärke; *** Trennwert: große Effektstärke (jeweils im 
Vergleich des Gymnasialbesuchsanteils nach Staatsangehörigkeit im Vergleich zum Anteil von deutschen Schülern); 
R = Referenz (Gymnasialbesuchsanteil von deutschen Schülern)
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Ein annähernd vergleichbares Bild zur staatsangehörigkeitsspezifi schen Bildungsbe-
teiligung auf Bundesebene ergibt sich, wenn ausschließlich die westdeutschen Bun-
desländer betrachtet werden. Dies hat zum einen den Grund, dass in Deutschland 
91,2 % der 538.601 ausländischen Schüler an Schularten mit Sekundarstufen I-Ange-
bot an eine Schule in den westdeutschen Ländern gehen. Die übereinstimmenden Er-
gebnisse werden daher nicht erneut referiert, sondern es wird ausschließlich auf die 
Abweichungen zu den auf Bundesebene ausgeführten Bildungsbeteiligungsergebnissen 
eingegangen. Insgesamt 19 der 20 für Westdeutschland dargestellten nichtdeutschen 
Staatsangehörigkeiten gehören auch auf Bundesebene zu den 20 häufi gsten nichtdeut-
schen Staatsangehörigkeiten. Der einzige Unterschied ist, dass anstelle von amerikani-
schen Schülern die Bildungsbeteiligung für spanische Schüler dargestellt wird, die mit 
einem Gymnasialbesuchsanteil von ca. 30 % etwa im oberen Mittelfeld liegen.
Insgesamt fällt auf, dass von nichtdeutschen Schülern in den westdeutschen Län-
dern Haupt- und Förderschulen häufi ger besucht werden. Ein Vergleich der Besuchs-
anteile der beiden Schulformen zeigt, dass russische (+3,0 Prozentpunkte), ukrainische 
(+5,3 PP), polnische (+4,6 PP) und insbesondere libanesische Schüler (+9,5 PP) in 
westdeutschen Bundesländern häufi ger entweder eine Förder- oder Hauptschule besu-
chen als auf Bundesebene. Die erhöhten Anteile gehen mit einer geringeren Besuchs-
quote der sonstigen weiterführenden Schulformen einher. Der Gymnasialbesuchsanteil 
fällt entweder lediglich etwas niedriger aus oder bleibt sogar stabil. 
Warum der Anteil der sonstigen weiterführenden Schulformen für Deutschland 
insgesamt höher ausfällt als für die westdeutschen Länder wird deutlich, wenn die in 
Abbildung 2-4 dargestellte Bildungsbeteiligung für die ostdeutschen Länder betrach-
tet wird. Diese lässt sich diff erenziert nur für 13 nichtdeutsche Staatsangehörigkeiten 
darstellen, deren Fallzahl mehr als 500 Schüler beträgt. Für immerhin zwölf nichtdeut-
sche Staatsangehörigkeiten sind Vergleiche möglich, da diese sowohl in den west- als 
auch in den ostdeutschen Ländern zu den Staatsangehörigkeiten zu zählen sind, die 
die höchsten Fallzahlen aufweisen.
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Abbildung 2-4:  Bildungsbeteiligung der häufi gsten Staatsangehörigkeiten an allgemeinbil-
denden S chulformen mit Schulangebot in der Sekundarstufe I in den ost-
deutschen Bundesländern (inklusive Berlin, Schuljahr 2007/08)
Ostdeutschland (inkl. Berlin)





















* = Trennwert: kleine Effektstärke; ** = Trennwert: mittlere Effektstärke; *** Trennwert: große Effektstärke (jeweils im 
Vergleich des Gymnasialbesuchsanteils nach Staatsangehörigkeit im Vergleich zum Anteil von deutschen Schülern); 
R = Referenz (Gymnasialbesuchsanteil von deutschen Schülern)
Unmittelbar erkennbar sind deutliche Unterschiede in der Bildungsbeteiligung von 
nichtdeutschen Schülern im Vergleich zwischen den ost- und den westdeutschen Bun-
desländern, die auch historisch bedingt aus deutlich disparaten Schulsystemen re-
sultieren (einen Überblick mit weiterführender Literatur bietet z. B. Geißler 2011: 
639-946). Entsprechend weisen die Schüler der meisten nichtdeutschen Staatsangehö-
rigkeiten einen deutlich höheren Besuchsanteil an sonstigen weiterführenden Schul-
formen auf, der von etwa 40 % für vietnamesische, bis hin zu 81,1 % für amerikani-
sche Schüler reicht. 
Erneut zeigen sich auch innerhalb der ostdeutschen Länder deutlich disparate För-
derschulbesuchsquoten, die zwischen 2,0 % für ukrainische Schüler und zu 18,3 % für 
serbische Schüler variieren. In den ostdeutschen Ländern ist für elf der zwölf ver-
gleichbaren nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten ein niedrigerer Förderschulbe-
suchsanteil festzustellen. Dieser fällt im Vergleich zu den westdeutschen Ländern für 
russische Schüler nur leicht, d. h. um 0,3 Prozentpunkte  geringer aus, während der 
maximale Unterschied für italienische Schüler mit 9,8 Prozentpunkten Diff erenz zu 
konstatieren ist. Die einzige Ausnahme bilden bosnisch-herzegowinische Schüler, de-
ren Förderschulbesuch in den ostdeutschen Ländern um 6,6 Prozentpunkte höher 
ausfällt. Ähnlich sieht es für deutsche Schüler aus, deren Förderschulbesuchsanteil mit 
9,4 % in ostdeutschen gegenüber 5,7 % in westdeutschen Ländern um etwa zwei Drit-
tel erhöht ist. 
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Auf die Hauptschulbesuchsanteile wird nicht näher eingegangen, da in dem Schul-
jahr nur ein ostdeutsches Land – Berlin – diese Schulform anbietet. Zwischen den 
ostdeutschen und den westdeutschen Ländern zeigen sich hinsichtlich der Gymna-
sialbesuchsanteile keine einheitlichen Abweichungen. Jedoch sind erneut deutliche 
staatsangehörigkeitsspezifi sche Disparitäten im Gymnasialbesuch festzustellen. Ledig-
lich 7 % der libanesischen Schüler besuchen das Gymnasium (Cohens d = 0,89), dem-
gegenüber stehen zwei Staatsangehörigkeiten, die sogar gegenüber deutschen Schülern 
deutlich höhere Gymnasialbesuchsanteile aufweisen: Mehr als jeder zweite ukrainische 
oder vietnamesische Schüler besucht ein Gymnasium, unter letzteren sind es sogar 
56 % (die Eff ektstärken betragen d = 0,17 bzw. 0,28).
Im Vergleich zwischen den west- und den ostdeutschen Ländern lassen sich Un-
terschiede erkennen, anhand derer eine Klassifi kation in drei Gruppen vorgenom-
men werden kann: mit 1) geringeren, 2) etwa gleichbleibenden, 3) höheren Gymna-
sialbesuchsanteilen nach Staatsangehörigkeit im Vergleich zwischen den ost- und den 
westdeutschen Bundesländern63. In der ersten Gruppe sind serbische und bosnisch-
herzegowinische Schüler zu verorten, für letztere zeigt sich sogar ein um etwa 28 % 
geringerer Anteil (17,8 % Gymnasialbesuch in den ostdeutschen, 24,6 % in den west-
deutschen Ländern). 
Höhere Besuchsanteile von Gymnasien sind in den ostdeutschen Ländern für alba-
nische, griechische, libanesische, türkische, polnische und italienische Schüler zu kon-
statieren. Der größte Unterschied zeigt sich für italienische Schüler: ihr Besuchsan-
teil von Gymnasien beträgt in den ostdeutschen Ländern das 2,5-Fache gegenüber den 
westdeutschen Ländern (34,9 vs. 13,9 %). Für alle weiteren nichtdeutschen Staatsange-
hörigkeiten sind in etwa gleich hohe Gymnasialbesuchsanteile zwischen den ostdeut-
schen und den westdeutschen Ländern festzustellen.
Unterschiede sind auch in den paarweisen und gewichteten korrelativen Zusam-
menhängen zwischen den Schulformen Förderschule und Gymnasien festzuhalten. 
Denn für die westdeutschen Länder ergibt sich zwischen den Schulformen ein sehr 
starker negativer Zusammenhang von r = -.879, während der Zusammenhang für die 
ostdeutschen Länder mit einem r = .011 als annähernd unkorreliert zu bezeichnen ist. 
Als weiterer Unterschied ist anzuführen, dass in den westdeutschen Ländern ein sehr 
starker positiver Zusammenhang zwischen dem Förderschul- und dem Hauptschulbe-
suchsanteil von r = .879 besteht, während sich für die ostdeutschen Ländern mit ei-
nem r = -.187 ein sehr schwacher negativer Zusammenhang zeigt. Weiter ist in den 
westdeutschen Ländern der Besuchsanteil sonstiger weiterführender Schulen nur sehr 
schwach mit dem Besuch von Hauptschulen (r = .004) und Gymnasien (r = -.110) 
korreliert, demgegenüber sind in den ostdeutschen Ländern mit einem r = .830 bzw. 
r = -.930 jeweils sehr starke Zusammenhänge mit den sonstigen weiterführenden 
Schularten auszumachen. 
Ähnlich stark fallen die Korrelationen zwischen dem Besuch von Hauptschulen 
und Gymnasien aus (West: r = -.989; Ost: r = -.927).
63 Als Kriterium für die Gruppe mit „etwa gleichbleibenden Gymnasialbesuchsanteilen“ wurde eine 
Abweichung um maximal 10 % vom westdeutschen Wert gesetzt. Höhere negative Abweichungen 
werden der Gruppe „mit geringeren Gymnasialbesuchsanteilen“, höhere positive Abweichungen 
werden der Gruppe „mit höheren Gymnasialbesuchsanteilen“ zugeordnet.
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Die Ergebnisse auf Ebene der aggregierten ostdeutschen Länder sind hervorzuhe-
ben, da für die Hälft e der einzelnen ostdeutschen Länder auf Grund zu geringer Fall-
zahlen keine diff erenzierten staatsangehörigkeitsspezifi schen Analysen durchgeführt 
werden können (z. B. ist in Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Th üringen für 
keine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit eine Fallzahl von mehr als 500 Schülern zu 
konstatieren).
Inwiefern sich die für Deutschland insgesamt sowie für die zusammengefass-
ten west- und ostdeutschen Länder festgestellten Disparitäten auf der Ebene einzel-
ner Bundesländer fortsetzen, oder ob zwischen den einzelnen Ländern deutlich abwei-
chende Muster in der Bildungsbeteiligung festzustellen sind, wird im nachfolgenden 
Kapitel untersucht.
2.2 Bildungsbeteiligung und Relatives Risiko des 
Schulform besuchs nach Staatsangehörigkeit im 
Bundesländervergleich
Wie im vorhergehenden Kapitel deutlich wurde, zeigen sich auf Bundesebene sowie 
diff erenziert für die west- un d die ostdeutschen Länder deutliche Disparitäten in der 
Bildungsbeteiligung von Schülern nach Staatsangehörigkeit. In diesem Kapitel wird 
der Schulformbesuch nach Staatsangehörigkeit im Vergleich zwischen den Ländern 
dargestellt. Hierdurch soll überprüft  werden, ob die Bildungsbeteiligung für Schüler 
einer Staatsangehörigkeit in den verschiedenen Ländern gleich ausfällt, oder ob lan-
desspezifi sche Abweichungen bestehen. Insbesondere wird auf den Besuch von För-
derschulen und Gymnasien fokussiert, die als Schulformen in allen Bundesländern 
vertreten sind. Zugleich bilden sie die oberen bzw. unteren Pole des Schulbesuchs und 
der mit ihnen verbundenen Abschlussoptionen. Insgesamt werden die nach Staatsan-
gehörigkeit in den Ländern erreichten Anteile im Besuch der Schulformen Förder-
schule, Hauptschule, sonstige weiterführende Schulform und Gymnasium beschrieben, 
diese Anteile werden zwischen den verschiedenen Ländern miteinander verglichen. 
Hierzu werden insbesondere die Extremwerte ins Verhältnis zueinander gesetzt, aber 
auch mit den Ergebnissen auf Bundesebene verglichen. Sofern vorhanden, werden 
spezifi sche Muster der Bildungsbeteiligung expliziert. 
Um einen sinnvollen Vergleich zu ermöglichen werden nur diejenigen Staats-
angehörigkeiten analysiert, die in wenigstens drei Ländern Fallzahlen von jeweils 
mindestens 500 Schülern an den allgemeinbildenden Schulformen mit Schulange-
bot in Sekundarstufe I aufweisen.64 Die Reihenfolge der dargestellten Staatsangehö-
rigkeiten ergibt sich aus der – absteigend sortierten – Größe der Schülerpopulation 
an den ausgewählten Schulformen in Deutschland. D. h. zuerst wird die Bildungsbe-
teiligung für deutsche Schüler dargestellt. Es folgen türkische Schüler, die mit einer 
Fallzahl von 226.412 Schülern an den Schularten mit Sekundarstufen I-Angebot die 
nach Staatsangehörigkeit größte nichtdeutsche Gruppe sind. In quantitativ absteigen-
der Reihenfolge schließt hieran die Darstellung der Bildungsbeteiligung für 17 weitere 
64 Die nach Bundesland diff erenzierten Fallzahlen von Schülern können – unter Berücksichtigung ih-
rer jeweiligen Staatsangehörigkeit – in Anhang VII und VIII nachvollzogen werden.
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Staatsangehörigkeiten an. Abschließend wird der Ländervergleich für spanische Schü-
ler durchgeführt, die mit 3.856 Schülern an diesen Schulen die kleinste Staatsangehö-
rigkeitsgruppe bilden, die die genannten Darstellungskriterien erfüllt.
Zunächst erfolgt für nichtdeutsche Staatsangehörigkeiten in Deutschland eine kurze 
Darstellung der wichtigsten Hintergrundinformationen und Eckdaten zur Zuwande-
rungsgeschichte nach dem Zweiten Weltkrieg – bzw. genauer ab der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1949.65 Anschließend erfolgt eine deskriptive 
Darstellung der Bildungsbeteiligung. Diff erenziert nach nichtdeutscher Staatsangehö-
rigkeit wird zudem untersucht, inwiefern sie im Vergleich zu deutschen Schülern an-
dere Schulformen auf derselben räumlichen Ebene über- oder unterrepräsentiert be-
suchen. Beispielsweise soll gefragt werden, ob türkische Schüler an den Schulen mit 
Sekundarstufen I-Angebot in NRW häufi ger eine Förderschule besuchen als deutsche 
Schüler. Hierzu werden Relative-Risiko-Indizes (RRIs) berechnet, deren Indexwerte 
das Risiko (bzw. die Chance) des Besuchs einer spezifi schen Schulform von nichtdeut-
schen im Vergleich zu deutschen Staatsangehörigen darstellen. Bei dem RRI handelt 
es sich um ein aus der Epidemiologie entlehntes Repräsentationsmaß (vgl. Burgard 
1998; Diefenbach 2002b), das „sich relativ einfach als Quotient zweier Prozentzahlen 
ermitteln“ lässt (Kornmann 2010: 72). Z. B. kann der Zähler des RRI aus dem Anteil 
des Förderschulbesuchs von türkischen Schülern (an türkischen Schülern an den aus-
gewählten Schulformen insgesamt) bestehen, während der Nenner den Anteil des För-
derschulbesuchs unter deutschen Schülern (unter deutschen Schülern der betrachteten 
Schulformen insgesamt) ausweist. Generell liefern die Indexwerte Hinweise auf einen 
gleich häufi gen (RRI = 1), überrepräsentierten (RRI > 1) oder unterrepräsentierten 
(RRI < 1) Schulformbesuch von Schülern einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit ge-
genüber deutschen Schülern (vgl. Kornmann/Burgard/Eichling 1999: 106). Der RRI 
kann Werte zwischen 0 und unendlich annehmen. Beispielsweise würde ein RRI von 2 
im Vergleich eines Merkmals zwischen zwei Populationen „besagen, dass Population 1 
das Merkmal doppelt so häufi g aufweist wie Population 2“ (Diefenbach 2002b: 3); ein 
RRI von 0,5 bedeutet, dass „Population 1 […] das Merkmal nur halb so häufi g auf-
weisen [würde] wie Population 2“ (ebd.).66 Anders ausgedrückt bedeutet ein RRI von 
2 eine Überrepräsentation um das Zweifache; ein RRI von 0,5 hingegen nur eine halb 
so große Chance (z. B. eine bestimmte Schulform zu besuchen). Nach Diefenbach ist 
eine Berechnung von Konfi denzintervallen „nur dann notwendig, wenn ein RRI für 
eine Stichprobe aus der Grundgesamtheit errechnet wird“ (Diefenbach 2007: 16). Da 
im Rahmen dieser Arbeit RRIs nicht auf Basis von Stichproben, sondern für die durch 
65 Ein Grund für die Begrenzung ist, dass durch das Statistische Bundesamt nur diejenigen als Perso-
nen mit Migrationshintergrund gewertet werden können, die „nach 1949 auf das heutige Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland“ zugewandert sind (Statistisches Bundesamt 2011a: 6), „sowie alle in 
Deutschland geborenen Ausländer und alle in Deutschland als Deutsche Geborenen mit zumindest 
einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil“ (ebd.).
66 Als weiteres Beispiel: Weist eine Population im Vergleich zu einer anderen ein 9-fach so häufi ges 
Merkmal auf, führt dies entweder zu einem RRI von 9,0 oder zu einem RRI von 0,111 (ein Neun-
tel), je nachdem, welche Population den Zähler bzw. Nenner bildet. Bezogen auf die später darge-
stellte Bildungsbeteiligung könnte ein RRI von 9,0 beispielsweise bedeuten, dass Schüler einer be-
stimmten Staatsangehörigkeit zu 18,0 % das Gymnasium besuchen, während Schüler einer anderen 
Staatsangehörigkeit nur zu 2,0 % an ein Gymnasium gehen.
95
die amtliche Schulstatistik erhobene Grundgesamtheit der Schüler berechnet werden, 
ist „die Berechnung von Konfi denzintervallen […] nicht notwendig“ (ebd.). Einen 
entscheidenden Vorteil der Verwendung von RRIs benennt und verdeutlicht z. B. von 
Mühlendahl (1998). Er folgert: „Die Angaben zum Risiko sind in der Regel anschau-
licher, verständlicher als Odds Ratios“ (ebd.: 124). Zudem sind die durch die Berech-
nung von RRIs erzielten Ergebnisse gegenüber anderen Maßen – wie z. B. Odds Ratios 
– als stabiler anzusehen (vgl. hierzu Burgard 1998; Mühlendahl 1998; Kornmann/Bur-
gard/Eichling 1999). Demgegenüber bemerken Schwarzer, Türp und Antes (2004) zu 
Recht, dass „für ein positives Zielereignis […] der Begriff  Risiko eher irreführend [ist], 
da in diesem Fall der Eintritt des Zielereignisses kein Risiko darstellt“ (ebd.: 421). So-
fern es der inhaltlichen Präzisierung dient, wird im Rahmen dieser Arbeit auf alter-
native Begriff e wie „Chance“, „Wahrscheinlichkeit“, „Über- oder Unterrepräsentation“ 
anstelle des Begriff s „Risiko“ zurückgegriff en (zur Problematik von Begriff en mit un-
terschiedlicher Bedeutung in alltagssprachlicher und methodischer Verwendung vgl. 
z. B. Ditton et al. 2010: 33).
Da ein Zusammenhang zwischen der Schulstruktur und dem Anteil des staatsange-
hörigkeitsspezifi schen Schulformbesuchs in den Bundesländern anzunehmen ist (d. h. 
auch der Umfang des Angebotes spezifi scher Schulformen beeinfl usst die jeweilige Bil-
dungsbeteiligung), sind die nachfolgend berechneten RRIs analytisch besonders be-
deutsam. Denn die Indexwerte stellen das jeweilige Risiko eines Schulformbesuchs für 
Schüler nach nichtdeutscher Staatsangehörigkeit im Vergleich zu deutschen Schülern 
für die Länder dar. Die besondere Relevanz ergibt sich daraus, dass etwa eine hohe 
Förderschulbesuchsquote von nichtdeutschen Schülern in einer Region keine spezifi -
sche Benachteiligung darstellen muss, z. B. wenn deutsche Schüler in derselben Region 
gleich häufi g Förderschulen besuchen. Die RRIs setzen regionale Schulformbesuchs-
quoten nach Staatsangehörigkeit ins Verhältnis zu den entsprechenden Besuchsquo-
ten von deutschen Schülern (diese sind in Abbildung 2-5 dargestellt). Die RRIs ver-
anschaulichen die spezifi schen regionalen und institutionellen Benachteiligungen für 
nichtdeutsche Schüler nach Staatsangehörigkeit. Hierdurch werden regionale Eff ek-
te für Schüler nach Staatsangehörigkeit zum Ausdruck gebracht, die unabhängig von 
der schulischen Angebotsstruktur bestehen. Somit kann der Einfl uss der Schulstruktur 
durch die Berechnung von Relativen-Risiko-Indizes berücksichtigt (bzw. ausgeschlos-
sen) werden, um die Benachteiligung von Schülern spezifi scher nichtdeutscher Staats-
angehörigkeiten gegenüber deutschen Schülern präziser quantifi zieren zu können. 
Die Ergebnisse auf der Länderebene werden ergänzt um RRIs für Deutschland ins-
gesamt, um eine Vergleichsmöglichkeit zu schaff en und potentielle landesspezifi sche 
Abweichungen auch im Vergleich zum Bundesdurchschnitt zu erkennen. Die nach-
folgenden RRI-Abbildungen werden möglichst einheitlich (d. h. mit RRIs von 0 bis 4 
auf der y-Achse) skaliert, um die abgebildeten RRIs unmittelbar auch zwischen den 
Staatsangehörigkeiten vergleichen zu können. Nur für diejenigen Staatsangehörigkei-




Für deutsche Schüler variiert der Förderschulebesuch zwischen den Bundesländern 
zwischen 4,5 % in Schleswig-Holstein und 12,3 % in Sachsen-Anhalt (vgl. Abbildung 
2-5). Somit besuchen deutsche Schüler in Sachsen-Anhalt 2,7-mal so häufi g eine För-
derschule wie in Schleswig-Holstein. In drei weiteren ostdeutschen Ländern besucht 
mehr als jeder zehnte deutsche Schüler eine Förderschule (Sachsen: 10,3 %, Th ürin-
gen: 11,2 %, Mecklenburg-Vorpommern: 12,0 %). Für die vier Länder, die zweistelli-
ge Förderschulbesuchsanteile aufweisen, fällt der Besuch dieser Schulform zwischen 
1,65- bis 1,97-mal so hoch aus wie im Bundesdurchschnitt (6,2 %). Für sieben Länder 
sind deutlich niedrigere Besuchsanteile festzustellen. Hierbei handelt es sich um Nie-
dersachsen, Hessen, Hamburg, Bremen, Saarland, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol-
stein, für die sich Förderschulbesuchsanteile zwischen 5,4 und 4,5 % ergeben. 
 Abbildung 2-5:  Bildungsbeteiligung deutscher Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-
























































































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
Bei einer Betrachtung des Besuchs der Hauptschule ist zu berücksichtigen, dass diese 
Schulform auch aus historischen Gründen in den ostdeutschen Ländern (sowie in Tei-
len von Berlin) nicht vorkommt (vgl. Geißler 2011).67 In diesen Ländern hat sich nach 
1945 ein dreigliedriges Schulwesen nicht etabliert (vgl. ebd.). Die deutlichsten negati-
ven Abweichungen des Hauptschulbesuchs vom Bundesdurchschnitt weisen Hamburg, 
Hessen, Berlin und Bremen auf. Hier bewegen sich die Abweichungen im Bereich zwi-
67 Im Saarland läuft  die Schulform Hauptschule aus, entsprechend spielt der Hauptschulbesuch nur 
(noch) eine marginale Rolle, was durch einen Besuchsanteil von 0,4 % unter deutschen Schülern 
verdeutlicht wird. Da nur einzelne Schüler mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit im Saarland eine 
Hauptschule besuchen, werden diese in den nachfolgenden Abbildungen unter den Schülern mit 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeit an sonstigen weiterführenden Schulformen subsumiert.
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schen -6,2 bis -9,1 Prozentpunkten. Von den vier Ländern mit den höchsten Schüler-
zahlen zeigt sich für das bevölkerungsreichste Land NRW ein Hauptschulbesuch von 
13,7 %, dieser liegt nur leicht über dem Bundesdurchschnitt von 13,1 %. Für die drei 
weiteren Länder ergeben sich Anteile, die für Niedersachsen um 1,5 Prozentpunkte 
(PP), für Baden-Württemberg um 4,1 PP und für Bayern sogar um 11,2 PP höher aus-
fallen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt. Auch für Schleswig-Holstein ist ein – 
um 3,0 PP – erhöhter Besuchanteil zu berichten.
In Deutschland besuchen insgesamt 19,3 % der Schüler entweder eine Förder- oder 
eine Hauptschule. Der relativ hohe Anteil resultiert maßgeblich aus den hohen An-
teilswerten der Länder Baden-Württemberg und Bayern, in denen der Besuch von 
Förder- oder Hauptschulen 22,9 bzw. 30,3 % beträgt.
Bei der Betrachtung des Besuchs von sonstigen weiterführenden Schulen zeigt 
sich, dass in Ländern mit einem unterdurchschnittlichen Besuch einer Hauptschule 
häufi ger sonstige weiterführende Schulformen besucht werden (und umgekehrt). Die-
ser Zusammenhang wird belegt durch einen signifi kanten paarweisen Pearson’schen 
Korrelationskoeffi  zienten von r = -.914.
Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt zeigen sich deutlich höhere Besuchsantei-
le in den ostdeutschen Ländern, die um wenigstens 5,4 bis hin zu 15,7 PP höher aus-
fallen. Für lediglich zwei Länder sind stark unterdurchschnittliche Besuchsanteile zu 
nennen, da von deutschen Schülern nur in Baden-Württemberg und in Bayern eine 
dieser Schulen um 4,0 bzw. 8,4 Prozentpunkte seltener als im Bundesdurchschnitt be-
sucht wird.
Der Gymnasialbesuchsanteil variiert auf Landesebene um das 1,4-Fache, da die-
ser zwischen 37,9 % in Mecklenburg-Vorpommern und 52,5 % in Bremen beträgt. 
Mecklenburg-Vorpommern ist zugleich das einzige Land mit einer deutlichen negati-
ven Abweichung um 5,2 Prozentpunkte vom Bundesdurchschnitt, der 43,1 % beträgt. 
Deutliche positive Abweichungen sind nur für drei Bundesländer festzustellen, hierun-
ter befi nden sich zwei Stadtstaaten: In Hessen, Hamburg und Bremen besucht mit An-
teilen zwischen 49,4 und 52,7 % etwa jeder zweite deutsche Schüler ein Gymnasium. 
Für alle weiteren Länder ergeben sich nur geringe Abweichungen vom Bundesdurch-
schnitt.
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die Bildungsbeteiligung (bzw. der jeweilige 
Schulformbesuch in Prozent) der deutschen Schüler die Schulstruktur der Länder wi-
derspiegelt. Für die nachfolgend untersuchten nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten 
wird zunächst die Bildungsbeteiligung für Deutschland insgesamt und auf Landes-
ebene dargestellt, bevor die Ergebnisse mit denen von deutschen Schülern verglichen 
werden.68 Von besonderem Interesse sind hierbei deutliche Abweichungen im Ver-
gleich zur Bildungsbeteiligung von deutschen Schülern.
68 In den nachfolgenden Unterkapiteln 2.2.2 bis 2.2.20 wird – wie beschrieben – ein vollständiger und 
systematischer Überblick über die Bildungssituation von Schülern derjenigen Staatsangehörigkeiten 
gegeben, für die das Fallzahlkriterium von mehr als 500 Schülern in mindestens drei Bundeslän-
dern erfüllt ist. Zum weiteren Verständnis der Arbeit reicht es aus, wenn von Leserinnen und Le-
sern – in Abhängigkeit vom spezifi schen Interesse – selektiv einzelne Unterkapitel gelesen werden.
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2.2.2 Türkische Schüler
Im Jahr 1961 wurde zwischen Deutschland und der Türkei ein Anwerbeabkommen 
abgeschlossen (vgl. Oltmer 2010: 52). Das Abkommen kam zum einen zustande durch 
die Motivation der Türkei, Devisen zu beschaff en und die Arbeitslosigkeit zu redu-
zieren (vgl. Leggewie 2011: 11). Zum anderen bestand auf deutscher Seite das Inter-
esse, den Arbeitskräft emangel zu beheben. Dieser wurde durch den Bau der Berliner 
Mauer verschärft , wodurch die Flucht- sowie die Arbeitsmigration zwischen der ehe-
maligen DDR und der BRD – bzw. von Ost nach West – gestoppt wurde (vgl. ebd.). 
Durch das Abkommen kam es zu einer starken Zuwanderung von türkischen Arbeits-
migranten nach Deutschland (vgl. Oltmer 2010: 54). Diese war jedoch sozial selektiv 
(vgl. Luft  2012: 48), denn die „Arbeitsmigranten übernahmen in der Regel un- und 
angelernte Tätigkeiten in der industriellen Produktion mit hoher körperlicher Bean-
spruchung, gesundheitlicher Belastung“ und geringen Lohnniveaus (Oltmer 2010: 53). 
Zudem spielte die Herkunft sregion eine maßgebliche Rolle. Die Arbeitsmigranten ver-
fügten i. d. R. nur über niedrige Qualifi kationen und stammten „aus bildungsferne[n] 
Schichten aus peripheren Räumen mit traditionellen Wertvorstellungen“ (Schimany 
2007: 168; vgl. hierzu auch El-Menouar/Fritz 2009). Hierbei handelt es sich um ländli-
che Gebiete der Türkei, wobei insbesondere Ostanatolien hervorzuheben ist (vgl. auch 
Ramirez-Rodriguez/Dohmen 2010: 303).
Im Jahr 1973 kam es im Zuge der Erdölkrise zu einem Anwerbestopp von Arbeits-
migranten aus Ländern, die wie die Türkei nicht der Europäischen Gemeinschaft  (EG) 
angehörten. Trotzdem stieg die Zahl der türkischen Bevölkerung in Deutschland wei-
ter an, dies ist insbesondere auf den Nachzug von Familienangehörigen von bereits in 
Deutschland lebenden Türken zurückzuführen (vgl. Leggewie 2011; Oltmer 2010: 54). 
Die wesentliche Ursache war, dass für türkische Arbeitsmigranten nach einer Rück-
kehr in die Türkei kein erneuter Zuzug nach Deutschland möglich gewesen wäre, zu-
dem wäre eine Rückkehr „aus materiellen, politischen oder psychologischen Gründen 
schwierig“ gewesen (Wüller 2005: 22). Somit ist zu konstatieren, dass das „Rotations-
prinzip […] bei den türkischen Migranten ebenso wenig [funktionierte] wie bei ‚Gast-
arbeitern‘ aus anderen Ländern“ (Leggewie 2011: 11). 
Zusätzlich nahm „in den Jahren vor und nach dem Militärputsch von 1980“ 
(Th ränhardt/Weiss 2012: 124) und aufgrund von „bürgerkriegsähnliche[n] Zu-
stände[n]“ (Wüller 2005: 22) die Zahl von (kurdischen und oppositionellen) Flücht-
lingen und Asylsuchenden insbesondere aus dem Südosten der Türkei stark zu (vgl. 
ebd.; Th ränhardt/Weiss 2012: 124; Münz/Seifert/Ulrich 1999: 54). Deren Zahl steigt 
Anfang der 1990er Jahre weiter an aufgrund „der militärischen Auseinandersetzungen 
zwischen der türkischen Armee und der PKK“ (Arslan 2009: 26).
Insgesamt werden für die größte nichtdeutsche Bevölkerungsgruppe in Deutsch-
land niedrige – auch sprachliche – Integrationswerte konstatiert (vgl. z. B. Th ränhardt 
1999: 43f.; Wolfgramm et al. 2010: 73). Es zeigt sich jedoch eine „breite Streuung un-
terschiedlicher Lebenslagen“ (Th ränhardt 1999: 43f.), da sowohl Facharbeiter, „Leh-
rer und andere Akademiker bzw. Studenten, andererseits aber auch Migranten aus 
den weniger entwickelten Gebieten des Ostens und Flüchtlinge aus dem kurdischen 
Bürgerkriegsgebiet“ (Th ränhardt 1999: 43) zugewandert sind. Es handelt sich somit 
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um eine heterogene Gruppe, unter der z. B. auch Kurden oder Aleviten mit türkischer 
Staatsangehörigkeit subsumiert werden (vgl. z. B. Th ränhardt/Weiss 2012: 124). Im Ag-
gregat gelten türkische Staatsangehörige als sowohl durch den Rechtsstatus und die 
sozioökonomische Lage, als auch hinsichtlich des (elterlichen) Bildungsniveaus als be-
nachteiligt (vgl. z. B. Esser 2006: 317f.; Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 
147f.; Söhn 2011a: 229, 285; Segeritz/Walter/Stanat 2010: 125). 
Im Jahr 2010 haben 1.629.480 Personen in Deutschland eine türkische Staatsange-
hörigkeit. Hiervon weist mehr als jeder Dritte (37,7 %) eine Aufenthaltsdauer von über 
30 Jahren auf, die durchschnittliche Aufenthaltsdauer beträgt 24,0 Jahre (Statistisches 
Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen). Aus der Zuwanderungshistorie resultiert 
auch die spezifi sche regionale Verteilung: etwa ein Drittel der Bevölkerung mit türki-
scher Staatsangehörigkeit lebt in NRW (33,7 %), weitere 41 % in den Ländern Bayern, 
Baden-Württemberg und Hessen (ebd., eigene Berechnungen).
In Abbildung 2-6 wird die Schulartverteilung von Schülern mit türkischer Staats-
angehörigkeit in Deutschland dargestellt.69
Abbildung 2-6:  Bildungsbeteiligung türkischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-
men mit Schulangebot in der Sekundarstufe I im Länderve rgleich (Schuljahr 
2007/08)
 
Etwa jeder zehnte türkische Schüler (10,5 %) besucht in Deutschland eine Förder-
schule. Auf Landesebene zeigen sich für vier Länder z. T. deutli ch geringere Wer-
te: Im Saarland, in Schleswig-Holstein und Bremen beträgt der Anteil zwischen 9,4 
und 8,9 %. Der niedrigste Anteil ist für türkische Schüler in Berlin zu konstatieren. 
69 Durch die herkömmliche Schulstatistik werden z. B. Schüler mit türkisch-deutschem Doppelpass 
nicht als türkische Schüler erfasst, diese werden unter den Schülern mit deutscher Staatsangehörig-
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Demgegenüber zeigen sich nur für zwei Länder deutlich höhere Förderschulbesuchs-
quoten im Vergleich zum Bundesdurchschnitt. In Baden-Württemberg besuchen ins-
gesamt 11,8 % der türkischen Schüler eine Förderschule, in Niedersachsen sind es so-
gar 13,7 %. In Niedersachsen beträgt somit die Förderschulbesuchsquote das 2,5-Fache 
gegenüber dem Anteil von türkischen Schülern an Förderschulen in Berlin.
Zwischen den Ländern zeigen sich für türkische Schüler sehr uneinheitliche An-
teile im Besuch von Hauptschulen. Während im Bundesdurchschnitt insgesamt gut je-
der dritte türkische Schüler diese Schulform besucht (36,2 %), betrifft   dies weniger als 
jeden fünft en türkischen Schüler in Hessen und Hamburg. In Berlin ist es nur jeder 
Achte und in Bremen sogar nur etwa jeder Zehnte (9,8 %). Deutlich höhere Besuchs-
anteile sind für türkische Schüler in drei Ländern festzuhalten: für Schleswig-Holstein 
mit 44 %, in Baden-Württemberg besucht mit 54,7 % sogar mehr als jeder zweite tür-
kische Schüler eine Hauptschule, in Bayern sind es annähernd zwei Drittel der türki-
schen Schüler, die an eine Hauptschule gehen (62,7 %). Dieser Anteil entspricht dem 
1,7-Fachen des Anteils auf Bundesebene.
Diese Unterschiede führen auch dazu, dass in drei Ländern weniger als jeder fünf-
te türkische Schüler entweder eine Haupt- oder eine Förderschule besucht (Bremen 
18,7 %, Berlin 18,0 %; im Saarland sind es 9,4 % ausschließlich an Förderschulen). In 
drei weiteren Ländern trifft   dies auf mehr als jeden zweiten türkischen Schüler zu 
(Schleswig-Holstein 52,9 %, Baden-Württemberg 66,6 % und Bayern 72,2 %). 
Auch der Besuch sonstiger weiterführender Schulformen variiert für türkische 
Schüler zwischen den Bundesländern erheblich. Während in Bayern weniger als jeder 
fünft e türkische Schüler eine entsprechende Schule besucht, sind es im Saarland annä-
hernd vier von fünf türkischen Schülern.
In Deutschland besucht etwa jeder achte türkische Schüler ein Gymnasium 
(13,0 %). Auch der Besuch dieser Schulform fällt für türkische Schüler in den Län-
dern sehr unterschiedlich aus: Der Besuchsanteil variiert um das 2,6-Fache, da tür-
kische Schüler in Bremen zu 26,9 % ein Gymnasium besuchen, in Baden-Württem-
berg jedoch nur zu 10,4 %. Ähnlich niedrige Anteile wie in Baden-Württemberg sind 
für Schleswig-Holstein, NRW, Saarland und Bayern zu berichten, in denen nur etwa 
jeder neunte bis zehnte türkische Schüler an ein Gymnasium geht (die Anteilswer-
te betragen zwischen 11,6 und 10,6 %). Demgegenüber zeigen sich erhöhte Anteile im 
Gymnasialbesuch in Niedersachsen mit 14,7 % und für Hessen mit 17,7 %. In Ham-
burg und Berlin beträgt der Gymnasialbesuchsanteil 19,5 %, während in Bremen sogar 
26,9 % der türkischen Schüler ein Gymnasium besuchen. Dieser Anteil fällt mehr als 
doppelt so hoch aus wie im Bundesdurchschnitt. 
Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung von türkischen Schülern bleibt festzuhalten, 
dass diese zwischen den einzelnen Ländern sehr uneinheitlich ausfällt. Jedoch las-
sen sich positiv die Stadtstaaten sowie das Flächenland Hessen hervorheben, in denen 
relativ viele türkische Schüler ein Gymnasium besuchen. Ganz im Gegensatz hierzu 
stehen drei Bundesländer, in denen nur etwas mehr als jeder zehnte türkische Schü-
ler an ein Gymnasium geht: das Saarland, Bayern und Baden-Württemberg. Für das 
letztgenannte lassen sich auch deutlich erhöhte Förderschulbesuchsquoten für türki-
sche Schüler konstatieren – dies trifft   auch und insbesondere auf Niedersachsen zu. 
Zugleich sind Baden-Württemberg und Bayern mit deutlichem Abstand die einzigen 
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Länder, in denen mehr als zwei Drittel der türkischen Schüler entweder an eine 
Haupt- oder an eine Förderschule gehen.
Inwiefern sich die Bildungsbeteiligung zwischen türkischen und deutschen Schülern 
auf Bundes- bzw. Landesebene unterscheidet, wird anhand von Relativen Risiko-Indi-
zes in Abbildung 2-7 dargestellt.70 
Abbildung 2-7:  RRIs türkische vs. deutsche Schüler 
n.v. = nicht vorhanden
Türkische Schüler besuchen in Deutschland 1,69-mal so häufi g eine Förderschule wie 
deutsche Schüler (10,5 vs. 6,2 %). In den Ländern zeigt sich nur für Berlin ein an-
nähernd ausgeglichene r Förderschulbesuch zwischen türkischen und deutschen Schü-
lern (RRI = 0,93).71 In den weiteren Ländern sind türkische Schüler an Förderschu-
len deutlich überrepräsentiert. Für türkische Schüler in Bayern, Bremen, NRW und 
dem Saarland ist ein um 1,59- bis zu 1,86-fach erhöhter Förderschulbesuchsanteil ge-
genüber deutschen Schülern zu konstatieren. In Schleswig-Holstein, Hessen, Hamburg 
und Rheinland-Pfalz sowie Baden-Württemberg (mit RRIs zwischen 2,02 und 2,09) 
70 Die Indexwerte resultieren in diesem Fall aus den Quotienten der Schulformbesuchanteile von tür-
kischen gegenüber deutschen Schülern derselben räumlichen Ebene, die in den Abbildungen 2-5 
und 2-6 dargestellt sind. Somit werden die unterschiedlichen Schulbesuchsquoten in den Ländern 
berücksichtigt. Für die weiteren – nachfolgend in diesem Kapitel – berechneten RRIs dient jeweils 
Abbildung 2-5 als Referenz. Anhand der Abbildung können jeweils die Schulformbesuchsanteile 
von deutschen Schülern, die jeweils den Nenner im Quotienten zur Berechnung der RRIs bilden, 
nachvollzogen werden.
71 Wie in Kapitel 1.3.2 ausführlicher beschrieben, stellt Berlin mit – auf Landesebene – ausgeglichenen 
Förderschulbesuchsanteilen zwischen nichtdeutschen und deutschen Schülern einen Sonderfall dar. 
Kornmann und Klingele (1996: 3ff .) zufolge unterscheiden sich die Repräsentationsmaße allerdings 
erheblich zwischen dem West- und dem Ostteil der Hauptstadt; diese strukturellen Unterschiede 
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besuchen türkische Schüler gut doppelt so häufi g wie ihre deutschen Mitschüler eine 
Förderschule. Die größte Disparität im Förderschulbesuch lässt sich für Niedersachsen 
feststellen, hier besuchen 13,7 % der türkischen gegenüber 5,4 % der deutschen Schüler 
eine Förderschule, was zu einem RRI von 2,54 führt. 
Noch erheblicher sind türkische Schüler an Hauptschulen überrepräsentiert: in 
Deutschland besuchen sie 2,76-mal so oft  eine Hauptschule wie deutsche Schüler. 
Selbst in den Ländern, die die kleinsten RRIs aufweisen, besuchen türkische Schü-
ler mehr als doppelt so häufi g eine Hauptschule72: in NRW, Niedersachsen, Bremen 
und Bayern nimmt der Index Werte zwischen 2,29 bis 2,58 ein. Für Hamburg, Berlin 
und Schleswig-Holstein ergeben sich RRIs zwischen 2,69 und 2,72, diese entsprechen 
in etwa dem Bundesdurchschnitt. Für drei Länder zeigen sich hingegen überdurch-
schnittliche RRIs: Mehr als dreimal so häufi g wie deutsche Schüler besuchen türki-
sche Schüler in Baden-Württemberg (RRI = 3,18), Hessen (3,22) und Rheinland-Pfalz 
(3,65) eine Hauptschule. 
Ein relativ ausgeglichener Besuch sonstiger weiterführender Schulformen zeigt sich 
zwischen türkischen und deutschen Schülern für Deutschland insgesamt (RRI = 1,07). 
Auch auf Landesebene ergeben sich relativ ausgeglichene RRIs für Schleswig-Holstein, 
Rheinland-Pfalz und Niedersachsen. Demgegenüber sind türkische Schüler an sonsti-
gen weiterführenden Schulen in Baden-Württemberg und Bayern mit RRIs von 0,69 
bzw. 0,59 deutlich unterrepräsentiert, während sie in NRW, Berlin, Hessen, Hamburg 
und Bremen um das 1,22- bis 1,60-Fache überrepräsentiert sind. Die RRIs korrespon-
dieren tendenziell mit dem Umfang des Angebots von Integrierten Gesamtschulen in 
den Ländern (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012: 68ff .).
In Deutschland beträgt der Anteil des Gymnasialbesuchs für türkische Schüler 
noch nicht einmal ein Drittel des Anteils von deutschen Schülern (13,0 vs. 43,1 %). 
Auf Landesebene zeigen sich zwar deutliche Variationen in der Höhe der RRIs, jedoch 
indizieren die Maximalwerte von 0,50 bzw. 0,51 für Berlin und Bremen, dass türkische 
Schüler selbst in den beiden Stadtstaaten nur ungefähr halb so häufi g wie deutsche 
Schüler ein Gymnasium besuchen. Für Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Nieder-
sachsen, Hessen und Hamburg sind RRIs in einem Wertebereich von 0,29 bis 0,39 zu 
konstatieren. Der Anteil türkischer Schüler, der in NRW, Bayern, Baden-Württemberg 
und im Saarland ein Gymnasium besucht, erreicht mit RRIs zwischen 0,27 und 0,24 
nur etwa ein Viertel des entsprechenden Anteils von deutschen Schülern. Z. B. sind es 
in Baden-Württemberg 10,4 % der türkischen gegenüber 43,5 % der deutschen Schüler 
an Schulen mit Angebot der Sekundarstufe I, die an ein Gymnasium gehen.
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass türkische Schüler sowohl auf Bundesebene als 
auch – abgesehen von wenigen Ausnahmen – auf Landesebene an Förderschulen und 
insbesondere an Hauptschulen gegenüber deutschen Schülern deutlich überrepräsen-
tiert sind. Für die sonstigen weiterführenden Schulformen ist in Deutschland ein rela-
tiv ausgeglichener RRI festzustellen, wobei erhebliche Unterschiede zwischen den RRIs 
auf Länderebene bestehen. An Gymnasien sind türkische Schüler sowohl auf Bundes- 
als auch auf Landesebene deutlich unterrepräsentiert.
72 Auf den RRI zum Besuch von Hauptschulen im Saarland wird nicht näher eingegangen, da diese 
Schulform ausläuft  und in dem Schuljahr 2007/08 insgesamt nur noch 292 Schüler diese Schulform 
besuchen. Hierunter befi ndet sich kein türkischer Schüler, was zu einem RRI von 0 führt.
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2.2.3 Italienische Schüler
Die Zuwanderung von Italienern nach Deutschland lässt sich in zwei Phasen un-
terteilen. Zwischen Deutschland und Italien wurde im Jahr 1955 das erste Anwer-
beabkommen überhaupt abgeschlossen (vgl. Oltmer 2010: 52). Hiermit begann die 
Anwerbephase, die von 1955 bis 1973 andauerte, da in dieser Zeit ein hoher Arbeits-
kräft ebedarf in der Landwirtschaft , dem Baugewerbe und in der Industrie bestand. 
Genau wie bei türkischen Arbeitsmigranten endete die Anwerbephase im Jahr 1973 
mit einem Anwerbestopp aufgrund einer Wirtschaft s- bzw. Erdölkrise (vgl. Haug 
2000: 175; Martini 2001: 68). Allerdings wirkte sich der Anwerbestopp auf italienische 
Zuwanderer – im Gegensatz zu Zuwanderern aus anderen Staaten – nur bedingt aus, 
da Italien der Europäischen Gemeinschaft  (EG) angehörte und die Einreise für italie-
nische Zuwanderer somit weiterhin erlaubt war. Die Wirkung war eher indirekter Art, 
da das Arbeitsplatzangebot nachließ und die Nachfrage nach Arbeitsmigranten zu-
rückging. Erst in den Folgejahren stieg die Zuwanderung von Italienern insbesondere 
aufgrund von familialer Kettenwanderung und der sogenannten ‚Familiennachholung‘ 
erneut an (vgl. Haug 2000: 177f.; Oltmer 2010: 54). Aufgrund der Freizügigkeitsrege-
lungen kommt es in wesentlich geringerem Umfang weiterhin zu Zuzügen mit dem 
Zweck der Arbeitsaufnahme. 
Insbesondere für die früh zugezogenen Arbeitsmigranten werden ein geringes 
Ausbildungsniveau sowie relativ schlechte Kenntnisse der deutschen Sprache im Ver-
gleich zu anderen EU-Zuwanderern konstatiert (vgl. Rother 2006). Dies liegt auch an 
dem Bedarf an Personen, „die die körperlich anstrengenden, gesundheitlich belasten-
deren und sozial wenig anerkannten“ (Martini 2001: 67) Arbeiten durchführen soll-
ten. Sie „übernahmen in der Regel un- und angelernte Tätigkeiten in der industriel-
len Produktion“ (Oltmer 2010: 53) mit entsprechend geringen Lohnniveaus. Räumlich 
konzentrierte sich die italienische Zuwanderung insbesondere auf die Bundesländer 
Baden-Württemberg und NRW sowie mit Abstand auch auf Bayern und Hessen (vgl. 
Haug 2000: 180f.). Für viele ging mit der Zuwanderung eine mehrfache Pendelmi-
gration einher, was zu einer entsprechenden Fluktuation führte. Allerdings ist eine 
„Abnahme der Pendelmigration in den achtziger und neunziger Jahren“ des 20. Jahr-
hunderts zu konstatieren (Martini 2001: 69). Zudem vergrößerte sich ab den 1990er 
Jahren die Spannweite der Qualifi kation von italienischen Neuzuwanderern (vgl. ebd.: 
70). Im Jahr 2010 leben 517.546 Personen mit italienischer Staatsangehörigkeit in 
Deutschland (vgl. Statistisches Bundesamt 2011c). Etwa jeder Zweite weist eine Auf-
enthaltsdauer von über 30 Jahren auf, dies spiegelt sich auch in einer hohen durch-
schnittlichen Aufenthaltsdauer von 27,9 Jahren wider (ebd., eigene Berechnung). Wei-
terhin ist eine regionale Konzentration festzustellen, da 81,2 % aller in Deutschland 
lebenden Personen mit italienischer Staatsangehörigkeit entweder in Baden-Württem-
berg, NRW, Bayern oder Hessen wohnen (ebd., eigene Berechnung).
Wie in Abbildung 2-8 ersichtlich wird, besucht mehr als jeder achte italienische 
Schüler in Deutschland eine Förderschule (13,4 %). Nur zwei Länder weisen deutlich 
höhere Anteile auf: In Baden-Württemberg und Bayern besuchen italienische Schü-
ler zu jeweils ca. 16 % eine Förderschule. Demgegenüber sind für zwei Länder deutlich 
geringere Besuchsanteile von Förderschulen festzustellen: im Saarland fällt dieser um 
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5,3 Prozentpunkte und in Niedersachsen sogar um 6,9 Prozentpunkte geringer aus als 
im Bundesdurchschnitt. Insgesamt variieren die Förderschulbesuchsanteile für italieni-
sche Schüler in den Ländern um das bis zu 2,4-Fache, da diese in Bayern 16,1 % und 
in Niedersachsen 6,6 % betragen.
 Abbildung 2-8:  Bildungsbeteiligung italienischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-
men mit Schulangebot in der Sekundarstufe I im Ländervergleich (Schuljahr 
2007/08)
Ein ähnliches Muster hinsichtlich der landesspezifi schen Abweichungen zeigt sich für 
den Hauptschulbesuch, der erneut nur in Baden-Württemberg und Bayern deutlich 
höher als im Bundesdurchschnitt (37,9 %) ausfällt. In den beiden Bundesländern be-
sucht mehr als jeder zweite italienische Schüler (51,3 bzw. 52,9 %) diese Schulform, 
was in etwa dem 1,4-fachen Anteil auf Bundesebene entspricht. Nur zu 32,1 bzw. zu 
26,5 % besuchen italienische Schüler in NRW und Niedersachsen eine Hauptschule, 
in Hessen sind es sogar nur 17,6 % – dieser Anteil beträgt weniger als die Hälft e des 
Bundesdurchschnitts.
Entsprechende Unterschiede zeigen sich zwischen den Ländern, wenn die Förder- 
und Hauptschulbesuchsanteile zusammengefasst betrachtet werden. In Baden-Würt-
temberg und Bayern besuchen mehr als zwei Drittel der italienischen Schüler (67,3 
bzw. 69,0 %) entweder eine Förder- oder eine Hauptschule.73 Dies trifft   lediglich auf 
73 Allerdings bestehen für Abgänger bei gleichem Abschlussniveau große landesspezifi sche Unter-
schiede darin, z. B. einen Ausbildungsplatz zu erhalten. Hierdurch dürft e die niedrige Bildungsbe-
teiligung in Baden-Württemberg und Bayern etwas relativiert werden. Bezogen auf die Ungleichheit 
von Bildung bleiben dennoch auch für die beiden Länder Unterschiede von Schülern mit nicht-
deutscher Staatsangehörigkeit im Vergleich zu deutschen Schülern von besonderer Relevanz – ins-
besondere mit Blick auf den Besuch von Förderschulen und Gymnasien, was nachfolgend anhand 
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ein Drittel der italienischen Schüler in Niedersachsen (33,1 %) und Hessen (30,3 %) 
sowie sogar nur auf etwa jeden zwölft en italienischen Schüler im Saarland (8,0 %) zu. 
Auf Bundesebene besucht hingegen etwa jeder Zweite (51,3 %) entweder eine Haupt- 
oder Förderschule.
Ein umgekehrtes Bild ergibt sich auf Landesebene hinsichtlich des Besuchs sonsti-
ger weiterführender Schulformen. Denn im Vergleich zum Bundesdurchschnitt – hier 
besucht etwa jeder dritte italienische Schüler eine dieser Schulen – sind es die beiden 
Länder Baden-Württemberg und Bayern, für die sich deutlich niedrigere Anteile im 
Besuch dieser Schulen zeigen. Für vier Länder sind deutlich höhere Anteile zu erken-
nen: Italienische Schüler in NRW, Niedersachsen, Hessen und im Saarland besuchen 
zwischen 42 und 76 % eine sonstige weiterführende Schulform. Insgesamt variiert der 
Besuchsanteil zwischen den Ländern um das bis zu 4,5-Fache, da mehr als drei Viertel 
(76 %) der italienischen Schüler im Saarland gegenüber 17 % der italienischen Schüler 
in Bayern eine sonstige weiterführende Schulform besuchen.
Auf Bundesebene geht jeder siebte italienische Schüler (14,4 %) an ein Gymnasi-
um. Der niedrigste Anteil zeigt sich für Baden-Württemberg, hier besucht nur jeder 
zehnte italienische Schüler diese Schulform (10,2 %). Dies ist von besonderer Rele-
vanz, da Baden-Württemberg zugleich das Land mit dem höchsten Anteil von itali-
enischen Schülern an Schulformen mit Sekundarstufen I-Angebot ist. Denn 35 % der 
italienischen Schüler in Deutschland besuchen eine baden-württembergische Schule. 
Für zwei Länder sind deutlich erhöhte Anteile im Besuch von Gymnasien unter itali-
enischen Schülern zu berichten: in Niedersachsen besuchen italienische Schüler 1,38-
mal und in Hessen 1,46-mal so häufi g ein Gymnasium wie im Bundesdurchschnitt. 
Im Landesvergleich zeigt sich, dass italienische Schüler in Hessen mehr als doppelt so 
häufi g ein Gymnasium besuchen wie in Baden-Württemberg (20,9 vs. 10,2 %).
Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung bleibt festzuhalten, dass italienische Schü-
ler in Bayern und Baden-Württemberg erhöhte Förder- und Hauptschulbesuchsantei-
le aufweisen, was zugleich mit geringeren Besuchen einer sonstigen weiterführenden 
Schulform – und im Falle von Bayern zusätzlich mit deutlich geringeren Besuchen 
von Gymnasien – einhergeht. Für jeweils vier der fünf weiteren dargestellten Länder 
sind für italienische Schüler deutlich niedrigere Besuchsanteile der Förderschule und 
der Hauptschule sowie deutlich höhere Besuchsanteile der sonstigen weiterführenden 
Schulformen festzustellen. Für italienische Schüler in Niedersachsen und Hessen sind 
deutlich höhere Gymnasialbesuchsanteile zu konstatieren, während für das Land mit 
den meisten italienischen Schülern – Baden-Württemberg – nur unterdurchschnittli-
che Besuchsanteile feststellbar sind.
Die Berechnung von RRIs zeigt in Abbildung 2-9, dass der Förderschulbesuchs-
anteil von italienischen Schülern in Deutschland das 2,15-Fache gegenüber dem von 
deutschen Schülern beträgt.
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Abbildung 2-9:  RRIs italienische vs. deutsche Schüler
n.v. = nicht vorhanden
Mit Inde xwerten zwischen 1,95 und 1,22 liegt das Relative Risiko des Besuchs von 
Förderschulen in NRW, im Saarland sowie in Niedersachsen z. T. deutlich unter dem 
RRI von 2,15 auf Bundesebene. Während der RRI für Rheinland-Pfalz mit 2,27 nur et-
was höher als auf Bundesebene ausfällt, sind erheblich höhere Indexwerte für Hessen 
(2,46), Bayern (2,69) und insbesondere Baden-Württemberg zu verzeichnen: hier be-
suchen italienische Schüler mit einem Anteil von 16,0 % etwa 2,83-mal so häufi g eine 
Förderschule wie ihre deutschen Mitschüler. 
Mit einem Anteil von 37,9 % sind italienische Schüler an deutschen Hauptschu-
len um das 2,89-Fache im Vergleich zu deutschen Schülern überrepräsentiert. Auf 
Landesebene zeigt sich nur für Rheinland-Pfalz ein deutlich höheres relatives Risiko: 
hier besuchen italienische Schüler sogar 3,61-mal so häufi g eine Hauptschule wie ihre 
deutschen Mitschüler. Für Baden-Württemberg und Hessen entsprechen die RRIs in 
etwa dem Indexwert auf Bundesebene. Deutlich geringere RRIs sind für NRW, Bayern 
und Niedersachsen mit Indexwerten zwischen 2,34 und 1,81 festzustellen. 
Im Besuch von sonstigen weiterführenden Schulen zeigen sich auf Bundesebe-
ne nur geringe Unterschiede zwischen italienischen und deutschen Schülern (RRI = 
0,91). Relativ ausgeglichene RRIs sind auf Landesebene auch für Rheinland-Pfalz und 
NRW zu verzeichnen. Erheblich höhere Besuchsanteile mit RRIs zwischen 1,24 und 
1,52 zeigen sich in Hessen, Niedersachsen sowie im Saarland.
Ein RRI von 0,33 veranschaulicht, dass italienische Schüler an Gymnasien ge-
genüber deutschen Schülern deutlich unterrepräsentiert sind (14,4 vs. 43,1 %). Mit 
RRIs zwischen 0,36 und 0,33 bewegen sich die Indexwerte für Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Bayern und NRW auf einem ähnlichen Niveau wie auf Bundesebene. In Hes-























Gymnasien in etwas geringerem Umfang unterrepräsentiert. Hingegen zeigen sich in 
Baden-Württemberg die stärksten Unterschiede im Gymnasialbesuch: hier werden 
Gymnasien nur von 10,2 % der italienischen gegenüber 43,5 % der deutschen Schüler 
besucht, woraus ein RRI von 0,23 resultiert.
Insgesamt zeigt sich, dass italienische Schüler in Deutschland an Förderschu-
len und in noch stärkerem Umfang an Hauptschulen deutlich überrepräsentiert sind. 
Während sie sonstige weiterführende Schulen in etwa gleich häufi g wie deutsche 
Schüler besuchen, sind sie an Gymnasien erheblich unterrepräsentiert. In den einzel-
nen Ländern bestehen jedoch z. T. deutliche Niveauunterschiede in der Höhe der RRIs 
– z. B. variiert der RRI im Förderschulbesuch zwischen 1,22 für Niedersachsen und 
2,83 für Baden-Württemberg.
2.2.4 Serbische Schüler
Im Jahr 1968 wurde mit dem ehemaligen Jugoslawien eine Anwerbevereinbarung ab-
geschlossen, die zu einer entsprechenden Arbeitsmigration nach Deutschland führte 
(vgl. Oltmer 2010: 52ff .). Nach dem Anwerbestopp 1973, der maßgeblich durch die 
Erdölkrise mitverursacht war, handelte es sich bei Zuwanderern aus dem ehemaligen 
Jugoslawien weit überwiegend um nach Deutschland nachziehende Familienangehö-
rige von bereits ansässigen Arbeitsmigranten (vgl. ebd.). Einwanderer aus dem ehe-
maligen Jugoslawien „verfügten bis zum Ausbruch des Bürgerkrieges […] über relativ 
hohe Integrationswerte“ (Th ränhardt 1999: 42). Seit Anfang bis spätestens Mitte der 
1990er Jahre nimmt aufgrund des Bürgerkrieges der Anteil von Personen mit Flucht-
hintergrund erheblich zu (vgl. z. B. Münz/Seifert/Ulrich 1999: 77; Th ränhardt 1999: 
42f.; Esser 2006: 184). Insgesamt werden große Diff erenzen „zwischen Slowenen, Kro-
aten, Bosniern, Serben und Mazedoniern“ (Th ränhardt 1999: 42) z. B. hinsichtlich der 
Integration konstatiert. Serbische Staatsangehörige bzw. Kriegsfl üchtlinge mit ser-
bischem Pass74 haben überdurchschnittlich häufi g einen prekären Rechtsstatus (vgl. 
Söhn 2011a: 23, 89f.). Zudem gelten sie sozioökonomisch und bezogen auf Bildung 
als benachteiligt (vgl. ebd.: 229; siehe auch Tabelle 1-1). Für Kinder von Bürgerkriegs-
fl üchtlingen, die zudem nur eine unsichere Bleibeperspektive haben, wurde in den 
1990er Jahren ein Anstieg des Förderschulbesuchs festgestellt (vgl. Kornmann/Neu-
häusler 2001: 343f.). Im Jahr 2010 leben in Deutschland 179.048 Personen mit serbi-
scher Staatsangehörigkeit, für etwa jeden Vierten beträgt die Aufenthaltsdauer mehr 
als 30 Jahre (Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
Unter serbischen Schülern, die in Deutschland eine Schule mit Sekundarstufen I-
Angebot besuchen, geht gut jeder Fünft e (22,5 %) an eine Förderschule (vgl. Abbil-
dung 2-10). Zwischen den Ländern zeigen sich Anteilswerte in einer Spannweite von 
7,0 % für Hessen und 42,9 % für Niedersachsen. Entsprechend variiert der Anteil des 
Förderschulbesuchs um das bis zu 6,2-Fache (!) zwischen den Ländern.
74 Häufi g weisen Flüchtlinge aus dem Kosovo (z. B. Kosovo-Albaner) in den Statistiken eine serbische 
Staatsangehörigkeit auf. Diese gelten aufgrund des Bürgerkrieges sowie hiermit einhergehenden 
„jahrzehntelangen Blockaden des Bildungssystems im Kosovo“ (Th ränhardt/Weiss 2012: 119) und 
ihrer Lebenssituation als besonders benachteiligt (vgl. z. B. Th ränhardt 1999: 42; Münz/Seifert/Ul-
rich 1999: 54).
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Abbildung 2-10:  Bildungsbeteiligung serbischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-
















































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
Für vier der in Abbildung 2-10 dargestellten Länder zeigen sich deutliche positive Ab-
weichungen von dem bereits nicht unerheblichen Förderschulanteil für Deutschland 
insgesamt: Gut jeder vierte serbische Schüler in Bremen (27,2 %), annähernd jeder 
Dritte in NRW (30,2 %), mehr als jeder Dritte (35,1 %) in Rheinland-Pfalz und 42,9 % 
der serbischen Schüler in Niedersachsen besuchen eine Förderschule. Dies entspricht 
dem 1,2- bis zum 1,9-Fachen des Anteils auf Bundesebene. Nur in Hessen, Berlin und 
Bayern sind deutlich geringere Anteile festzustellen, da in diesen Ländern ‚nur‘ zwi-
schen 7,0 und 13,5 % der serbischen Schüler eine Förderschule besuchen.
Auch der Besuch von Hauptschulen fällt für serbische Schüler mit im Bundes-
durchschnitt 38,3 % relativ hoch aus. Nur für zwei Länder sind deutlich über dem 
Bundesdurchschnitt liegende Anteilswerte auszumachen: in Baden-Württemberg sind 
es 49,3 % und in Bayern sogar 60,4 % der serbischen Schüler, die an eine Hauptschu-
le gehen. Deutlich geringere Hauptschulbesuchsanteile, sind für Niedersachsen, Ber-
lin, Hessen und Bremen festzustellen, diese bewegen sich zwischen 29,0 und 12,6 %.
Werden die beiden Schulformen Förder- und Hauptschule aggregiert betrachtet, 
dann zeigt sich, dass in Deutschland etwa 61 % der serbischen Schüler maximal die 
Schulform Hauptschule besuchen. Auf Länderebene ergibt sich eine Zweiteilung zum 
einen in Länder, deren Besuchsanteil ‚lediglich‘ zwischen 26,2 und 39,7 % beträgt. Dies 
ist in Hessen, Berlin und Bremen der Fall. Auf der anderen Seite stehen Länder, von 
denen mehr als zwei Drittel bis hin zu drei Viertel der serbischen Schüler entweder 
ab eine Förder- oder eine Hauptschule gehen. Hierbei handelt es sich um NRW, Nie-
dersachsen, Baden-Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz mit Anteilswerten zwi-
schen 68,0 und 74,7 %.
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Auch die sonstigen weiterführenden Schulen werden in den Ländern sehr unter-
schiedlich besucht. Serbische Schüler gehen in den fünf Ländern NRW, Niedersach-
sen, Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz mit Anteilen zwischen 23,8 und 
11,0 % deutlich seltener an eine sonstige weiterführende Schule. Deutlich über dem 
Bundesdurchschnitt von 27,2 % fallen die Anteile für die drei Länder Bremen, Hes-
sen und Berlin im Bereich von 49,4 bis 57,8 % aus. Der Vergleich der Extremwerte 
zeigt, dass serbische Schüler in Berlin 5,3-mal so häufi g an eine sonstige weiterführen-
de Schule wie in Rheinland-Pfalz gehen (57,8 vs. 11,0 %).
In Deutschland besucht mit 12 % noch nicht einmal jeder achte serbische Schüler 
ein Gymnasium. Selbst dieser relativ niedrige Anteil fällt in drei Ländern noch erheb-
lich geringer aus. In Berlin und Niedersachsen besucht nur etwa jeder zehnte, in NRW 
sogar weniger als jeder zwölft e serbische Schüler ein Gymnasium. Deutlich höhere 
Anteile von serbischen Schülern an Gymnasien zeigen sich nur in zwei Ländern. Dies 
ist zum einen Rheinland-Pfalz, wo etwa jeder siebte serbische Schüler ein Gymnasium 
besucht. Für die bisher dargestellten Länder bewegt sich der Gymnasialbesuchsanteil 
zwischen 8,2 und 14,2 %. Das einzige Land, in dem serbische Schüler erheblich häu-
fi ger Gymnasien besuchen ist Hessen: Hier geht beinahe jeder vierte serbische Schü-
ler an diese Schulform (23,7 %). Dieser Anteil fällt annähernd doppelt so hoch aus wie 
im Bundesdurchschnitt und beträgt sogar das 2,9-Fache des entsprechenden Anteils 
in NRW.
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die Bildungsbeteiligung von serbischen Schü-
lern in den Ländern sehr unterschiedlich ausfällt. Dies zeigt sich insbesondere für die 
Schulform Förderschule, die in Niedersachsen von etwa 43 % der serbischen Schüler 
besucht wird, in Hessen jedoch nur von 7 %. Für Hessen fällt zudem auf, dass hier 
doppelt so viele serbische Schüler das Gymnasium im Vergleich zum Bundesdurch-
schnitt besuchen.
Die Berechnung von RRIs ergibt in Abbildung 2-11, dass serbische Schüler in 
Deutschland 3,61-mal so häufi g wie deutsche Schüler eine Förderschule besuchen. 
Obwohl bereits dieser Wert auf erhebliche Disparitäten im Förderschulbesuch auf 
Bundesebene hinweist, zeigen sich auf Landesebene noch extremere Indexwerte für 
fünf Länder. In Baden-Württemberg beträgt der Förderschulbesuchsanteil für serbi-
sche Schüler gegenüber deutschen Schülern gut das Vierfache, in NRW und Bremen 
mit Indexwerten von 4,92 bzw. 5,36 etwa das Fünff ache, während serbische Schüler in 
Rheinland-Pfalz bereits mehr als siebenmal so häufi g eine Förderschule besuchen wie 
deutsche Schüler (RRI = 7,11). Der mit Abstand höchste Indexwert ist für Niedersach-
sen zu konstatieren, hier besuchen 42,9 % der 1.063 serbischen Schüler an Schulen mit 
Sekundarstufen I-Angebot eine Förderschule, was in etwa dem achtfachen Anteil (RRI 
= 7,94) von deutschen Schülern entspricht, von denen 5,4 % an eine Förderschule ge-
hen. Demgegenüber zeigen sich in einzelnen Bundesländern deutlich geringere RRIs, 
auch wenn diese – wie im Falle von Berlin und Bayern – immer noch auf einen etwa 
doppelt so hohen Förderschulbesuchsanteil von serbischen gegenüber deutschen Schü-
lern hinweisen (RRIs von 1,98 bzw. 2,26). Nur für Hessen lässt sich ein RRI konstatie-
ren, der – mit einem Indexwert von 1,35 – eine vergleichsweise geringe Überrepräsen-
tation von serbischen Schülern an Förderschulen belegt (was sich bei einem Vergleich 
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der Förderschulbesuchsanteile von 7,0 % für serbische und 5,2 % für deutsche Schüler 
bestätigt).
Abbildung 2-11:  RRIs serbische vs. deutsche Schüler
Auf Bundesebene sind serbische Schüler auch an Hauptschulen erheblich – d. h. um 
das 2,93-Fache gegenüber deutschen Schülern – überrepräsentiert. Für die Länder 
Niedersachsen, Bayern, NRW und Baden-Württemberg zeigen sich RRIs, die mit In-
dexwerten zwi schen 1,98 und 2,86 geringer als für Deutschland insgesamt ausfallen. 
Hierbei ist jedoch zu beachten, dass es sich im Falle von Bayern und Baden-Württem-
berg (mit RRIs von 2,48 bzw. 2,86) um die beiden Länder mit den höchsten Haupt-
schulbesuchsanteilen unter deutschen Schülern mit 24,3 bzw. 17,2 % handelt und sich 
für serbische Schüler – trotz unterdurchschnittlicher RRIs – die im Landesvergleich 
höchsten Hauptschulbesuchsanteile zeigen. Deutlich höhere Indexwerte sind für Bre-
men und Hessen mit RRIs von jeweils 3,18 erkennbar. Für Rheinland-Pfalz ergibt sich 
ein RRI von 3,84 (und Hauptschulbesuchsanteilen von 39,7 % für serbische und 10,3 % 
für deutsche Schüler). Berlin weist den höchsten RRI von 4,44 auf. Hier besuchen 
20,4 % der serbischen gegenüber 4,6 % der deutschen Schüler eine Hauptschule.
An sonstigen weiterführenden Schulen sind serbische Schüler mit einem RRI von 
0,72 auf Bundesebene unterrepräsentiert. Auf Länderebene zeigt sich ein uneinheitli-
ches Bild. Für Berlin, Bremen und Hessen – mit RRIs zwischen 1,15 und 1,28 – sind 
leichte Überrepräsentationen festzustellen. An den sonstigen weiterführenden Schulen 
in NRW, Bayern, Niedersachsen, Baden-Württemberg  und Rheinland-Pfalz sind ser-
bische Schüler mit RRIs zwischen 0,63 und 0,27 deutlich unterrepräsentiert.
Eindeutig fallen die RRIs hinsichtlich des Besuchs von Gymnasien aus. Serbische 
Schüler sind sowohl auf Bundesebene (RRI = 0,28), als auch auf Ebene der einzelnen 
Länder deutlich unterrepräsentiert. Für sechs der acht Länder nehmen die RRIs Werte 































diesem Land immerhin 23,7 % der serbischen Schüler ein Gymnasium besuchen (der 
Gymnasialbesuchsanteil in den weiteren Bundesländern beträgt maximal 14,2 %). Die 
größten Disparitäten zeigen sich in NRW, hier gehen lediglich 8,2 % der serbischen ge-
genüber 42,2 % der deutschen Schüler an ein Gymnasium, was zu einem RRI von 0,19 
führt.
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass serbische Schüler ausnahmslos sowohl auf Bun-
des- als auch auf Landesebene an Förderschulen und Hauptschulen erheblich überre-
präsentiert und zugleich an Gymnasien sehr deutlich unterrepräsentiert sind. Jedoch 
besteht eine extreme Varianz in der Höhe der RRIs zwischen den verschiedenen Län-
dern, so dass serbische Schüler z. B. in Hessen 1,34-mal und in Niedersachsen 7,94-
mal so häufi g eine Förderschule besuchen wie deutsche Schüler.
2.2.5 Griechische Schüler
Im Jahr 1960 wurde mit Griechenland eine Anwerbevereinbarung abgeschlossen, die 
dazu führte, dass zuerst griechische Arbeitsmigranten und anschließend auch ihre Fa-
milien nach Deutschland zogen (vgl. Oltmer 2010: 52ff .). Ab dem Jahr 1967 begann 
auch eine Emigration aufgrund des Militärputsches, die bis zum Ende des Jahres 1974 
bzw. bis zum „Zusammenbruch der Diktatur in Griechenland“ anhielt (vgl. Panayo-
tidis 2001: 88). Nach dem Ende der Militärdiktatur und mit dem Eintritt von Grie-
chenland in die heutige EU im Jahr 1981 kam es erst ab Ende der 1980er Jahre zu ei-
nem erneuten Anstieg von griechischen Zuwanderern nach Deutschland (vgl. ebd.: 
88ff .). Zwar verfügen griechische Zuwanderer über insgesamt niedrigere Qualifi kati-
onen und Bildungsniveaus im Vergleich zur deutschen Bevölkerung, allerdings exis-
tieren verschiedene Hinweise darauf, dass diese innerhalb der Gruppe von Zuwan-
derern mit einer Staatsangehörigkeit der ehemaligen Anwerbestaaten höhere – bzw. 
weniger prekäre – Einkommen erzielen und im Vergleich ein besseres Bildungsniveau 
aufweisen (vgl. ebd.; z. B. auch Alba/Handl/Müller 1994; Büchel/Wagner 1996: 89f.; 
Boos-Nünning 2005: 165; Kristen/Granato 2004; Diefenbach 2007: 55f.; Riphahn/Serf-
ling 2004: 238; Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 146ff .). Insgesamt han-
delt es sich bei griechischen Migranten um eine „positiv selegierte Bevölkerungsgrup-
pe“ (Nauck/Diefenbach/Petri 1998: 702). Als weitere Besonderheit ist hervorzuheben, 
dass in Deutschland „griechische Gemeinden […] eine große Zahl eigener Kindergär-
ten und Schulen bis hin zum Abitur“ organisieren (Th ränhardt/Weiss 2012: 123). Im 
Jahr 2010 lebten insgesamt 276.685 griechische Staatsangehörige in Deutschland. Die 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer fällt für sie mit 27,2 Jahren relativ hoch aus, 45 % 
von ihnen leben mehr als 30 Jahre in Deutschland (Statistisches Bundesamt 2011c, ei-
gene Berechnungen).
Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung zeigt sich in Abbildung 2-12, dass griechische 
Schüler häufi ger Förderschulen besuchen als deutsche Schüler. Auf Bundesebene be-
trägt der Förderschulbesuchsanteil 9,3 %. Für die Länder ist ein relativ einheitliches 
Besuchsniveau festzustellen, da der Besuchsanteil nur zwischen 8,8 und 11,2 % vari-
iert. Hervorhebenswert sind die überdurchschnittlich hohen Anteile in Bayern und 
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in Niedersachsen, hier besuchen griechische Schüler zu 10,8 bzw. 11,2 % eine Förder-
schule.
 Abbildung 2-12:  Bildungsbeteiligung griechischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-

































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
Es fallen sowohl die Anteilswerte als auch die Abweichungen hinsichtlich des Haupt-
schulbesuchs auf: Dieser variiert mit Landesanteilen zwischen 11,0 und 67,7 % enorm, 
auch weichen die Besuchsanteile für die dargestellten Länder deutlich von dem Bun-
desdurchschnitt von 34,6 % ab. Während der Anteilswert für Baden-Württemberg um 
4,3 Prozentpunkte (PP) höher als im Bundesdurchschnitt ausfällt, sind für NRW und 
Niedersachsen um -10 bzw. -11,9 PP geringere Hauptschulbesuchsanteile als im Bun-
desdurchschnitt zu erkennen. Den kleinsten Hauptschulbesuchsanteil von insgesamt 
nur 11,0 % weist das Land Hessen unter griechischen Schülern auf. Für Bayern ergibt 
sich die deutlichste Abweichung, mit 67,7 % besuchen hier griechische Schüler beina-
he doppelt so häufi g Hauptschulen wie im Bundesdurchschnitt.
Entsprechende Unterschiede zeigen sich auch bei einer gemeinsamen Betrachtung 
der Besuchsanteile von Förder- und Hauptschulen: während gut jeder fünft e griechi-
sche Schüler in Hessen maximal die Schulform Hauptschule besucht, ist es in NRW 
und Niedersachsen bereits etwa jeder dritte, in Baden-Württemberg etwa jeder zweite 
Schüler und in Bayern sind es drei von vier griechischen Schülern (78,6 %), die entwe-
der an eine Förder- oder an eine Hauptschule gehen.
Der Besuch von sonstigen weiterführenden Schulformen weicht nur für drei Län-
der erheblich vom Bundesdurchschnitt (33,2 %) ab. Deutlich höhere Besuchsantei-
le zeigen sich für NRW und für Hessen mit 41,6 und 46,6 %. Nur in Bayern besu-
chen griechische Schüler zu 10,6 % – und somit erheblich seltener – eine sonstige 
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weiterführende Schulform. Insgesamt variieren die Besuchsanteile von sonstigen wei-
terführenden Schulen in den Ländern zwischen 10,6 und 46,6 %.
Für griechische Schüler in Baden-Württemberg und NRW weichen die Besuchs-
anteile von Gymnasien nicht wesentlich vom Bundesdurchschnitt (22,8 %) ab. Für 
zwei Länder zeigen sich deutlich höhere Anteilswerte – diese betragen in Niedersach-
sen 28,9 % und in Hessen sogar 32,6 %. Nur in Bayern besuchen griechische Schüler 
mit einem Besuchsanteil von 10,8 % noch nicht einmal halb so häufi g wie im Bundes-
durchschnitt ein Gymnasium.
Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung von griechischen Schülern fallen insbesonde-
re die beiden Länder Hessen und Bayern auf. Für Hessen sind deutlich höhere Besu-
che von sonstigen weiterführenden Schulformen und Gymnasien erkennbar: z. B. be-
sucht jeder dritte griechische Schüler in Hessen das Gymnasium. Für Bayern weisen 
die Abweichungen in die gegenteilige Richtung. Die sonstigen weiterführenden Schul-
formen werden um ein Drittel seltener und Gymnasien nur etwa halb so häufi g be-
sucht wie auf Bundesebene. Dies ist auch deshalb erstaunlich, weil etwa jeder fünft e 
griechische Schüler (19,5 %) in Deutschland eine bayerische Schule besucht. Werden 
die beiden Länder direkt miteinander verglichen, ergibt sich für griechische Schüler in 
Bayern (gegenüber den griechischen Schülern in Hessen) ein 6,2-mal so großes Risi-
ko eine Hauptschule zu besuchen, während griechische Schüler in Hessen 4,4-mal so 
häufi g eine sonstige weiterführende Schulform und 3,0-mal so häufi g ein Gymnasium 
besuchen im Vergleich zu griechischen Schülern in Bayern. 
Die Berechnung von RRIs in Abbildung 2-13 ergibt, dass griechische Schüler auf Bun-
desebene 1,5-mal so häufi g Förderschulen besuchen wie deutsche Schüler (9,3 vs. 
6,2 %). Auf Landesebene entsprechen die RRIs in NRW und Baden-Württemberg in 
etwa dem Bundesdurchschnitt. Erhöhte RRIs von 1,81 bzw. 1,90 zeigen sich für Bay-
ern und Hessen. In Niedersachsen fällt das Förderschulbesuchsrisiko von griechischen 
Schülern sogar mehr als doppelt so hoch aus wie für deutsche Schüler (RRI = 2,07).
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Abbildung 2-13:  RRIs griechische vs. deutsche Schüler
Mit einem RRI von 2,64 für Deutschland insgesamt sind griechische Schüler an 
Hauptschulen noch deutlicher als an Förderschulen überrepräsentiert. Auf Landesebe-
ne weist Bayern den höchsten Indexwert von 2,79 auf, während der RRI von Baden-
Württemberg (2,27) leicht und die RRIs von Hessen, NRW und Niedersachsen mit 
Werten zwischen 1,82 und 1,56 deutlich unter dem Indexwert für Deutschland insge-
samt liegen.
Leicht unterrepräsentiert sind griechische Schüler an sonstigen weiterführenden 
Schulen in Deutschland (RRI = 0,88). In den drei Ländern Baden-Württemberg, Nie-
dersachsen, NRW und Hessen sind die RRIs als relativ ausgeglichen anzusehen. Diese 
bewegen sich im Bereich zwischen 0,90 und 1,18 und weichen auch nicht allzu stark 
vom Indexwert auf Bundesebene ab. Hingegen sind griechische Schüler an sonstigen 
weiterführenden Schulen in Bayern deutlich unterrepräsentiert, was sich in einem RRI 
von 0,36 zeigt.
Ein Gymnasium wird von griechischen Schülern mit 22,8 % nur etwa halb so häu-
fi g besucht wie von deutschen Schülern (RRI = 0,53). Auf Landesebene entsprechen 
die RRIs für Baden-Württemberg und NRW in etwa dem Bundesdurchschnitt, wäh-
rend die Unterschiede im Besuch von Gymnasien zwischen griechischen und deut-
schen Schülern in Hessen und Niedersachsen mit einem RRI von jeweils 0,66 etwas 
geringer ausfallen. Die deutlichsten Disparitäten zeigen sich für Bayern, hier besucht 
weniger als jeder neunte griechische Schüler ein Gymnasium (10,8 %) – im Vergleich 
zu 40,6 % der deutschen Schüler, was zu einem RRI von 0,27 führt.
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass griechische Schüler an Förderschulen und an 
Hauptschulen sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene deutlich überrepräsen-
tiert sowie an Gymnasien deutlich unterrepräsentiert sind, während sie sonstige wei-
terführende Schulformen in etwa gleich häufi g wie deutsche Schüler besuchen. Er-
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die folgenden Besonderheiten für griechische Schüler festzustellen: In Niedersachsen 
sind sie an Förderschulen, in Bayern sind sie an Hauptschulen noch erheblich stärker 
als im Bundesdurchschnitt und im Vergleich zu den meisten Ländern überrepräsen-
tiert. Ergänzend zeigt sich, dass griechische Schüler in Bayern sowohl an den sonsti-
gen weiterführenden Schulen als auch an den Gymnasien mit Abstand am deutlichs-
ten unterrepräsentiert sind.
2.2.6 Polnische Schüler
Als Ursachen für die Zuwanderung von polnischen Staatsangehörigen werden „die 
politische und wirtschaft liche Situation sowohl in Polen als auch in Deutschland“ 
genannt (Boldt 2012: 29f.).75 Bis 1980 waren die Grenzen weitestgehend geschlos-
sen, daher kam es nur – in quantitativ relativ geringem Umfang – zu Fluchtmigrati-
on insbesondere in die BRD aufgrund von politischer Repression bzw. aufgrund der 
Diskriminierung von ethnischen Minderheiten in Polen (vgl. ebd.). In der ehemali-
gen DDR wurden im Rahmen des Warschauer Pakts Polen als Arbeitsmigranten bzw. 
Vertragsarbeiter eingesetzt, im Jahr 1989 waren dies immerhin 52.000 Personen (vgl. 
Geißler 2002: 305; Herbert 2003: 273ff .; Alt 2005: 86). Die Fluchtmigration in den 
Westen verschärft e sich in den 1980er Jahren aufgrund der wirtschaft lichen Lage, ins-
besondere aber aufgrund „der Verhängung des Kriegsrechtes in Polen 1981“ (Münz/
Seifert/Ulrich 1999: 54; vgl. hierzu auch Herbert 2003: 273ff .; Alt 2005: 86). Mit dem 
Ende des Kriegsrechtes im Jahr 1983 gingen erleichterte Ausreisebedingungen aus Po-
len einher (vgl. Boldt 2012: 33f.). Dies führte in Kombination mit einer guten Wirt-
schaft slage seit den 1980er Jahren in Deutschland zu einem Anstieg von (Arbeits-)Mi-
granten aus Polen (vgl. ebd.; Münz/Seifert/Ulrich 1999: 51). Th ränhardt weist trotz der 
relativ jungen Zuwanderungsgeschichte auf „intensive Integrationsprozesse“ (Th rän-
hardt 1999: 45) von Polen in Deutschland hin – und dies sogar trotz der Nähe zum 
Herkunft sland sowie bestehender grenzüberschreitender Netzwerke (vgl. ebd.: 45f.). In 
jüngerer Zeit wird die Zuwanderung von Polen aufgrund des Schengener Abkommens 
und der EU-Osterweiterung im Jahr 2004 erleichtert (vgl. Boldt 2012: 35).
Trotz einer im Zeitverlauf leicht negativen Entwicklung (vgl. Heß-Meining 2004: 
138f.) weisen polnische Zuwanderer höhere Schulabschlüsse, Bildungs- sowie Quali-
fi kationsniveaus auf als die Gruppe der Nichtdeutschen insgesamt oder im Vergleich 
zu Migranten mit einer Staatsangehörigkeit der ehemaligen Anwerbestaaten (vgl. Heß-
Meining 2004: 138f.; Söhn 2011a: 219f.). Ende 2010 lebten 419.435 Personen mit pol-
nischer Staatsangehörigkeit in Deutschland, ihre durchschnittliche Aufenthaltsdauer 
beträgt lediglich 10,0 Jahre. Weniger als 2 % leben seit mehr als 30 Jahren in Deutsch-
land, nur 3,9 % der in Deutschland lebenden Bevölkerung mit polnischem Pass wurde 
in Deutschland geboren (Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen). 
75 Dargestellt wird die Zuwanderungshistorie der Bevölkerung mit polnischer Staatsangehörigkeit. 
Diese kann von der Geschichte der Zuwanderung aus Polen abweichen. Nicht eingegangen wird 
z. B. auf die Zuwanderungsgeschichte von polnischen Spätaussiedlern, da diese nach Ankunft  in 
Deutschland unmittelbar die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten (und werden in den amtlichen 
(Schul-)Statistiken entsprechend als deutsche Staatsangehörige erfasst).
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Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung von polnischen Schülern zeigt sich in Abbil-
dung 2-14, dass diese in Deutschland zu 5,1 % die Förderschule besuchen. Auf Lan-
desebene reicht die Spannweite des Förderschulbesuchsanteils von 1,2 % in Branden-
burg bis zu 9,4 % in Hamburg. Die landesspezifi schen Unterschiede zeigen sich auch 
darin, dass sich nur für Bayern ein Anteil fi nden lässt, der in etwa das Niveau des 
Bundesdurchschnitts aufweist. Alle anderen Länder weichen deutlich hiervon ab: Ne-
ben Brandenburg weisen auch die Länder Berlin und Rheinland-Pfalz mit 4,1 bzw. 
3,5 % geringere Anteile auf, während insbesondere für polnische Schüler in Hamburg 
deutlich erhöhte Förderschulbesuchsanteile festzustellen sind.
Besonders auff ällig ist, dass – der Statistik des Statistischen Bundesamtes zufolge 
– kein einziger der polnischen Schüler in Baden-Württemberg eine Förderschule be-
sucht. Als weitere Staatsangehörigkeiten, für die die Bundesstatistik keine Förderschü-
ler ausweist sind vietnamesische, ukrainische, russische, US-amerikanische, bosnisch-
herzegowinische, rumänische, mazedonische, albanische und libanesische Schüler zu 
nennen. Erst durch eine Anfrage an das Statistische Landesamt Baden-Württemberg 
wurde transparent: In Baden-Württemberg wird nur für Förderschulen ein Fragebo-
gen verwendet, der die Erhebung lediglich einer begrenzten Zahl vorgegebener Staats-
angehörigkeiten zulässt76. Schüler mit einer Staatsangehörigkeit, die nicht den Vorga-
ben des Fragebogens entsprechen, werden nicht erhoben und dementsprechend in der 
Statistik auch nicht ausgewiesen. In Folge dessen kann die Bildungsbeteiligung der an 
Förderschulen unberücksichtigten Staatsangehörigkeiten für Baden-Württemberg nur 
verzerrt dargestellt werden, was sich in einer Überschätzung des Anteils des Besuchs 
von Haupt-, sonstigen weiterführenden Schulen und Gymnasien sowie der Höhe der 
nachfolgend berechneten RRIs niederschlägt. In deutlich reduziertem Umfang spie-
gelt sich diese Unzulänglichkeit auch in den Ergebnissen der nichterhobenen Staatsan-
gehörigkeiten auf Bundesebene sowie für die zusammengefassten westdeutschen Bun-
desländer wider (vgl. Abbildung 2-1 bis Abbildung 2-3).
76 In dem „Schulbogen 2 für Sonderschulen – Stand: 20. Oktober 2010“ wird auf Seite eins nach „Aus-
ländischen Schülern in Klassen insgesamt“ gefragt, in der die Anzahl der Schüler für die folgenden, 
vorgegebenen Staatsangehörigkeiten einzutragen sind: „Griechen“, „Italiener“, „Serben“, „Kroaten“, 
„Portugiesen“, „Kosovaren“, „Spanier“, „Türken“ und „sonstige Ausländer“. Sofern sonstige nicht-
deutsche Schüler vermerkt werden, sind diese in einem weiteren Formular („Schulbogen 5 für Son-
derschulen – Stand 20. Oktober 2010“) auszudiff erenzieren: Unter „Sonstige[n] Ausländer[n] nach 
ausgewählter Staatsangehörigkeit“ werden „Belgien“, „Dänemark“, „Finnland“, „Frankreich“, „Groß-
britannien“, „Irland“, „Albanien“, „Niederlande“, „Österreich“, „Schweden“ und „Übrige“ abgefragt. 
Nach Auskunft  von Frau Schwarz-Jung (Statistisches Landesamt Baden-Württemberg) in einer Mail 
vom 6.9.2011 werden die Schulbögen ab dem Schuljahr 2011/12 abgeändert, so dass ab diesem 
Schuljahr auch an Förderschulen alle Staatsangehörigkeiten von Schülern erfasst werden.
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Abbildung 2-14:  Bildungsbeteiligung polnischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-




















































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
0
n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
In Ländern, in denen die Hauptschule als eigenständige Schulform angeboten wird, 
variiert der Besuchsanteil für polnische Schüler um das bis zu 3,9-Fache, da dieser 
12,6 % in Berlin und 49,1 % in Baden-Württemberg beträgt. In Baden-Württemberg 
fällt der Hauptschulbesuchsanteil im Vergleich zum Bundesdurchschnitt von 27,7 % 
etwa 1,8-mal so hoch aus, während der Anteil für Berlin weniger als die Hälft e des 
Durchschnitts beträgt. Deutliche Abweichungen vom Bundesmittel zeigen sich in 
Form von höheren Besuchsanteilen auch für NRW und Bayern mit Anteilen von 33,6 
bzw. 43,6 %, während sich erheblich geringere Besuchsanteile – neben dem genannten 
Anteil für Berlin auch – für polnische Schüler in Hessen und Hamburg von 18,9 und 
17,5 % ergeben.
Auch die Betrachtung der kombinierten Schulformbesuchsanteile der Förder- oder 
Hauptschule zeigt erhebliche Unterschiede auf. In Brandenburg beträgt dieser nur 
1,2 %, da in dem Land die Hauptschule nicht als eigenständige Schulform existiert. 
Das Minimum unter den Ländern mit der Schulform Hauptschule ergibt sich für Hes-
sen. Hier besucht etwa jeder vierte polnische Schüler maximal die Hauptschule, wäh-
rend dieser Anteil in Baden-Württemberg und Bayern mit jeweils etwa 49 % beinahe 
doppelt so hoch ausfällt.
In Brandenburg besuchen zwei Drittel der polnischen Schüler eine sonstige wei-
terführende Schulform. Dies entspricht dem 3,3-Fachen im Vergleich zum geringsten 
Länderanteil von 20,4 % für das Land Bayern. Erhöhte Besuchsanteile im Vergleich 
zum Bundesdurchschnitt von 38,5 % zeigen sich auch für polnische Schüler in Hessen 
und Berlin, wo mehr als jeder zweite polnische Schüler eine solche Schulform besucht. 
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Deutlich niedrigere Anteile sind – neben Bayern – für polnische Schüler in Hamburg 
und Baden-Württemberg mit 34,1 sowie 24,9 % zu konstatieren.
Für polnische Schüler variiert der Gymnasialbesuchsanteil zwischen den Ländern 
um das bis zu 1,6-Fache, da die Extremwerte für Hamburg 39,0 % und für Hessen 
24,4 % betragen. Trotzdem ist der Anteil in den Ländern als insgesamt relativ kons-
tant anzusehen, da sich in fünf von neun dargestellten Ländern nur geringe Abwei-
chungen vom Anteilswert für Deutschland insgesamt mit 28,7 % ergeben. Neben Hes-
sen sind deutliche geringere Anteilswerte im Vergleich zum Bundesdurchschnitt nur 
noch für NRW mit 24,8 % zu verzeichnen. Neben Hamburg, das den höchsten Gym-
nasialbesuchsanteil aufweist, besuchen auch polnische Schüler in Brandenburg deut-
lich häufi ger als im Bundesdurchschnitt ein Gymnasium – in Brandenburg beträgt der 
Besuchsanteil 32,2 %.
Für polnische Schüler zeigen sich alles in allem nur in einzelnen Ländern spezifi -
sche Muster der Bildungsbeteiligung. Dies gilt z. B. für Baden-Württemberg, das den 
insgesamt höchsten Hauptschulbesuchsanteil aufweist (u. a. auch deshalb, weil in dem 
Land der Förderschulbesuch von polnischen Schülern nicht erhoben wird). Dies trifft   
aber auch für Bayern zu, hier besucht etwa jeder zweite polnische Schüler maximal 
die Schulform Hauptschule. In Brandenburg hingegen ist nur ein minimaler Förder-
schulbesuch bei den zugleich höchsten Besuchsanteilen von sonstigen weiterführen-
den Schulformen und leicht erhöhten Anteilen im Gymnasialbesuch zu konstatieren. 
Weiter ergibt sich für Hamburg der mit Abstand höchste Gymnasialbesuch, so dass ca. 
zwei von fünf polnischen Schülern diese Schulform besuchen.
Ob die landesspezifi schen Unterschiede auch im Vergleich zu deutschen Schülern – 
d. h. bei einer Berechnung von Relativen Risiko-Indizes – fortbestehen, veranschau-
licht Abbildung 2-15.
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n.v. = nicht vorhanden (nicht erhoben in Baden-Württemberg; nicht vorhandene Schulform in Brandenburg)
Insgesamt sind polnische Schüler im Vergleich zu deutschen Schülern an Förderschu-
len leicht unterrepräsentiert (RRI = 0,8 2). Auf Ebene der Länder zeigen sich deutliche 
Unterschiede, es gibt Länder mit ausgeglichenen RRIs mit Indexwerten zwischen 0,89 
bis 1,05 (Bayern, NRW und Niedersachsen), aber auch solche mit deutlichen Unter-
schieden im Förderschulbesuch zwischen polnischen und deutschen Schülern. Deut-
lich unterrepräsentiert sind polnische Schüler an Förderschulen in Rheinland-Pfalz 
(RRI = 0,71), Berlin (0,69) und Brandenburg (0,16). Überrepräsentiert sind polnische 
Schüler nur an Förderschulen in Hessen und Hamburg mit RRIs von 1,29 bzw. 1,86.
An Hauptschulen sind polnische Schüler gegenüber deutschen Schülern auf Bun-
desebene erheblich, d. h. um das 2,12-Fache überrepräsentiert (die Besuchsanteile be-
tragen 27,7 vs. 13,1 %). Leicht unterdurchschnittlich fallen die RRIs in Niedersachsen 
und Bayern mit Werten von 1,88 bzw. 1,80 aus. Für die Mehrzahl der Länder zeigen 
sich jedoch höhere Indexwerte, so besuchen polnische Schüler in NRW und Ham-
burg etwa zweieinhalbmal so häufi g wie deutsche Schüler eine Hauptschule, während 
sich für sie ein annähernd dreimal so hoher Besuchsanteil in Berlin, Rheinland-Pfalz 
und Baden-Württemberg mit Indexwerten zwischen 2,74 und 2,85 ergibt. In Baden-
Württemberg sind es 49,1 % der polnischen gegenüber 17,2 % der deutschen Schüler, 
die eine Hauptschule besuchen. Nur für Hessen lässt sich ein RRI konstatieren, der 
um mehr als das Dreifache erhöht ist (RRI = 3,13), wobei sich die Anteilswerte für 
den Hauptschulbesuch auf einem insgesamt geringeren Niveau bewegen, da 18,9 % der 
polnischen im Vergleich zu 6,0 % der deutschen Schüler an diese Schulform gehen.
Relativ ausgeglichen werden von polnischen und deutschen Schülern sonstige wei-
terführende Schulformen besucht, für Deutschland insgesamt beträgt der RRI 1,02. 
Auch für die meisten Länder sind relativ ausgeglichene Indexwerte zu konstatieren. 
Hervorhebenswert sind die Abweichungen von vier Ländern: In Baden-Württemberg 
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und Bayern sind polnische Schüler an sonstigen weiterführenden Schulen mit RRIs 
von 0,74 bzw. 0,70 deutlich unterrepräsentiert, demgegenüber besuchen sie diese 
Schulen in Brandenburg und Hessen 1,25- bzw. 1,28-mal so häufi g wie ihre deutschen 
Mitschüler.
Ein RRI von 0,67 auf Bundesebene zeigt an, dass polnische Schüler an Gymna-
sien im Vergleich zu deutschen Schülern deutlich unterrepräsentiert sind. Auch auf 
Landesebene sind Unterrepräsentationen erkennbar, allerdings variieren die Indexwer-
te zwischen einem RRI von 0,49 und 0,82. Besonders deutliche Unterrepräsentationen 
zeigen sich für polnische Schüler in Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württem-
berg und NRW mit RRIs zwischen 0,64 und 0,59. Die mit Abstand deutlichste Un-
terrepräsentation ist mit einem RRI von 0,49 für Hessen festzustellen, hier besuchen 
24,4 % der polnischen gegenüber 49,4 % der deutschen Schüler ein Gymnasium.
Insgesamt lässt sich festhalten, dass polnische Schüler auf Bundesebene an Förder-
schulen leicht unterrepräsentiert und an Hauptschulen deutlich überrepräsentiert sind. 
Im Vergleich zu deutschen Schülern besuchen sie sonstige weiterführende Schulen in 
etwa gleich häufi g und Gymnasien deutlich seltener. Auf Landesebene zeigt sich ein 
uneinheitliches Bild: An Förderschulen und sonstigen weiterführenden Schulen sind 
polnische Schüler in unterschiedlichem Umfang sowohl über- als auch unterrepräsen-
tiert. An Hauptschulen sind polnische Schüler in unterschiedlichem Ausmaß gegen-
über deutschen Schülern (deutlich) überrepräsentiert, an Gymnasien unter landesspe-
zifi schen Variationen (deutlich) unterrepräsentiert.
2.2.7 Russische Schüler
Bei Zuwanderern mit russischer Staatsangehörigkeit handelt „es sich vorwiegend um 
jüdische Kontingentfl üchtlinge“ (Söhn 2011a: 220).77 Diese sind nach dem Zusam-
menbruch der ehemaligen UdSSR ab 1991 nach Deutschland zugewandert und wei-
sen sehr hohe Bildungs- und Qualifi kationsniveaus auf (vgl. ebd.: 219f.; Weiss 2006: 
185f.; Haug 2007: 13, 25). Zudem haben sie eine „hohe Bildungsaspiration für ihre 
Kinder“ (Weiss 2006: 186). So verwundert es nicht, dass Luft  (2008: 591) „bei die-
ser Zuwanderungsgruppe keine gravierenden Integrationsdefi zite“ konstatiert. Im Jahr 
2010 leben 191.270 Personen mit einer Staatsangehörigkeit der Russischen Föderation 
in Deutschland. Ihre Aufenthaltsdauer beträgt durchschnittlich nur 8,7 Jahre (Statisti-
sches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
Die Bildungsbeteiligung von Schülern mit russischer Staatsangehörigkeit ist in Ab-
bildung 2-16 dargestellt. Besonders hervorzuheben ist der hohe Anteil des Gymnasial-
besuchs von 40,6 % für russische Schüler auf Bundesebene. Der Besuchsanteil weicht 
77 Dargestellt wird die Geschichte der Zuwanderung von Personen mit russischer Staatsangehörigkeit. 
Diese kann von der Zuwanderungsgeschichte von Menschen aus der ehemaligen UdSSR abweichen. 
Z. B. wird nicht auf die Zuwanderungshistorie von Spätaussiedlern aus der ehemaligen Sowjetunion 
eingegangen (diese erhalten unmittelbar nach ihrer Ankunft  in Deutschland die deutsche Staatsan-
gehörigkeit und werden in der herkömmlichen (Schul-)Statistik somit als deutsche Staatsangehörige 
erfasst). Im Gegensatz hierzu ist für russische Staatsangehörige im Allgemeinen und für jüdische 
Kontingentfl üchtlinge im Besonderen keine erleichterte Einbürgerung vorgesehen (vgl. hierzu z. B. 
Söhn 2011a).
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in den meisten Ländern nur wenig vom Bundesdurchschnitt ab. Für zwei Länder sind 
die Gymnasialbesuchsanteile hervorzuheben: Niedersachsen weist mit einem Besuchs-
anteil von 32,6 % das Minimum, Hamburg mit einem Anteil von insgesamt 52,6 % mit 
Abstand das Maximum auf.
A bbildung 2-16:  Bildungsbeteiligung russischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-
















































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
Russische Schüler besuchen auf Bundesebene lediglich zu 5,1 % eine Förderschule. 
Dieser Anteil variiert in den Ländern zwischen 3,0 % (Berlin) und 9,2 % (Niedersach-
sen). Leichte Abweichungen vom Bundesdurchschnitt sind für Hamburg und Rhein-
land-Pfalz mit Anteilen von 6,6 und 3,8 % festzustellen. 
Etwa jeder fünft e russische Schüler (21,2 %) besucht in Deutschland eine Haupt-
schule. Jedoch variiert dieser Anteil um das bis zu 3,3-Fache zwischen den Ländern, 
was sich an den Hauptschulbesuchsanteilen von 10,9 % für Hamburg und von 36,3 % 
für Baden-Württemberg ablesen lässt. In drei Ländern fällt der Hauptschulbesuch mit 
Anteilen von unter 12 % beinahe nur halb so hoch aus wie für Deutschland insgesamt: 
hierbei handelt es sich um Hessen, Berlin und Hamburg. Demgegenüber zeigen sich 
für Niedersachsen, Bayern und Baden-Württemberg deutlich erhöhte Anteilswerte, die 
zwischen 28,3 und 36,3 % betragen.
Wird der Besuch einer Förder- oder Hauptschule zusammen betrachtet, dann er-
gibt sich ein Anteil von 25,3 % auf Bundesebene und für die Länder ein Minimum von 
14,3 % in Berlin bzw. ein Maximum von 37,5 % in Bayern. Zwei Ländergruppen bilden 
sich ab: Besonders niedrige Besuchsanteile von Förder- oder Hauptschulen sind in 
Höhe von 14,3 bis 17,5 % für Berlin, Hessen und Hamburg zu verzeichnen, während 
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die Länder Baden-Württemberg, Niedersachsen und Bayern mit Anteilen zwischen 
36,3 und 37,5 % besonders hohe Abweichungen vom Bundesdurchschnitt aufweisen.
Auf Bundesebene besucht etwa jeder dritte russische Schüler eine sonstige weiter-
führende Schulform. In Baden-Württemberg und Bayern ist es nur etwa jeder Fünft e, 
in Berlin hingegen ist es sogar etwa jeder Zweite. In den weiteren dargestellten Län-
dern beträgt der Anteil zwischen 30 und 39 %.
Wie in Abbildung 2-17 ersichtlich, werden von russischen und deutschen Schülern 
Gymnasien etwa gleich häufi g besucht (RRI = 0,94). Auch auf Landesebene zeigt sich 
für sechs von acht Ländern ein relativ ausgeglichener RRI mit Indexwerten, die zwi-
schen 0,89 (für Hessen) und 1,07 (Bayern) variieren. Russische Schüler sind im Ver-
gleich zu deutschen Schülern nur an niedersächsischen Gymnasien deutlich unterre-
präsentiert (RRI = 0,74).
























n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
Der Förderschulbesuch fällt für russische Schüler auf Bundesebene mit einem RRI von 
0,82 sogar etwas geringer aus als für deutsche Schüler (die Anteilswerte betragen 5,1 
vs. 6,2 %). Für zwei Länder ist ein noch geringerer RRI zu konstatieren: Zum einen für 
Rheinland-Pfalz, hier beträgt der Indexwert 0,76. Zum anderen indiziert ein RRI von 
0,51, dass russische Schüler in Berlin nur etwa halb so häufi g wie deutsche Schüler 
eine Förderschule besuchen. Häufi ger werden Förderschulen von russischen im Ver-
gleich zu deutschen Schülern nur in Hamburg (RRI = 1,31) und Niedersachsen (RRI 
= 1,70) besucht.
Russische Schüler gehen sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene deutlich 
häufi ger auf eine Hauptschule als deutsche Schüler: Insgesamt besuchen russische 
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Schüler 1,62-mal so häufi g eine Hauptschule wie ihre deutschen Mitschüler (21,2 vs. 
13,1 %). Auf Landesebene zeigen die RRIs ausnahmslos Überrepräsentationen an. Je-
doch variieren die Indexwerte deutlich zwischen den einzelnen Ländern. Während 
russische Schüler in Bayern 1,32-mal so häufi g eine Hauptschule besuchen wie deut-
sche Schüler, beträgt der Anteil des Hauptschulbesuchs in Baden-Württemberg bereits 
mehr als das Doppelte (RRI = 2,11). Die deutlichste Überrepräsentation mit einem 
beinahe 2,5-mal so hohen Hauptschulbesuchsanteil lässt sich für russische Schüler in 
Berlin konstatieren.
Auf Bundesebene zeigt ein RRI von 0,88 für den Besuch sonstiger weiterführender 
Schulformen eine leichte Unterrepräsentation russischer Schüler an. Dieser Befund 
setzt sich relativ einheitlich auf Länderebene fort, da die Varianz zwischen den Län-
dern von einer deutlichen Unterrepräsentation in Baden-Württemberg (RRI = 0,63) 
und Bayern (0,65) bis hin zu in etwa ausgeglichenen RRIs für Berlin (0,99) und Hes-
sen (1,00) reicht.
Für russische Schüler bleibt insgesamt festzuhalten, dass sie in Deutschland insge-
samt erheblich seltener als deutsche Schüler Förderschulen besuchen. Mit Ausnahme 
von Hamburg und Niedersachsen trifft   dies auch auf die untersuchten Bundesländer 
zu. Russische Schüler besuchen überproportional häufi g Hauptschulen, sonstige wei-
terführende Schulen werden von ihnen etwa gleich häufi g oder sogar etwas seltener 
als von deutschen Schülern besucht, während sich zwischen russischen und deutschen 
Schülern – von einzelnen Ländern abgesehen – keine grundlegenden Unterschiede im 
Gymnasialbesuch zeigen.
2.2.8 Albanische Schüler 
Eine quantitativ bedeutsame Zuwanderung von Personen mit albanischer Staatsan-
gehörigkeit nach Deutschland fand erst nach dem Zusammenbruch des kommunis-
tischen Regimes in Albanien in den 1990er-Jahren statt (vgl. Geiger 2010: 166ff .). Es 
kam zu mehreren großen Auswanderungswellen, insbesondere aufgrund der desola-
ten sozioökonomischen, politischen und demografi schen Situation in Albanien (vgl. 
ebd.). Zusätzlich verschärft e sich der Auswanderungsdruck durch den Krieg im be-
nachbarten ehemaligen Jugoslawien. Z. B. kam es zu einem „Massenzustrom“ von 
Flüchtlingen (ebd.: 169), der „zu einer erneuten Destabilisierung der Lage in Albani-
en“ führte (ebd.). Hieraus resultierte eine weitere Auswanderungsbewegung aus Alba-
nien (vgl. ebd.). Die relativ junge Zuwanderungsgeschichte spiegelt sich auch in der 
relativ geringen durchschnittlichen Aufenthaltsdauer für albanische Staatsangehörige 
in Deutschland wider. Diese beträgt nur 10,9 Jahre, in den Jahren vor 1990 kam es 
nur zu vereinzelten Zuwanderungen (Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berech-
nungen).
Bezogen auf die Bildungsbeteiligung fällt auf, dass albanische Schüler sehr häufi g 
Förderschulen besuchen (vgl. Abbildung 2-18). Beinahe jeder fünft e albanische Schü-
ler geht in Bayern oder Hessen an eine Förderschule. In Rheinland-Pfalz (genau wie 
im Bundesdurchschnitt) ist es bereits annähernd jeder Vierte, während in NRW und 
in Niedersachsen etwa jeder dritte albanische Schüler eine Förderschule besucht. Der 
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Ländervergleich zeigt, dass albanische Schüler in Niedersachsen beinahe doppelt so 
häufi g Förderschulen besuchen wie in Bayern (35,8 vs. 19,6 %).
Abbildung 2-18:  Bildungsbeteiligung albanischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-





































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
Deutliche Disparitäten bestehen auch in den Hauptschulbesuchsanteilen, die um das 
bis zu 3,4-Fache zwischen den Ländern variieren. Die Extremwerte sind mit 21,0 % für 
Hessen und 71,2 % für Baden-Württemberg zu konstatieren (allerdings wird in diesem 
Land der Hauptschulbesuchsanteil aufgrund der fehlenden Förderschulangaben über-
schätzt). In Bayern besuchen 61,4 % der albanischen Schüler eine Hauptschule. Auch 
dieser Anteil fällt erheblich höher als im Bundesdurchschnitt (41,8 %) aus. 
Wird der Besuch entweder einer Förder- oder Hauptschule zusammen betrachtet, 
so ergibt sich im Bundesdurchschnitt, dass knapp zwei Drittel der albanischen Schüler 
maximal die Hauptschule besuchen. Auf Landesebene ist der kleinste Anteil für Hes-
sen mit 40,5 % zu erkennen. Für die weiteren Länder zeigen sich sehr hohe Niveaus 
im Besuch maximal der Schulform Hauptschule, was sich in Anteilen zwischen 68,2 % 
für Rheinland-Pfalz und 80 % für Bayern widerspiegelt. Es fällt auf, dass höhere Antei-
le im Besuch einer Förderschule tendenziell mit niedrigeren Anteilen im Besuch einer 
Hauptschule einhergehen (vice versa). 
Gut jeder vierte albanische Schüler in Deutschland (27,1 %) besucht eine sonstige 
weiterführende Schulform. In den Ländern weicht der Anteil z. T. erheblich vom Bun-
desdurchschnitt ab. Dies gilt insbesondere für Hessen (46,2 %) und Bayern (11,8 %).
Der insgesamt relativ geringe Gymnasialbesuchsanteil streut für die meisten Län-
der nur um wenige Prozentpunkte um den Anteilswert von 8,2 % für Deutschland ins-
gesamt. Werden jedoch die Anteile zwischen den Ländern zueinander ins Verhältnis 
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gesetzt, so zeigt sich, dass albanische Schüler in Hessen mit einem Besuchsanteil von 
13,4 % etwa 2,3-mal so häufi g ein Gymnasium besuchen wie in NRW (5,8 %). In Bay-
ern und Rheinland-Pfalz bewegt sich der Gymnasialbesuchsanteil zwischen 8,2 und 
10 %. 
Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung bleibt somit festzuhalten, dass albanische 
Schüler sowohl auf Bundesebene, als auch auf Ebene der Länder sehr häufi g Förder- 
und Hauptschulen und nur sehr selten Gymnasien besuchen.
Mehr als jeder fünft e albanische Schüler (22,9 %) besucht in Deutschland eine För-
derschule. Dies entspricht etwa dem 3,7-fachen Besuchsanteil von deutschen Schülern 
(vgl. Abbildung 2-19). 
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n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
Auf Landesebene zeigt sich zwar ein deutlich variierendes Förderschulbesuchsrisiko. 
In j edem Fall besuchen albanische Schüler mindestens dreimal so häufi g Förderschu-
len wie deutsche Schüler. Für Bayern und Hessen sind RRIs von 3,12 und 3,76 festzu-
halten. Noch höhere RRIs zeigen sich für Rheinland-Pfalz, NRW und Niedersachsen. 
In Rheinland-Pfalz besuchen albanische Schüler 4,71-mal so häufi g eine Förderschu-
le wie ihre deutschen Mitschüler (23,3 vs. 4,9 %). Für NRW beträgt der RRI 5,24, da 
knapp ein Drittel der 5.475 albanischen Schüler an Schulformen mit Angebot der Se-
kundarstufe I gegenüber 6,2 % der deutschen Schüler eine Förderschule besucht. Der 
mit Abstand höchste Indexwert ist mit 6,63 für Niedersachsen zu konstatieren, hier 
sind es sogar 35,8 % von 1.091 albanischen Schülern, die gegenüber 5,4 % der deut-
schen Schüler an eine Förderschule gehen. Insbesondere erstaunt, dass sich die Län-
der NRW und Niedersachsen, die knapp die Hälft e (47,4 %) der albanischen Schüler 
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an Schularten mit Sekundarstufen I-Angebot in Deutschland auf sich vereinen, extrem 
hohe Förderschulbesuchsquoten für diese Schüler aufweisen. Die Förderschulbesuchs-
anteile betragen jeweils deutlich über 30 %, zugleich fallen diese Anteile für deutsche 
Schüler mit 6,2 bzw. 5,4 % relativ gering aus.
Auch das Risiko, eine Hauptschule zu besuchen, beträgt für albanische Schüler 
in Deutschland mehr als das Dreifache gegenüber deutschen Schülern (RRI = 3,19). 
In den Ländern sind albanische Schüler um das 2,38-Fache bis zum 4,34-Fachen an 
Hauptschulen überrepräsentiert. Für NRW, Bayern und Niedersachsen lassen sich un-
terdurchschnittliche RRIs konstatieren, der Index nimmt hier Werte zwischen 2,76 
und 2,38 ein. Während der RRI für Hessen mit 3,48 nur leicht gegenüber dem Index-
wert für Deutschland insgesamt erhöht ist, zeigen sich deutlich erhöhte RRIs für zwei 
Länder. In Baden-Württemberg, das einen RRI von 4,14 aufweist, besuchen 71,2 % der 
albanischen gegenüber 17,2 % der deutschen Schüler eine Hauptschule, in Rheinland-
Pfalz – mit einem RRI von 4,34 – sind es 44,9 gegenüber 10,3 %.
An sonstigen weiterführenden Schulen sind albanische Schüler mit einem RRI von 
0,72 unterrepräsentiert. Entgegen der Unterrepräsentation auf Bundesebene sind al-
banische Schüler in Hessen sogar überrepräsentiert (RRI = 1,17). Demgegenüber sind 
für NRW, Niedersachsen, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz deutliche Unter-
repräsentationen mit RRIs zwischen 0,64 und 0,54 zu erkennen, während sich für Bay-
ern sogar ein RRI von 0,40 ergibt.
Relativ einheitlich fallen die RRIs sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebe-
ne hinsichtlich des Besuchs von Gymnasien aus. Für Deutschland insgesamt beträgt 
der RRI 0,19, was auf eine sehr deutliche Unterrepräsentation albanischer Schüler an 
Gymnasien schließen lässt (sie besuchen zu 8,2 % ein Gymnasium, deutsche Schüler 
hingegen zu 43,1 %). In mehreren Ländern beträgt der Besuchsanteil von Gymnasien 
für albanische gegenüber deutschen Schülern weniger als ein Drittel. Hierbei handelt 
es sich um Hessen, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz mit RRIs zwischen 0,27 
und 0,22. In Bayern und Niedersachsen beträgt der Besuchsanteil im Vergleich sogar 
weniger als ein Fünft el, was durch RRIs von 0,20 bzw. 0,18 veranschaulicht wird. Der 
kleinste RRI-Wert von 0,14 indiziert für NRW, dass der Gymnasialbesuchsanteil von 
albanischen Schülern weniger als ein Siebtel des Anteils von deutschen Schülern be-
trägt. Denn in NRW besuchen nur 5,8 % der albanischen gegenüber 42,2 % der deut-
schen Schüler diese Schulform.
Insgesamt erscheint es bemerkenswert, dass albanische Schüler auf Bundesebene 
mehr als 3,5-mal so häufi g eine Förderschule und mehr als dreimal so häufi g eine 
Hauptschule besuchen wie deutsche Schüler. Entsprechend fällt für sie der Besuch 
sonstiger weiterführender Schulformen niedriger aus. Noch deutlicher zeigt sich ihre 
Unterrepräsentation an Gymnasien. Der Besuchsanteil beträgt für albanische Schüler 
nur etwa ein Fünft el gegenüber dem Anteil von deutschen Schülern. Trotz weniger 
Ausnahmen und gewisser Variationen in der Höhe der Landes-RRIs werden die für 
Deutschland insgesamt erzielten Ergebnisse auch auf Ebene der Länder weitestgehend 
bestätigt. Es fällt auf, dass albanische Schüler in NRW und Niedersachsen an Förder-
schulen sehr deutlich über- und an Gymnasien erheblich unterrepräsentiert sind.
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2.2.9 Bosnisch-herzegowinische Schüler
Im Jahr 2010 leben 152.444 Personen mit bosnisch-herzegowinischer Staatsangehörig-
keit in Deutschland (Statistisches Bundesamt 2011c). Bei der überwiegenden Mehrheit 
von ihnen handelt es sich um Personen, die vor dem Bürgerkrieg im ehemaligen Jugo-
slawien und vor massiven Menschenrechtsverletzungen gefl ohen sind (vgl. Münz/Sei-
fert/Ulrich 1999: 54; Geiger 2010: 169; Imamovic 2011). Ihr Rechtsstatus gilt als über-
wiegend unsicher, auch da die Bundesrepublik Deutschland ihre Rückkehr forciert(e), 
was sich entsprechend negativ auf ihre Bleibeperspektive auswirkt (vgl. Geiger 2010: 
170f.; Söhn 2011a: 23, 89f.). Bosnien-Herzegowina „entstand als Staat im November 
1995 durch das Friedensabkommen von Dayton“ (Geiger 2010: 169). In wesentlich 
geringerem Umfang handelt es sich bei der Bevölkerung mit bosnisch-herzegowini-
scher Staatsangehörigkeit um Arbeitsmigranten (des früheren Jugoslawien), denn nur 
etwa jeder Vierte weist eine Aufenthaltsdauer von mehr als 30 Jahren auf (Statistisches 
Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung zeigt sich in Abbildung 2-20, dass bosnisch-
herzegowinische Schüler im Bundesdurchschnitt zu 11,2 % – und somit relativ häufi g 
– eine Förderschule besuchen. Allerdings weichen die Anteile der dargestellten Länder 
deutlich hiervon ab. Geringere Anteile sind für Bayern und Hessen festzustellen. Für 
zwei Länder sind deutliche höhere Besuchsanteile im Vergleich zum Bundesdurch-
schnitt festzuhalten: in Berlin und in NRW besuchen 15,2 bzw. 16 % eine Förderschu-
le. Insgesamt lässt sich hinsichtlich des Förderschulbesuchs für bosnisch-herzegowi-
nische Schüler in den Ländern festhalten, dass dieser zwischen 8,2 % in Hessen und 
16,0 % in NRW beträgt und somit erheblich variiert.
Abbildung 2-20:  Bildungsbeteiligung bosnisch-herzegowinischer Schüler an allgemeinbil-
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Für NRW und Niedersachsen ergeben sich ähnliche Hauptschulbesuchsanteile wie auf 
Bundesebene – hier sind e s mit 27 % gut ein Viertel der bosnisch-herzegowinischen 
Schüler, die eine Hauptschule besuchen. Für Baden-Württemberg und Bayern sind mit 
41,8 bzw. 46,2 % erhöhte Besuchsanteile zu verzeichnen. Demgegenüber sowie im Ver-
gleich zum Anteilswert auf Bundesebene fallen die Besuchsanteile in Berlin und Hes-
sen mit 12,6 und 10 % erheblich geringer aus. Werden die beiden Extremwerte in den 
Ländern ins Verhältnis zueinander gesetzt, so ergibt sich, dass bosnisch-herzegowini-
sche Schüler in Bayern 4,6-mal so häufi g eine Hauptschule besuchen wie in Hessen 
(46,2 vs. 10,0 %).
Die wichtigsten Ergebnisse der gemeinsamen Betrachtung der Förder- und Haupt-
schulbesuchsanteile sind, dass in Bayern mehr als jeder zweite bosnisch-herzegowini-
sche Schüler maximal eine Hauptschule besucht, während dies in Berlin für gut jeden 
Vierten (27,8 %) und in Hessen noch nicht einmal für jeden Fünft en (18,2 %) der Fall 
ist. Für die weiteren Länder zeigen sich nur geringe Abweichungen gegenüber dem 
Bundesdurchschnitt von 38,2 %. 
Im Besuch sonstiger weiterführender Schulen sind deutliche Abweichungen vom 
Bundesdurchschnitt (38,1 %) insbesondere für Berlin (54,1 %), Hessen (47,7 %) sowie 
Bayern (23,2 %) feststellbar. 
Die Heterogenität der Bildungsbeteiligung von bosnisch-herzegowinischen Schü-
lern in den Ländern zeigt sich auch im Gymnasialbesuch. Dieser weicht in der Mehr-
zahl der Länder deutlich vom Bundesdurchschnitt ab – der Anteilswert beträgt 
23,7 %. Deutlich höhere Anteile sind für Baden-Württemberg (26,4 %), Niedersach-
sen (29,7 %) und insbesondere für Hessen zu verzeichnen, da in diesem Land mehr 
als jeder dritte Schüler (34,1 %) ein Gymnasium besucht, was dem 1,44-Fachen des 
Anteils für Deutschland insgesamt entspricht. Auf der anderen Seite fällt der Besuch 
eines Gymnasiums in NRW und Berlin mit Anteilswerten von 19,6 bzw. 18,1 % erheb-
lich niedriger aus.
Festzuhalten bleibt, dass sich die Bildungsbeteiligung für bosnisch-herzegowini-
sche Schüler in den dargestellten Ländern für alle Schulformen fast immer deutlich 
vom Bundesdurchschnitt unterscheidet und somit erhebliche landesspezifi sche Vari-
anzen festzustellen sind.
Inwiefern die Spezifi ka des Schulformbesuchs im Vergleich zu deutschen Schülern 
fortbestehen, zeigt Abbildung 2-21. In Deutschland besuchen bosnisch-herzegowini-
sche Schüler 1,8-mal so häufi g eine Förderschule wie deutsche Schüler. Erneut sind 
länderspezifi sche Varianzen zu erkennen. Im Vergleich zur Bundesebene weisen Hes-
sen und Bayern mit einem RRI von 1,58 bzw. 1,45 unterdurchschnittliche Indexwerte 
des Förderschulbesuchs auf. Die deutlichsten Überrepräsentationen fi nden sich in Nie-
dersachsen, Berlin und NRW, hier sind bosnisch-herzegowinische Schüler zwischen 
dem 2,32- bis zum 2,61-Fachen überrepräsentiert. Die für NRW festgestellte deutlichs-
te Überrepräsentation resultiert aus einem Förderschulbesuchsanteil von 16,0 % un-
ter bosnisch-herzegowinischen Schülern – gegenüber 6,2 % unter deutschen Schülern.
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Auf Bundesebene besuchen bosnisch-herzegowinische Schüler mehr als doppelt so 
häufi g wie deutsche Schüler eine Hauptschule (RRI = 2,06). Während die RRIs von 
Bayern und NRW mit Indexwerten von 1,90 bzw. 1,92 nur leicht unter dem Bun-
desdurchschnitt liegen, zeigen sich mit RRIs von 1,6 6 bzw. 1,57 deutlich niedrige-
re Indexwerte für Hessen und Niedersachsen. Die größten Disparitäten sind für 
Baden-Württemberg mit einem 2,43-fach erhöhten Hauptschulbesuchsanteil von bos-
nisch-herzegowinischen gegenüber deutschen Schülern (41,8 vs. 17,2 %) sowie für 
Berlin mit einem RRI von 2,74 (12,6 vs. 4,6 %) festzustellen. 
Relativ ausgeglichen werden sonstige weiterführende Schulen von bosnisch-herze-
gowinischen und deutschen Schülern besucht. Auf Bundesebene ergibt sich ein RRI 
von 1,01; ausgeglichene RRIs sind auch auf Landesebene für die Mehrzahl der darge-
stellten Länder zu beobachten. Selbst die Spannweite der RRIs in den Ländern mit In-
dexwerten von 0,79 in Bayern und von 1,21 in Hessen ist als relativ ausgeglichen an-
zusehen.
In Deutschland besuchen bosnisch-herzegowinische gegenüber deutschen Schülern 
mit einem RRI von 0,55 beinahe nur halb so häufi g ein Gymnasium. Auf Landesebe-
ne fällt der RRI für Bayern ähnlich aus, während die Disparitäten in den drei Ländern 
Baden-Württemberg, Niedersachsen und NRW mit RRIs zwischen 0,61 und 0,69 et-
was weniger deutlich ausgeprägt sind. Mit RRIs von jeweils 0,46 besuchen bosnisch-
herzegowinische Schüler in Berlin und NRW weniger als halb so oft  im Vergleich zu 
deutschen Schülern ein Gymnasium. Im Falle von NRW bedeutet dies, dass 19,6 % der 
bosnisch-herzegowinischen gegenüber 42,2 % der deutschen Schüler die Schulform 
Gymnasium besuchen.
Insgesamt zeigt sich, dass bosnisch-herzegowinische Schüler – im Vergleich zu 
deutschen Schülern – auf Bundesebene an Förder- und Hauptschulen erheblich 
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über repräsentiert sind. Neben einem relativ ausgeglichen Besuch sonstiger weiterfüh-
render Schulformen sind sie an Gymnasien deutlich unterrepräsentiert. Erheb liche 
landesspezifi sche Variationen bestehen insbesondere in der Höhe der RRIs im Be-
such von Förder- aber auch von Hauptschulen. Für Berlin und NRW zeigen sich die 
deutlichsten Überrepräsentationen an Förderschulen (und im Falle von Berlin auch an 
Hauptschulen) sowie die deutlichsten Unterrepräsentationen an Gymnasien. 
2.2.10 Kroatische Schüler
Die Zuwanderung von kroatischen Arbeitsmigranten nach Deutschland begann im 
Jahr 1968, in diesem Jahr wurde mit dem ehemaligen Jugoslawien ein entsprechendes 
Anwerbeabkommen geschlossen (vgl. z. B. Oltmer 2010: 52ff .). Kroatische Arbeitsmi-
granten sind besonders hervorzuheben, da sie als gut ausgebildet gelten (vgl. Th rän-
hardt 1999: 42f.; Heß-Meining 2004: 138). Teilweise wird sogar von „Expertenmig-
ration“ gesprochen (Heß-Meining 2004: 138). Neben Slowenen konnte insbesondere 
für Kroaten eine „befriedigende Eingliederung gut ausgebildeter Arbeitskräft e“ kon-
statiert werden (Th ränhardt 1999: 42f.). Diese verfügten „aufgrund der historischen 
Bindungen zu Österreich“ (ebd.: 42) und der geographischen Nähe des Landes z. T. 
schon über deutsche Sprachkenntnisse (vgl. ebd.: 42f.). Bei Kroaten handelt es sich 
heute auf der einen Seite um frühere und relativ gut integrierte Arbeitsmigranten und 
deren Nachfahren. Auf der anderen Seite hat jedoch auch unter kroatischen Staatsan-
gehörigen der Anteil von Personen mit Fluchthintergrund seit den 1990er Jahren er-
heblich zugenommen (vgl. z. B. Münz/Seifert/Ulrich 1999: 54; Th ränhardt 1999: 42f.; 
Esser 2006: 184). Allerdings weisen sie im Vergleich zu anderen Staatsangehörigkei-
ten aus dem ehemaligen Jugoslawien den am wenigsten prekären Status auf (vgl. Söhn 
2011a: 23, 89f.; siehe auch Tabelle 1-1). Zudem gibt es Hinweise auf einen hohen Selb-
storganisationsgrad von kroatischen Zuwanderern, der „zu einer funktionalen Integra-
tion der Kroaten in Deutschland und […] auch zu einer Abschwächung der Heimat-
orientierung“ führte (Th ränhardt/Weiss 2012: 123). Im Jahr 2010 weist mehr als jeder 
zweite der 220.199 kroatischen Staatsangehörigen in Deutschland eine Aufenthalts-
dauer von mehr als 30 Jahren auf. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer von 28,4 
Jahren ist die höchste unter den hier analysierten Staatsangehörigkeitsgruppen (Statis-
tisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
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Abbildung 2-22:  Bildungsbeteiligung kroatischer Schü ler an allgemeinbildenden Schulfor-

































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
Wie Abbildung 2-22 verdeutlicht, besuchen kroatische Schüler in Deutschland zu ins-
gesamt 9,2 % eine Förderschule. Allerdings sind für zwei Länder deutliche Abweichun-
gen vom Anteilswert auf Bundesebene hervorzuheben. In Hessen besuchen nur 6,4 % 
eine Förderschule, in Niedersachsen hingegen fällt der Förderschulbesuch mit 20,3 % 
sogar mehr als doppelt so hoch aus wie im Bundesdurchschnitt. Entsprechend zeigen 
sich die enormen Unterschiede im Förderschulbesuch darin, dass kroatische Schüler 
in Niedersachsen etwa 3,2-mal so häufi g diese Schulform besuchen wie in Hessen.
In Deutschland besuchen 26,0 % der kroatischen Schüler eine Hauptschule. In 
den Ländern variiert der Hauptschulbesuchsanteil erheblich. Nur in Hessen werden 
Hauptschulen – mit 7,1 % – im einstelligen Prozentbereich besucht. In den weiteren 
dargestellten Ländern besucht etwa jeder vierte kroatische Schüler in NRW, oder – mit 
Anteilswerten zwischen 34,0 und 36,5 % – sogar mehr als jeder dritte kroatische Schü-
ler in Niedersachsen, Baden-Württemberg oder Bayern eine Hauptschule. Der Ver-
gleich der beiden Extremwerte ergibt, dass kroatische Schüler in Bayern 5,1-mal so 
häufi g an eine Hauptschule gehen wie in Hessen.
Auf Bundesebene besuchen 35,2 % der kroatischen Schüler maximal die Schulform 
Hauptschule. Der Ländervergleich ergibt, dass nur 13,5 % der kroatischen Schüler in 
Hessen entweder an eine Förder- oder Hauptschule gehen, während dieser Anteil in 
NRW 35,7 % sowie in Baden-Württemberg und Bayern etwa 44 % beträgt. In Nieder-
sachsen besucht mit 54,4 % sogar mehr als jeder zweite kroatischer Schüler maximal 
die Schulform Hauptschule. 
Kroatische Schüler besuchen in Deutschland zu 35,5 % eine sonstige weiterfüh-
rende Schulform. Nur für das Land Hessen zeigen sich mit 43,7 % deutliche positive 
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Abweichungen gegenüber dem Bundesdurchschnitt. Für drei Länder ergeben sich 
hiervon negative Abweichungen: Mit Anteilswerten zwischen 31,1 und 24,0 % besu-
chen kroatische Schüler in Baden-Württemberg, Bayern und in Niedersachsen deut-
lich seltener eine sonstige weiterführende Schulform als im Bundesdurchschnitt. Die 
Unterschiede zwischen den Ländern führen dazu, dass kroatische Schüler in Hessen 
1,82-mal so häufi g eine sonstige weiterführende Schulform besuchen wie in Nieder-
sachsen (43,7 vs. 24,0 %).
Der Anteil des Gymnasialbesuchs ist mit insgesamt 29,2 % als relativ hoch einzu-
schätzen. Allerdings fällt dieser Anteil zwischen den Ländern sehr unterschiedlich aus. 
Die höchsten Besuchsanteile zeigen sich für Hessen mit 42,7 %. Während der Gym-
nasialbesuch für Bayern dem Bundesdurchschnitt entspricht, fällt dieser für NRW 
und Baden-Württemberg mit Anteilen von etwa einem Viertel etwas geringer aus. Die 
deutlichsten negativen Abweichungen vom Bundesdurchschnitt zeigen sich für Nie-
dersachsen. Hier besucht nur gut jeder fünft e kroatische Schüler (21,6 %) ein Gymna-
sium. Im Vergleich zu Hessen besuchen in Niedersachsen sogar etwa nur halb so viele 
kroatische Schüler ein Gymnasium. 
Bezogen auf die Bildungsbeteiligung von kroatischen Schülern lässt sich festhalten, 
dass diese in den Ländern jeweils eigenständige und uneinheitliche Muster im Ver-
gleich zu den Ergebnissen auf Bundesebene aufweisen. Die deutlichsten Unterschiede 
ergeben sich für Niedersachsen und Hessen. Kroatische Schüler sind in Niedersachsen 
insbesondere an Förderschulen, aber auch an Hauptschulen deutlich überrepräsentiert, 
an sonstigen weiterführenden Schulformen und Gymnasien hingegen deutlich unter-
repräsentiert. Das genaue Gegenteil – eine Unterrepräsentation an Förder- und Haupt-
schulen bei gleichzeitiger Überrepräsentation an sonstigen weiterführenden Schulfor-
men und Gymnasien – ist für Hessen festzustellen. Insbesondere erstaunt, dass der 
Förderschulbesuch von kroatischen Schülern in den Ländern zwischen 6,4 und 20,3 % 
sowie der Besuch von Gymnasien zwischen 21,6 und 42,7 % variiert.
Durch die Berechnung von RRIs zeigt sich, dass der Förderschulbesuchsanteil von 
kroatischen Schülern auf Bundesebene das 1,48-Fache gegenüber dem Anteil von 
deutschen Schülern beträgt (vgl. Abbildung 2-23). In den Ländern fallen die RRIs für 
Hessen und Bayern mit 1,24 bzw. 1,32 geringer aus als im Bundesdurchschnitt, wäh-
rend sich für Baden-Württemberg und NRW überdurchschnittlich hohe RRIs von 1,53 
bzw. 1,77 ergeben. Für Niedersachsen zeigt sich ein Extremwert, hier besuchen kroa-
tische Schüler 3,76-mal so häufi g Förderschulen wie deutsche Schüler. Von den 620 
kroatischen Schülern an Schularten mit Angebot der Sekundarstufe I in Niedersach-
sen besucht etwa jeder Fünft e (20,3 %) eine Förderschule, während dies nur auf 5,4 % 
der deutschen Schüler zutrifft  .
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Zugleich sind kroatische Schüler auch an Hauptschulen überrepräsentiert, auf Bundes-
ebene fällt ihr Besuchsanteil etwa doppelt so hoch aus wie für deutsche Schüler (26,0 
vs. 13,1 %). Zwar sind kroatische Schüler in den Ländern an dieser Schulform aus-
nahmslos überrepräsentiert, jedoch sind deutliche Varianzen in der Höhe der Über-
repräsentation festzustellen. Während sich in Hessen eine leichte Überrepräsentation 
zeigt (RRI = 1,18), ergibt sich ein 2,03- bis sogar 2,33-fach erhöhter Hauptschulbe-
suchsanteil von kroatischen gegenüber deutschen Schülern in den Ländern Baden-
Württemberg und Niedersachsen. 
Relativ ausgeglichen fallen hingegen die Besuchsanteile von sonstigen weiterfüh-
renden Schulen zwischen kroatischen und deutschen Schülern aus, da der RRI auf 
Bundesebene einen Wert von 0,94 einnimmt. Auf Landesebene variiert der Indexwert 
in vier von fünf Ländern lediglich zwischen 0,90 und 1,11. Der RRI weicht nur in ei-
nem Land erheblich vom Bundesdurchschnitt ab: Ein RRI von 0,67 für Niedersach-
sen indiziert, dass kroatische Schüler deutlich seltener sonstige weiterführende Schu-
len besuchen als ihre deutschen Mitschüler (24,0 vs. 36,0 %).
Für die Gymnasien zeigt sich, dass kroatische Schüler auf Bundesebene beinahe 
um ein Drittel seltener ein Gymnasium besuchen als deutsche Schüler (RRI = 0,68). 
Dieser Befund setzt sich auch in den Ländern fort, auch wenn die RRIs unterschied-
lich hoch ausfallen. Die geringste Diskrepanz zeigt sich in Hessen mit einem RRI 
von 0,86, da 42,7 % der kroatischen im Vergleich zu 49,4 % der deutschen Schüler ein 
Gymnasium besuchen. In Bayern, NRW und Baden-Württemberg fällt der Gymnasial-
besuch für kroatische Schüler deutlich geringer aus, hier nehmen die RRIs Werte zwi-
schen 0,72 und 0,58 ein. Der größte Unterschied zeigt sich jedoch in Niedersachsen 
mit einem RRI von 0,49. In dem Land gehen lediglich 21,6 % der kroatischen gegen-
über 44,0 % der deutschen Schüler an ein Gymnasium.
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Insgesamt ist für kroatische Schüler sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebe-
ne erkennbar, dass sie an Förder- und Hauptschulen deutlich über- und damit einher-
gehend an Gymnasien z. T. deutlich unterrepräsentiert sind. Besonders fallen die spe-
zifi schen Ergebnisse für Niedersachsen auf. Nur in diesem Land besuchen kroatische 
Schüler zu 20,3 % Förderschulen, dieser Anteil beträgt annähernd das Vierfache ge-
genüber dem Anteil von deutschen Schülern. Zudem macht der Gymnasialbesuchsan-
teil von 21,6 % weniger als die Hälft e des Anteils von deutschen Schülern aus.
2.2.11 Vietnamesische Schüler
Die Zuwanderung von Vietnamesen nach Deutschland unterscheidet sich historisch 
zwischen West- und Ostdeutschland. In den 1960er und -70er Jahren wanderten nach 
Westdeutschland zunächst nur wenige tausend Vietnamesen zu – hierbei handelte es 
sich vorwiegend um Studenten (vgl. Beuchling 2003). Dies änderte sich mit der Zu-
wanderung von „Boots- oder Kontingentfl üchtlinge[n], die zwischen 1975 und 1986 
in die BRD kamen“ (GTZ 2007: 2). Die Flucht ist zurückzuführen auf den Vietnam-
Krieg sowie der hiermit für die Bevölkerung einhergehenden politischen und wirt-
schaft lichen Folgen (vgl. z. B. ebd.: 4; Th ränhardt/Weiss 2012: 123). Die Flüchtlinge 
strebten einen dauerhaft en Verbleib in Deutschland sowie eine Integration in die deut-
sche Gesellschaft  an (vgl. GTZ 2007: 4). Sie wurden in Deutschland besonders ge-
fördert und unterstützt, z. B. durch eine Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis, Sprachför-
derung sowie Beratungsangebote (vgl. ebd; Th ränhardt/Weiss 2012: 123). Hingegen 
handelt es sich bei vietnamesischen Zuwanderern in die ehemalige DDR weitestge-
hend um Arbeitsmigranten bzw. um sogenannte Vertragsarbeiter. Diese reisten ab den 
1980er Jahren aufgrund eines Staatsvertrages zwischen der damaligen DDR und dem 
befreundeten sozialistischen Staat Vietnam in großer Zahl ein (vgl. Weiss 2007a: 34ff ., 
2008: 146). Sie bildeten zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung die größte Migranten-
gruppe in der ehemaligen DDR (vgl. Weiss 2006: 185, 2007b: 72; Oltmer 2010: 54f.). 
Mit der Wiedervereinigung verloren sie jedoch ihre Arbeitsplätze und ihr Rechtssta-
tus verbesserte sich erst mit der Bleiberechtsregelung von 1997 (vgl. Weiss 2007b: 85; 
Th ränhardt/Weiss 2012: 123). Seit den 1990er Jahren ist zudem der Nachzug von Fa-
milienmitgliedern sowie von Vietnamesen aus anderen Ländern festzustellen – wie 
z. B. aus der ehemaligen UdSSR, der ehemaligen Tschechoslowakei oder aus Bulgari-
en (vgl. GTZ 2007: 8; Beuchling 2003: 20). Im Jahr 2010 leben insgesamt 84.301 viet-
namesische Staatsangehörige in Deutschland, ihre Aufenthaltsdauer beträgt im Durch-
schnitt 14 Jahre (Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen). 
Auch wenn die Eltern von vietnamesischen Kindern insgesamt häufi g nur gering 
qualifi ziert waren (vgl. z. B. Beuchling 2003: 23), zeigen sie einen hohen Arbeitsethos 
und -einsatz (vgl. Mäker 2008: 19). Zugleich kann für sie im Durchschnitt eine hohe 
Bildungsmotivation und -aspiration konstatiert werden, da von ihnen Bildung als Mit-
tel zum intergenerationalen Aufstieg angesehen wird (vgl. Walter 2011; Weiss 2006: 
185ff ., 2007a: 55). Zudem besuchen vietnamesische Kinder sehr früh deutschsprachi-
ge vorschulische Institutionen, da häufi g beide Elternteile erwerbstätig sind (vgl. Weiss 
2007a: 55).
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Es gibt Hinweise auf eine selektive Akkulturation, die mit positiven Bildungsergeb-
nissen und einem gleichzeitigen Verbleib in der eigenen Community einhergeht (vgl. 
Walter 2011). Ob sich dies auch in der amtlichen Schulstatistik widerspiegelt, kann 
Abbildung 2-24 entnommen werden.
Abbildung 2-24:  Bildungsbeteiligung vietnamesischer Schüler an allgemeinbildenden Schul-
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Unmittelbar fällt auf, das s mehr als jeder zweite vietnamesische Schüler in Deutsch-
land das Gymnasium besucht (52,9 %). Lediglich zwei Länder weisen Anteile auf, die 
deutlich von diesem Wert abweichen. In NRW liegt der Besuchsanteil von Gymnasi-
en bei lediglich 42,4 %. Demgegenüber sind es in Sachsen zwei Drittel der vietname-
sischen Schüler (66,7 %), die ein Gymnasium besuchen. Hieraus folgt, dass vietname-
sische Schüler in Sachsen 1,58-mal so häufi g ein Gymnasium besuchen wie in NRW.
Vietnamesische Schüler besuchen zu relativ geringen Anteilen Förderschulen, auf 
Bundesebene besucht nur jeder 37. von ihnen diese Schulform (2,7 %). Für vier der 
acht dargestellten Länder sind nur relativ geringe Abweichungen vom Bundesdurch-
schnitt festzustellen. Deutliche positive Abweichungen zeigen sich für Hessen, Bay-
ern und NRW. In NRW beträgt der Förderschulbesuch mehr als das Doppelte im Ver-
gleich zum Bundesdurchschnitt: hier geht mit einem Anteil von 6,0 % beinahe jeder 
17. vietnamesische Schüler an eine Förderschule. 
Weniger als jeder zehnte vietnamesische Schüler in Deutschland besucht eine 
Hauptschule (9,4 %). Ähnliche Besuchsanteile zeigen sich auch für Niedersachsen und 
Rheinland-Pfalz. Unterdurchschnittliche Hauptschulbesuche sind für vietnamesische 
Schüler in Hessen und Berlin mit Anteilen von 6,1 bzw. 4,4 % erkennbar. Etwa 1,5-mal 
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so häufi g wie im Bundesdurchschnitt besuchen vietnamesische Schüler in NRW und 
in Baden-Württemberg Hauptschulen. In Bayern besuchen vietnamesische Schüler zu 
23,3 % Hauptschulen – hier gehen sie 2,48-mal so häufi g an diese Schulform wie im 
Bundesdurchschnitt.
Die aggregierte Betrachtung des Besuchs von Förder- und Hauptschulen ergibt für 
Sachsen und Berlin mit 2,4 bzw. 6,8 % nur geringe Besuchsanteile, während in NRW 
von jedem fünft en und in Bayern sogar von jedem dritten vietnamesischen Schüler 
entweder eine Förder- oder eine Hauptschule besucht wird. 
Auf Bundesebene besucht gut jeder dritte vietnamesische Schüler (35,0 %) eine 
sonstige weiterführende Schule. Lediglich zwei Länder weisen erhebliche Abweichun-
gen vom Bundesdurchschnitt auf: In Berlin ist es beinahe jeder zweite vietnamesische 
Schüler (45,2 %), der an eine sonstige weiterführende Schulform geht, in Bayern ist es 
hingegen nur jeder Vierte (25,1 %).
Insgesamt zeigen sich für vietnamesische Schüler relativ geringe Förderschulbe-
suchsanteile bei zugleich sehr hohen Gymnasialbesuchsanteilen – und dies sowohl auf 
Bundesebene als auch für die überwiegende Zahl der Länder. Im Ländervergleich ist 
zum einen Sachsen mit einem sehr hohen Gymnasialbesuchsanteil hervorzuheben. 
Auf der anderen Seite ist NRW mit einem vergleichsweise hohen Förderschul- und ei-
nem relativ geringen Gymnasialbesuch zu nennen sowie Bayern mit einem hohen An-
teil von vietnamesischen Schülern, die entweder eine Förder- oder eine Hauptschule 
besuchen.
Wie Abbildung 2-25 veranschaulicht, besuchen vietnamesische Schüler nur etwa halb 
so häufi g wie deutsche Schüler eine Förderschule (RRI = 0,43). Zwar zeigt sich in kei-
nem Bundesland eine Überrepräsentation von vietnamesischen Schülern an dieser 
Schulform, trotzdem streuen die RRIs zwischen den Ländern erheblich. Während der 
Indexwert in NRW annähernd ausgeglichen ist (RRI = 0,97), zeigen sich bereits deut-
liche – jedoch über dem Bundes-RRI liegende – Unterrepräsentationen in den Län-
dern Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen mit Indexwerten zwischen 
0,60 und 0,44. Der niedrigste Indexwert von 0,24 ist für Sachsen festzustellen, hier be-
suchen 2,4 % der vietnamesischen gegenüber 10,3 % der deutschen Schüler eine För-
derschule. 
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n.v. = nicht vorhanden (in Sachsen; in Baden-Württemberg nicht erhoben)
Auf Bundesebene sind vietnamesische Schüler im Besuch von Hauptschulen mit ei-
nem RRI von 0,72 gegenüber deutschen Schülern deutlich unterrepräsentiert. Für die 
überwiegende Zahl de r Länder sind relativ ausgeglichene RRIs zwischen 0,96 und 1,01 
zu konstatieren, während vietnamesische Schüler in Baden-Württemberg und Nieder-
sachsen mit einem RRI von 0,84 bzw. 0,70 deutlich seltener an eine Hauptschule ge-
hen.
Sonstige weiterführende Schulen werden von vietnamesischen und deutschen 
Schülern in Deutschland (RRI = 0,93) sowie in fünf Ländern (RRIs zwischen 0,90 und 
1,00) in etwa gleich häufi g besucht. Mit RRIs zwischen 0,86 und 0,81 sind vietname-
sische Schüler an diesen Schulen in Bayern und Rheinland-Pfalz leicht unterrepräsen-
tiert. Hingegen sind sie in Sachsen mit einem RRI von 0,69 deutlich unterrepräsen-
tiert.
Ein RRI von 1,23 zeigt an, dass vietnamesische Schüler im Vergleich zu deutschen 
Schülern auf Bundesebene häufi ger das Gymnasium besuchen (52,9 vs. 43,1 %). Zwar 
variiert der RRI des Gymnasialbesuchs in den Ländern z. T. erheblich, jedoch besu-
chen vietnamesische Schüler immer mindestens gleich so oft  das Gymnasium wie 
deutsche Schüler, was durch die kleinsten RRIs in NRW und Hessen in Höhe von 1,00 
bzw. 1,07 verdeutlicht wird. In der Mehrheit der Länder fallen die RRIs höher aus. In 
fünf Ländern beträgt der Indexwert zwischen 1,18 und 1,26. Nur in einem Land be-
steht eine noch deutlichere Überrepräsentation: In Sachsen besuchen vietnamesische 
Schüler 1,49-mal so häufi g ein Gymnasium wie deutsche Schüler (66,7 vs. 44,8 %).
Insgesamt zeigt sich, dass vietnamesische Schüler an Förderschulen deutlich un-
terrepräsentiert sind. Auch Hauptschulen werden von ihnen auf Bundesebene seltener 
als von ihren deutschen Mitschülern besucht (in den Ländern gehen sie in etwa gleich 
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häufi g oder seltener als deutsche Schüler an Hauptschulen). Sonstige weiterführende 
Schulen werden von vietnamesischen Schülern in etwa gleich häufi g besucht – nur in 
einzelnen Ländern besteht eine Unterrepräsentation. An Gymnasien sind vietnamesi-
sche Schüler hingegen deutlich überrepräsentiert.
2.2.12 Afghanische Schüler
Mit 51.305 Personen machen afghanische Staatsangehörige nur einen relativ klei-
nen Teil der ausländischen Bevölkerung in Deutschland aus (Statistisches Bundesamt 
2011c). Ihre durchschnittliche Aufenthaltsdauer beträgt 10,3 Jahre; 11,9 % von ihnen 
wurden in Deutschland geboren (ebd.; eigene Berechnungen). Die afghanische Ein-
wanderung reicht aufgrund institutioneller und wirtschaft licher Beziehungen zwischen 
Deutschland und Afghanistan bis in die 1960er Jahre zurück, weswegen Deutschland 
bis heute das wichtigste Zielland für afghanische Flüchtlinge in Europa ist (vgl. Schet-
ter 2007: 14ff .). Die Emigration war bis Ende der 1970er Jahre vorwiegend akade-
misch bedingt, zahlenmäßig bedeutsamer ist die seit 1979 zunehmende Fluchtmigra-
tion von Afghanen nach Deutschland (vgl. hierzu z. B. Margesson 2007: 2ff .; Pradetto 
2008: 31ff .). Im Jahr 1979 kam es zu politisch motivierter Emigration durch den Ein-
marsch sowjetischer Truppen in Afghanistan. Die Machtübernahme der Mudschahed-
din im Jahr 1992 und der hiermit einhergehende Beginn des Bürgerkrieges hat erneut 
eine Fluchtwelle verursacht. Im Jahr 1996 kam es durch die Machtübernahme der Ta-
liban zu weiteren Flüchtlingsströmen, zudem erfolgten auch Fluchtbewegungen in Re-
aktion auf die militärischen Interventionen insbesondere durch die USA im Jahr 2001 
(vgl. ebd.; Schetter 2007). Für Flüchtlinge ist eine prekäre Lebenssituation – z. B. so-
zioökonomisch oder bezogen auf den Rechtsstatus – anzunehmen. Allerdings weisen 
afghanische Eltern relativ häufi g Abschlüsse auf, die als äquivalent zum Abitur anzuse-
hen sind (vgl. Söhn 2011a: 23, 205f.).
Die Bildungsbeteiligung von afghanischen Schülern ist in Abbildung 2-26 darge-
stellt. Diese besuchen in Deutschland zu 8,6 % eine Förderschule. In den Ländern va-
riiert der Förderschulbesuchsanteil zwischen 7,4 % in Bayern und 10,0 % in Hamburg 
und somit um das bis zu 1,35-Fache. 
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Abbil dung 2-26:  Bildungsbeteiligung afghanischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-




























Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
Bedeutsamere Unterschiede zeigen sich im Besuch von Hauptschulen, dieser weicht 
in allen dargestellten Ländern erheblich vom Bundesdurchschnitt ab, der 20,4 % be-
trägt. Afghanische Schüler besuchen in Hessen um annähernd ein Drittel seltener eine 
Hauptschule als im Bundesdurchschnitt. Die deutlichste negative Abweichung ist für 
Hamburg zu konstatieren, hier werden von afghanischen Schülern Hauptschulen nur 
etwa halb so oft  wie im Bundesdurchschnitt besucht. Die mit Abstand höchsten posi-
tiven Abweichungen sind für Bayern zu konstatieren, hier besuchen afghanische Schü-
ler 2,3-mal so häufi g eine Hauptschule wie im Bundesdurchschnitt – dies entspricht 
einer Diff erenz von 26,4 Prozentpunkten. Im Vergleich zu Hamburg besuchen afgha-
nische Schüler in Bayern 4,8-mal so häufi g Hauptschulen (9,7 vs. 46,8 %).
Entsprechend zeigt sich für afghanische Schüler in Bayern der höchste Anteil des 
Besuchs entweder von Förder- oder Hauptschulen. Hier ist es mehr als jeder zweite af-
ghanische Schüler (54,2 %), der maximal an eine Hauptschule geht. Dieser Anteil be-
trägt das 1,87-Fache im Vergleich zum Bundesdurchschnitt von 29,0 %.
Mit 46 % besucht annähernd jeder zweite afghanische Schüler in Deutschland eine 
sonstige weiterführende Schulform. Dieser Anteil beträgt für afghanische Schüler in 
Bayern mit 23,3 % etwa die Hälft e des Bundesdurchschnitts, während in Hessen und 
Hamburg gut jeder zweite afghanische Schüler an eine entsprechende Schule geht. Im 
Ländervergleich zeigt sich, dass afghanische Schüler in Hamburg 2,3-mal so häufi g 
wie in Bayern eine sonstige weiterführende Schule besuchen.
Ein Viertel (25,1 %) der afghanischen Schüler geht in Deutschland an ein Gym-
nasium. Zwischen den Ländern variieren die Gymnasialbesuchsanteile maximal um 
3,2 Prozentpunkte: Afghanische Schüler besuchen in Hamburg zu 25,7 %, in Bayern 
nur zu 22,5 % ein Gymnasium.
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Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt bleibt als landesspezifi sche Besonderheit 
festzuhalten, dass afghanische Schüler in Bayern 2,3-mal so häufi g eine Hauptschule 
wie im Bundesdurchschnitt besuchen. Dies geht einher mit deutlich niedrigeren Be-
suchsanteilen insbesondere der sonstigen weiterführenden Schulformen, aber auch der 
Förderschulen und Gymnasien. In Hamburg und Hessen gehen afghanische Schüler 
erheblich seltener an eine Hauptschule und häufi ger an eine sonstige weiterführende 
Schulform, während sie nur in Hamburg auch deutlich häufi ger eine Förderschule be-
suchen.
Inwiefern sich die Schulbesuche von afghanischen im Vergleich zu deutschen Schülern 
unterscheiden, veranschaulicht Abbildung 2-27. Auf Bundesebene sind sie an Förder-
schulen um das 1,38-Fache überrepräsentiert. Auch in den Ländern sind ausnahmslos 
Überrepräsentationen von afghanischen Schülern an Förderschulen festzustellen, je-
doch variieren die RRIs erheblich: In Bayern sind afghanische Schüler mindestens um 
das 1,24-Fache, in Hamburg sogar um das bis zu 1,97-Fache überrepräsentiert.
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Noch deut lichere Überrepräsentationen sind für afghanische Schüler an Hauptschulen 
festzustellen: Auf Bundesebene besuchen sie diese Schulform 1,56-mal so häufi g wie 
deutsche Schüler (20,4 vs. 13,1 %). In Bayern und Hessen fallen die Unterschiede zwi-
schen afghanischen und deutschen Schülern mit RRIs von 1,92 bzw. 2,37 noch erheb-
lich höher aus. 
Sonstige weiterführende Schulen werden von afghanischen Schülern 1,22-mal so 
häufi g wie von deutschen Schülern besucht. Vergleichbare RRIs mit Werten zwischen 
1,19 und 1,43 sind für drei der vier dargestellten Länder festzustellen. Lediglich in 
Bayern sind afghanische Schüler an sonstigen weiterführenden Schulen mit einem RRI 
von 0,80 deutlich unterrepräsentiert. 
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Ein relativ einheitliches Bild ergibt sich im Besuch von Gymnasien, an denen af-
ghanische Schüler unterrepräsentiert sind. Auf Bundesebene besuchen sie zu 25,1 % 
das Gymnasium – da dieser Anteil für deutsche Schüler 43,1 % beträgt, resultiert hier-
aus ein RRI von 0,58. Auch in den dargestellten Ländern besuchen afghanische Schü-
ler nur etwa halb so oft  ein Gymnasium wie ihre deutschen Mitschüler, was sich an 
Indexwerten von 0,52 für Hessen und Hamburg sowie von 0,55 für Bayern und NRW 
ablesen lässt. 
Insgesamt bleibt eine Überrepräsentation von afghanischen im Vergleich zu deut-
schen Schülern an Förder- und Hauptschulen – sowie weitestgehend auch an den 
sonstigen weiterführenden Schulen – festzuhalten, während sie an Gymnasien unter-
repräsentiert sind.
2.2.13 Ukrainische Schüler
Erst nach dem Zusammenbruch bzw. Ende des kommunistischen Regimes kam es in 
den 1990er Jahren zu einer nennenswerten Zuwanderung von ukrainischen Staatsan-
gehörigen nach Deutschland (vgl. Geiger 2010: 166ff .). Diese ist im Wesentlichen ver-
ursacht durch die schlechte sozioökonomische, demografi sche und politische Lage in 
der Ukraine (vgl. ebd.: 171ff .). Z. T. emigrierten auch Minderheiten aufgrund von Re-
pressionen und Vertreibungen (vgl. ebd.). Ein zusätzliches Auswanderungsmotiv ist, 
dass „ein großer Teil der Bevölkerung unter den Folgen der Kernreaktorkatastrophe 
von Tschernobyl 1986“ leidet (Kühne/Rüßler 2000: 538). Im Jahr 2010 leben 124.293 
Personen mit ukrainischer Staatsangehörigkeit in Deutschland. Aufgrund der jungen 
Zuwanderungsgeschichte beträgt die Aufenthaltsdauer im Durchschnitt nur 9,2 Jahre 
(Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
Über die Bildungsbeteiligung von ukrainischen Schülern an allgemeinbildenden 
Schulformen mit Schulangebot in der Sekundarstufe I gibt Abbildung 2-28 Auskunft . 
Besonders fällt auf, dass sich für ukrainische Schüler – ähnlich wie bei vietnamesi-
schen Schülern – beinahe durchgängig hohe Besuchsanteile von Gymnasien sowohl 
auf Bundes- als auch auf Länderebene zeigen. Während mehr als jeder zweite ukraini-
sche Schüler (52,1 %) in Deutschland ein Gymnasium besucht, variiert dieser Anteil in 
den Ländern zwischen 48,0 % in Bayern und 56,7 % in Niedersachsen. 
Auf Landesebene ist der höchste Förderschulbesuchsanteil für ukrainische Schüler 
in Hessen mit 4,2 % erkennbar. Dies entspricht dem 1,74-Fachen des Anteils auf Bun-
desebene (2,4 %).
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Abbildung 2-28:  Bildungsbeteiligung ukrainischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-
































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
Im Bundesdurchschnitt besucht jeder achte ukrainische Schüler eine Hauptschule. In 
den Ländern fällt der Besuch von Hauptschulen für ukrainische Schüler relativ un-
einheitlich aus. Unterdurchschnittliche Besuchsanteile sind für ukrainische Schüler 
in NRW, Niedersachsen und insbesondere in Hessen (7,3 %) zu beobachten, während 
überdurchschnittliche Hauptschulbesuche in Baden-Württemberg und Bayern festzu-
stellen sind. Diese fallen mit 25,0 bzw. 26,8 % etwa doppelt so hoch aus wie im Bun-
desdurchschnitt. Der Vergleich der beiden Extremwerte zeigt, dass ukrainische Schü-
ler in Bayern 3,7-mal so häufi g eine Hauptschule besuchen wie in Hessen.
Auf Bundesebene gehen lediglich 15,2 % der ukrainischen Schüler entweder an 
eine Förder- oder eine Hauptschule. In den drei Ländern Hessen, NRW und Nieder-
sachsen wird der Bundesdurchschnitt mit Anteilen zwischen 11,5 und 13,4 % deutlich 
unterboten. In Baden-Württemberg und Bayern ist es mit 25,0 bzw. 29,6 % mindestens 
jeder vierte ukrainische Schüler, der entweder eine Förder- oder eine Hauptschule be-
sucht. Somit besuchen ukrainische Schüler in Bayern 2,6-mal so häufi g wie in Hessen 
eine dieser beiden Schulformen.
Etwa jeder dritte ukrainische Schüler (32,7 %) in Deutschland geht an eine sonstige 
weiterführende Schule. Erheblich höhere Anteile zeigen sich auf Länderebene nur für 
Bayern und Baden-Württemberg: in beiden Ländern besucht weniger als jeder vier-
te ukrainische Schüler eine dieser Schulformen. Der Vergleich der Extremwerte er-
gibt, dass ukrainische Schüler in Hessen 1,8-mal so oft  an eine sonstige weiterführen-
de Schule gehen wie in Baden-Württemberg.
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Insgesamt bleibt festzuhalten, dass ukrainische Schüler zu hohen Anteilen Gymna-
sien besuchen. Auf Bundesebene ist es mehr als jeder zweite ukrainische Schüler, auch 
die Landesanteile weichen nur leicht vom Bundesdurchschnitt ab. Zugleich sind sie zu 
relativ geringen Anteilen insbesondere an Förder- und Hauptschulen vertreten. Von 
der Bildungsbeteiligung auf Bundesebene sind jedoch verschiedene landesspezifi sche 
Abweichungen zu konstatieren. 
Durch die Berechnung von RRIs bestätigt sich, dass ukrainische Schüler im Vergleich 
zu deutschen Schülern an Förderschulen z. T. deutlich unterrepräsentiert sind (vgl. 
Abbildung 2-29). Ein RRI von 0,39 auf Bundesebene zeigt an, dass ukrainische Schü-
ler weniger als halb so oft  wie deutsche Schüler eine Förderschule besuchen (2,4 vs. 
6,2 %). Auf Landesebene ist ein ähnliches Bild erkennbar, der RRI für NRW entspricht 
in etwa dem Indexwert auf Bundesebene, in den weiteren Ländern variieren die RRIs 
zwischen 0,48 und 0,81. Somit besuchen ukrainische Schüler in allen Ländern – z. T. 
erheblich – seltener Förderschulen als deutsche Schüler.





















n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
Bezogen auf die Bundesrepublik Deutschland werden Hauptschulen von ukrainischen 
und deutschen Sc hülern in etwa gleich häufi g besucht (RRI = 0,98). Jedoch ergibt sich 
ein relativ uneinheitliches Bild für die einzelnen Länder, da ukrainische Schüler in 
Niedersachsen und NRW deutlich seltener an eine Hauptschule gehen als ihre deut-
schen Mitschüler (RRIs von 0,70 bzw. 0,78). Demgegenüber sind sie an bayerischen 
Hauptschulen leicht (RRI = 1,10) sowie an hessischen und baden-württembergischen 
Hauptschulen mit einem RRI von 1,20 bzw. 1,45 deutlich überrepräsentiert. 
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Auf Bundesebene werden sonstige weiterführende Schulen von ukrainischen im 
Vergleich zu deutschen Schülern leicht unterdurchschnittlich besucht, was sich in ei-
nem RRI von 0,87 widerspiegelt. Auf Landesebene variiert die Unterrepräsentation 
zwischen leicht und erheblich, da Hessen einen RRI von 0,94 und Baden-Württem-
berg einen RRI von 0,62 aufweist.
Gymnasien werden von ukrainischen Schülern insgesamt sogar 1,21-mal so häu-
fi g wie von deutschen Schülern besucht (52,1 vs. 43,1 %). Auf Landesebene ist nur für 
Hessen ein in etwa ausgeglichener Besuch von Gymnasien auszumachen (RRI = 1,04), 
während ukrainische Schüler in den weiteren dargestellten Ländern z. T. deutlich häu-
fi ger Gymnasien besuchen. Hier variieren die RRIs von 1,18 in Bayern bis 1,29 in Nie-
dersachsen.
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass ukrainische Schüler sowohl auf Bundes- als 
auch auf Landesebene an Förderschulen deutlich unterrepräsentiert sind. Hinsichtlich 
des Besuchs von Hauptschulen ergibt sich auf Bundesebene ein in etwa ausgeglichener 
RRI, während die RRIs in den Ländern uneinheitlich ausfallen. An sonstigen weiter-
führenden Schulformen sind ukrainische Schüler unterrepräsentiert, Gymnasien besu-
chen sie hingegen häufi ger als ihre deutschen Mitschüler. 
2.2.14 Portugiesische Schüler
Im Jahr 1964 wurde zwischen Portugal und Deutschland eine Anwerbevereinbarung 
geschlossen (vgl. Oltmer 2010: 52). In dessen Folge wanderten zunächst portugiesische 
Arbeitsmigranten nach Deutschland ein. Insbesondere in Folge des Anwerbestopps 
von 1973 kam es zu einem Nachzug von Familienangehörigen (vgl. Oltmer 2010: 54). 
Mit dem Eintritt Portugals in die Europäische Gemeinschaft  (EG) im Jahr 1986 und 
der Unterzeichnung des Schengener Abkommens im Jahr 1992 gingen mit der Frei-
zügigkeit weitere Wanderungsbewegungen einher (vgl. Fürstenau 2004: 39). Portu-
gal wird als „klassisches Auswanderungsland“ angesehen (ebd.: 38). Häufi g kommt es 
auch zu transnationaler bzw. zu einer Pendelmigration um die jeweiligen Bildungs-, 
Berufs- bzw. Lebenschancen zu erhöhen (vgl. ebd.: 49ff .). Wanderungen zwischen ver-
schiedenen gesellschaft lichen Kontexten werden dadurch begünstigt, dass „transnati-
onale Orientierungen und (Aus-)Bildungsverläufe innerhalb der Europäischen Union 
mit immer weniger Risiken verbunden“ sind (ebd.: 54). Im Jahr 2010 umfasst die Be-
völkerung mit portugiesischer Staatsangehörigkeit in Deutschland 113.208 Personen. 
Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer beträgt 22,4 Jahre, für gut jeden Dritten sogar 
über 30 Jahre (Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
In Abbildung 2-30 wird die Bildungsbeteiligung von Schülern mit portugiesischer 
Staatsangehörigkeit in Deutschland veranschaulicht. Etwa jeder neunte portugiesische 
Schüler besucht eine Förderschule (11,1 %). In NRW und Hessen gehen 9,5 bzw. 9,6 % 
der portugiesischen Schüler an diese Schulform, in Baden-Württemberg sind es sogar 
13,3 %. Somit besuchen portugiesische Schüler in Baden-Württemberg 1,4-mal so häu-
fi g eine Förderschule wie in NRW.
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Abbildung 2-30:  Bildungsbeteiligung portugiesischer Schüler an allgemeinbildenden Schul-




























Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
Während in Deutschland mehr als jeder D ritte portugiesische Schüler an Schulfor-
men mit Sekundarstufen I-Angebot eine Hauptschule besucht (35,0 %), liegen die An-
teilswerte in drei Ländern deutlich unter dem Bundesdurchschnitt: in NRW, Hamburg 
und Hessen fällt der Hauptschulbesuch mit Anteilswerten zwischen 29,3 und 15,1 % 
z. T. erheblich niedriger aus als auf Bundesebene. Nur für Baden-Württemberg lassen 
sich deutlich erhöhte Besuchsanteile feststellen, hier geht mehr als jeder zweite portu-
giesische Schüler (53,2 %) an eine Hauptschule. Dieser Anteil fällt 1,52-mal so hoch 
aus wie auf Bundesebene und beträgt sogar das 3,5-Fache des Anteils von portugiesi-
schen Schülern in Hessen.
Wird der Besuch von Förder- oder Hauptschulen zusammen betrachtet, so er-
gibt sich, dass in Deutschland beinahe jeder zweite portugiesische Schüler maximal 
die Schulform Hauptschule besucht. Dieser Anteil variiert erneut deutlich zwischen 
den Ländern: In Hessen besucht etwa jeder vierte Schüler maximal eine Hauptschule, 
in Hamburg und NRW ist es gut jeder Dritte (36,0 bzw. 38,8 %), während in Baden-
Württemberg zwei Drittel der portugiesischen Schüler (66,4 %) entweder an eine För-
der- oder eine Hauptschule gehen. Somit besuchen portugiesische Schüler in Baden-
Württemberg 2,7-mal so häufi g maximal die Schulform Hauptschule wie in Hessen.
Auch im Besuch sonstiger weiterführender Schulformen zeigen sich Abweichungen 
auf Länderebene gegenüber dem Bundesdurchschnitt von 36,3 %: die Extremwerte be-
tragen 22,8 % für Baden-Württemberg gegenüber 51,1 % in Hessen. Somit variiert die-
ser Anteil in den Ländern um das bis zu 2,2-Fache.
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Auf Bundesebene beträgt der Anteil des Gymnasialbesuchs 17,6 %. Zwischen den 
Ländern zeigen sich auch hinsichtlich des Gymnasialbesuchs deutliche Disparitä-
ten: Weniger als jeder neunte portugiesische Schüler in Baden-Württemberg besucht 
ein Gymnasium (10,8 %). In Hessen und Hamburg trifft   dies auf immerhin etwa je-
den vierten portugiesischen Schüler zu (24,2 bzw. 25,0 %). Entsprechend variieren die 
Gymnasialbesuchsanteile in den Ländern um das bis zu 2,3-Fache.
Insgesamt lässt sich festhalten, dass portugiesische Schüler in Baden-Württemberg 
deutlich häufi ger Förder- und Hauptschulen besuchen, was mit deutlich geringeren 
Besuchsquoten von sonstigen weiterführenden Schulformen und Gymnasien einher-
geht. Ein entgegengesetztes Bild (d. h. seltenere Förder- und Hauptschulbesuche so-
wie häufi gere Besuche von Gymnasien und sonstigen weiterführenden Schulformen 
im Vergleich zum Bundesdurchschnitt) ergibt sich insbesondere für Hessen – sowie in 
deutlich abgeschwächter Form für Hamburg und NRW. 
Im Vergleich zu deutschen Schülern zeigt sich, dass portugiesische Schüler auf Bun-
desebene um das 1,78-Fache an Förderschulen überrepräsentiert sind (vgl. Abbildung 
2-31). Auch in den Ländern besuchen portugiesische Schüler häufi ger als ihre deut-
schen Mitschüler Förderschulen: in NRW 1,54-mal und in Hessen 1,86-mal so häu-
fi g. In Hamburg und Baden-Württemberg fällt für sie das relative Risiko eines Förder-
schulbesuchs mit RRIs von 2,05 bzw. 2,35 sogar mehr als doppelt so hoch aus.
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Noch höhere Indexwerte zeigen sich im Besuch von Hauptschulen. Auf Bundesebene 
besuchen portugiesische Schüler 2,67-mal so häufi g wie deutsche Schüler eine Haupt-
schule (35,0 vs. 13,1 %). Etwas geringer – wenn auch immer noch mindestens dop-
pelt so hoch – fallen die RRIs in den Ländern Hessen und NRW mit 2,49 bzw. 2,14 
aus. Auch bezogen auf die Schulform Hauptschule zeigen sich für die Länder Baden-
Württemberg und Hamburg die höchsten RRIs von 3,09 bzw. 3,72. Diese indizieren, 
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dass portugiesische Schüler mehr als dreimal so häufi g eine Hauptschule besuchen wie 
deutsche Schüler – z. B. sind es in Baden-Württemberg 53,2 % der portugiesischen ge-
genüber 17,2 % der deutschen Schüler, die an diese Schulform gehen.
Ein annähernd ausgeglichener RRI von 0,97 lässt sich für den Besuch sonstiger 
weiterführender Schulformen zwischen portugiesischen und deutschen Schülern auf 
Bundesebene konstatieren. Auf Landesebene sind relativ ausgeglichene RRIs auch 
für NRW und für Hamburg festzustellen. In Baden-Württemberg sind portugiesische 
Schüler mit einem RRI von 0,68 an diesen Schulen erheblich unterrepräsentiert, in 
Hessen sind sie mit einem RRI von 1,30 deutlich überrepräsentiert.
Für die Gymnasien zeigt sich ein relativ einheitliches Bild, da portugiesische Schü-
ler an dieser Schulform sowohl auf Ebene des Bundes (RRI = 0,41) als auch auf Ebe-
ne der Länder deutlich unterrepräsentiert sind. Zwischen den Ländern zeigen sich je-
doch insofern Variationen, da portugiesische Schüler in Hamburg, Hessen und NRW 
mit RRIs zwischen 0,50 und 0,46 etwa nur halb so häufi g ein Gymnasium besuchen 
wie deutsche Schüler, während der Gymnasialbesuchsanteil für portugiesische Schüler 
in Baden-Württemberg mit einem RRI von 0,25 nur etwa ein Viertel des Anteils von 
deutschen Schülern ausmacht (10,8 vs. 43,5 %).
Insgesamt zeigt sich, dass portugiesische Schüler im Vergleich zu deutschen Schü-
lern an Förder- und an Hauptschulen erheblich über-, an Gymnasien hingegen deut-
lich unterrepräsentiert sind. In den beiden Ländern Baden-Württemberg und Ham-
burg fällt die Überrepräsentation noch deutlicher im Vergleich zu den weiteren 
Ländern und zum Bundesdurchschnitt aus. Für portugiesische Schüler in Baden-
Württemberg zeigen sich zusätzlich die deutlichsten Unterrepräsentationen an sonsti-
gen weiterführenden Schulformen sowie insbesondere an Gymnasien.
2.2.15 Libanesische Schüler
Abgesehen von wenigen libanesischen Geschäft sleuten, die sich bereits vor 1975 in 
Deutschland aufh ielten, kam es erst mit Beginn des Bürgerkrieges zu einer quantita-
tiv nennenswerten Zuwanderung von libanesischen Staatsangehörigen nach Deutsch-
land (vgl. Ghadban 2008: 67f.). Der Bürgerkrieg begann im Jahr 1975 und endete erst 
im Jahr 1990 (vgl. Kühne/Rüßler 2000: 491). Der Krieg führte „zum völligen Zusam-
menbruch staatlicher Strukturen und zur Willkürherrschaft  bewaff neter Milizen“ im 
Libanon (ebd.). Dies wiederum hatte verheerende Auswirkungen insbesondere auf 
die sozialen und wirtschaft lichen Strukturen (vgl. ebd.), z. B. gab es eine „starke Zu-
nahme von Arbeitslosigkeit und Armut“ (ebd.). In der Folge kam es zu einer erhebli-
chen Fluchtmigration, u. a. nach Deutschland. Auch nach 1990 kommt es immer wie-
der zu militärischen Auseinandersetzungen und zu temporären (Bürger-)Kriegen im 
Libanon, wodurch die innenpolitische Lage bis heute angespannt bleibt (vgl. ebd.: 
492; Fendt 2009: 169ff .). Insgesamt bleibt die „libanesische Gesellschaft  […] zwischen 
pro- und anti-syrischen Kräft en gespalten. Dazu kommen neben den traditionellen 
konfessionellen insbesondere auch soziale Konfl ikte“ (Fendt 2009: 173). Die Hete-
rogenität des Landes zeigt sich nicht zuletzt an den 17 anerkannte Religionsgemein-
schaft en im Libanon (vgl. ebd.: 167; Ghadban 2008: 43f.). Mit der Fluchtmigration 
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nach Deutschland ist für libanesische Zuwanderer eine prekäre Lebenssituation ver-
bunden, die sich u. a. in einem unsicheren Rechtsstatus widerspiegelt (vgl. Ghadban 
2008, z. B.: 165; Söhn 2011a: 23f.). Im Jahr 2010 leben 35.762 libanesische Staatsan-
gehörige in Deutschland, ihre durchschnittliche Aufenthaltsdauer beträgt 14,5 Jahre 
(Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung fällt auf, dass libanesische Schüler nur im ein-
stelligen Prozentbereich Gymnasien besuchen (vgl. Abbildung 2-32). Der Besuchsan-
teil von Gymnasien ist auf Bundesebene mit 5,2 % als sehr gering anzusehen. In den 
Ländern variiert der Anteil zwischen 6,2 % für Berlin und Baden-Württemberg sowie 
2,9 % für NRW. In NRW besucht somit nur jeder 34. libanesische Schüler ein Gymna-
sium. Demgegenüber sind für sie sehr hohe Förderschul- und Hauptschulbesuchsan-
teile erkennbar.
Abbildung  2-32:  Bildungsbeteiligung libanesischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-























Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
Annähernd jeder fünft e libanesische Schüler (19,5 %) in Deutschland besucht eine 
Förderschule. Auf Landesebene besuchen nur libanesische Schüler in Berlin seltener 
Förderschulen, mit 13,0 % ist der Besuchsanteil dennoch als relativ hoch anzusehen. 
Demgegenüber fällt der Förderschulbesuchsanteil in NRW mit 26,4 % doppelt so hoch 
aus wie in Berlin, zudem beträgt der Anteil für NRW das 1,36-Fache gegenüber dem 
Anteil auf Bundesebene.
Auf Bundesebene besuchen libanesische Schüler zu 38 % eine Hauptschule. In den 
Ländern ist ein ähnlicher Besuchsanteil nur für NRW mit 43,9 % zu erkennen. Deutli-
che Abweichungen zeigen sich zwischen den Hauptschulbesuchsanteilen in Berlin und 
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Baden-Württemberg, wo 21,6 bzw. 76,2 % der libanesischen Schüler eine Hauptschu-
le besuchen. Somit variiert der Hauptschulbesuchsanteil in den Ländern um das bis zu 
3,5-Fache.
Auch der aggregiert betrachtete Besuch der Schulformen Haupt- und Förderschu-
le fällt sehr uneinheitlich aus: Während in Berlin mit 34,6 % etwa jeder dritte und 
auf Bundesebene gut jeder zweite libanesische Schüler (57,5 %) maximal die Schul-
form Hauptschule besucht, sind es in NRW 70,3 % und in Baden-Württemberg sogar 
76,2 %.
Auch sonstige weiterführende Schulen werden von libanesischen Schülern in den 
dargestellten Bundesländern sehr unterschiedlich besucht. In Berlin sind es 59,2 % der 
libanesischen Schüler die an sonstige weiterführende Schulen gehen. Dies entspricht 
dem 1,59-Fachen des Bundesdurchschnitts von 37,2 % und dem 3,4-Fachen des Lan-
desanteils für Baden-Württemberg von 17,6 %.
Festzuhalten bleibt, dass libanesische Schüler nur sehr selten Gymnasien besuchen, 
während sie sehr hohe Förderschul- und Hauptschulbesuchsanteile aufweisen. Zudem 
bestehen erhebliche Unterschiede in der Bildungsbeteiligung von libanesischen Schü-
lern in den Ländern, die zumeist deutlich von der Bildungsbeteiligung für Deutsch-
land insgesamt abweicht. 
In Abbildung 2-33 werden die für libanesische Schüler berechneten Relativen 
 Risiko-Indizes veranschaulicht. Erkennbar ist, dass libanesische Schüler auf Bundes-
ebene mehr als dreimal so häufi g eine Förderschule besuchen wie deutsche Schüler 
(RRI = 3,13). In Berlin fällt das Risiko für libanesische Schüler etwas geringer, aber 
immer noch um das 2,2-Fache erhöht aus. In NRW hingegen besuchen libanesische 
Schüler sogar 4,3-mal so häufi g eine Förderschule. Von den 3.736 libanesischen Schü-
lern in NRW, die eine Schulform mit Sekundarstufen I-Angebot besuchen, gehen 
26,4 % an eine Förderschule – gegenüber nur 6,2 % der deutschen Schüler.
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Auf Bundesebene sind libanesische Schüler an Hauptschulen um das 2,9-Fache gegen-
über deutschen Schülern überrepräsentiert. Für die drei dargestellten Länder ergeben 
sich noch deutlichere Überrepräsentationen. Für NRW ist der Hauptschulbesuch um 
das 3,2-Fache erhöht, in Baden-Württemberg bereits um das 4,43-Fache, da in diesem 
Land mehr als drei Viertel (76,2 %) der libanesischen gegenüber 17,2 % der deutschen 
Schüler eine Hauptschule besuchen. Der höchste Wert ergibt sich für Berlin mit einem 
RRI von 4,69, da 21,6 % der libanesischen gegenüber 4,6 % der deutschen Schüler an 
eine Hauptschule gehen.
Der Besuch sonstiger weiterführender Schulformen ist für libanesische Schüler auf 
Bundesebene als ausgeglichen anzusehen (RRI = 0,99). In den Ländern zeigt sich eine 
leichte Überrepräsentation für Berlin mit einem RRI von 1,18, während libanesische 
Schüler in NRW und insbesondere in Baden-Württemberg mit RRIs von 0,70 bzw. 
0,52 an diesen Schulen erheblich unterrepräsentiert sind. 
Am deutlichsten sind libanesische Schüler an Gymnasien unterrepräsentiert. Auf 
Bundesebene beträgt ihr Besuchsanteil an dieser Schulform nicht einmal ein Achtel 
des Anteils von deutschen Schülern (5,2 vs. 43,1 %), was zu einem RRI von 0,12 führt. 
Auf Landesebene sind die RRIs für Baden-Württemberg (0,14) und Berlin (0,16) nur 
geringfügig höher. Als extrem ist der RRI von 0,07 in NRW einzustufen, da in dem 
Land nur 2,9 % der libanesischen gegenüber 42,4 % der deutschen Schüler ein Gym-
nasium besuchen.
Insgesamt bleibt für libanesische Schüler als Ergebnis festzuhalten, dass diese an För-
der- und Hauptschulen um ein Mehrfaches gegenüber deutschen Schülern überre-
präsentiert sind (auf Bundesebene jeweils etwa um das Dreifache). Demgegenüber 
sind sie an Gymnasien deutlich unterrepräsentiert, da ihr Gymnasialbesuchsanteil auf 
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Bundesebene noch nicht einmal ein Achtel des Anteils für deutsche Schüler beträgt. 
Auf Landesebene zeigen sich die extremsten Indexwerte für NRW, hier besuchen liba-
nesische im Vergleich zu deutschen Schülern 4,3-mal so häufi g eine Förderschule und 
ihr Gymnasialbesuchsanteil macht nicht einmal ein Vierzehntel des Anteils von deut-
schen Schülern aus.
2.2.16 Mazedonische Schüler
Mit dem zwischen dem ehemaligen Jugoslawien und Deutschland getroff enen Anwer-
beabkommen von 1968 begann die Arbeitsmigration von – heute – mazedonischen 
Staatsangehörigen nach Deutschland (vgl. Oltmer 2010: 52ff .). Nach dem Anwer-
bestopp von 1973 kam es zu vermehrten Nachzügen von Familienangehörigen (vgl. 
ebd.). Ab den 1990er Jahren wanderten verstärkt Bürgerkriegsfl üchtlinge mit maze-
donischem Pass nach Deutschland ein, für die relativ schwierige Integrationsbedin-
gungen und ein unsicherer Rechtsstatus zu konstatieren sind (vgl. Th ränhardt 1999: 
42; Söhn 2011a: 23, 89f.). In jüngerer Zeit erfolgt z. T. ein Zuzug aufgrund der schwie-
rigen wirtschaft lichen Lage im Herkunft sland. Im Jahr 2010 haben 65.998 Personen 
in Deutschland eine mazedonische Staatsangehörigkeit. Für jeden Vierten beträgt die 
Aufenthaltsdauer mehr als 30 Jahre (Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berech-
nungen).
Hinsichtlich der Bildungsbeteiligung von mazedonischen Schülern in Deutschland 
zeigt sich, dass 39,2 % eine Hauptschule besuchen (Abbildung 2-34). Etwa jeder Ach-
te geht an eine Förderschule (12,8 %) bzw. ein Gymnasium (12,2 %), gut jeder Dritte 
(35,9 %) besucht eine sonstige weiterführende Schule. 
Abbildung 2-34:  Bildungsbeteiligung mazedonischer Schüler an allgemeinbildenden Schul-






















Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
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Auf Landesebene – bzw. für die drei darstellbaren Länder – zeigt sich, dass die Bil-
dungsbeteiligung von mazedonischen Schülern in NRW ähnlich ausfällt wie im Bun-
desdurchschnitt. Dies liegt auch darin begründet, dass von den 5.474 mazedonischen 
Schülern, die in Deutschland eine Schulform mit Angebot der Sekundarstufe I besu-
chen, 40,1 % an eine nordrhein-westfälische Schule gehen (vgl. Anhang VIII). Bereits 
auf den ersten Blick fällt in Baden-Württemberg ein Hauptschulbesuch von mehr als 
zwei Dritteln (69,0 %) auf, was dem 1,76-Fachen des Bundesdurchschnitts entspricht 
(allerdings fehlen in der Statistik die Angaben zum Förderschulbesuch, woraus eine 
Überschätzung z. B. des Hauptschulbesuchs resultiert). Zugleich werden in diesem 
Land mit 19,7 % nur etwa halb so häufi g sonstige weiterführende Schulen besucht wie 
auf der Bundesebene. Dieser Anteil fällt nur noch in Bayern mit 16,3 % geringer aus. 
Für Bayern ist zudem hervorzuheben, dass mazedonische Schüler nicht nur mit 56,7 % 
am zweithäufi gsten die Hauptschule besuchen, sondern zusätzlich mit 17,6 % die 
höchsten Förderschulbesuchsanteile aufweisen. Somit gehen etwa drei von vier maze-
donischen Schülern maximal an die Schulform Hauptschule.
Relative ähnliche Besuchsanteile von Gymnasien weisen im Vergleich zum Bun-
desdurchschnitt die beiden Länder Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen mit 
gut 11 % auf. Deutlich geringere Besuchsanteile zeigen sich nur für Bayern, hier geht 
weniger als jeder zehnte mazedonische Schüler an ein Gymnasium (9,4 %).
Insgesamt zeigen sich für mazedonische Schüler relativ hohe Besuchsanteile von 
Förder- und Hauptschulen, während nur maximal jeder Achte von ihnen an ein Gym-
nasium geht.
Die Berechnung von RRIs in Abbildung 2-35 ergibt, dass mazedonische Schüler im 
Vergleich zu deutschen Schülern auf Bundesebene gut doppelt so häufi g eine Förder-
schule besuchen (RRI = 2,05). Auf Ebene der Länder ist für NRW ein RRI von 2,41 zu 
verzeichnen, während mazedonische Schüler in Bayern beinahe dreimal so häufi g wie 
deutsche Schüler an eine Förderschule gehen (RRI = 2,94).
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Mit Besuchsanteilen von 39,2 gegenüber 13,1 % werden Hauptschulen von mazedo-
nischen im Vergleich zu  deutschen Schülern auf Bundesebene annähernd dreimal so 
häufi g besucht (RRI = 2,99). Auf Landesebene ergeben sich für NRW und Bayern mit 
RRIs von 2,65 bzw. 2,33 etwas geringere Indexwerte, während mazedonische Schüler 
in Baden-Württemberg viermal so häufi g an eine Hauptschule gehen wie ihre deut-
schen Mitschüler.
Sonstige weiterführende Schulen werden von mazedonischen und deutschen Schü-
lern auf Bundesebene (RRI = 0,96) sowie in dem Land NRW (RRI = 0,98) in etwa 
gleich häufi g besucht. In Baden-Württemberg und Bayern sind mazedonische Schüler 
an diesen Schulen mit RRIs von 0,59 bzw. 0,56 deutlich unterrepräsentiert.
Auch an der Schulform Gymnasium sind mazedonische Schüler deutlich unter-
repräsentiert. Auf Bundesebene beträgt ihr Anteil weniger als ein Drittel des entspre-
chenden Anteils von deutschen Schülern (RRI = 0,28). Auf Landesebene fallen die 
RRIs für NRW, Baden-Württemberg und Bayern mit Indexwerten zwischen 0,27 und 
0,23 noch etwas geringer aus. Der niedrigste Indexwert zeigt für Bayern an, dass der 
Gymnasialbesuchsanteil von mazedonischen Schülern in dem Land weniger als ein 
Viertel des Anteils von deutschen Schülern beträgt (9,4 vs. 40,6 %).
Insgesamt sind mazedonische Schüler im Vergleich zu deutschen Schülern an För-
der- und Hauptschulen erheblich überrepräsentiert. Sonstige weiterführende Schu-
len werden von ihnen etwa gleich – bzw. in einzelnen Ländern unterdurchschnitt-
lich – häufi g besucht, während sie an Gymnasien deutlich unterrepräsentiert sind. Auf 
Landesebene ist Bayern mit den stärksten Überrepräsentationen von mazedonischen 
Schülern an Förderschulen sowie mit den deutlichsten Unterrepräsentationen an sons-
tigen weiterführenden Schulen und Gymnasien hervorzuheben.
154
2.2.17 Iranische Schüler 
In den 1950er bis 1970er Jahren sind Geschäft sleute sowie insbesondere Studenten 
mit iranischer Staatsangehörigkeit nach Deutschland zugewandert, die überwiegend 
aus wohlhabenden Familien stammten (vgl. Schmidt-Fink 2003). Diese sind weitest-
gehend in Deutschland geblieben oder nach einem zwischenzeitlichen Aufenthalt im 
Herkunft sland wieder zurückgekehrt (vgl. ebd.). Ab Ende der 1970er Jahre, insbe-
sondere mit Beginn der islamischen Revolution im Jahr 1979, begann der Zuzug von 
Flüchtlingen und ihren Familien (vgl. ebd.; Kühne/Rüßler 2000: 461). Aufgrund von 
Menschenrechtsverletzungen sowie der Unterdrückung von ethnischen oder religiösen 
Minderheiten – wie z. B. von Kurden, armenischen Christen oder Juden – setzte sich 
die Fluchtmigration in den 1980er Jahren fort (vgl. Kühne/Rüßler 2000: 461; Münz/
Seifert/Ulrich 1999: 54). Zusätzlich kam es zu einer Einwanderung von (politischen) 
Flüchtlingen aufgrund des Golfk rieges zwischen Irak und Iran in den Jahren 1980 bis 
1988 (vgl. Schmidt-Fink 2003). Seither wandern Oppositionelle zu, aber auch Frauen, 
die aufgrund ihres Geschlechts Einschränkungen erfahren oder diskriminiert werden 
(vgl. ebd.). Ein Großteil der Zugewanderten bzw. Flüchtlinge gehört der iranischen 
Oberschicht an, sie weisen weitestgehend säkulare Einstellungen auf und verfügen 
über ein hohes Qualifi kations- und Bildungsniveau (vgl. Haug/Müssig/Stichs 2009: 
307f.; Söhn 2011a: 205f.). Allerdings haben Flüchtlinge aus dem Iran häufi g einen pre-
kären Rechtsstatus in Deutschland (vgl. Söhn 2011a: 23). Aus der besonderen Zuwan-
derungsgeschichte der iranischen Bevölkerung ergeben sich – im Vergleich etwa zu 
anderen muslimischen Zuwanderern – abweichende Einwanderungsmotive: es wer-
den häufi ger die Aspekte Asyl, Flucht oder Studium, demgegenüber erheblich seltener 
der Einwanderungsgrund Arbeit genannt (vgl. Haug/Müssig/Stichs 2009: 123f.). Im 
Jahr 2010 leben 51.885 Personen mit iranischer Staatsangehörigkeit in Deutschland. 
Aufgrund der jüngeren Zuwanderungsgeschichte beträgt für sie die durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer 13,8 Jahre (Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
Abbildung 2-36 veranschaulicht die Bildungsbeteiligung der 5.446 iranischen 
Schüler in Deutschland. Nur 5,4 % besuchen eine Förderschule, 15,6 % eine Haupt-
schule, 36,0 % eine sonstige weiterführende Schule und 42,9 % ein Gymnasium. Insbe-
sondere ist der hohe Anteil des Besuchs von Gymnasien hervorzuheben. Nur für ein 
Land zeigt sich nur eine bedeutsame negative Abweichung vom Bundesdurchschnitt: 
In Niedersachsen besuchen iranische Schüler nur zu 38,6 % ein Gymnasium.
Von den iranischen Schülern in Deutschland besucht gut jeder Dritte (37,1 %) eine 
Schule in NRW (vgl. Anhang VIII). Die hohe Anzahl iranischer Schüler in NRW kann 
ein Grund dafür sein, dass in dem Land nur minimale Abweichungen zur Bildungsbe-
teiligung auf Bundesebene bestehen. 
155
Abbildung 2-36:  Bildungsbeteiligung iranischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-




























Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
Hinsichtlich des Förderschulbesuchs ist nur für das Land Niedersachsen eine nen-
nenswerte Abweichungen vom Bundesdurchsch nitt zu konstatieren: Hier besuchen 
iranische Schüler zu 9,0 % und somit 1,66-mal so häufi g eine Förderschule im Ver-
gleich zum Anteilswert für Deutschland insgesamt.
Die Hauptschulbesuchsanteile variieren in den Ländern zwischen 6,6 % in Ham-
burg und 20,0 % in Niedersachsen. Somit besuchen iranische Schüler in Niedersach-
sen 3,1-mal so häufi g eine Hauptschule wie in Hamburg.
Werden die Schulformen Förder- und Hauptschule zusammengefasst betrachtet, 
dann besuchen insgesamt 21,1 % der iranischen Schüler auf Bundesebene maximal die 
Schulform Hauptschule. Der höchste Anteil beträgt auf Landesebene 29,0 % für Nie-
dersachsen, dieser Anteil beträgt das 2,4-Fache gegenüber dem Anteil von 12,1 % für 
Hamburg.
Im Besuch von sonstigen weiterführenden Schulformen zeigen sich nur leichte Ab-
weichungen zum Bundesdurchschnitt, die Anteilswerte variieren in den Ländern zwi-
schen 32,4 % für Niedersachsen und 41,4 % für Hamburg.
Insgesamt nimmt Niedersachsen hinsichtlich der Bildungsbeteiligung von irani-
schen Schülern eine Sonderrolle ein, da in dem Land die Schulformbesuchsanteile von 
iranischen Schülern deutlich vom Bundesdurchschnitt abweichen. Der Besuch von 
Förderschulen und Hauptschulen fällt deutlich höher aus, während von iranischen 
Schülern sonstige weiterführende Schulformen und Gymnasien deutlich seltener be-
sucht werden. 
Ein relativ ausgeglichener RRI von 0,87 auf Bundesebene weist darauf hin, dass irani-
sche Schüler im Vergleich zu deutschen Schülern in etwa gleich häufi g – bzw. sogar 
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etwas seltener – Förderschulen besuchen (Abbildung 2-37). Relativ ausgeglichene RRIs 
zeigen sich auch für drei der vier dargestellten Bundesländer, der Index nimmt für 
NRW einen Wert von 0,93 sowie für Hessen und Hamburg von 1,09 ein. Lediglich 
in Niedersachsen sind iranische Schüler an Förderschulen deutlich überrepräsentiert, 
was durch einen RRI von 1,66 veranschaulicht wird.
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Auf der Bundesebene fällt der Besuch von Hauptschulen für iranische Schüler mit ei-
nem RRI von 1,19 leicht erhöht aus. Der Indexwert für NRW unterscheidet sich nur 
marginal vom Bundesdurchschnitt, deutlich höhere RRIs zeigen sich mit 1,37 für Nie-
dersachsen und 1,83 für Hessen. Lediglich i n Hamburg, das einen RRI von 0,95 auf-
weist, ist der Hauptschulbesuch zwischen iranischen und deutschen Schülern in etwa 
ausgeglichen (6,6 vs. 6,9 %).
Annähernd ausgeglichen fallen auch die RRIs im Besuch sonstiger weiterführen-
der Schulformen sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene aus. Während sich für 
Deutschland insgesamt ein RRI von 0,96 ergibt, variieren die Landes-RRIs zwischen 
0,90 in Niedersachsen und 1,08 in Hamburg.
Ein ähnliches – d. h. relativ ausgeglichenes – Bild ergibt sich auch im Vergleich der 
Besuchsanteile von Gymnasien zwischen iranischen und deutschen Schülern. Ein RRI 
von 1,00 auf Bundesebene zeigt an, dass iranische Schüler genauso oft  Gymnasien be-
suchen wie deutsche Schüler. In den Ländern Niedersachsen, Hamburg und Hessen 
sind iranische Schüler an Gymnasien leicht unterrepräsentiert, was sich in RRIs zwi-
schen 0,88 und 0,94 widerspiegelt. Lediglich in NRW – mit einem RRI von 1,03 – be-
suchen iranische Schüler minimal häufi ger als ihre deutschen Mitschüler ein Gymna-
sium (43,4 vs. 42,2 %).
Festzuhalten bleibt, dass die Bildungsbeteiligung von iranischen Schülern sehr 
ähnlich ausfällt wie die Bildungsbeteiligung von deutschen Schülern. Dies zeigt sich 
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in insgesamt relativ ausgeglichenen RRIs sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebe-
ne. Z. B. variieren die Indexwerte in Hamburg je nach Schulform zwischen 0,93 und 
1,09. Deutliche Abweichungen ergeben sich hinsichtlich des Besuchs von Förder- und 
Hauptschulen in Niedersachsen sowie von Hauptschulen, die von iranischen Schülern 
in Hessen deutlich überrepräsentiert besucht werden.
2.2.18 Österreichische Schüler
Im Jahr 2010 umfasst die Bevölkerung mit österreichischer Staatsangehörigkeit in 
Deutschland insgesamt 175.244 Personen. Hierunter weist knapp jede Zweite eine 
Aufenthaltsdauer von mehr als 30 Jahren auf. Entsprechend hoch ist auch die durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer von 27,7 Jahren. Knapp die Hälft e lebt in dem unmittel-
bar an Österreich angrenzenden Bundesland Bayern (Statistisches Bundesamt 2011c, 
eigene Berechnungen). Für die Gruppe der in Deutschland lebenden Österreicher sind 
im Vergleich insofern Vorteile anzunehmen, da sie sowohl die Schulsprache beherr-
schen als auch einen hohen sozioökonomischen Status aufweisen (vgl. Tabelle 1-1).
Von den 4.276 österreichischen Schülern in Deutschland besuchen 14,0 % eine ba-
den-württembergische, 11,8 % eine nordrhein-westfälische und mit 52,3 % mehr als je-
der Zweite eine Schule in Bayern (vgl. Anhang VIII). Trotz des hohen Anteils von ös-
terreichischen Schülern in Bayern unterscheiden sich in dem Land – wie noch gezeigt 
wird – die Besuchsanteile für alle Schulformen mit Ausnahme des Gymnasiums im 
Vergleich zu den Anteilen für Deutschland insgesamt. 
Abbildung 2-38:  Bildungsbeteiligung österreichischer Schüler an allgemeinbildenden Schul-























Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
158
Auf Bundesebene besuchen 6,0 % der österreichischen Schüler eine Förderschule. Zwi-
schen den Ländern variiert dieser Anteil um das 2,1-Fache, wenn das Maximum von 
7,6 % für Bayern ins Verhältnis zum Minimum von 3,6 % für NRW gesetzt wird. 
Im Vergleich zum Hauptschulbesuchsanteil auf Bundesebene, der 18,1 % beträgt, 
sind auf Landesebene geringere Anteile für NRW mit 12,9 % sowie höhere Anteile für 
Baden-Württemberg und Bayern mit Anteilswerten von 21,6 bzw. 22,7 % auszuma-
chen.
Wird der Besuch von Förder- und Hauptschulen gemeinsam betrachtet, dann er-
gibt sich für NRW mit 16,5 % der mit Abstand geringste Besuchsanteil dieser Schul-
formen. Für Bayern hingegen ist der Anteil um 6,2 Prozentpunkte gegenüber dem 
Bundesdurchschnitt von 24 % erhöht.
Österreichische Schüler besuchen in Bayern mit 19,2 % seltener eine sonstige wei-
terführende Schule als im Bundesdurchschnitt (26,6 %), am häufi gsten werden diese 
Schulen von österreichischen Schülern in NRW mit 35,3 % besucht. Somit gehen ös-
terreichische Schüler in NRW 1,8-mal so häufi g an sonstige weiterführende Schulfor-
men wie in Bayern.
Beinahe jeder zweite österreichische Schüler in Deutschland besucht ein Gymna-
sium (49,4 %). Vom Bundesdurchschnitt weicht nur das Land Baden-Württemberg 
deutlich ab – hier beträgt der Gymnasialbesuchsanteil 41,6 %. 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass sich die Bildungsbeteiligung von österreichi-
schen Schülern durch einen relativ hohen Gymnasialbesuchsanteil auszeichnet und 
die Anteilswerte auf Landesebene nur mäßig vom Bundesdurchschnitt abweichen.
Wie in Abbildung 2-39 erkennbar unterscheidet sich der Besuch von Förderschu-
len zwischen österreichischen und deutschen Schülern auf Bundesebene nur mini-
mal (RRI = 0,96). In den dargestellten Ländern sind etwas deutlichere Unterschiede 
zu erkennen. Denn österreichische Schüler sind an bayerischen und baden-württem-
bergischen Förderschulen um das 1,27-Fache überrepräsentiert, während ihr Förder-
schulbesuchsanteil in NRW nur das 0,58-Fache des Anteils von deutschen Schülern 
ausmacht (3,6 vs. 6,2 %). 
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In Deutschland sowie im Speziellen in Baden-Württemberg sind österreichische Schü-
ler an Hauptschulen um das 1,38-78 bzw. 1,25-Fache überrepräsentiert, während sie 
diese Schulformen in NRW und Bayern mit RRIs von 0,94 bzw. 0,93 leicht unterreprä-
sentiert besuchen. 
Auf Bundesebene sind österreichische Schüler an sonstigen weiterführenden Schu-
len unterrepräsentiert (RRI = 0,71), das gleiche ist für die einzelnen Bundesländer 
festzustellen. In Baden-Württemberg und NRW sind sie an diesen Schulen mit RRIs 
von 0,88 bzw. 0,93 leicht, in Bayern dagegen mit einem RRI von 0,66 deutlich unter-
repräsentiert. 
Im Bundesdurchschnitt sind österreichische Schüler im Vergleich zu deutschen 
Schülern an Gymnasien um das 1,15-Fache überrepräsentiert. Ähnlich hoch fällt der 
RRI in NRW mit 1,14 aus. In Bayern werden Gymnasien von österreichischen Schü-
lern im Verhältnis etwas häufi ger besucht (RRI = 1,25), während ein RRI von 0,96 für 
Baden-Württemberg indiziert, dass sich der Anteil des Besuchs von Gymnasien zwi-
schen österreichischen und deutschen Schülern nur unwesentlich unterscheidet. 
Insgesamt ist für österreichische Schüler eine relativ ähnliche Bildungsbeteiligung 
wie für deutsche Schüler zu konstatieren, was sich insbesondere auf der Ebene des 
Bundes zeigte. Die nur geringen Unterschiede spiegelten sich etwa in nahezu ausgegli-
chenen RRIs im Förderschul- und Gymnasialbesuch wider. Auf Länderebene sind je-
doch z. T. deutliche Abweichungen von den RRIs für Deutschland insgesamt festzu-
stellen, was sich insbesondere für die Schulform Förderschule zeigte.
78 Das auf den ersten Blick möglicherweise kontraintuitive Ergebnis für Deutschland insgesamt re-
sultiert aus der regionalen Verteilung, denn Schüler mit österreichischer Staatsangehörigkeit besu-
chen primär Schulen in Ländern mit überdurchschnittlich hohen Hauptschulbesuchsanteilen. Wie 
gezeigt besuchen 52 % aller Schüler mit österreichischer Staatsangehörigkeit in Deutschland eine 
Schule in Bayern und weitere 14 % eine Schule in Baden-Württemberg (gegenüber nur 16 bzw. 14 % 
aller Schüler mit deutscher Staatsangehörigkeit).
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2.2.19 US-amerikanische Schüler
Im Jahr 2010 haben in Deutschland 97.732 Personen eine US-amerikanische Staatsan-
gehörigkeit. Ihre durchschnittliche Aufenthaltsdauer beträgt 17 Jahre, gut jeder Fünft e 
(22 %) lebt sogar mehr als 30 Jahre in Deutschland (Statistisches Bundesamt 2011c, ei-
gene Berechnungen). Bei der Bevölkerung mit US-amerikanischer Staatsangehörigkeit 
handelt es sich mehrheitlich um in Deutschland stationierte US-Streitkräft e sowie de-
ren Familienangehörige. Allein die Zahl der US-Soldaten in Deutschland wird für das 
Jahr 2009 von der Bundesregierung mit 56.680, die Zahl des sogenannten ‚zivilen Ge-
folges‘ mit weiteren 9.691 Personen angegeben (vgl. Deutscher Bundestag 2011: 15).
In lediglich drei Bundesländern besuchen jeweils mehr als 500 US-amerikanische 
Schüler eine allgemeinbildende Schulform mit Schulangebot in Sekundarstufe I. Auf 
diese drei Länder konzentrieren sich 56,7 % der 3.970 Schüler mit amerikanischer 
Staatsangehörigkeit in Deutschland (vgl. Anhang VIII). Jedes Land weist ein beson-
deres Muster hinsichtlich der Bildungsbeteiligung dieser Schüler auf. Denn fast immer 
sind deutliche Unterschiede zwischen den Schulformbesuchsanteilen in den Ländern 
und den Anteilen auf Bundesebene erkennbar (Abbildung 2-40). Am deutlichsten 
zeigt sich dies für Berlin, hier besuchen 90,3 % der amerikanischen Schüler eine sons-
tige weiterführende Schule (unter diesen nimmt die Schulform Gesamtschule einen 
Anteil von 89,3 % ein, ohne Abbildung). Dieser Anteil fällt mehr als doppelt so hoch 
aus wie im Bundesdurchschnitt (44,1 %). Mit den hohen Besuchsanteilen gehen mar-
ginale Hauptschul- und Förderschulbesuchsanteile von 1,3 bzw. 0,8 % einher, die er-
heblich unter dem Bundesdurchschnitt von 17,3 bzw. 3,4 % liegen. Gymnasien werden 
von amerikanischen Schülern in Berlin zu 7,6 % besucht, auch dieser Anteil fällt deut-
lich niedriger aus als im Bundesdurchschnitt (35,3 %).
Abbildung 2-40: Bildungsbeteiligung US-amerikanischer Schüler an allgemeinbildenden 























Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
n.v. = nicht vorhanden, da nicht erhoben
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In Baden-Württemberg gehen US-amerikanische Schüler zu 32,8 % – und somit sel-
tener als auf Bundesebene – an sonstige weiterführende Schulformen. Verglichen mit 
dem Anteilswert für Deutschland insgesamt besuchen sie in dem Bundesland etwa 
1,5-mal so häufi g Hauptschulen und 1,16-mal so häufi g Gymnasien. Für Bayern fällt 
der erheblich geringere Besuchsanteil von sonstigen weiterführenden Schulen mit 
15,1 % auf. Zudem besuchen US-amerikanische Schüler in diesem Bundesland 1,68-
mal so häufi g Förderschulen und 2,61-mal so oft  Hauptschulen wie im Bundesdurch-
schnitt.
Insbesondere ist die extrem uneinheitliche Bildungsbeteiligung der US-amerikani-
schen Schüler in den dargestellten Ländern hervorzuheben. Diese resultiert sicherlich 
zu einem großen Teil aus dem sehr hohen Anteil amerikanischer Schüler an Berli-
ner Gesamtschulen – hiermit gehen für amerikanische Schüler in Berlin entsprechend 
niedrige Besuchsanteilen von Förder-, Hauptschulen und Gymnasien einher. Der För-
derschulbesuchsanteil von 5,7 % in Bayern beträgt das 7,3-Fache gegenüber dem ent-
sprechenden Anteil für amerikanische Schüler in Berlin. Der kumuliert betrachtete 
Besuch von Förder- und Hauptschulen weist für Bayern aus, dass etwa jeder Zweite 
maximal eine Hauptschule besucht (50,7 %), während dies im Bundesdurchschnitt auf 
gerade jeden fünft en amerikanischen Schüler zutrifft   (20,6 %). Zum Vergleich beträgt 
dieser Anteil in Baden-Württemberg 26,2 % und in Berlin nur 2,1 %.
In Abbildung 2-41 werden die Schulformbesuchsanteile von amerikanischen ins Ver-
hältnis gesetzt zu denen von deutschen Schülern. US-amerikanische Schüler besuchen 
in Deutschland nur etwa halb so häufi g eine Förderschule wie deutsche Schüler (RRI 
= 0,54). Während auf Landesebene der Förderschulbesuch in Bayern in etwa ausge-
glichen ist (RRI = 0,96), verweist ein RRI von 0,13 für Berlin darauf, dass amerikani-
sche Schüler in dem Stadtstaat deutlich seltener als deutsche Schüler an eine Förder-
schule gehen. 
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Demgegenüber sind US-amerikanische Schüler an Hauptschulen  überrepräsentiert: In 
Deutschland besuchen sie 1,32-mal so oft  wie deutsche Schüler eine Hauptschule; für 
Baden-Württemberg und Bayern fällt der RRI mit 1,52 bzw. 1,85 sogar noch höher 
aus. Eine Ausnahme bildet Berlin mit einem RRI von 0,28: hier besuchen nur 1,3 % 
der amerikanischen gegenüber 4,6 % der deutschen Schüler eine Hauptschule.
Relativ ausgeglichen gestaltet sich der Besuch von sonstigen weiterführen-
den Schulformen zwischen US-amerikanischen und deutschen Schülern sowohl für 
Deutschland insgesamt (RRI = 1,17) als auch in Baden-Württemberg (RRI = 0,98). 
Demgegenüber zeigt sich für Bayern eine deutliche Unterrepräsentation von US-ame-
rikanischen Schülern mit einem RRI von 0,52, während für Berlin mit einem RRI von 
1,8 eine deutliche Überrepräsentation dieser Schüler an sonstigen weiterführenden 
Schulen zu konstatieren ist.
An Gymnasien sind US-amerikanische Schüler sowohl auf Bundesebene (RRI = 
0,82), als auch in den Ländern unterrepräsentiert – wenn auch in unterschiedlichem 
Ausmaß. In Bayern und Baden-Württemberg fällt die Unterrepräsentation mit ei-
nem RRI von 0,84 bzw. 0,94 geringer aus als im Bundesdurchschnitt. Der deutlichs-
te Unterschied ist für Berlin mit einem RRI von 0,19 festzustellen, da der Gymnasi-
albesuchsanteil für US-amerikanische Schüler weniger als ein Fünft el des Anteils von 
deutschen Schülern beträgt (7,6 vs. 39,4 %).
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass US-amerikanische Schüler an Förderschulen 
und Gymnasien unterrepräsentiert sind, während sie tendenziell an Hauptschulen und 
an sonstigen weiterführenden Schulen überrepräsentiert sind.
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2.2.20 Spanische Schüler
Im Jahr 1960 wurde zwischen Deutschland und Spanien ein Anwerbevertrag abge-
schlossen (vgl. Oltmer 2010: 52). Der Anteil von Facharbeitern bzw. von berufl ich 
Qualifi zierten unter den angeworbenen Arbeitsmigranten war mit 7,7 % sehr gering 
(vgl. Th ränhardt/Weiss 2012: 120; Sanchez Otero 2008: 203). Dies gilt selbst im Ver-
gleich zu Arbeitsmigranten der anderen Anwerbestaaten (vgl. ebd.). Die spanischen 
Zuwanderer stammten „überwiegend aus den ärmsten Regionen Andalusien und Ga-
lizien“ (Sanchez Otero 2008: 202). In den nachfolgenden Jahren kam es – insbeson-
dere im Rahmen des Anwerbestopps im Jahr 1973 – zum Nachzug von Familienan-
gehörigen (vgl. Oltmer 2010: 54). Spanische Zuwanderer artikulierten ihre Interessen 
und integrierten sich schnell (vgl. Th ränhardt 1999: 36ff .; Th ränhardt/Weiss 2012: 
122). In Deutschland haben sie „konsequent ihr soziales und kulturelles Kapital ausge-
baut“ (Sanchez Otero 2008: 202). Hervorzuheben ist die besondere Rolle der – durch 
die spanische Katholische Mission unterstützten – spanischen Elternvereine (vgl. ebd.: 
204ff .). Diese organisieren z. B. Hausaufgabenhilfen und muttersprachlichen Unter-
richt, dienen der Interessenvertretung und versuchen zudem die spanische Kultur zu 
vermitteln (vgl. ebd.). Ihr Ziel ist es, „zur Verbesserung der schulischen Situation der 
spanischen Kinder und Jugendlichen in Deutschland beizutragen“ (ebd.: 206). Hierzu 
wurde auch mit spanischen und deutschen Behörden zusammengearbeitet (vgl. ebd.: 
205f.). 
Im Jahr 2010 leben 105.401 Personen mit spanischer Staatsangehörigkeit in 
Deutschland. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer ist mit 27,3 Jahren als relativ 
hoch anzusehen, für mehr als jeden Zweiten beträgt die Aufenthaltsdauer sogar mehr 
als 30 Jahre (Statistisches Bundesamt 2011c, eigene Berechnungen).
Die Bildungsbeteiligung der insgesamt 3.856 spanischen Schüler in Deutschland 
wird in Abbildung 2-42 veranschaulicht. Insgesamt besuchen 7,9 % der spanischen 
Schüler eine Förderschule. Sonstige weiterführende Schulformen werden zu 41,7 % be-
sucht, während gut jeder Fünft e an eine Hauptschule und knapp jeder Dritte (29,6 %) 
an ein Gymnasium geht. Ein Vergleich der Förderschulbesuchsanteile auf Bundes- so-
wie auf Landesebene zeigt für Hessen und Nordrhein-Westfalen keine deutlichen Ab-
weichungen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt, lediglich in Baden-Württemberg 
ist mit 9,6 % ein etwas erhöhter Besuchsanteil festzustellen.
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Abbildung 2-42:  Bildungsbeteiligung spanischer Schüler an allgemeinbildenden Schulfor-























Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
Hinsichtlich des Hauptschulbesuchs sind für Baden-Württember g deutliche Abwei-
chungen vom Bundesdurchschnitt (von 20,7 %) zu erkennen. In dem Bundesland fällt 
der Anteil für spanische Schüler mit 28,8 % höher aus, während der Anteil in Hessen 
mit 9,9 % lediglich weniger als die Hälft e des Bundesdurchschnitts beträgt.
Entsprechend weichen für spanische Schüler auch die Anteile im Besuch maximal 
der Schulform Hauptschule gegenüber den entsprechenden Anteilswerten auf Bundes-
ebene ab. In Baden-Württemberg besuchen 38,3 % der spanischen Schüler entweder 
eine Förder- oder eine Hauptschule und somit erheblich häufi ger als auf Bundesebe-
ne (28,6 %). Während sich der Besuchsanteil für spanische Schüler in NRW mit 29,8 % 
nur marginal von dem Anteilswert für Deutschland insgesamt unterscheidet, fällt der 
Anteil für spanische Schüler in Hessen mit 18,5 % deutlich geringer aus.
Insgesamt 41,7 % der spanischen Schüler in Deutschland besuchen eine sonsti-
ge weiterführende Schulform. Von diesem Anteilswert sind deutliche Abweichungen 
nur für spanische Schüler in Hessen und Baden-Württemberg mit 49,5 bzw. 32,2 % 
zu konstatieren. Somit gehen spanische Schüler in Hessen 1,54-mal so häufi g an eine 
sonstige weiterführende Schule wie spanische Schüler in Baden-Württemberg.
Auf Bundesebene besuchen 29,6 % der spanischen Schüler ein Gymnasium. Auf 
Länderebene sind nur leichte Abweichungen vom Bundesdurchschnitt festzustellen, 
dies betrifft   insbesondere Nordrhein-Westfalen und Hessen mit einem Gymnasialbe-
suchsanteil von 25,7 bzw. 32,0 %.
In Abbildung 2-43 zeigt sich, dass spanische Schüler im Vergleich zu ihren deutschen 
Mitschülern sowohl auf Bundesebene als auch in den dargestellten Ländern häufi ger 
eine Förderschule besuchen. Das Förderschulbesuchsrisiko ist für spanische Schüler 
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in Deutschland um das 1,27-Fache erhöht. Auf Landesebene sind Abweichungen vom 
RRI für Deutschland insgesamt zu konstatieren: In NRW besuchen spanische Schüler 
1,19-mal so häufi g wie deutsche Schüler eine Förderschule, in Hessen und Bayern ge-
hen sie bereits 1,66- bzw. 1,69-mal so häufi g wie deutsche Schüler an diese Schulform.
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Der Besuch von Hauptschulen fällt für spanische Schüler im Vergleich zu deutschen 
Schülern überdurchschnittlich aus. Erstere besuchen im Bundesdurchschnitt 1,58-mal 
so häufi g eine Hauptschule wie deutsche Schüler. Die dargestellten La ndes-RRIs wei-
chen nur geringfügig vom Indexwert für Deutschland insgesamt ab.
Auf Bundesebene besuchen spanische Schüler 1,11-mal so häufi g sonstige weiter-
führende Schulform wie deutsche Schüler. Auf Landesebene fallen die RRIs für NRW 
und Hessen mit Indexwerten von 1,17 und 1,25 etwas höher aus. Nur in Baden-Würt-
temberg besuchen weniger spanische als deutsche Schüler eine sonstige weiterführen-
de Schulform, was durch einen RRI von 0,96 verdeutlicht wird. 
Relativ einheitliche RRIs zeigen sich hinsichtlich des Gymnasialbesuchs, der für 
spanische Schüler erheblich geringer als für deutsche Schüler ausfällt. Auf der Bun-
desebene ergibt sich ein RRI von 0,69, da der Gymnasialbesuchsanteil von spanischen 
Schülern 29,6 %, der von deutschen Schülern hingegen 43,1 % beträgt. Auf Landesebe-
ne – d. h. für die Länder Baden-Württemberg, Hessen und NRW – variieren die RRIs 
zwischen 0,68 und 0,61.
Insgesamt bleibt eine Überrepräsentation von spanischen Schülern an Förderschu-
len und Hauptschulen sowie tendenziell auch an sonstigen weiterführenden Schulfor-
men festzuhalten, während sie im Vergleich zu deutschen Schülern an Gymnasien un-
terrepräsentiert sind.
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2.3 Relatives Risiko des Besuchs spezifi scher Schulformen nach 
Staatsangehörigkeit im Vergleich
Die spezifi schen Muster der RRIs nach Schulform und Staatsangehörigkeit sollen für 
Deutschland insgesamt herausgearbeitet und die bisher dargestellten Ergebnisse in Be-
zug zueinander gesetzt werden. Die in den vorherigen Abbildungen enthal tenen RRIs, 
die sich auf die Bundesebene beziehen, werden zu Vergleichszwecken erneut in Abbil-
dung 2-44 (nach Staatsangehörigkeit und Schulform) dargestellt.
Abbildung 2-44:  RRIs des Schulformbesuchs von Schülern nach Staatsangehörigkeit ge-
genüber deutschen Schülern (für Deutschland insgesamt)79
Unmittelbar zeigen sich die Unterschiede in den relativen Besuchsrisiken der einzel-
nen Schulformen nach Staatsangehörigkeit. Amerikanische, ukrainische und vietna-
mesische Schüler weisen an Förder schulen einen RRI von maximal 0,54 auf, d. h. sie 
besuchen diese Schulform nur etwa halb so oft  wie deutsche Schüler. Polnische, rus-
sische, iranische und österreichische Schüler sind – im Vergleich zu deutschen Schü-
lern – mit RRIs zwischen 0,82 und 0,96 an Förderschulen leicht bis minimal unter-
repräsentiert. Um das bis zu 1,80-Fache erhöhte Förderschulbesuchsanteile weisen 
spanische, afghanische, kroatische, griechische, türkische, portugiesische und bosni-
sch-herzegowinische Schüler auf, während diese Anteile für mazedonische und itali-
enische Schüler mit RRIs von 2,0 bzw. 2,2 mindestens doppelt so hoch wie für deut-
sche Schüler ausfallen. Die deutlichsten Unterschiede ergeben sich für libanesische, 
serbische und albanische Schüler, Schüler dieser Staatsangehörigkeiten besuchen mit 
79 Die (gestrichelten) Verbindungslinien sollen allein der Visualisierung und einer besseren Vergleich-




















































































































RRIs zwischen 3,13 und 3,67 mehr als dreimal so häufi g eine Förderschule wie deut-
sche Schüler.
Im Vergleich zu deutschen Schülern sind an Hauptschulen nur vietnamesische 
Schüler unterrepräsentiert (RRI = 0,72). Ein ausgeglichener RRI ist lediglich für uk-
rainische Schüler festzustellen. Iranische, amerikanische, österreichische, afghanische, 
spanische und russische Schüler besuchen Hauptschulen 1,19- bis 1,62-mal so häu-
fi g wie deutsche Schüler. Deutlich höhere RRIs zwischen 1,99 und 2,76 zeigen sich 
für kroatische, bosnisch-herzegowinische, polnische, griechische, portugiesische und 
türkische Schüler. Annähernd dreimal so häufi g wie deutsche Schüler besuchen ita-
lienische, libanesische, serbische und mazedonische Schüler eine Hauptschule. Das 
Maximum wird von albanischen Schülern erreicht, die mehr als dreimal so oft  eine 
Hauptschule besuchen wie deutsche Schüler (RRI = 3,19).
Für die Mehrzahl – d. h. 10 von 19 – der nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten ist 
ein relativ ausgeglichener RRI im Besuch von sonstigen weiterführenden Schulformen 
zu konstatieren. Mit RRIs zwischen 1,11 und 1,22 sind an diesen Schulen spanische, 
US-amerikanische und afghanische Schüler leicht überrepräsentiert. Demgegenüber 
zeigen RRIs von 0,71 bis 0,88 für österreichische, albanische, serbische, ukrainische, 
russische und griechische Schüler Unterrepräsentationen an.
Große Unterschiede ergeben sich bei der Betrachtung der RRIs bezogen auf den 
Gymnasialbesuch: Während die Indexwerte für russische und iranische Schüler an-
nähernd ausgeglichen ausfallen, sind leichte Überrepräsentationen mit RRIs zwischen 
1,15 und 1,23 für österreichische, ukrainische und vietnamesische Schüler festzustel-
len. Erheblich seltener als deutsche Schüler besuchen griechische, bosnisch-herzego-
winische, afghanische, polnische, kroatische, spanische und US-amerikanische Schüler 
ein Gymnasium – für sie ergeben sich RRIs zwischen 0,82 und 0,53. Noch deutliche-
re Unterschiede im Besuch von Gymnasien zeigen sich für portugiesische, italieni-
sche, türkische, mazedonische und serbische Schüler, deren RRIs zwischen 0,41 und 
0,28 betragen. Ein Gymnasialbesuchsanteil, der weniger als ein Fünft el des Anteils 
von deutschen Schülern beträgt, ist für albanische Schüler mit einem RRI von 0,19 zu 
konstatieren. Der größte Unterschied zeigt sich für libanesische Schüler, deren Gym-
nasialbesuchsanteil nur etwa ein Achtel des Anteils von deutschen Schülern erreicht, 
was durch einen RRI von 0,12 verdeutlicht wird.
Für Deutschland insgesamt sollen weiter die drei stärksten Zusammenhänge in 
der Höhe der RRIs nach Staatsangehörigkeit herausgearbeitet werden, die zwischen 
den Schulformen bestehen. Wird nach Staatsangehörigkeit der Zusammenhang für 
das relative Risiko des Besuchs von Hauptschulen sowie für Gymnasien berechnet, 
so ergibt sich ein – paarweise gewichteter – Pearson’scher Korrelationskoeffi  zient von 
r = -.959 (ohne Abbildung). Dies bedeutet, dass je höher das Risiko eines Hauptschul-
besuchs für Schüler einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit gegenüber deutschen 
Schülern ausfällt, umso geringer ist ihr Besuchsanteil von Gymnasien im Vergleich 
zum Anteil von deutschen Schülern (und vice versa: je geringer das Risiko des Haupt-
schulbesuchs für Schüler einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit, umso höher liegt 
ihr Gymnasialbesuchsanteil im Vergleich zu deutschen Schülern). Ein starker nega-
tiver Zusammenhang von r = -.687 zeigt sich auch zwischen dem Förderschul- und 
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dem Gymnasialbesuchsanteil. Das gleiche gilt für die Korrelation zwischen dem Be-
such von Förderschulen gegenüber dem von Hauptschulen mit r = .703.
Schulformübergreifend bleiben extreme RRIs für libanesische, albanische und ser-
bische Schüler festzuhalten, da sie mehr als dreimal so häufi g eine Förderschule und 
zugleich etwa dreimal so häufi g Hauptschulen besuchen und nur sehr geringe RRIs 
im Gymnasialbesuch mit Indexwerten zwischen 0,12 und 0,28 aufweisen. Demgegen-
über sind in etwa ausgeglichene RRIs mit Werten von ungefähr eins für österreichi-
sche, iranische und russische Schüler festzustellen. Besonders positive Befunde sind 
für ukrainische und vietnamesische Schüler auszumachen: Mit RRIs von maximal 0,43 
sind sie an Förderschulen deutlich unterrepräsentiert. Zudem weisen nur diese beiden 
Staatsangehörigkeiten ausgeglichene bzw. sogar unterdurchschnittliche Hauptschulbe-
suchsquoten im Vergleich zu deutschen Schülern bei zugleich relativ ausgeglichenen 
RRIs im Besuch sonstiger weiterführender Schulformen und sogar erhöhten Gymnasi-
albesuchsanteilen auf. Alle weiteren dargestellten Staatsangehörigkeiten sind an Gym-
nasien unterrepräsentiert, die zugleich an sonstigen weiterführenden Schulen relativ 
ausgeglichene Indexwerte aufweisen und an Hauptschulen sowie zumeist auch an För-
derschulen überrepräsentiert sind.
Auf Ebene der Länder variieren die Indexwerte nach Staatsangehörigkeit zumeist 
in unterschiedlichem Ausmaß um den auf Bundesebene erzielten RRI. Jedoch ist die 
Tendenz der Landes-RRIs mehrheitlich übereinstimmend zu derjenigen auf Bundes-
ebene. D. h. die weit überwiegende Zahl der RRIs auf Landesebene fällt überrepräsen-
tiert (bzw. ausgeglichen oder unterrepräsentiert) aus, sofern dies bereits für den RRI 
auf Bundesebene der Fall war. Nur in Einzelfällen zeigen sich deutliche und tenden-
zielle Abweichungen vom RRI auf Bundesebene (gemeint ist z. B. eine Überrepräsen-
tation in einem Land anstelle einer Unterrepräsentation auf Bundesebene oder umge-
kehrt).
Daher werden abschließend die Extremwerte des Schulformbesuchs in den Län-
dern von Schülern mit nichtdeutscher im Vergleich zu Schülern mit deutscher Staats-
angehörigkeit dargestellt. Hierzu werden die zuvor bereits nach Staatsangehörigkeit 
abgebildeten RRIs in einer Tabelle neu zusammengestellt – und zwar wird diff eren-
ziert nach Schulform der jeweils niedrigste dem jeweils höchsten Landes-RRI gegen-
übergestellt (Tabelle 2-1). Die Länderbezeichnungen sind anhand der zuvor in diesem 
Kapitel berichteten RRI-Abbildungen nach der jeweiligen nichtdeutschen Staatsange-
hörigkeit der Schüler nachvollziehbar.
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Tabelle 2-1:  Minimal- und Maximalwerte der RRIs des  Schulformbesuchs von Schülern 






Staatsangehörigkeit min max min max min max min max
türkisch 0,9 2,5 2,3 3,7 0,6 1,6 0,2 0,5
italienisch 1,2 2,8 1,8 3,6 0,6 1,5 0,2 0,4
serbisch 1,3 7,9 2,0 4,4 0,3 1,3 0,2 0,5
griechisch 1,5 2,1 1,6 2,8 0,4 1,2 0,3 0,7
polnisch 0,2 1,9 1,8 3,1 0,7 1,3 0,5 0,8
russisch 0,5 1,7 1,3 2,4 0,6 1,0 0,7 1,1
albanisch 3,1 6,6 2,4 4,3 0,4 1,2 0,1 0,3
bosnisch 1,4 2,6 1,6 2,7 0,8 1,2 0,5 0,7
kroatisch 1,2 3,8 1,2 2,3 0,7 1,1 0,5 0,9
vietnamesisch 0,2 1,0 0,7 1,0 0,7 1,0 1,0 1,5
afghanisch 1,2 2,0 1,4 2,4 0,8 1,4 0,5 0,6
ukrainisch 0,4 0,8 0,7 1,5 0,6 0,9 1,0 1,3
portugiesisch 1,5 2,3 2,1 3,7 0,7 1,3 0,2 0,5
libanesisch 2,2 4,3 3,2 4,7 0,5 1,2 0,1 0,2
mazedonisch 2,4 2,9 2,3 4,0 0,6 1,0 0,2 0,3
iranisch 0,9 1,7 1,0 1,8 0,9 1,1 0,9 1,0
österreichisch 0,6 1,3 0,9 1,3 0,7 0,9 1,0 1,2
US-amerikanisch 0,1 1,0 0,3 1,9 0,5 1,8 0,2 0,9
spanisch 1,2 1,7 1,6 1,7 1,0 1,3 0,6 0,7
Es zeigt sich, dass eine erhebliche landesspezifi sche Variabilität hinsichtlich der RRIs 
bzw. des Schulformbesuchs von Schülern mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit im 
Vergleich zu deutschen Schülern besteht, wenn die Minima den Maxima der RRIs auf 
Landesebene gegenübergestellt werden. Dies soll am Beispiel des Förderschulbesuchs 
verdeutlicht werden: Albanische Schüler besuchen in Bayern 3,1-mal so häufi g wie 
deutsche Schüler eine Förderschule, in Niedersachsen sind albanische Schüler sogar 
um das 6,6-Fache an dieser Schulform überrepräsentiert (vgl. hierzu auch Abbildung 
2-19). Noch deutlichere Unterschiede zeigen sich für serbische Schüler, die in Hessen 
etwas häufi ger als deutsche Schüler Förderschulen besuchen (RRI = 1,3), während sie 
in Niedersachsen beinahe achtmal so häufi g an eine Förderschule gehen wie ihre deut-
schen Mitschüler (vgl. hierzu auch Abbildung 2-11). 
Abschließend werden die landesspezifi schen Varianzen des Schulformbesuchs nach 
Staatsangehörigkeit der Schüler exemplarisch für die Schulform Förderschule betrach-
tet (vgl. hierzu Anhang IX sowie die vorhergehenden RRI-Abbildungen nach Staats-
angehörigkeit der Schüler). Für die darstellbaren Länder ergibt sich, dass für Schüler 
mehrerer Staatsangehörigkeiten das Risiko eines überrepräsentierten Förderschulbe-
suchs in dem Land Niedersachsen am höchsten ausfällt. Für Niedersachsen ist ein 
Landesvergleich anhand von insgesamt zwölf Staatsangehörigkeitsgruppen durch-
führbar. Es zeigt sich, dass in sieben Fällen Niedersachsen das Land mit den höchs-
ten Überrepräsentationen von Schülern verschiedener nichtdeutscher Staatsangehörig-
keiten an Förderschulen ist. Hiervon betroff en sind iranische, russische, griechische 
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und türkische Schüler (mit RRIs zwischen 1,7 bis 2,5), noch stärker trifft   dies auf kro-
atische (RRI = 3,8), albanische (6,6) und serbische (7,9) Schüler zu. Schüler dieser 
Staatsangehörigkeiten besuchen in Niedersachsen sowohl im Ländervergleich, als auch 
im Vergleich zum RRI für Deutschland insgesamt erheblich häufi ger Förderschulen. 
Diese Ergebnisse belegen eine unterschiedlich starke separative Beschulung von Schü-
lern verschiedener Staatsangehörigkeiten in den Ländern. Insbesondere die – auch im 
Ländervergleich – deutlich erhöhten Förderschulbesuchsrisiken für Schüler verschie-
dener Staatsangehörigkeiten in Niedersachsen können als ein Hinweis auf institutio-
nelle Benachteiligung gewertet werden (vgl. hierzu Kapitel 1.3). Allerdings lassen sich 
die genauen Mechanismen oder Ursachen der institutionellen Benachteiligung anhand 
der verfügbaren Daten nicht näher bestimmen.
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass sich die Bildungsbeteiligung für Schüler ver-
schiedener Staatsangehörigkeiten (auf Bundes- sowie auf Landesebene) deutlich un-
terscheidet. Für die Schüler der meisten nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten sind 
im Vergleich zu deutschen Schülern an Gymnasien Unterrepräsentationen, an För-
der- und Hauptschulen hingegen Überrepräsentationen festzustellen. Zudem bestehen 
– wie zuletzt aufgezeigt – für Schüler derselben Staatsangehörigkeit im Vergleich zu 
deutschen Schülern z. T. erhebliche Unterschiede hinsichtlich der landesspezifi schen 
Chancen bzw. Risiken, eine bestimmte Schulform zu besuchen. 
2.4 Zusammenfassung
Alles in allem konnten erhebliche Disparitäten in der staatsangehörigkeitspezifi schen 
Bildungsbeteiligung festgestellt werden. Die Mehrzahl der nichtdeutschen Staatsan-
gehörigkeiten ist im Vergleich zu deutschen Schülern an Förder- und Hauptschulen 
überrepräsentiert und zugleich an Gymnasien unterrepräsentiert, während sonstige 
weiterführende Schulformen relativ ausgeglichen besucht werden. Die deutlichsten Be-
nachteiligungen zeigten sich für libanesische, albanische und serbische Schüler, die an 
Förder- und Hauptschulen erheblich überrepräsentiert, an Gymnasien hingegen deut-
lich unterrepräsentiert sind. Hervorzuheben ist insbesondere die hohe Bildungsbe-
teiligung von ukrainischen und vietnamesischen Schülern, die Förderschulen – und 
zum Teil auch Hauptschulen – seltener als deutsche Schüler besuchen, demgegenüber 
sind sie an Gymnasien überrepräsentiert vertreten. Für Schüler derselben Staatsange-
hörigkeit bestehen zudem regionale Unterschiede in der Bildungsbeteiligung. Dispa-
rate Schulformbesuchsanteile ließen sich in unterschiedlichem Umfang (von gerin-
gen bis zu erheblichen Unterschieden) in Abhängigkeit von der Staatsangehörigkeit 
und dem Bundesland der besuchten Schule feststellen. Den Ergebnissen war gemein, 
dass die Bildungsbeteiligung in den Ländern in der Regel von derjenigen im Bun-
desdurchschnitt (z. T. deutlich) abweicht. Entsprechende Ergebnisse mögen in Teilen 
sicherlich auf zuwanderungshistorische Unterschiede zurückzuführen sein. Hier sind 
etwa regionale oder soziale bzw. sozio-ökonomische Besonderheiten von Zuwande-
rungsprozessen zu nennen – hierüber geben die verfügbaren Daten jedoch keine Aus-
kunft . Zumindest scheint der anhand von Mikrozensusdaten im ersten Kapitel festge-
stellte sozio-ökonomische Status für die Bevölkerung im Schulalter diff erenziert nach 
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Staatsangehörigkeit allein nicht auszureichen, um die z. T. erheblichen staatsangehörig-
keitsspezifi schen Bildungsdisparitäten hinlänglich zu erklären. Denn beispielsweise be-
stehen nur geringe Unterschiede im HISEI für die Bevölkerung mit italienischer und 
vietnamesischer Staatsangehörigkeit im Schulalter, der Schulformbesuch unterscheidet 
sich demgegenüber jedoch erheblich zwischen Schülern dieser Staatsangehörigkeiten. 
Einen weiteren wichtigen Aspekt für die jeweiligen Bildungsergebnisse könnten Unter-
schiede in der regionalen Schulstruktur darstellen. Allerdings konnten auch nach der 
Berechnung von Relativen-Risiko-Indizes – die das Schulangebot in den Ländern be-
rücksichtigen – zwischen den Ländern deutliche Disparitäten im Besuch bestimmter 
Schulformen für Schüler verschiedener nichtdeutscher Staatsangehörigkeiten im Ver-
gleich zu deutschen Schülern festgestellt werden. Erstaunlich sind insbesondere die 
landesspezifi schen Indexwerte im Besuch von Förderschulen, die teils erheblich variie-
ren. Am deutlichsten zeigte sich dies für serbische Schüler, die in Niedersachsen einen 
RRI von 7,9 aufweisen, da in dem Land serbische Schüler zu 42,9 % eine Förderschu-
le besuchen, während dies auf nur 5,4 % der deutschen Schüler zutrifft  . Der niedrigs-
te RRI von 1,3 war für serbische Schüler in Hessen zu beobachten. Hier waren es ‚nur‘ 
7,0 % der serbischen Schüler, die an eine Förderschule gehen – im Vergleich zu 5,2 % 
der deutschen Schüler. 
Anhand des Vergleichs der Förderschul-RRIs konnte eine unterschiedlich starke 
separative Beschulung von Schülern verschiedener nichtdeutscher Staatsangehörigkei-
ten im Vergleich zu deutschen Schülern aufgezeigt werden. Insbesondere die deutlich 
erhöhten RRIs für Niedersachsen lieferten Hinweise auf eine besondere institutionel-
le Benachteiligung von Schülern verschiedener Staatsangehörigkeiten in diesem Land.
Die amtlichen Schulstatistiken erwiesen sich sowohl hinsichtlich der Datenbasis als 
auch bezogen auf den hiermit einhergehenden Diff erenzierungsgrad nach der Staats-
angehörigkeit von Schülern als vorteilhaft . Es zeigte sich deutlich, dass das Merkmal 
„ausländische Schüler insgesamt“ auszudiff erenzieren ist, da die Bildungsbeteiligung 
in Abhängigkeit von der Staatsangehörigkeit von Schülern sehr heterogen ausfällt. Zu-
dem wurde deutlich, dass regionale Spezifi ka zu beachten sind, die eine Relevanz be-
zogen auf den Indikator Staatsangehörigkeit bzw. ‚ausländische Schüler insgesamt‘ 
besitzen. Denn zwischen den Regionen variiert die Zusammensetzung der nichtdeut-
schen Schüler nach Staatsangehörigkeit.80
Auch wenn die berichteten Ergebnisse zutreff end sind, ist kritisch einzuwenden, 
dass das selbstgewählte Fallzahlkriterium dazu führte, dass nur eine (wechselnde) 
Auswahl an Ländern hinsichtlich der Analyse von Bildungsdisparitäten von Schülern 
nach Staatsangehörigkeit berücksichtigt werden konnte. Denn mit der Entscheidung 
zugunsten robuster Ergebnisse geht ein fallzahlbedingt eingeschränkter Länderver-
gleich einher. Entsprechend können bestehende Bildungsdisparitäten für Länder mit 
niedrigen Fallzahlen von nichtdeutschen Schülern bzw. von Schülern bestimmter 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeiten nicht aufgearbeitet werden. Dies betrifft   insbe-
sondere die einzelnen ostdeutschen Flächenländer.
80 Hier sei nur auf das Beispiel Sachsen verwiesen: Unter den nichtdeutschen Schülern sind vietname-
sische Schüler die bedeutsamste Staatsangehörigkeitsgruppe. Vietnamesische Schüler weisen eine 
hohe Bildungsbeteiligung auf, ganz im Gegensatz zu den größten Staatsangehörigkeitsgruppen in 
den westdeutschen Ländern (vgl. hierzu insbesondere Kapitel 2.1 und Anhang VII).
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Einschränkungen hinsichtlich der Analyse von Bildungsdisparitäten konnten auch 
bezogen auf die Daten der amtlichen Schulstatistik festgestellt werden. Obwohl es sich 
bei der ‚Staatsangehörigkeit‘ nur um ein Migrationsmerkmal handelt, das von der 
Schulstatistik erfasst wird, bestehen drei wesentliche Kritikpunkte an den verfügba-
ren Summendaten. Hier ist erstens zu nennen, dass das Land Baden-Württemberg kei-
ne Zahlen zum Förderschulbesuch von bestimmten Staatsangehörigkeiten erhebt. Dies 
spiegelt sich auch in den Zahlen des Statistischen Bundesamtes wider. Erschwerend 
kommt hinzu, dass dieses Defi zit in den Statistiken nicht als solches benannt wird. 
D. h. es fehlen in den amtlichen Datensätzen entsprechende Kennzeichnungen oder 
Hinweise. Zweitens sind die schulstatistisch separat erfassten Staatsangehörigkeiten als 
nicht vollständig und z. T. als scheinbar willkürlich aggregiert anzusehen, zumindest 
ist kein eindeutiges Auswahlkriterium zu erkennen. Zwar werden vom Statistischen 
Bundesamt immerhin Informationen zu insgesamt 70 verschiedenen Staatsangehörig-
keiten bereitgestellt. Allerdings werden selbst Staatsangehörigkeitsgruppen mit einer 
hohen – auch quantitativen – analytischen Relevanz nicht separat in den Statistiken 
ausgewiesen, exemplarisch seien Schüler mit chinesischer oder irakischer Staatsange-
hörigkeit genannt.81 Hieraus folgt, dass die Übersicht über die Bildungssituation von 
Schülern nach der jeweiligen Staatsangehörigkeit unvollständig bleibt. Optimal wäre 
es, wenn durch das Statistische Bundesamt Schüler nach Staatsangehörigkeit zunächst 
diff erenziert erfasst würden. Selbst wenn für manche Staatsangehörigkeiten nur ge-
ringe Fallzahlen vorlägen, könnten für Publikationen oder im Rahmen von Datenan-
fragen von Nutzern Aggregierungen vorgenommen werden (z. B. nach historischen, 
geografi schen oder anderen Kriterien), so dass die Zusammenfassung von Staatsan-
gehörigkeiten inhaltlich sinnvoll erscheint.82 Zudem ist die Anzahl der zu erfassen-
den Staatsangehörigkeiten endlich und überschaubar, zudem variiert diese im Zeit-
verlauf nur wenig. Eine diff erenzierte Erhebung wäre ein Fortschritt im Gegensatz 
z. B. zum bisher ausgewiesenen ‚Übrigen Asien‘, für das eine Fallzahl von 22.123 Schü-
lern an Schulformen mit Sekundarstufen I-Angebot angegeben wird – hierunter wer-
den u. a. Schüler mit chinesischer Staatsangehörigkeit subsumiert. Hiervon bleibt un-
benommen, dass das Statistische Bundesamt die einzelnen Staatsangehörigkeiten um 
eigene Codierungen ergänzen kann, anhand derer bisherige – durch das Statistische 
Bundesamt vorgenommene – Aggregierungen nachvollzogen werden können. Die 
Ursache der vorgegebenen Aggregate ist darin zu suchen, dass die einzelnen Staats-
angehörigkeiten vom Statistischen Bundesamt nicht umfänglich in den Ländern ab-
gefragt werden. Z. T. weisen die sogenannten ‚Liefertabellen‘ oder Erhebungsprogram-
me vorstrukturierte (bzw. aggregierte) Staatsangehörigkeitsabfragen auf. Die Auswahl 
der Staatsangehörigkeiten wurde seit Jahren nicht mehr angepasst, sondern wird wei-
ter fortgeschrieben. Auch bemerken Urban und Weiser zu Recht: „Grundsätzlich sind 
81 Diese sind nach Zahlen des Ausländerzentralregisters zu den 25 häufi gsten Staatsangehörigkeits-
gruppen in Deutschland zu zählen (die chinesische Bevölkerung stellt die 20. häufi gste, die ira-
kische Bevölkerung die 21. häufi gste Staatsangehörigkeitsgruppe dar; vgl. Statistisches Bundesamt 
2011c, eigene Berechnung). Umgekehrt sind in der Schulstatistik weitere Staatsangehörigkeiten 
enthalten, die in der Bevölkerungsstatistik erheblich geringere Fallzahlen aufweisen, hier sind z. B. 
chilenische Staatsangehörige (Rang 71) zu nennen.
82 Allerdings ist es für die bisher fehlenden Staatsangehörigkeiten selbst dann, wenn eine bestmögli-
che Diff erenzierung in der Statistik erreicht werden sollte, nicht möglich, rückwirkende Analysen 
durchzuführen oder längere in die Vergangenheit reichende Zeitreihen zu bilden.
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Statistiken in Deutschland der Länderhoheit zugeordnet“ (Urban/Weiser 2006: 159). 
Entsprechend stellen die Statistiken auf Bundesebene immer eine Art Minimalkon-
sens zwischen den Ländern dar. Dies zeigt sich zum Dritten auch darin, dass vom 
Statistischen Bundesamt keine Statistiken bereitgestellt werden können, die weiter-
gehend nach der Staatsangehörigkeit von Schulabgängern diff erenzieren (es wird le-
diglich zwischen deutschen und nichtdeutschen Abgängern ohne weitergehende Dif-
ferenzierung nach der jeweiligen Staatsangehörigkeit unterschieden). Auch dies liegt 
darin begründet, dass einige Länder – wie z. B. NRW und Bayern – die Abgängersta-
tistiken nach Staatsangehörigkeit der Schüler ausdiff erenzieren, andere hingegen nicht. 
Folglich ist es für Deutschland insgesamt nicht möglich, den Schulerfolg unter Be-
rücksichtigung der genauen Staatsangehörigkeit von Schülern darzustellen. Vom Sta-
tistischen Bundesamt werden mangels Vollständigkeit auch keine Informationen für 
einzelne Länder bereitgestellt, die entsprechende Daten bereits erheben. Wünschens-
wert wäre auch, dass die aggregierten Summendaten vom Statistischen Bundesamt zu-
mindest diff erenziert nach einzelnen Klassenstufen vorgehalten und geliefert werden 
könnten, so dass die Bildungsbeteiligung nach Staatsangehörigkeit für einzelne Klas-
senstufen oder anhand eigener Aggregierungen z. B. für die Klassenstufen 5 bis 9 un-
tersucht werden könnten.
In den nachfolgenden Kapiteln wird in verschiedener Hinsicht an die bisher erziel-
ten Ergebnisse angeknüpft . Im Jahr 2000 hat sich das Staatsangehörigkeitsrecht maß-
geblich geändert. Daher wird in Kapitel 3 untersucht, inwiefern sich diese rechtlichen 
Änderungen auf das Staatsangehörigkeitsmerkmal in der amtlichen Schulstatistik aus-
wirken. Die rechtlichen Änderungen könnten perspektivisch auch die schulstatistisch 
erfasste Bildungsbeteiligung von nichtdeutschen Schülern (insgesamt sowie diff eren-
ziert nach genauer Staatsangehörigkeit) beeinfl ussen. Zudem wird geprüft , inwiefern 
weitere Merkmale, die bereits in einzelnen Ländern im Rahmen von schulischen In-
dividualdatenstatistiken erhoben werden, zur (ergänzenden) Messung des Migrations-
hintergrundes von Schülern beitragen. In Kapitel 4 wird anhand von Individualdaten-
statistiken exemplarisch für ein Bundesland sowohl die Bildungsbeteiligung als auch 
der Schulerfolg von Schülern mit Migrationshintergrund untersucht. Zudem werden 
die analytischen Potentiale (und mögliche weiterhin bestehende Limitationen) von In-
dividualdatenstatistiken kritisch überprüft .
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3. Auswirkungen des geänderten 
Staatsangehörigkeitsrechts auf die 
Zusammensetzung der Schülerschaft  nach 
Staatsangehörigkeit in der Schulstatistik83
In dem vorhergehenden Kapitel wurde aufgezeigt, dass deutliche Disparitäten in der 
Bildungsbeteiligung von Schülern nach Staatsangehörigkeit bestehen. In diesem Ka-
pitel wird insbesondere untersucht, inwiefern sich das ab dem Jahr 2000 geänder-
te Staatsangehörigkeitsrecht auf das Staatsangehörigkeitsmerkmal in der amtlichen 
Schulstatistik auswirkt. Auch wird geprüft , inwiefern weitere Migrationsmerkmale, 
die bereits in einzelnen Bundesländern im Rahmen der Schulstatistik erhoben wer-
den, zur (ergänzenden) Messung des Migrationshintergrundes von Schülern beitra-
gen. Zunächst werden die Änderungen des Staatsangehörigkeitsrechts dargestellt und 
die Hintergründe, die zu den Veränderungen führten, erläutert (3.1). Hieran schließt 
eine Übersicht zur Entwicklung der Anteile nichtdeutscher Grundschüler in Deutsch-
land sowie in den Ländern in Zeitreihe an (3.2). Mehrere Bundesländer erheben mitt-
lerweile Schülerindividualdaten. Ein Zugang zu diesen Daten konnte für Bayern, 
Hamburg, Hessen und Rheinland-Pfalz realisiert werden. Für diese Länder werden 
vertiefend die durch die geänderte Rechtslage bedingten Änderungen der staatsange-
hörigkeitsspezifi schen Anteile unter Grundschülern nach Geburtsjahr betrachtet. Zu-
dem wird analysiert, inwiefern sich die Zusammensetzung nach Staatsangehörigkeit 
innerhalb des Merkmals der nichtdeutschen Schüler insgesamt verändert (3.3). Hier-
durch können Kompositionseff ekte bestimmt (bzw. ausgeschlossen) werden, die ent-
weder aus der spezifi schen Staatsangehörigkeit oder aus dem jeweiligen Geburtsjahr 
resultieren. Letzteres ließe sich auf die seit dem Jahr 2000 geltenden Gesetzesänderun-
gen zurückführen. Weiter wird überprüft , inwiefern die Messung des Migrationshin-
tergrundes (bzw. ergänzender Migrationsmerkmale) nach KMK-Defi nition die durch 
das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht in der Schulstatistik entstehenden Unzuläng-
lichkeiten beheben kann (3.4). Ergänzt werden die Analysen um regionale Darstellun-
gen der staatsangehörigkeitsrechtlichen Auswirkungen auf die amtliche Schulstatistik 
auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städte (3.5) sowie auf der einzelschulischen 
Ebene (3.6). Hierbei wird auch untersucht, inwiefern auf der jeweiligen Ebene (weiter-
hin) ein korrelativer Zusammenhang zwischen den Merkmalen der ‚nichtdeutschen 
Schüler insgesamt‘ und der ‚Schüler mit Migrationshintergrund‘ besteht.
83 Teile dieses Kapitels wurden bereits veröff entlicht in Kemper (2010), in Kemper und Weishaupt 
(2013), oder werden voraussichtlich veröff entlicht in Kemper (im Erscheinen).
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3.1 Hintergrund: Veränderung des Staatsangehörigkeitsrechts 
in Deuts chland 
In Deutschland hatte das aus dem Jahr 1913 stammende und sogenannte ‚Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetz‘ (RuStAG) in seinen Grundzügen bis Ende der 1990er 
Jahre Bestand (vgl. z. B. Schulte 2006: 40f.; Storz/Wilmes 2007; Münch 2007; Tsapa-
nos 2001: 312). Gemäß den Koalitionsvereinbarungen zwischen SPD und Bündnis 
90/Die Grünen, die nach den Bundestagswahlen im Jahr 1998 die neu gewählte Re-
gierung stellten, war eine Reform des Staatsangehörigkeitsrechtes und eine Umbe-
nennung in ‚Staatsangehörigkeitsgesetz‘ beabsichtigt (vgl. Schneider 2010: 164). Die 
geplante Reform sah vor, in Deutschland geborenen Kindern der zweiten Genera-
tion den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit unter Beibehaltung der bisheri-
gen Staatsangehörigkeit(en) zu erleichtern (vgl. ebd.). Aufgrund eines „unerwarteten 
Wahlsieg[es] von CDU und FDP bei der Landtagswahl in Hessen im Februar 1999“ 
(ebd.), der u. a. auf der Unterschrift enkampagne der hessischen CDU gegen den ‚Dop-
pelpass‘ gründete, verfügten SPD und Bündnis 90/Die Grünen aufgrund der neuen 
Stimmenverhältnisse im Bundesrat nicht mehr über die erforderliche Mehrheit zur 
Änderung des Gesetzes (vgl. ebd.).84 Dies führte dazu, dass die Regierungsparteien 
mit der FDP einen Kompromiss eingingen – bzw. eingehen mussten –, woraus das 
modifi zierte Optionsmodell resultierte (vgl. ebd.). Das Optionsmodell wurde im März 
1999 vom Bundestag und im Mai 1999 vom Bundesrat beschlossen (vgl. ebd.)85. Die 
Optionsregelung soll nachfolgend in seinen Grundrissen beschrieben werden.
Durch eine Rechtsreform ist das geänderte Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) am 
1. Januar 2000 in Kraft  getreten. Mit § 4 StAG ist neben dem bislang in Deutschland 
dominierenden Abstammungsprinzip (ius sanguinis86) eine Regelung eingeführt wor-
den, die dem Territorial- bzw. Geburtsortsprinzip (ius soli87) entspricht. Seit 2000 er-
halten in Deutschland geborene Kinder nichtdeutscher Eltern zusätzlich zur Staatsan-
gehörigkeit ihrer Eltern die deutsche Staatsangehörigkeit, sofern nach § 4 Abs. 3 StAG 
mindestens ein Elternteil seit acht Jahren gewöhnlich und rechtmäßig in Deutsch-
land lebt und ein unbefristetes Aufenthaltsrecht besitzt (vgl. auch BBMFI 2005, 2008; 
Schulte 2006: 40ff .; Schneider 2010: 165). Wenn nach Prüfung durch Standesbeam-
te und Ausländerbehörde die Voraussetzungen vorliegen, wird dem Kind automatisch 
die deutsche Staatsangehörigkeit zusätzlich verliehen, d. h. es muss kein separater Ein-
bürgerungsantrag gestellt werden (vgl. Wiedemann 2005: 150ff .).
84 Der grundlegende politische Konfl ikt spiegelt sich auch in den sich diametral entgegenstehenden 
Philosophien wider, dass für die CDU Einbürgerung das Ergebnis von Integration sei bzw. be-
stimmte Integrationsleistung von Zuwanderern voraussetze; für SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
ermöglicht die Einbürgerung erst eine uneingeschränkte Eingliederung in die Gesellschaft  (vgl. 
Schneider 2010: 130; Steinhardt 2007: 544; Uslucan 2012).
85 Weitere Hintergründe und eine vertiefende Darstellung zur Historie des geänderten Staatsangehö-
rigkeitsrechts bieten z. B. Schneider (2010), Münch (2007) sowie Wiedemann (2005).
86 Auch Jus Sanguinis; lateinisch für ‚Recht des Blutes‘; oder „Blutsverwandtschaft “, wie es Weil (2001: 
92) formuliert: „Die Staatsbürgerschaft  ist Folge der Staatsangehörigkeit eines Elternteils oder wei-
ter entfernter Vorfahren“ (ebd.).
87 Auch Jus Soli; lateinisch für ‚Recht des Bodens‘; z. T. auch bezeichnet als ‚Geburtsortsrecht‘ (z. B. 
BBMFI 2005: 340). Weil (2001) formuliert allgemeiner: „die Tatsache, in einem Gebiet geboren zu 
sein, über das der Staat herrscht, geherrscht hat, oder seine Hoheit ausdehnen möchte“ (ebd.: 92).
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Eingeschränkt wird dieses Recht auf die deutsche Staatsangehörigkeit durch die – 
politisch z. T. auch weiterhin umstrittene – sogenannte ‚Optionsregelung‘. D. h. ‚ius so-
li-Jugendliche‘ müssen sich zwischen dem 18. und dem 23. Lebensjahr für eine der 
Staatsangehörigkeiten entscheiden (§ 29 StAG). Wird entsprechend der Optionspfl icht 
keine Entscheidung getroff en, geht die deutsche Staatsangehörigkeit mit Vollendung 
des 23. Lebensjahres nach § 29 StAG verloren (vgl. auch BBMFI 2008: 12ff .). Trotz 
des seit 2000 geltenden Mischsystems zwischen Abstammungs- und Bodenrecht ist 
der Grundgedanke, „das Entstehen von Mehrstaatigkeit nach Möglichkeit zu vermei-
den“ (BBMFI 2008: 29), im Wesentlichen erhalten geblieben (vgl. auch BBMFI 2005: 
348; BMI 2009: 17). Daher wird nach der Optionsregelung die Entscheidung für eine 
Staatsangehörigkeit eingefordert (vgl. Schulte 2006: 40).88 
In der (Schul-)Statistik, die bisher lediglich die Staatsangehörigkeit89 berücksich-
tigt, werden Schüler mit einer doppelten Staatsangehörigkeit als deutsche Schüler er-
fasst und ausgewiesen, wie es die Defi nition des Statistischen Bundesamtes veran-
schaulicht: „Deutsche, die zugleich eine fremde Staatsangehörigkeit besitzen, zählen 
nicht zur ausländischen Bevölkerung“ (Statistisches Bundesamt 2011c: 5). Dieser De-
fi nition folgt auch die amtliche Schulstatistik. Da bedingt durch die staatsangehörig-
keitsrechtlichen Änderungen vermehrt die deutsche ergänzend zu einer nichtdeut-
schen Staatsangehörigkeit (temporär) verliehen wird, sind erhebliche statistische 
Verzerrungen und z. B. Rückgänge im Nichtdeutschenanteil insgesamt zu erwar-
ten. Wie dargestellt, wirken sich die durch das sogenannte ‚Optionsmodell‘ beding-
ten rechtlichen Veränderungen bislang überwiegend auf die seit dem Jahr 2000 gebo-
renen Schüler aus.
Allerdings wurde im StAG eine Übergangsregelung für die im Zeitraum von 1990 
bis 1999 Geborenen verankert. „Für Kinder ausländischer Eltern, die vor dem Inkraft -
treten des Gesetzes in Deutschland geboren wurden und welche die entsprechenden 
Voraussetzungen erfüllen, wurde eine einjährige Übergangsfrist geschaff en“ (Stein-
hardt 2007: 544). Auf Antrag bestand die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Opti-
onsregelung auch für die vor dem 1.1.2000 geborenen Kinder, deren Eltern Nichtdeut-
sche sind (§ 40b StAG). Dies jedoch nur, sofern das Kind bis zum 1.1.2000 das zehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat (§ 40b StAG) und die Bedingungen des § 4 Abs. 
3 StAG erfüllt sind. Die Antragstellung im Rahmen der Übergangsregelung war le-
diglich auf ein Jahr befristet und bis spätestens zum 31.12.2000 möglich (§ 40b StAG; 
vgl. auch BBMFI 2005: 338). Wurde ein Antrag nicht bzw. später gestellt, oder liegt 
88 Kritisch ist jedoch anzumerken, dass häufi ge Ausnahmen von der Regel bzw. dem Grundgedanken 
bestehen, da beispielsweise Kinder mit einem deutschen und einem nichtdeutschen Elternteil nach 
dem Abstammungsprinzip „[…] – abhängig von dem Staatsangehörigkeitsrecht des anderen Staa-
tes – zugleich mit der Geburt die ausländische(n) Staatsangehörigkeit(en) seiner Eltern“ erhalten 
(BBMFI 2008: 47). Auch für Kinder und Jugendliche, die sich nach der Optionspfl icht für eine 
Staatsangehörigkeit entscheiden müssten, gelten „Ausnahmen, wenn es z. B. nicht möglich oder un-
zumutbar ist, die ausländische Staatsangehörigkeit abzulegen“ (ebd.); hierfür ist jedoch zusätzlich 
eine Beantragung einer Beibehaltungsgenehmigung erforderlich (vgl. Storz/Wilmes 2007).
89 Dem Begriff  der ‚Staatsangehörigkeit‘ wird im Rahmen dieser Arbeit in Anlehnung an Münch 
(2007) gegenüber dem Terminus ‚Staatsbürgerschaft ‘ der Vorzug gegeben. Dies insbesondere, da 
sich neben „historischen Belastungen“ (Münch 2007: 18) des Begriff s ‚Staatsbürgerschaft ‘ in der 
Zeit des Nationalsozialismus sowie auch der DDR weitere inhaltliche Ungenauigkeiten der ‚Staats-
bürgerschaft ‘ zeigen  und Gesetzestexte – wie auch amtliche Statistiken – fast ausschließlich den 
Begriff  ‚Staatsangehörigkeit‘ verwenden (vgl. ebd.: 17f.).
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das Alter des Kindes über den gesetzlichen Angaben, dann „gelten die ganz norma-
len Voraussetzungen für eine Einbürgerung“ (BBMFI 2008: 15). Hailbronner, Renner 
und Maaßen (2010) resümieren, dass „die Übergangsregelung […] jedoch nicht die 
erhofft  e Resonanz gefunden“ habe (Hailbronner/Renner/Maaßen 2010: Grundlagen B 
Rn. 38)90. „Die Zahl der nach § 40b StAG anspruchsberechtigten […] [ausländischen] 
Kinder wurde auf ca. 300.000 bis 350.000 geschätzt“ (ebd.), von denen entsprechend 
der Übergangsregelung nur 43.490 eingebürgert wurden (vgl. ebd.). D. h. basierend auf 
diesen (z. T. geschätzten) Zahlen wurden in den Jahren 2000 bis 2001 lediglich zwi-
schen 12,4 bis 14,5 % der nach der Übergangsregelung anspruchsberechtigten Kinder 
im Rahmen der Optionsregelung (temporär) eingebürgert91. Dieser quantitativ eher 
geringe Umfang erscheint auch deshalb plausibel, da die Regelung für Eltern von Kin-
dern, die bis zum Ende des Jahres 1999 geboren wurden, optional war. Zudem kann 
der damalige Bekanntheitsgrad der Übergangsregelung in der Öff entlichkeit und ins-
besondere unter den von der Übergangsfrist Betroff enen als eher gering eingeschätzt 
werden – zudem war die Übergangsregelung nur auf ein Jahr befristet.92
Aus den Änderungen im Staatsangehörigkeitsrecht lassen sich mehrere Erwartun-
gen hinsichtlich der Veränderung des Nichtdeutschenanteils in der Schulstatistik ab-
leiten. Hätte das Staatsangehörigkeitsrecht keine Veränderung erfahren, wäre – aus-
gehend von der demografi schen Bevölkerungsentwicklung – ein steigender Anteil 
nichtdeutscher Schüler und von Schülern mit Migrationshintergrund insbesonde-
re an Grundschulen zu erwarten (vgl. hierzu z. B. Geißler/Weber-Menges 2008; Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 19; Gresch/Kristen 2011: 216f.). Durch das 
neue Staatsangehörigkeitsrecht treten die Veränderungen insbesondere für die ab dem 
1.1.2000 Geborenen in Kraft , weswegen anzunehmen ist, dass der Anteil der Grund-
schüler ohne deutschen Pass spätestens ab dem Jahr 2006 (bzw. Schuljahr 2006/07) 
und in den Folgejahren deutlich sinkt, da dann die Mehrheit der ersten Geburtsko-
horte der ab dem Jahr 2000 Geborenen in die Grundschule eintritt. Wenn diese Ko-
horte die Grundschule durchlaufen hat, ist mit einer Stabilisierung des Anteils nicht-
deutscher Grundschüler auf deutlich niedrigerem Niveau zu rechnen. 
Erste empirische Ergebnisse weisen darauf hin, dass die Optionsregelung in einem 
erheblichen quantitativen Umfang unter Neugeborenen angewandt wird, da annä-
hernd jedes zweite in den Jahren 2000 bis 2003 geborene Kind ausländischer Eltern ei-
nen (zusätzlichen) deutschen Pass erhielt (vgl. BBMFI 2005: 339; Halbhuber 2005: 71; 
90 Rn. = Randnummer.
91 Selbst die etwas höheren Zahlen von insgesamt knapp 49.000 nach der Übergangsregelung Einge-
bürgerten (Wiedemann 2005: 105, 154), führen lediglich zu geschätzten Anteilen, die zwischen 13,9 
und 16,2 % betragen.
92 Von Hailbronner, Renner und Maaßen werden als weitere Ursachen für die geringe Inanspruchnah-
me der Übergangsregelung „die Höhe der Einbürgerungsgebühr von DM 500, die Kompliziertheit 
des Optionsmodells, das Problem der unterschiedlichen […] [Staatsangehörigkeiten] innerhalb der 
Familie […] [und] die Unkenntnis der gesetzlichen Lage vermutet“ (Hailbronner/Renner/Maaßen 
2010: Grundlagen B Rn. 38). Weiter führen sie aus, dass ein Gesetzesentwurf der damaligen Bun-
desregierung zur Verlängerung der Übergangsfrist um weitere zwei Jahre – d. h. bis zum 31.12.2002 
– vom Bundesrat abgelehnt wurde (vgl. ebd.; hierzu auch Wiedemann 2005: 94ff .). Tsapanos er-
gänzt, dass möglicherweise „Fehl- und Desinformation“ (Tsapanos 2001: 320) durch Teile von Poli-
tik und Medien unter Zuwanderern zu dem Eindruck geführt haben, dass sich im Staatsangehörig-
keitsrecht nur wenig verändert habe (vgl. ebd.: 319f.), woraus sich u. a. eine geringe Resonanz auf 
die Übergangsregelung ableiten ließe.
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vgl. auch Ulrich 1999: 2). Für Berlin lag der Anteil der ‚Optionskinder‘ für die in den 
Jahren 2000 bis 2007 Geborenen bei etwa 50 % und z. T. sogar darüber (vgl. Bömer-
mann/Rehkämper/Rockmann 2008: 21). Jedoch könnte der noch zu untersuchende 
Eff ekt des Rückgangs der Nichtdeutschenanteile an Grundschulen ab dem Schuljahr 
2006/07 aus zwei Gründen abgeschwächt werden. Zum einen durch die Übergangs-
regelung, wonach sich eine leichte Verwischung des Rückgangs im Ausländeranteil 
nach Geburtsjahr ergeben könnte, indem der Nichtdeutschenanteil in abgeschwäch-
ter Form auch unter den vor 1999 geborenen Schülern zurückging. Dies dürft e sich – 
wie gezeigt – nur begrenzt in der Statistik niederschlagen, da die ab 2000 Geborenen 
von den Gesetzesänderungen vollständig erfasst werden, während dies für die bis 1999 
Geborenen nur optional möglich war und die Inanspruchnahme der Optionsregelung 
nur in quantitativ geringem Umfang beantragt wurde. Auf eine weitere potentielle Ab-
schwächung sei hingewiesen, da Kalenderjahre und Schuljahre nicht übereinstimmen. 
Hierdurch ist von einer leichten Reduktion des Eff ektes der Optionsregelung – z. B. 
für das Schuljahr 2005/06 – auszugehen, auch da Schüler je nach Bundesland bereits 
vor dem sechsten Geburtsjahr eingeschult werden bzw. zumindest auf Antrag vorzei-
tig eingeschult werden können (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012, 
Kapitel C5). Trotzdem ist aufgrund der gesetzlichen Regelungen, die für die Grund-
gesamtheit der ab dem 1.1.2000 Geborenen Geltung besitzen, mit dem deutlichsten 
Rückgang des Anteils nichtdeutscher Grundschüler für das Jahr 2006 (bzw. Schuljahr 
2006/07) und die Folgejahre zu rechnen. Ausgehend von dem Alter der Kinder sind 
bislang vor allem Auswirkungen der gesetzlichen Änderungen auf die Grundschulsta-
tistiken zu erwarten, was nachfolgend zu untersuchen sein wird.
3.2 Zeitreihenanalytische Darstellung der Anteile nichtdeutscher 
Grundschüler in Deutschland und in den Bundesländern
Ob und in welchem Umfang sich der Anteil nichtdeutscher Grundschüler innerhalb 
des Zeitraums von 1995 bis 2012 verändert h at, wird nachfolgend untersucht. In Ab-
bildung 3-1 ist zeitreihenanalytisch die Entwicklung dieses Anteils im Zeitverlauf für 
Deutschland insgesamt sowie separat für die westdeutschen und für die ostdeutschen 
Länder (inklusive Berlin) dargestellt.
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Abbildung 3-1:  Anteil nichtdeutscher Grundschüler 1995 bis 2012 (bzw. der Schuljahre 
1995/96 bis 2012/13) in % für Deutschland insgesamt sowie für die west- und 
















Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, Schuljahre 1995/96 bis 2012/13, eigene Berechnung.
Für die Bundesrepublik Deutschland zeigt sich seit Mitte der 1990er Jahre ein stetiger 
Anstieg des Anteils nichtdeutscher Grundschüler bis zur Jahrtausendwende. Bis zum 
Jahr 2001 steigt der Anteil auf 12,1 % an. Ab 2002 ist ein leichter Rückgang des Nicht-
deutschenanteils um jährlich 0,3 Prozentpunkte bis auf 11,2 % in 2005 zu erkennen. 
Für die Jahre ab 2006 lässt sich ein deutlicher Rückgang der Nichtdeutschenanteile an 
Grundschulen konstatieren, der Anteil sinkt im Vergleich zum Vorjahr um 0,6 Pro-
zentpunkte in 2006, bzw. um 0,8 bis 0,9 Prozentpunkte in den Jahren 2007 bis 2009. 
Nachdem die erste Geburtskohorte der ab 2000-Geborenen die Grundschule durch-
laufen hat, verlangsamt sich der Rückgang des Nichtdeutschenanteils. Dies macht sich 
insbesondere für 2012 bemerkbar, im Vergleich zum Vorjahr ist nur noch ein Rück-
gang um 0,2 Prozentpunkte festzustellen. Zwischen 2001 und 2012 sinkt der Anteil 
nichtdeutscher Grundschüler von 12,1  auf 6,4 % und somit um annähernd die Hälft e. 
In dem Rückgang der Nichtdeutschenanteile spiegeln sich somit deutlich die Aus-
wirkungen des geänderten Staatsangehörigkeitsrechts wider. Dies wirkt sich insbe-
sondere auf die seit dem 1.1.2000 Geborenen aus, da die ab dem Jahr 2006 neu ein-
geschulten Grundschüler zu einem Großteil den Geburtsjahreskohorten der ab 2000 
Geborenen angehören, auf die sich die rechtlichen Änderungen annähernd vollstän-
dig auswirken. Entsprechend sinken die Nichtdeutschenanteile in den Jahren ab 2006 
stetig, bevor sich diese auf einem niedrigen Niveau wieder zu stabilisieren scheinen, 
da dann die Gesamtheit der Grundschüler Geburtskohorten angehört, auf die sich das 
neue Staatsangehörigkeitsrecht vollständig auswirkt. 
Die leichten Anteilsrückgänge bereits zwischen den Jahren 2000 und 2005 sind 
wahrscheinlich auf die Inanspruchnahme der Übergangsregelung, wie auch auf die 
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erleichterte (Mit-)Einbürgerung durch das geänderte StAG zurückzuführen. Für eine 
Miteinbürgerung von Kindern unter 16 Jahren wird seit 2000 nur noch ein mindes-
tens dreijähriger Aufenthalt vorausgesetzt, während für Kinder unter 6 Jahren eine 
Mindestaufenthaltsdauer von der Hälft e des Lebensalters zu nennen ist (vgl. BBMFI 
2008: 36f.; BMI 2009: 22).
Aufgrund der seit langem bekannten sozialstrukturellen Unterschiede – auch und 
insbesondere – hinsichtlich des Ausländeranteils (vgl. z. B. Geißler, R. 2011: 232) wird 
weiter zwischen den ost- und den westdeutschen Ländern unterschieden. Wie in der 
Abbildung ersichtlich, ergibt sich insbesondere für die ostdeutschen Länder eine von 
dem Bundesdurchschnitt abweichende Zeitreihe. Der Anteil nichtdeutscher Grund-
schüler weist für alle dargestellten Jahre ein deutlich niedrigeres Niveau im Vergleich 
zum Bundesdurchschnitt und zu den westdeutschen Ländern auf. Im Jahr 1995 ha-
ben in den ostdeutschen Ländern nur 3 % der Grundschüler einen ausländischen Pass. 
Von 1995 bis 2001 ist eine deutliche Zunahme des Anteils nichtdeutscher Grundschü-
ler um jährlich 0,3 bis 1,1 Prozentpunkte zu erkennen. Der von einem relativ gerin-
gen Niveau des Nichtdeutschenanteils unter Grundschülern ausgehende starke Anstieg 
lässt sich auf die Wiedervereinigung und die hiermit einhergehenden vereinfachten 
Zuzugsmöglichkeiten von Migranten durch die ab den 1990er Jahren geöff neten Gren-
zen zurückführen. Im Jahr 2002 erreicht der Anteil nichtdeutscher Grundschüler ein 
Maximum von 7,3 %. Von 2003 bis 2005 reduziert sich der Nichtdeutschenanteil um 
0,3 bis 0,5 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr, bis 2009 folgt ein sich weiter ver-
stärkender Rückgang der Anteile nichtdeutscher Grundschüler um zwischen 0,4 und 
0,7 Prozentpunkte. Anschließend (2010) schwächt sich der Anteilsrückgang ab bevor 
er sich auf niedrigem Niveau stabilisiert oder sogar wieder leicht zunimmt. Im Ver-
gleich zum Maximum von 7,3 % in 2002 sinkt der Nichtdeutschenanteil unter Grund-
schülern auf 3,8 % in 2012 und geht somit auf gut die Hälft e zurück. Dies entspricht in 
etwa dem Anteilsniveau Mitte der 1990er Jahre.
Zu Beginn der Zeitreihe ist für die westdeutschen Bundesländer (ohne Berlin) von 
1995 bis 1996 ein leichter Anstieg des Nichtdeutschenanteils auf 12,7 % zu erkennen, 
in den Folgejahren bis 2001 bleibt dieser Anteil annähernd unverändert. Im Vergleich 
zum Vorjahr sinkt der Anteilswert für die Jahre 2002 bis 2005 um jeweils 0,1 bis 0,2 
Prozentpunkte. Für das Jahr 2006 und die Folgejahre verstärkt sich der Rückgang des 
Nichtdeutschenanteils im Vergleich zum Vorjahr erheblich, der Rückgang beträgt zwi-
schen 0,5 bis zu 1,1 Prozentpunkte pro Jahr. Für das Jahr 2012 ist ein deutlich geringe-
rer Anteilsrückgang um 0,3 Prozentpunkte zu erkennen. Zwischen den Extremwerten 
des Anteilsmaximums in 2001 und des Minimums in 2012 reduziert sich der Anteil 
nichtdeutscher Grundschüler um knapp die Hälft e. Für die Jahre ab 2001 fällt ein in 
etwa paralleler Verlauf des Nichtdeutschenanteils von Grundschülern in den west-
deutschen Ländern im Vergleich zu dem Anteil für Deutschland insgesamt auf – der 
westdeutsche Anteil verläuft  jedoch auf einem etwas höheren Niveau, der Anteil liegt 
jeweils um etwa 0,6 bis 0,9 Prozentpunkte über dem Bundesdurchschnitt. Der annä-
hernd parallele Anteilsverlauf resultiert insbesondere aus dem hohen Anteil an nicht-
deutschen Grundschülern, die in den westdeutschen Bundesländern eine Grundschule 
besuchen; denn in allen Jahren entfallen mindestens 90 % der nichtdeutschen Grund-
schüler in Gesamtdeutschland auf die westdeutschen Länder (eigene Berechnung, 
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ohne Abbildung). Eine ähnlicher Verlauf resultiert auch daraus, dass sich sowohl in 
den ost- als auch in den westdeutschen Ländern der Anteil nichtdeutscher Grund-
schüler für die Jahre nach 2002 bis 2010 in dieselbe Richtung entwickelt und stetig 
sinkt (bis 2001 führte der Anstieg nichtdeutscher Grundschüler in den ostdeutschen 
Ländern auch für Gesamtdeutschland zu steigenden Nichtdeutschenanteilen, entgegen 
den stagnierenden Anteilswerten in Westdeutschland). Aufgrund des leichten Anteils-
anstiegs ab 2011 ist für die ostdeutschen Länder jedoch eine von den westdeutschen 
Ländern verschiedene Entwicklung zu konstatieren.
Insgesamt zeigt sich – bedingt durch die staatsangehörigkeitsrechtlichen Änderun-
gen – ein deutlicher Rückgang der Anteile nichtdeutscher Grundschüler insbesondere 
für das Jahr 2006 und die Folgejahre. Verglichen mit den höchsten Anteilen nichtdeut-
scher Schüler, die in den Jahren 2001 bzw. 2002 erreicht wurden, hat sich der Anteil 
nichtdeutscher Grundschüler bis 2012 auf gut die Hälft e reduziert. Für Deutschland 
insgesamt bleibt ein Rückgang des Nichtdeutschenanteils um 47 %, für die westdeut-
schen Länder um 45 % und für die ostdeutschen Länder um 48 % festzuhalten.
Inwiefern sich die Entwicklungen zwischen den einzelnen Ländern sowie im Vergleich 
zum Bundesdurchschnitt unterscheiden, wird nachfolgend untersucht. In einer Zeit-
reihe werden die Anteile nichtdeutscher Grundschüler für die westdeutschen Bundes-
länder und für Berlin dargestellt. Die ostdeutschen Flächenländer werden ebenfalls in 
die Untersuchung mit einbezogen. Aufgrund niedriger Fallzahlen werden diese jedoch 
zusammengefasst als ‚ostdeutsche Bundesländer insgesamt‘ (ohne Berlin) betrachtet.
Die Länderentwicklungen werden in zwei Abbildungen dargestellt, um die Ergeb-
nisse besser veranschaulichen zu können. Abbildung 3-2 beinhaltet diejenigen Länder, 
die im Jahr 1995 mit Anteilen von mindestens 14 % einen überdurchschnittlichen An-
teil an nichtdeutschen Grundschülern aufweisen. Demgegenüber veranschaulicht Ab-
bildung 3-3 die Entwicklungen des Nichtdeutschenanteils in Ländern mit unterdurch-
schnittlichen Anteilswerten.
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Abbildung 3-2:  Anteil nichtdeutscher Grundschüler 1995 bis 2012 (bzw. der Schuljahre 
1995/96 bis 2012/13) in %, Teil 1 (für die sechs Bundesländer mit den höchs-























Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, Schuljahre 1995/96 bis 2012/13, eigene Berechnung.
Unter den sechs Ländern mit den höchsten Anteilen an nichtdeutschen Grundschü-
lern im Ausgangsjahr 1995 befi nden sich die drei Stadtstaaten Berlin, Bremen und 
Hamburg sowie die Flächenländer NRW, Hessen und Baden-Württemberg.
Für die beiden Stadtstaaten Berlin und Hamburg ist ein deutlicher Anstieg der An-
teile von 1995 bis 2000 zu erkennen. Zwischen den Jahren 2000 bis 2005 geht der 
Anteil für Berlin um 2,4 Prozentpunkte leicht, für Hamburg um deutlichere 5,0 Pro-
zentpunkte zurück. Ab dem Jahr 2005 (Hamburg) bzw. 2006 (Berlin) sinkt der Nicht-
deutschenanteil in den beiden Ländern im Vergleich zum Vorjahr um mindestens 
1,4 Prozentpunkte und somit noch stärker als in den Vorjahren. Insbesondere ab 2011 
verringern sich die Anteilsrückgänge (Hamburg) bzw. kehren sich sogar in leichte An-
stiege um (Berlin). Insgesamt geht der Anteil nichtdeutscher Grundschüler zwischen 
2005 und 2012 in Berlin um ein gutes Drittel (bzw. 6,9 Prozentpunkte), in Hamburg 
sogar um mehr als die Hälft e (bzw. 9,7 Prozentpunkte) zurück.
Für Bremen, Hessen, Baden-Württemberg und NRW sind von 1995 bis 2000 in 
etwa konstante Anteilswerte zu verzeichnen, die in den Folgejahren bis 2005 leicht 
– d. h. um insgesamt 0,9 bis 2,3 Prozentpunkte – zurückgehen oder wie im Falle von 
NRW ungefähr konstant bleiben. Ab 2006 ist ein noch deutlicheres jährliches Absin-
ken des Anteils nichtdeutscher Grundschüler zu erkennen, bevor sich die Anteilswer-
te ab spätestens 2011 auf einem relativ niedrigen Niveau  stabilisieren. Zwischen 2005 
und 2012 sinkt der Nichtdeutschenanteil dieser Länder um mindestens 5,2 Prozent-
punkte für Baden-Württemberg und um bis zu maximal 8,1 Prozentpunkte für Bre-
men.
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Insgesamt ist für die Länder als Gemeinsamkeit festzuhalten, dass diese in den Jah-
ren 2000 bis 2005 vereinzelt stabile, überwiegend jedoch leicht zurückgehende An-
teilswerte an nichtdeutschen Grundschülern aufweisen. Für die Jahre ab 2006 sind 
deutliche negative Veränderungen des Anteils im Vergleich zu den Vorjahren fest-
zustellen, bevor sich die Anteilswerte ab dem Jahr 2010 bzw. spätestens ab dem Jahr 
2011 auf deutlich niedrigerem Niveau wieder stabilisieren. Hervorhebenswert ist die 
Veränderung der Rangfolge der dargestellten Länder nach dem Nichtdeutschenanteil 
unter den Grundschülern im Zeitverlauf. Es soll knapp veranschaulicht werden, dass 
landesspezifi sche Unterschiede in den Anteilsrückgängen die Länderrangfolge bezogen 
auf den Nichtdeutschenanteil verändern können. Dies zeigt sich z. B. darin, dass Berlin 
im Jahr 1995 den fünft höchsten, 2012 jedoch den höchsten Nichtdeutschenanteil auf-
wies. Für Hamburg verhält es sich in etwa umgekehrt: 1995 war Hamburg noch das 
Land mit dem höchsten Nichtdeutschenanteil, so war es 2012 nur noch das Land mit 
dem vierthöchsten Anteil unter den ausgewählten Ländern.
In Abbildung 3-3 werden diejenigen Länder dargestellt, die für das Jahr 1995 die nied-
rigsten Anteile an nichtdeutschen Grundschülern aufweisen – hierbei handelt es sich 
ausschließlich um Flächenländer.
Abbildung 3-3:  Anteil nichtdeutscher Grundschüler 1995 bis 2012 (bzw. der Sch uljahre 
1995/96 bis 2012/13) in %, Teil 2 (für die verbleibenden Bundesländer sowie 


















* = ohne Berlin. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, Schuljahre 1995/96 bis 2012/13, eigene Berechnung.
Zunächst soll auf die westdeutschen Länder eingegangen werden, deren Zeitreihen re-
lativ ähnlich verlaufen. Für diese Länder sind in dem Zeitraum von 1995 bis zum Jahr 
2001 entweder relativ konstante Anteilswerte für nichtdeutsche Grundschüler, oder 
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sogar ein leichter Anstieg der Anteilswerte um maximal einem Prozentpunkt zu ver-
zeichnen. In den Folgejahren bis 2005 ergeben sich für Bayern, Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein um 0,2 bis 1,0 Prozentpunkte sinkende Nichtdeut-
schenanteile an Grundschulen, nur für das Saarland zeigt sich innerhalb desselben 
Zeitraums mit um 0,3 Prozentpunkte steigenden Anteilen eine etwas abweichende 
Entwicklung. In den Jahren von 2005 bis 2010 wiederum sind für alle dargestellten 
westdeutschen Flächenländer abnehmende Nichtdeutschenanteile unter den Grund-
schülern zu konstatieren. Der Nichtdeutschenanteil geht um mindestens 0,9 Prozent-
punkte (Saarland) bis maximal 3,4 Prozentpunkte (Rheinland-Pfalz) zwischen den 
Jahren 2005 und 2010 zurück. Für die Jahre ab 2010 sind allenfalls sehr geringe An-
teilsrückgänge festzustellen – in der Regel stabilisieren sich die Anteilswerte auf nied-
rigerem Niveau, für 2012 sind z. T. sogar wieder leichte Ansteige zu erkennen (Bay-
ern, Niedersachsen). Insgesamt ist der Nichtdeutschenanteil unter den Grundschülern 
in diesen Ländern zwischen 1995 und 2012 um mindestens ein Fünft el in Niedersach-
sen (-22 %), bis um annähernd die Hälft e in Schleswig-Holstein (-45 %), zurückgegan-
gen. Nur im Saarland blieb dieser Anteil über den gesamten Zeitraum betrachtet in 
etwa konstant.93 Trotz landesspezifi scher Entwicklungen ist für diese Länder ein Rück-
gang in den Anteilen nichtdeutscher Grundschüler nach dem Jahr 2005 festzustellen.
Ein insgesamt abweichender Verlauf zeigt sich für die ostdeutschen Bundesländer 
(ohne Berlin), der separat beschrieben werden soll. Der Anteil nichtdeutscher Grund-
schüler steigt zwischen 1995 und 2002 stark an. Dieser ist – ausgehend von einem re-
lativ geringen Niveau in 1995 von 0,54 % – bis 2002 auf 2,7 % angestiegen und hat sich 
somit annähernd verfünff acht. Zwischen 2002 und 2007 erfolgt ein Rückgang des An-
teils um ein knappes Drittel. In den Folgejahren bleibt der Anteil in Höhe von knapp 
2 % in etwa stabil.
Diese abweichende und z. T. erwartungswidrige Zeitreihe sollte jedoch nicht über-
bewertet werden, da es sich hierbei um ein insgesamt relativ geringes Anteilsniveau 
nichtdeutscher Grundschüler handelt.94 Die Absolutwerte verdeutlichen die geringe 
Anzahl an nichtdeutschen Grundschülern: Im Jahr 2005 sind es etwa 7.500, in 2006 
93 Ob dies mit der räumlichen Nähe des Saarlandes zu Frankreich und Luxemburg zusammenhängt, 
kann anhand der verfügbaren Daten nicht geklärt werden. Denkbar wäre z. B., dass der Nichtdeut-
schenanteil unter den Grundschülern konstant bleibt, weil eine stetige Zuwanderung ins Saarland 
erfolgt und / oder die Voraussetzungen für eine doppelte Staatsangehörigkeit gemäß ius soli-Rege-
lung nicht erfüllt sind.
94 Als mögliche Ursachen für die spezifi sche Zeitreihe lassen sich für die Jahre 2002 bis 2005 demo-
grafi sche Entwicklungen ausmachen, da die absolute Zahl deutscher Grundschüler zwischen 2002 
bis 2005 um 17 % zunimmt, während in demselben Zeitraum die Anzahl nichtdeutscher Grund-
schüler um 7 % leicht zurückgeht. Dies führt zu einem insgesamt deutlichen Rückgang des Nicht-
deutschenanteils in der Zeitreihe. Hinsichtlich des geringen Rückgangs der Nichtdeutschenanteile 
in den Folgejahren ist u. a. die staatsangehörigkeitsspezifi sche Zusammensetzung der nichtdeut-
schen Schüler zu nennen. Denn in den ostdeutschen Bundesländern besucht nur eine geringe An-
zahl von Schülern mit einer Staatsangehörigkeit der ehemaligen Anwerbestaaten die Grundschule; 
überproportional häufi g sind russische, ukrainische, polnische oder vietnamesische Schüler vertre-
ten, die – wie noch zu zeigen sein wird – im Gegensatz zu Kindern von Eltern der ehemaligen 
Anwerbestaaten zu deutlich geringeren Anteilen nach der ius soli-Regelung als deutsche Schüler 
identifi ziert werden. Da es sich bei den erstgenannten eher um Bevölkerungsgruppen mit junger 
Zuwanderungsgeschichte handelt, werden die aufenthaltsrechtlichen Bedingungen und Vorausset-
zungen des StAG nicht erfüllt, wodurch die Optionsregelung (noch) nicht greift .
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ca. 7.000 Grundschüler ohne deutschen Pass (zum Vergleich: allein Berlin weist in den 
Jahren 21.000 bzw. 19.000 nichtdeutsche Grundschüler auf).
Insgesamt zeigt sich sowohl auf Ebene des Bundes als auch der Mehrzahl der Län-
der ein leichter Rückgang der Nichtdeutschenanteile unter den Grundschülern für die 
Schuljahre ab 2000/01. Für die Schuljahre ab 2006/07 ist bedingt durch die staatsange-
hörigkeitsrechtlichen Änderungen ein deutlicher Rückgang der Anteile nichtdeutscher 
Schüler zu verzeichnen. Dieser setzt sich in etwa bis zum Schuljahr 2010/11 kontinu-
ierlich fort, bevor sich die Nichtdeutschenanteile auf erheblich niedrigerem Anteilsni-
veau wieder stabilisieren.
3.3 Veränderung des Anteils – sowie der Zusammensetzung – 
der nichtdeutschen Grundschüler insgesamt nach 
Staats angehörigkeit
Ergänzend zu den vorhergegangenen Zeitreihenuntersuchungen zum Anteil nichtdeut-
scher Grundschüler wird genauer überprüft , inwiefern dieser Anteil von dem Zeit-
punkt des Inkraft tretens des geänderten Staatsangehörigkeitsrechts abhängt. Hierzu 
ist die Berücksichtigung des Geburtsdatums der Schüler erforderlich. Betrachtet wer-
den sollen die Diff erenzen in den (staatsangehörigkeitsspezifi schen) Anteilen nicht-
deutscher Grundschüler zwischen den bis zum 31.12.1999 Geborenen im Vergleich zu 
Grundschülern, die ein Geburtsdatum ab dem 1.1.2000 aufweisen. Für einen Vergleich 
bietet sich bevorzugt das Schuljahr 2008/09 an, da in diesem Schuljahr mit Anteilen 
zwischen 60 und 64 % erstmals die Mehrheit der Schüler ab dem Jahr 2000 geboren 
wurde (vgl. Tabelle 3-1). Zudem wurden – als ausreichende Vergleichsgröße – zwi-
schen einem guten Drittel und 40 % der Schüler bis Ende des Jahres 1999 geboren. So-
mit ist innerhalb der Schulform Grundschule eine unmittelbare Vergleichsmöglichkeit 
der beiden Geburtskohorten hinsichtlich des Staatsangehörigkeitsmerkmals gegeben. 
Für die vier Bundesländer Bayern, Hamburg, Hessen und Rheinland-Pfalz können die 
angestrebten Vergleiche durchgeführt werden. Denn zum einen erheben diese Länder 
die zur Durchführung der Analysen erforderlichen Individualdaten.95 Zum anderen 
weisen die Länder ausreichend hohe Fallzahlen und Anteile nichtdeutscher Grund-
schüler auf, die zur vertiefenden staatsangehörigkeitsspezifi schen Analyse erforderlich 
sind.96
95 Diese konnten im Falle von Rheinland-Pfalz und Hessen als Individualdatensätze im Forschungsda-
tenzentrum (der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder) Wiesbaden ausgewertet werden. 
Die Ergebnisse für Bayern und Hamburg basieren auf Individualdaten, die von den Statistischen 
Landesämtern per Sonderauswertungen in aggregierter Form bereitgestellt werden konnten. Für die 
in Tabelle 3-1 bis 3-16 sowie in Abbildung 3-4 bis 3-10 dargestellten Länderdaten sind verschiedene 
Datenquellen zu nennen. Für Bayern: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 
(LfStaD Bayern); für Hamburg: Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) Hamburg; für Hessen: 
Hessisches Kultusministerium (Zahlen der Schulstatistik), Hessisches Statistisches Landesamt; für 
Rheinland-Pfalz: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz; jeweils eigene Berechnung und Darstel-
lung. Die Schuljahre werden in den Abbildungsüberschrift en angegeben.
96 Aus diesem Grund bleiben weitere potentielle Individualdatensätze für die ostdeutschen Flächen-
länder unberücksichtigt.
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Tabelle 3-1:  Schülerzahlen an Grundschulen nach Geburtsjahr und Bundesland (Schul-
jahr 2008/09)






Bayern 480.414 36,7 63,3
Hamburg 57.736 35,6 64,4
Hessen 222.316 39,9 60,1
Rheinland-Pfalz 156.294 38,4 61,6
Aufgrund der Änderungen im Staatsangehörigkeitsrecht wird erwartet, dass innerhalb 
der Population der Grundschüler in dem Schuljahr 2008/09 der Anteil nichtdeutscher 
Grundschüler nach dem Geburtsjahr der Schüler deutlich zwischen den bis 1999 und 
den ab dem Jahr 2000 geborenen Schülern diff eriert; über die entsprechenden Anteils-
werte gibt Tabelle 3-2 Auskunft .
Tabelle 3-2:  Anteile nichtdeutscher Grundschüler nach Alterskohorten (Schuljahr 
2008/09) nichtdeutsche Grundschüler in %  
Bundesland
 geboren bis 
31.12.1999
 geboren ab 
01.01.2000 insgesamt
Quotient ab-/vor dem 
01.01.2000 Geborene
Bayern 9,3 5,7 7,0 0,61
Hamburg 16,6 9,5 12,0 0,57
Hessen 15,1 7,4 10,5 0,49
Rheinland-Pfalz 9,1 5,2 6,7 0,57
Für die dargestellten Länder zeigt sich ein deutlich geringerer Anteil nic htdeutscher 
Grundschüler in der Geburtskohorte der ab dem Jahr 2000 Geborenen gegenüber 
denjenigen Grundschülern, die bis zum Ende des Jahres 1999 geboren wurden. Dieses 
Ergebnis ist ein erster Hinweis darauf, dass das – bedingt durch das veränderte Staats-
angehörigkeitsrecht – quantitativ abnehmende Merkmal einer nichtdeutschen Staats-
angehörigkeit an Relevanz verliert, um Schüler mit Migrationshintergrund zu identi-
fi zieren. Aus demographischer Sicht ist ein weiter zunehmender Anteil an Schülern 
mit Migrationshintergrund im Zeitverlauf zu erwarten (vgl. z. B. Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2010: 19; Geißler/Weber-Menges 2008; Gresch/Kristen 2011: 
216f.; Baumert/Maaz 2012: 281). Dies bildet sich über das Staatsangehörigkeitsmerk-
mal nicht (mehr) ab. Entgegen den demographischen Erwartungen ist eine stark ne-
gative Entwicklung des Nichtdeutschenanteils zu erkennen. Der in der Abbildung dar-
gestellte Quotient verdeutlicht, dass der Anteil nichtdeutscher Grundschüler unter den 
ab 2000 Geborenen nur noch zwischen 61 % (für Bayern) und 49 % (für Hessen) ge-
genüber dem Anteil der bis 1999 Geborenen beträgt. D. h. in den untersuchten Län-
dern ist unter Grundschülern ein Rückgang des Nichtdeutschenanteils um ein gutes 
Drittel bis um die Hälft e zwischen den beiden Geburtskohorten festzustellen.
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Am Beispiel von Rheinland-Pfalz wird die Veränderung des Anteils nichtdeutscher 
Grundschüler diff erenziert nach Geburtsjahr der Schüler dargestellt (Tabelle 3-3). Ex-
emplarisch werden die nach Geburtsjahr variierenden Nichtdeutschenanteile darge-
stellt und erörtert.
















*: Aufgrund geringer Fallzahlen werden die Jahre 1995 und 1996 zusammengefasst ausgewiesen.
Generell ist ein starker negativer Zusammenhang zwischen ansteigenden Geburtsjahr-
gängen und sinkenden Nichtdeutschenanteilen unter Grundschülern zu erkennen. Für 
die Geburtsjahrgänge mit Fallzahlen im fünfstelligen Bereich zeigt sich erwartungs-
gemäß der deutlichste Rückgang zwischen den 1999 und den im Jahr 2000 Gebore-
nen. Neben den Änderungen im Staatsangehörigkeitsrecht ist die anteilsmäßig deutli-
che Überrepräsentation nichtdeutscher Grundschüler in den Geburtsjahrgängen 1995 
bis 1997, die maximal vierstellige Fallzahlen aufweisen, auf einen weiteren Zusam-
menhang zurückzuführen. Denn für ausländische Schüler besteht ein überproportio-
nal hohes Risiko der Klassenwiederholung (vgl. z. B. Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2012: 211f., 258; Krohne/Meier/Tillmann 2004; Schümer/Tillmann/Weiß 
2002; Karakaşoğlu-Aydın 2001: 284; Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: 182ff .). Da es 
sich bei den Geburtsjahrgängen bis 1997, die im Schuljahr 2008/09 die Grundschule 
besuchen, überwiegend um Wiederholer handelt, resultiert hieraus eine (zusätzliche) 
Überrepräsentation von nichtdeutschen Grundschülern.
Insgesamt zeigt sich eine stringente Abnahme des Anteils nichtdeutscher Schüler 
mit zunehmendem Geburtsjahr der Grundschüler mit einem deutlichen Bruch (bzw. 
deutlich abnehmendem Anteil) zwischen den Geburtsjahren 1999 und 2000. Für die 
Geburtsjahre nach 2000 setzt sich die Abnahme des Nichtdeutschenanteils fort. Da 
keine erwartungswidrigen Abweichungen nach Geburtsjahr vorliegen, wird für die 
nachfolgenden Analysen erneut auf die binäre Unterscheidung der Geburtskohorten 
der bis 1999 und der ab 2000 geborenen Grundschüler zurückgegriff en.
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Bisher wurden die staatsangehörigkeitsrechtlichen Änderungen für nichtdeutsche 
Schüler insgesamt betrachtet. Verschiedene Autoren weisen auf erhebliche staatsan-
gehörigkeitsspezifi sche Disparitäten hinsichtlich der zusätzlichen (temporären) Ver-
leihung einer deutschen Staatsangehörigkeit entsprechend der Optionsregelung hin. 
Diese sind auf Unterschiede in den Voraussetzungen der im StAG genannten Bedin-
gungen – wie etwa hinsichtlich der Aufenthaltsdauer – zurückzuführen. Für Berlin 
konstatieren Heinzel und Tuchscherer, dass „von den seit 2000 […] [in Berlin gebo-
renen und in der Stadt] lebenden 11.234 Kindern türkischer Eltern […] 9.186 (81,1 
Prozent) im Rahmen der Optionsregelung zunächst die deutsche Staatsangehörig-
keit“ erhielten (Heinzel/Tuchscherer 2008: 31). Weiter stellen sie für Berlin dar, dass 
die Mehrheit der melderechtlich registrierten türkischen Bevölkerung vor mindestens 
20 Jahren nach Deutschland zugezogen ist, unter ehemaligen Jugoslawen war dies im-
merhin noch für jeden Dritten und unter den außereuropäischen Staatsangehörigkei-
ten (die nach Kontinent aggregiert ausgewiesen wurden) für maximal jeden Achten 
der Fall (vgl. ebd.: 33). Hinsichtlich der für Kinder in Anspruch genommenen Über-
gangsregelung weist Wiedemann (2005: 155) überdurchschnittliche Anteile für zuge-
wanderte Eltern insbesondere aus der Türkei, dem ehemaligen Jugoslawien und Iran 
aus. 
Auch aus der staatsangehörigkeitsspezifi schen Einbürgerungsneigung ergeben sich 
Hinweise auf die Erfüllung der Voraussetzungen für die Optionsregelung. Denn El-
tern, die Zuwanderergruppen mit hohen Einbürgerungsquoten angehören, erfüllen 
(vor der Einbürgerung) im Regelfall auch die ius soli-Voraussetzungen. Sehr hohe 
Einbürgerungsquoten ergeben sich insbesondere für Zuwanderer der Herkunft sländer 
Afghanistan, Iran, Libanon, dem ehemaligen Jugoslawien und vor allem der Türkei 
(vgl. Steinhardt 2007: 546f.; Hunger/Th ränhardt 2004: 195; Diehl/Blohm 2008: 440), 
ergänzend werden von Hunger und Th ränhardt (2004: 195) Vietnam und Marok-
ko genannt. Demgegenüber wiesen EU-Staatsangehörige nur eine geringe Einbürge-
rungsquote auf (vgl. Steinhardt 2007: 546f.; Wiedemann 2005: 185; Diehl/Blohm 2008: 
458). Bestehende Disparitäten werden u. a. auf Unterschiede in der rechtlichen Stel-
lung – und die hiermit einhergehenden Anreize der Einbürgerung, z. B. hinsichtlich 
sozioökonomisch relevanter Rechte – zurückgeführt (vgl. Steinhardt 2007: 549). Die 
rechtliche Stellung unterscheidet sich für EU-Bürger im Vergleich zu Deutschen nur 
unwesentlich, oder wie es Wiedemann formuliert: Das „Interesse der Unionsbürger 
[ist] am Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit eher gering, da sie bereits über eine 
gesicherte Rechtsposition verfügen“ (Wiedemann 2005: 185). Ergänzend führen Diehl 
und Blohm erhöhte Einbürgerungen insbesondere unter türkischen Staatsangehörigen 
auf die verstärkte Absicht zurück, dauerhaft  in Deutschland zu verbleiben (vgl. Diehl/
Blohm 2008: 458).
Aufgrund dieser Befunde soll für vier Länder anhand der vorliegenden Individu-
aldatensätze untersucht werden, in welchem Umfang sich das geänderte Staatsange-
hörigkeitsrecht auf den Anteil der Grundschüler nach der spezifi schen Staatsange-
hörigkeit auswirkt. Um die berechneten Anteilswerte und Quotienten anhand eines 
Bundeslandes besser veranschaulichen zu können, werden zuerst exemplarische Er-
gebnisse für Rheinland-Pfalz angeführt. Anschließend werden die wichtigsten Ergeb-
nisse vergleichend für die insgesamt vier untersuchten Bundesländer dargestellt.
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In Abbildung 3-4 werden die Anteile von Schülern nach spezifi scher Staatsangehö-
rigkeit an den Grundschülern insgesamt angegeben. Die Anteile werden diff erenziert 
nach den beiden Geburtskohorten der bis 1999 und den ab 2000 geborenen Grund-
schülern ausgewiesen und um einen aussagekräft igen Quotienten ergänzt. Dieser setzt 
die Anteile der ab 2000 geborenen Schüler mit den Anteilen der bis 1999 geborenen 
Schüler nach der jeweiligen Staatsangehörigkeit miteinander ins Verhältnis, wodurch 
der Anteilsvergleich vereinfacht wird. Als Darstellungskriterium für die Staatsangehö-
rigkeiten wird eine Beschränkung auf die 20 häufi gsten nichtdeutschen Staatsangehö-
rigkeiten unter den Grundschülern gewählt. Hieraus ergeben sich für die dargestellten 
Staatsangehörigkeiten faktische Fallzahlen von mindestens 85 Fällen für marokkani-
sche Schüler (bis 1999 geboren: 41; ab 2000: 44) bis hin zu 3.651 Fällen für türkische 
Schüler (2.259 / 1.392).
Abbildung 3-4:  Veränderung des Anteils nichtdeutscher Grundschüler nach Staatsangehö-
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Die Säulen stellen diff erenziert nach Geburtskohorten den Anteil von Schülern der je-
weiligen nichtdeutschen Staatsangehörigkeit unter den Grundschülern insgesamt dar. 
Der berechnete Quotient ergibt sich aus den in  Säulenform veranschaulichten Anteils-
werten. Dieser setzt die Anteile der nach dem 1.1.2000 geborenen Grundschüler ei-
ner Staatsangehörigkeit ins Verhältnis zu dem Anteil der bis zum 31.12.1999 gebo-
renen Schüler derselben Staatsangehörigkeit. Die Staatsangehörigkeiten sind sortiert 
nach der Höhe des Anteils, den sie unter den Grundschülern insgesamt einnehmen 
(dargestellt durch die dünne Linie). 
Ausschließlich für irakische Schüler ist ein leicht erhöhter Anteil zwischen den 
Geburtskohorten für die ab 2000 geborenen Schüler zu erkennen, relativ konstan-
te Anteile sind lediglich für französische und amerikanische Schüler feststellbar. Für 
Schüler aller anderen Staatsangehörigkeiten sind Rückgänge in den Anteilswerten zu 
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verzeichnen, die unterschiedlich stark ausfallen. Um bis zu 17 % reduzieren sich die 
Anteile der ab 2000 Geborenen für Schüler mit niederländischer, luxemburgischer 
oder libanesischer Staatsangehörigkeit. Für die Hälft e der Staatsangehörigkeiten gehen 
die Anteilswerte zwischen den Geburtskohorten um ein Viertel bis zu einem Drittel 
zurück; eine annähernde Halbierung der Anteilswerte ist für mazedonische, griechi-
sche, italienische und kroatische Schüler zu konstatieren, während der Anteil der tür-
kischen Schüler zwischen den Geburtskohorten um annähernd zwei Drittel sinkt (An-
teil der bis 1999 Geborenen 3,8 %; Anteil der ab 2000 Geborenen 1,4 %).
In Abbildung 3-5 werden die Quotienten für die vier untersuchten Länder darge-
stellt. Die Quotienten bilden erneut die Veränderung der Anteile zwischen den Ge-
burtskohorten nach der spezifi schen Staatsangehörigkeit der Grundschüler ab. Ange-
führt werden diejenigen nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten, die in den Ländern am 
häufi gsten unter den Grundschülern vertreten sind und die ein Fallzahlkriterium von 
mindestens 30 Fällen je Geburtskohorte erfüllen. Um die Vergleichbarkeit der Ergeb-
nisse zwischen den Ländern zu erhöhen und die Anzahl der darzustellenden Staats-
angehörigkeiten zu reduzieren, wird ein zusätzliches Kriterium eingeführt: Darge-
stellt werden Schüler mit einer Staatsangehörigkeit, für die in zwei oder mehr Ländern 
mindestens 30 Fälle vorliegen. 
 Abbildung 3-5:  Quotienten über die Veränderung der Anteile nichtdeutscher Grundschüler 
nach Geburtsjahr (der vor/ ab dem 1.1.2000 Geborenen) und Staatsange-
hörigkeit in den Ländern Bayern, Hamburg, Hessen und Rheinland-Pfalz 
(Schuljahr 2008/09) 















































































































Stagnierende bis deutlich ansteigende Anteile zwischen den bis 1999 und den ab 2000 
geborenen Grundschülern sind lediglich für französische Schüler festzustellen. Als 
von der Tendenz her uneinheitlich ist die Entwicklung des Anteils irakischer und ira-
nischer Schüler anzusehen. Ihr Anteil steigt in Rheinland-Pfalz leicht an, während 
sich ihr Anteil in den weiteren dargestellten Ländern leicht bis deutlich reduziert. Für 
alle weiteren Staatsangehörigkeiten ergeben sich abnehmende Anteilswerte in unter-
schiedlichem Umfang. Während für die Anteilswerte von Grundschülern mit ame-
rikanischer, ukrainischer oder einer sonstigen Staatsangehörigkeit ein Rückgang um 
maximal ein Viertel zu verzeichnen ist, gehen die Werte für alle weiteren Staatsange-
hörigkeiten in wenigstens einem Bundesland in deutlicherem Umfang zurück. 
Hervorhebenswert sind stark zurückgehende Anteile der ab 2000 gegenüber den 
bis 1999 Geborenen insbesondere für Grundschüler mit einer Staatsangehörigkeit der 
ehemaligen Anwerbestaaten, die eine langjährige Einwanderungsgeschichte mit ent-
sprechender Aufenthaltsdauer aufweisen (vgl. z. B. Geißler, R. 2011). Dies sind insbe-
sondere Schüler mit einer ex-jugoslawischen, italienischen oder türkischen Staatsan-
gehörigkeit. Während der Anteil für serbische Schüler um ein gutes Drittel sinkt, sind 
für bosnisch-herzegowinische Schüler Anteilsrückgänge um ein Drittel bis zur Hälft e, 
für kroatische Schüler um 40 % bis zu zwei Drittel und für mazedonische Schüler um 
etwa die Hälft e zu konstatieren. Für italienische Schüler zeigt sich ein Rückgang um 
ein gutes Viertel bis etwa zur Hälft e, während sich die in den Ländern einheitlichs-
te und stärkste Reduzierung der Anteile für türkische Schüler zeigt, deren Anteil um 
etwa zwei Drittel zurückgeht (d. h. je nach Bundesland um 62 bis 68 %). 
Für Schüler mit einer Staatsangehörigkeit, die auf eine eher jüngere Zuwande-
rungsgeschichte hindeutet – hier sind insbesondere Staatsangehörigkeiten mit ten-
denziellem Flüchtlingshintergrund wie z. B. irakische oder iranische Staatsangehö-
rige zu nennen – sind geringere oder sogar keine Anteilsrückgänge zwischen den 
Geburtskohorten festzustellen. Dies ist zum einen auf eine tendenziell geringere Auf-
enthaltsdauer zurückzuführen, mit der einhergeht, dass die Eltern die Voraussetzun-
gen für eine ius soli-Einbürgerung der Kinder nicht erfüllen. Zum anderen können 
anhaltende oder ansteigende Zuwanderungszahlen zu gleichbleibenden Anteilen un-
ter Grundschülern nach Geburtsjahr führen. Für Schüler mit einer Staatsangehörig-
keit des EU-Nachbarlandes Frankreich sind konstante bzw. sogar ansteigende Anteile 
zu verzeichnen. Ein Grund hierfür könnte ein eher kurz- bis mittelfristiger Zuzug zur 
Wahrnehmung von Arbeitsangeboten sein, der innerhalb der EU als niedrigschwellig 
anzusehen ist und zudem nur mit geringen räumlichen Distanzen einhergeht. Diese 
Gründe würden dazu führen, dass in Deutschland geborene Kinder aufgrund einer zu 
geringen Aufenthaltsdauer nicht die ius soli-Voraussetzungen für eine doppelte Staats-
angehörigkeit erfüllen. Das vorliegende Datenmaterial erlaubt jedoch keine weiteren 
Analysen zur Klärung dieser Überlegungen. 
Die bereits in Tabelle 3-2 dargestellten regionalen Disparitäten hinsichtlich der 
Quotienten für nichtdeutsche Grundschüler insgesamt bilden sich auch in den diff e-
renziert dargestellten Staatsangehörigkeitsanteilen ab. Denn für nichtdeutsche Grund-
schüler zeigen sich in Hessen die geringsten und in Bayern die höchsten Quotien-
ten; auch nach diff erenzierter Staatsangehörigkeit sind für nichtdeutsche Schüler in 
Hessen tendenziell die höchsten und für nichtdeutsche Schüler in Bayern tendenziell 
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die geringsten Rückgänge zu verzeichnen. Dies bedeutet, dass die Unterschiede zwi-
schen den Ländern nicht ausschließlich auf die staatsangehörigkeitsspezifi sche Zu-
sammensetzung der nichtdeutschen Schüler zurückzuführen sind. Inwiefern sich die 
Diff erenzen durch Unterschiede in der (Nicht-)Erfüllung der Kriterien des Staatsange-
hörigkeitsrechts auf Seiten der Familien mit Migrationshintergrund in den jeweiligen 
Ländern zurückführen lassen, kann anhand der vorliegenden Daten nicht abschlie-
ßend beurteilt werden. In der Literatur existieren Hinweise darauf, dass sich regio-
nale Unterschiede aus dem landesspezifi schen Verwaltungsvollzug des Staatsangehö-
rigkeitsrechts bzw. der regionalen Einbürgerungskultur ergeben könnten. So werden 
uneinheitliche und unterschiedlich restriktive Verwaltungspraxen zwischen den Bun-
desländern genannt (vgl. Storz/Wilmes 2007; Steinhardt 2007: 545). Diese ließen den 
Behörden in den Ländern „erhebliche Spielräume“ (Schulte 2006: 42) hinsichtlich der 
Umsetzung. Hinzu käme, dass „die Innenverwaltungen der Länder ihre Weisungs-
macht gegenüber den lokalen Ausländerbehörden“ nutzten (Schneider 2010: 130). Ne-
ben bundeslandspezifi schen „Unterschieden in der rechtlichen Praxis“ (BBMFI 2005: 
338) seien auch „regional […] relevante Unterschiede in der sogenannten Einbürge-
rungskultur zu beobachten […], die bedeutsame Rückwirkungen auf die Einbürge-
rungszahlen haben“ könnten (ebd., vgl. auch: 353). So habe „sich in manchen Kom-
munen eine off ene Einbürgerungskultur entwickelt“ (ebd.: 338), d. h. es wurde „für 
Einbürgerungen gezielt geworben“ (ebd.), beispielsweise wenn für bestimmte Perso-
nengruppen nach der Reform des StAG ein Anspruch auf Einbürgerung bestand, wie 
es z. B. nach der Übergangsregelung der Fall war (vgl. ebd.: 338f.).
Inwiefern sich diese regionalen administrativen Unterschiede auf den Umfang der 
Kinder – die nach der ius soli-Regelung einen Doppelpass verfügen – auswirken, kann 
mithilfe der vorliegenden Datensätze nicht geklärt werden. Es gibt jedoch Hinweise 
darauf, dass der Nichtdeutschenanteil in der Schulstatistik im Vergleich zum dem al-
tersäquivalenten Nichtdeutschenanteil der Bevölkerungsstatistik z. T. erheblich ab-
weicht – auch hier sind erhebliche landesspezifi sche Variationen festzustellen (vgl. 
Kemper/Weishaupt 2013).
Insgesamt bleibt jedoch festzuhalten, dass sich auch unter Ausdiff erenzierung 
nach Staatsangehörigkeit ein relativ einheitliches Bild ergibt. Die berechneten Quo-
tienten indizieren, dass das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht zu einem deutlichen 
Rückgang des Anteils von Grundschülern bei der Mehrzahl der Staatsangehörigkeiten 
führt. Allerdings unterscheidet sich der quantitative Umfang des Rückgangs zwischen 
den Geburtskohorten je nach Staatsangehörigkeit erheblich. Das Merkmal ‚nichtdeut-
sche Schüler insgesamt‘ wird im Rahmen von Schulstatistiken für Deutschland insge-
samt sowie für die Länder ausgewiesen und steht zumeist auch auf kleinräumigerer 
Ebene zur Verfügung. Über dieses Merkmal wird z. T. die Bildungsbeteiligung zwi-
schen deutschen und nichtdeutschen Schülern ausgewiesen (z. B. Diefenbach 2007: 
57), das Merkmal wird auch als Indikator für sozialräumliche Bedingungen z. B. auf 
einzelschulischer Ebene verwandt (vgl. Makles/Weishaupt 2011; Bonsen et al. 2010; 
Frein et al. 2006). 
Vor diesem Hintergrund erfolgt ein Perspektivwechsel: Nachfolgend wird un-
tersucht, inwiefern das neue Staatsangehörigkeitsrecht innerhalb des Merkmals der 
‚nichtdeutschen Schüler insgesamt‘ auch zu einer veränderten Zusammensetzung nach 
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der spezifi schen Staatsangehörigkeit der Schüler führt. Hiermit einher können bei-
spielsweise Veränderungen in der Bildungsbeteiligung von nichtdeutschen Schülern 
im Zeitverlauf gehen, die ausschließlich auf das neue Staatsangehörigkeitsrecht und 
die veränderte Schülerpopulation der nichtdeutschen Schüler zurückzuführen sind. 
Dies hätte Implikationen für weitergehende Analysen, die auf dem Merkmal basieren. 
Z. B. könnten hiervon statistische Zeitreihen zur Bildungsbeteiligung von nichtdeut-
schen Schülern tangiert sein.
Exemplarisch wird für Rheinland-Pfalz die Zusammensetzung des Anteils der 
nichtdeutschen Grundschüler nach der spezifi schen Staatsangehörigkeit für die beiden 
Geburtskohorten der bis zum 31.12.1999 und den ab dem 1.1.2000 Geborenen aus-
führlich betrachtet. Hierdurch sollen staatsangehörigkeitsrechtlich bedingte Verschie-
bungen in der Zusammensetzung der nichtdeutschen Schüler insgesamt identifi ziert 
werden. Hieran anschließend werden die Veränderungen in der Zusammensetzung 
der nichtdeutschen Schüler für die vier untersuchten Länder verglichen.
In Rheinland-Pfalz beträgt der Anteil nichtdeutscher Grundschüler unter den bis 
1999 Geborenen 9,1 %, unter den ab 2000 Geborenen 5,2 % (vgl. Tabelle 3-2). Inwie-
fern sich zwischen den Geburtskohorten die Gewichtung der staatsangehörigkeitsspe-
zifi schen Anteile innerhalb des Merkmals der nichtdeutschen Grundschüler insgesamt 
verändert, veranschaulicht Abbildung 3-6.
Abbildung 3-6:  Anteil der spezifi schen Staatsangehörigkeiten97 an den Schülern mit nicht-
deutscher Staatsangehörigkeit insgesamt in % nach Geburtsjahr in Rhein-
land-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
Be reits auf den ersten Blick fällt auf, dass sich der Anteil der türkischen Schüler un-
ter den nichtdeutschen Schülern insgesamt deutlich zwischen den Geburtskohor-
ten unterscheidet. Der Anteil türkischer Grundschüler fällt für die ab 2000 im Ver-
gleich zu den bis 1999 Geborenen um 13,5 Prozentpunkte geringer aus. In wesentlich 
97 Diff erenziert dargestellt werden ‚lediglich‘ die 16 häufi gsten nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten, 
um eine Veranschaulichung zu erleichtern. Anteile für weitere Staatsangehörigkeiten fi nden sich in 
Abbildung 3-7. Die Sortierung der Staatsangehörigkeiten erfolgt nach Höhe der Anteilswerte unter 





















































geringerem Umfang gehen die Anteile für italienische (-0,7 Prozentpunkte98), kroa-
tische (-0,2 PP) und griechische Schüler (-0,1 PP) zurück. Grundschüler aller weite-
ren Staatsangehörigkeiten nehmen einen größeren Anteil im Kohortenvergleich an 
den nichtdeutschen Schülern insgesamt ein. Hier sind u. a. französische, serbische, 
portugiesische, amerikanische, polnische und russische Schüler zu nennen, deren An-
teil unter den nichtdeutschen Schülern insgesamt um 0,6 bis 1,0 Prozentpunkte zwi-
schen den Kohorten zunimmt sowie Schüler mit einer albanischen (+1,2 PP), iraki-
schen (+1,8 PP) oder sonstigen Staatsangehörigkeit (+5,3 PP). 
Inwiefern die für Rheinland-Pfalz erzielten Ergebnisse mit denen für die drei wei-
teren Länder Bayern, Hamburg und Hessen übereinstimmen, wird in Abbildung 3-7 
untersucht.99
Abbildung 3-7:  Prozentuale Abweichungen der staatsangehörigkeitsspezifi schen Antei-
le unter den nichtdeutschen Grundschülern insgesamt in Prozentpunkten 
nach Bundesland (zwischen den ab 2000 gegenüber den bis zum Jahr 1999 
geborenen  Schülern; Schuljahr 2008/09)
x = (Fallzahl-)Kriterium nicht erfüllt, Wert nicht ausgewiesen
Für die vier untersuchten Länder sind innerhalb des Merkmals der nichtdeutschen 
Schüler insgesamt sehr starke Rückgänge für türkische Schüler zu verzeichnen. De-
ren Anteil geht in den Ländern um 13,5 bis hin zu 15,7 Prozentpunkte zwischen den 
Geburtskohorten der ab 2000 und den bis 1999 geborenen Grundschüler zurück. Nur 
98 Bedingt durch Rundungen der Anteilswerte auf eine Nachkommastelle können die der Abbildung 
zu entnehmenden Diff erenzen minimal abweichen.
99 Dargestellt werden erneut die unter Grundschülern mit den höchsten Fallzahlen vertretenen Staats-
angehörigkeiten, die jeweils wenigstens 30 Schüler für die bis 1999 sowie für die ab 2000 Gebore-
nen aufweisen und unter Berücksichtigung dieses Kriteriums zugleich in mindestens zwei Bundes-
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noch für kroatische und mazedonische Schüler sind Anteilsrückgänge in allen Län-
dern zu konstatieren, wenn auch nur um maximal 0,7 Prozentpunkte. Ansonsten ge-
hen die Anteile zwischen den Geburtskohorten nur in Ausnahmefällen – d. h. für we-
nige Staatsangehörigkeiten in einzelnen Ländern – zurück. Hier sind z. B. italienische 
Schüler in Rheinland-Pfalz (-0,7 Prozentpunkte), oder marokkanische Schüler in Hes-
sen (-0,8 PP) zu nennen. Für alle weiteren separat ausgewiesenen Staatsangehörigkei-
ten sind in den Ländern etwa konstante bis leicht zunehmende Anteile innerhalb des 
Merkmals der nichtdeutschen Schüler insgesamt zu konstatieren. In einzelnen Län-
dern steigt der Anteil von afghanischen Schülern innerhalb des Merkmals um deut-
liche 3,0 Prozentpunkte (in Hamburg) und von griechischen Schülern um 2,5 Pro-
zentpunkte (in Bayern) an, während sich für französische Schüler einheitlich positive 
Veränderungen um 0,6 bis zu 1,9 Prozentpunkte in den vier Ländern ergeben. In den 
Ländern zeigen sich für die weiteren separat ausgewiesenen Staatsangehörigkeiten 
konstante bzw. bis maximal um 1,8 Prozentpunkte zunehmende Anteile innerhalb des 
Merkmals. Den größten Bedeutungszuwachs innerhalb des Merkmals nichtdeutscher 
Grundschüler insgesamt erfahren die diff usen ‚sonstigen Staatsangehörigkeiten‘: de-
ren Gewicht nimmt innerhalb des Merkmals je nach Bundesland um 5,2 bis 8,3 Pro-
zentpunkte zu. Dies bedeutet, dass sich durch das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht 
innerhalb des Merkmals nichtdeutscher Schüler insgesamt ein Drittel bis zu gut der 
Hälft e der Rückgänge weg von türkischen Schülern hin zu den ‚sonstigen Staatsange-
hörigkeiten‘ verschieben.
Die staatsangehörigkeitsspezifi schen Zuwächse innerhalb des Merkmals der nicht-
deutschen Grundschüler gehen nicht (bzw. nur in Ausnahmefällen) mit steigenden 
Anteilen der jeweiligen Staatsangehörigkeit an den Grundschülern insgesamt ein-
her (vgl. Abbildung 3-5). Dies bedeutet, dass die Veränderung innerhalb des An-
teils der nichtdeutschen Schüler insgesamt nicht etwa demographisch oder durch Zu-
wanderung bedingt ist, sondern fast ausschließlich auf eine geringere Abnahme oder 
Konstanthaltung der Anteile der Staatsangehörigkeiten100 im Kohortenvergleich zu-
rückzuführen ist. Insbesondere für türkische Schüler ist ein deutlicher Rückgang zu 
verzeichnen (sowohl im Anteil türkischer Schüler an den Grundschülern insgesamt 
als auch innerhalb des Merkmals der nichtdeutschen Schüler insgesamt). Diese Verän-
derungen sind weitestgehend durch das seit 2000 geltende neue Staatsangehörigkeits-
recht verursacht.
Festzuhalten bleibt, dass nicht nur der Anteil der nichtdeutschen Grundschüler ins-
gesamt und der Anteil der meisten nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten an den 
Grundschülern insgesamt sinkt, sondern auch die Zusammensetzung des Merkmals 
der nichtdeutschen Schüler insgesamt durch das neue Staatsangehörigkeitsrecht eine 
deutliche Veränderung erfährt. Für die ab 2000 geborenen Grundschüler, auf die sich 
das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht unmittelbar auswirkt, geht der Anteil von 
Schülern mit türkischer Staatsangehörigkeit innerhalb des Merkmals der nichtdeut-
schen Grundschüler insgesamt gegenüber den bis zum Jahr 1999 Geborenen deutlich 
100 Dies zeichnet sich auch für die jeweiligen unter den ‚sonstigen‘ enthaltenen Staatsangehörigkeiten 
ab, auch wenn die Fallzahlen als eher unzureichend anzusehen sind und daher nicht weiter berich-
tet werden.
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zurück. Die Anteilsverluste der türkischen Schüler führen zu relativ diff usen Zuwäch-
sen für Schüler verschiedener Staatsangehörigkeiten innerhalb des Merkmals. Dies 
wird auch dadurch unterstrichen, dass der stärkste Bedeutungszuwachs innerhalb des 
Merkmals nicht etwa einer einzelnen der in den Ländern am häufi gsten vertretenen 
Staatsangehörigkeiten zukommt, sondern ein großer Teil auf die ‚sonstigen Staatsan-
gehörigkeiten‘ entfällt. 
3.4 Messung des Migrationshintergrundes nach Defi nition der 
KMK als Ausweg?
Wie zuvor dargestellt, verliert das Merkmal der Staatsangehörigkeit nicht zuletzt durch 
das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht quantitativ stark an Bedeutung, dies auch hin-
sichtlich der Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund. Nachfolgend wird 
der Frage nachgegang en, welche Alternativen zum Staatsangehörigkeitsmerkmal bzw. 
welche ergänzenden Merkmale zur Erfassung des Migrationshintergrundes von Schü-
lern im Rahmen der amtlichen Schulstatistik in den Ländern verwendet werden. Von 
besonderem Interesse ist hierbei, welche quantitative Relevanz diesen Merkmalen zu-
kommt.
Von der Kultusministerkonferenz (KMK) werden für den „Kerndatensatz der Län-
der für schulstatistische Individualdaten“ (KMK 2011b: 17ff .) mehrere die bisherige 
Schulstatistik ergänzende Merkmale vorgeschlagen. Der KMK zufolge 
„ist bei Schülerinnen und Schülern ein Migrationshintergrund anzunehmen, wenn 
mindestens eines der folgenden Merkmale zutrifft  : 1. keine deutsche Staatsangehörig-
keit, 2. nichtdeutsches Geburtsland, 3. nichtdeutsche Verkehrssprache in der Familie 
bzw. im häuslichen Umfeld (auch wenn der Schüler/die Schülerin die deutsche Sprache 
beherrscht)“ (KMK 2011a: 29). 
Zur Defi nition eines Migrationshintergrundes sind neben der Staatsangehörigkeit als 
weitere relevante Merkmale ein nichtdeutsches Geburtsland und eine – laut Merk-
malsbeschreibung zum ‚Kerndatensatz der Länder für schulstatistische Individualda-
ten‘ der KMK (2011b: 18) – überwiegend nichtdeutsche Verkehrssprache in der Fami-
lie101 zu nennen.
Der angestrebte schulstatistische Wechsel vom ‚Ausländer-‚ zum Migrations-
konzept wurde in Bayern erstmals für das Schuljahr 2005/06 (vgl. Burgmaier/Traub 
2007: 5), in Rheinland-Pfalz ab dem Schuljahr 2006/07 102 vollzogen. In Hamburg 
und Hessen werden Schülerindividualdaten jeweils seit dem Schuljahr 2008/09103 er-
hoben. Im Rahmen der Individualstatistik werden von den vier Ländern die ergän-
zenden Migrationsmerkmale ausgewiesen. Für das Land Hessen ergibt sich als Be-
sonderheit, dass neben der ersten Staatsangehörigkeit auch noch eine mögliche zweite 
101 Der Einfachheit halber wird nachfolgend auch der Begriff  ‚Familiensprache‘ oder die Formulierung 
der ‚überwiegenden Familiensprache‘ von Schülern verwendet.
102 Allerdings werden die Migrationsmerkmale vom Statistischen Landesamt Rheinland-Pfalz erst ab 
dem Schuljahr 2007/08 als valide eingeschätzt.
103 Für Hessen werden die Migrationsmerkmale vom Hessischen Statistischen Landesamt erst ab dem 
Schuljahr 2010/11 als valide eingeschätzt.
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Staatsangehörigkeit von Schülern erfasst wird. Auch dieses Merkmal wird nachfolgend 
daraufh in überprüft , inwiefern es zur Messung von Schülern mit Migrationshinter-
grund beiträgt und wie sich die staatsangehörigkeitsrechtlichen Änderungen quantita-
tiv auf das Merkmal auswirken.
Wie zuvor werden für die vier Länder Individualdatensätze herangezogen, für die 
sich allerdings hinsichtlich der Analyse der erweiterten Migrationsmerkmale meh-
rere Besonderheiten ergeben. Die Datensätze beziehen sich erneut auf das Schuljahr 
2008/09, lediglich für Hessen werden Ergebnisse für das Schuljahr 2010/11 berichtet. 
Diese Abweichung liegt darin begründet, dass – internen Prüfungen des Statistischen 
Landesamtes Hessen zufolge – die hessischen Individualdatensätze bis zum Schuljahr 
2008/09 zwar die erste und die zweite Staatsangehörigkeit valide erfassen, dies jedoch 
nicht für die erweiterten Migrationsmerkmale gewährleistet ist. Erst ab dem Schuljahr 
2010/11 verliefen die Validierungen positiv104, entsprechend fi ndet dieser Datensatz 
Verwendung. Wie noch zu zeigen sein wird, ist der Nachteil dieses Schuljahres, dass 
die Fallzahl der bis 1999 geborenen Schüler an Grundschulen gegen null tendiert und 
somit für Hessen – die Änderungen des Staatsangehörigkeitsrechts betreff end – keine 
sinnvollen Vergleiche nach Geburtskohorten durchgeführt werden können.
Das Statistische Landesamt Bayern weist darauf hin, dass die Merkmale Geburts-
land, Jahr des Zuzugs und Verkehrssprache in der Familie auf kleinräumigerer Ebe-
ne als noch nicht hinreichend valide erscheinen. Jedoch sei die Validität auf Landes-
ebene als relativ gesichert anzusehen. Die BSB Hamburg105 hingegen hält die Aussage 
über das Geburtsland für nur bedingt belastbar. Denn im Jahr 2008 war das von den 
Schulen per Verwaltungssoft ware auszufüllende Feld für das Geburtsland des Schü-
lers noch mit ‚Deutschland‘ vorbelegt. Diese Voreinstellung habe zu einer Unterschät-
zung der nicht in Deutschland geborenen Schüler geführt. Die weiteren Angaben wie 
die Staatsangehörigkeit und Familiensprache werden von der BSB Hamburg hingegen 
als valide eingeschätzt. Hintergrund der (teilweisen) Validitätsprobleme ist die erst seit 
wenigen Jahren erfolgte Umstellung von Summendaten auf Individualdaten im Rah-
men der amtlichen Schulstatistik in den betreff enden Ländern (vgl. hierzu z. B. Halb-
huber 2005: 70f.). Hiermit gehen auch – und insbesondere – auf Seiten der Schulen 
Schwierigkeiten der validen Erfassung einher. Denn die Schulen erheben u. a. die Mi-
grationsmerkmale, die in die Individualdatensätze einfl ießen. Dies geschieht beispiels-
weise über Schüleranmeldebögen, die von den Eltern ausgefüllt werden müssen. Die 
Schulen sind für die korrekte Eingabe der erhobenen Daten in die Schulverwaltungs-
soft ware zuständig, über die die Daten an die Statistischen Landesämter übermit-
telt werden. Entsprechend wird im Rahmen dieses dezentralisierten Verfahrens eine 
schulspezifi sche Varianz der Eingabequalität nicht zu verhindern sein.
Lediglich für das Land Rheinland-Pfalz werden von dem Statistischen Landesamt 
alle Merkmale als valide eingeschätzt. Denn Rheinland-Pfalz erhebt als einziges Land 
bereits „seit Ende der 1970er Jahre Individualdaten; Informationen zum Migrations-
hintergrund werden ab dem Schuljahr 2006/07 erfragt“ (Antwort des Statistischen 
Landesamtes Rheinland-Pfalz vom 01.03.2012). Durch mehrjährige Erfahrungen ist 
104 Auch im Berichtsjahr 2009/10 wurden die Merkmale zum Migrationshintergrund noch nicht von 
allen hessischen Schulen geliefert.
105 Behörde für Schule und Berufsbildung Hamburg.
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mittlerweile gewährleistet, dass die Erhebung von Schülerindividualdaten und der 
hiermit einhergehende Datentransfer zwischen den hierfür erforderlichen Akteuren 
(Schule, Lehrern, statistisches Landesamt, ggf. (privaten) Verwaltungssoft wareanbie-
tern, Eltern, usw.) routiniert erfolgt. Entsprechend sind für diejenigen Länder, die erst 
seit kurzem auf Individualdaten umgestellt haben, hinreichend valide Daten für alle 
Merkmale erst für die nachfolgenden Schuljahre zu erwarten.
Nachfolgend werden zwar die Ergebnisse der Individualdatensätze auf der hoch-
aggregierten Ebene der Bundesländer insgesamt dargestellt, die zuvor genannten lan-
desspezifi schen Einschränkungen müssen jedoch berücksichtigt werden. Für Hes-
sen wird lediglich das valide Schuljahr 2010/11 verwendet, die potentiell unsicheren 
Merkmale für Bayern und Hamburg werden in Klammern gesetzt, um diese optisch 
hervorzuheben. Da sich für Rheinland-Pfalz als einziges Bundesland weder hinsicht-
lich der Datenvalidität noch hinsichtlich des gewünschten Schuljahres Einschränkun-
gen ergeben, werden die Analysen für dieses Land vertieft .
In Tabelle 3-4 werden für die vier ausgewählten Länder zunächst die Anteile der 
Grundschüler mit Migrationshintergrund insgesamt sowie für die Migrationsmerkma-
le nichtdeutsche Staatsangehörigkeit, Familiensprache und nichtdeutsches Geburtsland 
dargestellt. Erneut wird auf die Schulform Grundschule fokussiert, da deren Schüler 
im Schuljahr 2008/09 zu relativ ausgeglichenen Anteilen den beiden Geburtskohorten 
der bis 1999- und der ab 2000-Geborenen angehören (vgl. Kapitel 3.3).
Tabelle 3-4:  Grundschü ler insgesamt, mit Migrationshintergrund in % und den einzelnen 
Migrationsmerkmalen Staatsangehörigkeit, Verkehrssprache und Geburts-












Bayern 480.414 (11,9) 7,0  (8,3) (2,5)
Hamburg 57.736 (27,8) 12,0 27,0 (1,2)
Hessen* 211.795 25,2 7,7 23,7 4,3 
Rheinland-Pfalz 156.294 15,7 6,7 14,1 2,6 
* = Schuljahr 2010/11
MH = Migrationshintergrund; StA = Staatsangehörigkeit; ndt. = nichtdeutsche(-r/-s)
Hinsichtlich der einzelnen Migrationsmerkmale zeigt sich für die beiden Länder mit 
validen Individualdatensätzen, dass der Anteil der Grundschüler mit einer nichtdeut-
schen Familiensprache mehr als das Doppelte des Anteils von Schülern mit nicht-
deutscher Staatsangehörigkeit beträgt (in Hessen sogar gut das Dreifache, da in dem 
Schuljahr 2010/11 fast alle Schüler ab 2000 geboren wurden und sich die staatsan-
gehörigkeitsrechtlichen Änderungen fast vollständig auf die Grundschüler auswir-
ken). Insgesamt weist nur ein relativ geringer Teil der Grundschüler (maximal jeder 
23.) ein nichtdeutsches Geburtsland auf. Angesichts des hohen Migrantenanteils und 
des sehr geringen Anteils von Schülern mit nichtdeutschem Geburtsland scheint für 
Hamburg eine deutliche Unterschätzung des Anteils von Schülern mit nichtdeutschem 
Geburtsland vorzuliegen. Dies zeichnet sich tendenziell auch für Bayern ab, in noch 
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stärkerem Umfang wird scheinbar das Merkmal der nichtdeutschen Familiensprache 
unterschätzt. Entsprechend ist auch von einer Unterschätzung der ausgewiesenen An-
teile von Schülern mit Migrationshintergrund insgesamt in Bayern und Hamburg aus-
zugehen, wonach in den beiden Ländern mindestens etwa jeder achte bzw. mindestens 
jeder vierte Grundschüler einen Migrationshintergrund hat. Gesichert ist hingegen, 
dass in Hessen ungefähr jeder vierte und in Rheinland-Pfalz annähernd jeder sechste 
Grundschüler einen Migrationshintergrund nach Defi nition der KMK aufweist.
Allerdings zeigen sich erhebliche Unterschätzungen, wenn die Anteile mit denen 
des Mikrozensus 2009 verglichen werden. Anhand des Mikrozensus kann die Bevöl-
kerung mit Migrationshintergrund (im engeren Sinne; vgl. hierzu z. B. Statistisches 
Bundesamt 2011a: 388f.) im Grundschulalter von 6 bis 10 Jahren bestimmt werden. 
Im Jahr 2009 haben in Bayern 28,4 %, in Hamburg 48,7 %, in Hessen 39,6 % und in 
Rheinland-Pfalz 31,1 % der Kinder im Alter von 6 bis 10 Jahren einen Migrationshin-
tergrund (Sonderauswertung des Mikrozensus 2009 durch das Statistische Bundesamt, 
ohne Abbildung). Auch wenn die den Zahlen zugrundeliegende Bevölkerungspopu-
lation nicht perfekt mit der schulstatistischen Population der Grundschüler überein-
stimmt, liefern diese Zahlen dennoch wenigstens einen Hinweis darauf, dass anhand 
der individualdatenstatistischen Merkmale Schüler mit Migrationshintergrund nicht 
ausreichend erfasst werden. Insbesondere dürft e sich auswirken, dass in der Schulsta-
tistik keine Elterninformationen zur Bestimmung des Migrationsstatus der Schüler he-
rangezogen wurden.
 
Wie gezeigt, ist die nichtdeutsche Familiensprache das Merkmal in der Individualda-
tentatistik, über das alleine der größte Anteil an Schülern mit Migrationshintergrund 
ausgemacht werden kann. Die Relevanz der einzelnen Migrationsmerkmale wird 
nachfolgend hinsichtlich der Identifi zierung von Schülern mit Migrationshintergrund 
nach KMK-Defi nition verdeutlicht. Aus diesem Grund werden die prozentualen An-
teile der einzelnen Migrationsmerkmale an den Schülern mit Migrationshintergrund 
insgesamt sowie diff erenziert nach den beiden Geburtskohorten der vor-/ bzw. der ab 
dem 1.1.2000-Geborenen angegeben. Hierüber lassen sich Informationen gewinnen, 
inwiefern sich das Gewicht der einzelnen Merkmale durch die staatsangehörigkeits-
rechtlichen Änderungen verschiebt und ob der Anteil der Schüler mit Migrationshin-
tergrund, der über die von der KMK genannten Merkmale defi niert wird, stabil bleibt, 
oder sogar ansteigt, wie es Studien zur demographischen Entwicklung der Grundschü-
ler nahelegen (vgl. z. B. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 19; Geißler/
Weber-Menges 2008; Gresch/Kristen 2011: 216f.).
Zuerst soll die Veränderung der einzelnen Merkmale und des Migrationshinter-
grundes insgesamt nach Geburtskohorten für Rheinland-Pfalz als Bundesland mit un-
eingeschränkt interpretierbaren Anteilswerten betrachtet werden (Tabelle 3-5).
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Tabelle 3-5:  Grundschüler nach Migrationshintergrund, einzelnen Migrationsmerkm alen 















Schüler mit MH insgesamt 24.528 15,7 16,5 15,2 0,92
hiervon werden erfasst über:      
ndt. Staatsangehörigkeit 10.432 42,5 55,1 34,0 0,62
ndt. Sprache 22.108 90,1 87,5 91,9 1,05
ndt. Geburtsland 4.128 16,8 20,0 14,7 0,73
ndt. Sprache und ndt. StA 24.059 98,1 97,9 98,2 1,00
MH = Migrationshintergrund; ndt. = nichtdeutsche(s); StA = Staatsangehörigkeit; insg. = insgesamt; Geb. = Geborene
In Rheinland-Pfalz weisen insgesamt 15,7 % der Grundschüler einen Migrations-
hintergrund nach KMK-Defi nition auf. Über das alleinige Merkmal der Staatsange-
hörigkeit wird noch nicht einmal die Hälft e der Schüler mit Migrationshintergrund 
erkannt, über ein nichtdeutsches Geburtsland wird lediglich jeder sechste, über die 
Familiensprache werden etwa 90 % der Schüler mit Migrationshintergrund nach 
KMK-Defi nition erfasst. Über eine Kombination der beiden Merkmale der Familien-
sprache und der Staatsangehörigkeit werden bereits 98,1 % der Schüler mit Migrati-
onshintergrund nach KMK-Defi nition erfasst, während über das dritte Merkmal des 
Geburtslandes nur weitere 1,9 % der Schüler mit Migrationshintergrund zusätzlich er-
fasst werden können. Hierdurch wird deutlich, dass die Erhebung des Geburtslandes 
von Schülern zumindest als Merkmal zur Identifi kation von Schülern mit Migrations-
hintergrund nur eine marginale Rolle spielt.106
Im Vergleich zwischen den Geburtskohorten zeigt sich erneut der – bereits zuvor 
festgestellte – Bedeutungsverlust des Staatsangehörigkeitsmerkmals durch das geän-
derte Staatsangehörigkeitsrecht. Während über dieses Merkmal unter den bis 1999 Ge-
borenen noch gut die Mehrheit der Schüler mit Migrationshintergrund erfasst wird, 
ist dies für die ab 2000 Geborenen nur noch für ein Drittel der Fall. Für das Merkmal 
der nichtdeutschen Familiensprache ist ein leicht zunehmender Bedeutungszuwachs 
(+5 %) zwischen den Kohorten zu erkennen. Somit werden unter den ab dem Jahr 
2000 geborenen Schülern mit Migrationshintergrund etwa 92 % allein über das Merk-
mal der Familiensprache erfasst. Hinsichtlich des Geburtslandes ist eine Bedeutungs-
abnahme um 27 % zwischen den Kohorten zu konstatieren, über dieses Merkmal kann 
unter den ab 2000 Geborenen nur noch etwa jeder siebte Schüler mit Migrationshin-
tergrund erkannt werden. 
106 Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass die Merkmalskombination ‚Sprache und Geburtsland‘ mit 
93,0 % einen geringeren Anteil an den Schülern mit Migrationshintergrund nach KMK-Defi nition 
hat als die dargestellte Kombination ‚Sprache und Staatsangehörigkeit‘ (98,1 %); dies gilt sogar noch 
verstärkt für die kombinierten Merkmale ‚Staatsangehörigkeit und Geburtsland‘ mit einem Anteil 
von 50,3 %.
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Insbesondere die sinkende Relevanz des Merkmals der Staatsangehörigkeit und des 
– quantitativ ohnehin relativ marginalen Merkmals des – Geburtslandes führt dazu, 
dass auch der Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund insgesamt nach KMK-
Defi nition zwischen den Geburtskohorten von 16,5 % auf 15,2 % sinkt. Dieses Ergeb-
nis ist insofern besonders hervorzuheben, da aus demografi scher Perspektive ein An-
stieg der Schüler mit Migrationshintergrund zu erwarten ist. Oder wie es Geißler und 
Weber-Menges plakativ für Deutschland insgesamt formulieren: „Unter den 15-jäh-
rigen Schülerinnen und Schülern ist es 2006 jede bzw. jeder fünft e, unter den Viert-
klässlern bereits jede bzw. jeder vierte und bei den Kindern unter fünf Jahren schon 
jedes dritte Kind“ (vgl. Geißler/Weber-Menges 2008: 14), das einen Migrationshinter-
grund aufweist. Somit zeigt sich, dass die von der KMK benannten Merkmale nicht 
völlig ausreichen, um den Migrationshintergrund der – insbesondere ab dem Jahr 
2000 geborenen – Grundschüler abzubilden. Dieser Befund ist für die weiterführen-
den Schulen insbesondere von perspektivischer Relevanz. Denn wenn die ab 2000 ge-
borenen Schüler auf die Sekundarstufe übergehen, wird auch an diesen Schulen der 
Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund (zusätzlich) unterschätzt.
Über die kombinierten Merkmale Familiensprache und Staatsangehörigkeit werden 
annähernd alle Schüler mit Migrationshintergrund – nach den Migrationskriterien der 
Schulstatistik – erfasst, dies gilt auch im Vergleich der beiden Geburtskohorten, die je-
weils einen konstanten Anteil von etwa 98 % aufweisen.
Als Nächstes werden in Tabelle 3-6 die Ergebnisse für den Stadtstaat Hamburg dar-
gestellt. Denn für Hamburg sind die Migrationsmerkmale als prinzipiell valide an-
zusehen, als Ausnahme ist einzig das Merkmal nichtdeutsches Geburtsland (mit un-
terrepräsentierten Anteilswerten) zu nennen. In der Folge wird auch der Anteil von 
Schülern mit Migrationshintergrund insgesamt unterschätzt. Hieraus folgt, dass die 
Anteile der nichtdeutschen Staatsangehörigkeit und der nichtdeutschen Familienspra-
che an den Schülern mit Migrationshintergrund insgesamt überschätzt werden.
Tabelle 3-6:  Grundschüler nach Migrationshintergrund, einzelnen Migrationsmerkmalen 















Schüler mit MH insgesamt 16.065 (27,8) (30,5) (26,3) (0,86)
hiervon werden erfasst über:      
ndt. Staatsangehörigkeit 6.949 43,3 54,5 36,0 0,66 
ndt. Sprache 15.591 97,0 97,7 96,6 0,99 
ndt. Geburtsland 698 (4,3) (3,7) (4,7) (1,27)
ndt. Sprache und ndt. StA 15.938 99,2 99,6 98,9 0,99 
MH = Migrations hintergrund; ndt. = nichtdeutsche(s); StA = Staatsangehörigkeit; insg. = insgesamt; Geb. = Geborene
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Trotz der ersichtlichen Unterschätzung von Schülern mit nichtdeutschem Geburts-
land ist für den Stadtstaat Hamburg im Vergleich zu Rheinland-Pfalz ein beinahe dop-
pelt so hoher Anteil von Grundschülern mit Migrationshintergrund zu erkennen. Im 
Geburtskohortenvergleich sinkt dieser Anteil jedoch um 14 %, so dass sich unter den 
ab 2000 Geborenen mit 26,3 % nur noch für gut jeden vierten Grundschüler ein Mi-
grationshintergrund feststellen lässt. Erneut werden gut 40 % der Migranten über das 
Merkmal der Staatsangehörigkeit erfasst. Jedoch variiert dieser Anteil deutlich zwi-
schen den Geburtskohorten, da über das Merkmal unter den bis 1999 geborenen 
Grundschülern etwa 55 %, unter den ab 2000 Geborenen jedoch nur noch ein gutes 
Drittel der Schüler mit Migrationshintergrund nach KMK-Defi nition erkannt werden 
können. Diese Anteile und Veränderungen sind vergleichbar mit den rheinland-pfäl-
zischen Ergebnissen. Die Familiensprache stellt mit Anteilen von über 95 % erneut das 
wichtigste Einzelmerkmal dar, das auch zwischen den Geburtskohorten relativ stabil 
bleibt und nur einen geringen Rückgang um einen Prozentpunkt für die ab dem Jahr 
2000 geborenen Grundschüler verzeichnet.107
Als weiteres Bundesland sind nur noch für Bayern Vergleiche der Migrationsmerkma-
le nach den Geburtskohorten der Grundschüler im Schuljahr 2008/09 darstellbar (vgl. 
Tabelle 3-7). Aufgrund der eingeschränkt validen Datenbasis werden die Ergebnisse 
nur mit Vorsicht interpretiert.
Tabelle 3-7:  Grundschüler nach Migrationshintergrund, einzelnen Migrationsmerkmalen 















Schüler mit MH insgesamt 57.396 (11,9) (13,5) (11,0) (0,82)
hiervon werden erfasst über:      
ndt. Staatsangehörigkeit 33.830 58,9 69,1 51,7 0,75 
ndt. Sprache 39.689 (69,1) (67,3) (70,5) (1,05)
ndt. Geburtsland 12.123 (21,1) (24,3) (18,9) (0,78)
ndt. Sprache und ndt. StA 54.769 (95,4) (95,4) (95,5) (1,00)
MH = Migrationshintergrund; ndt. = nichtde utsche(s); StA = Staatsangehörigkeit; insg. = insgesamt; Geb. = Geborene
Auf die jeweiligen Anteile wird aufgrund der Beschränkungen nicht näher einge-
gangen. Jedoch stimmen die Anteilsentwicklungen zwischen den Geburtskohor-
ten tendenziell mit denen für Rheinland-Pfalz überein. Der Anteil von Schülern mit 
107 Möglicherweise lässt sich diese Entwicklung genau wie der leichte Anstieg für die ab 2000 gebo-
renen Schüler mit nichtdeutschem Geburtsland darauf zurückführen, dass das unterrepräsentierte 
Merkmal mit zunehmendem Schuljahr (bzw. auch Geburtsjahr der Schüler) von den Schulen für 
die neu eingeschulten Schüler präziser erhoben wird. Da das nichtdeutsche Geburtsland in dem 
Schuljahr noch unzureichend erfasst wird, verwundert auch nicht, dass über die Merkmale nicht-
deutsche Familiensprache und Staatsangehörigkeit annähernd alle Schüler mit Migrationshinter-
grund erkannt werden können (auch hier deutet der sinkende Anteil auf eine im Kohortenvergleich 
leicht verbesserte Erfassung des Geburtslandes hin).
204
Migrationshintergrund geht auch in Bayern für die ab 2000 gegenüber den bis 1999 
geborenen Grundschülern zurück. Das gleiche ist für die Merkmale der nichtdeut-
schen Staatsangehörigkeit und des Geburtslandes festzustellen, während die kombi-
nierten Merkmale der Familiensprache und der Staatsangehörigkeit auf sehr hohem 
Niveau konstant bleiben – dies stimmt erneut mit den Ergebnissen für Rheinland-
Pfalz überein.
Für das Land Hessen lässt sich zwar nicht die Veränderung der Migrationsmerkmale 
zwischen den Geburtskohorten von Grundschülern darstellen, da die zur Staatsange-
hörigkeit ergänzenden Merkmale nach KMK-Defi nition im hierfür relevanten Schul-
jahr 2008/09 nicht valide erhoben wurden. Jedoch sind die hessischen Individualda-
ten insofern von besonderem Interesse, da diese sowohl Informationen über die erste 
als auch über die zweite Staatsangehörigkeit von Schülern bereitstellen. Die Antei-
le nichtdeutscher Grundschüler werden in Tabelle 3-8 nach der ersten und der zwei-
ten Staatsangehörigkeit für das Schuljahr 2008/09 dargestellt. Hierdurch können erste 
Hinweise über den quantitativen ‚Mehrwert‘ der zweiten Staatsangehörigkeit hinsicht-
lich der Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund abgeleitet werden. Hier-
an anschließend werden die erweiterten Migrationsmerkmale durch einen ergänzend 
hinzugezogenen Datensatz für das Schuljahr 2010/11 untersucht, denn die in dem 
hessischen Individualdatensatz enthaltenen Migrationsmerkmale und Migrationsinfor-
mationen können in diesem Schuljahr erstmals als valide angesehen werden.
Tabelle 3-8:  Anteile nichtdeutscher Grundschüler nach 1. und 2. Staatsangehörigkeit 
und Geburtskohorten in % für Hessen (Schuljahr 2008/09)
Schüler in %, 







1. StA ndt. 10,5 15,1 7,4 0,49
2. StA ndt.* 3,7 2,6 4,4 1,67
1. oder 2. StA ndt. 14,2 17,7 11,8 0,66
* = sofern die erste Staatsangehörigkeit deutsch ist
StA = Staatsangehörigkeit;  ndt. = nichtdeutsch
Als ‚ausländische Bevölkerung‘ bzw. als ‚Ausländer‘ werden nach Defi nition des Statis-
tischen Bundesamtes (2011) alle Personen verstanden,
„die nicht Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG sind, d.h. nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen. Dazu zählen auch die Staatenlosen und die Personen mit 
ungeklärter Staatsangehörigkeit. Deutsche, die zugleich eine fremde Staatsangehörig-
keit besitzen, zählen nicht zur ausländischen Bevölkerung“ (Statistisches Bundesamt 
2011c: 5).
Entsprechend dieser Defi nition werden auch im Rahmen der amtlichen Schulstatistik 
ausländische Schüler defi niert. Im Falle von Hessen sind dies diejenigen Schüler, deren 
erste Staatsangehörigkeit eine nichtdeutsche ist (ggf. ergänzt um eine zweite Staatsan-
gehörigkeit, die ebenfalls nichtdeutsch ist). Liegt für einen Schüler eine ausschließ-
lich deutsche Staatsangehörigkeit oder neben einer deutschen Staatsangehörigkeit eine 
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ausländische Staatsangehörigkeit vor, so wird dieser Schüler von der (Schul-)Statistik 
als deutsch defi niert und für ihn wird als erste Staatsangehörigkeit die deutsche ausge-
wiesen (vgl. Plath 2003: 6).108
Zu einer erweiterten Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund ist es 
möglich, die zweite Staatsangehörigkeit heranzuziehen. Hiernach haben Schüler ei-
nen Migrationshintergrund, wenn sie entweder über eine ausländische erste Staatsan-
gehörigkeit verfügen, oder die erste Staatsangehörigkeit eine deutsche und die zwei-
te Staatsangehörigkeit eine nichtdeutsche ist (vgl. hierzu auch Söhn/Özcan 2005: 121). 
Diesen Defi nitionen folgend, weisen von den insgesamt 222.316 hessischen Grund-
schülern 10,5 % als erste Staatsangehörigkeit eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit 
auf. Weitere 3,7 % der Grundschüler haben als erste eine deutsche Staatsangehörigkeit 
und als zweite eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit, so dass über die Merkmale der 
ersten und zweiten Staatsangehörigkeit insgesamt 14,2 % der Grundschüler über ei-
nen nichtdeutschen Pass (bzw. einen Migrationshintergrund defi niert über die Merk-
male der ersten und zweiten Staatsangehörigkeit) verfügen109. Im Vergleich zur ersten 
Staatsangehörigkeit kann somit über die zweite Staatsangehörigkeit ein weiteres Drit-
tel an Grundschülern mit einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit erkannt werden.
Jedoch zeigen sich zwischen den Geburtskohorten – den bis 1999 und den ab 
2000 geborenen Grundschülern – deutliche Unterschiede hinsichtlich des Stellenwer-
tes der Merkmale der ersten und der zweiten Staatsangehörigkeit. Während sich der 
Anteil der Grundschüler mit einer nichtdeutschen ersten Staatsangehörigkeit im Ver-
gleich halbiert, steigt der Anteil der deutschen Schüler mit einer nichtdeutschen zwei-
ten Staatsangehörigkeit um zwei Drittel von 2,6 % auf 4,4 % an. Die Ursache hierfür ist 
maßgeblich im geänderten Staatsangehörigkeitsrecht zu suchen: Die optionale Verlei-
hung einer deutschen neben einer weiteren nichtdeutschen Staatsangehörigkeit führt 
zu entsprechend sinkenden Anteilen der ersten Staatsangehörigkeit und zu einem hö-
heren Anteil von Schülern mit einer deutschen und einer nichtdeutschen zweiten 
Staatsangehörigkeit. Zugleich wird jedoch deutlich, dass die zweite Staatsangehörigkeit 
die – hinsichtlich der Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund – zwischen 
den Geburtskohorten anteilsmäßig entstehenden Verluste der ersten Staatsangehörig-
keit nicht kompensieren kann. Dies spiegelt sich in dem Anteil der Schüler mit einer 
nichtdeutschen ersten oder zweiten Staatsangehörigkeit wider, der zwischen den Ko-
horten um ein Drittel zurückgeht (von 17,7 auf 11,8 %). 
Hinsichtlich des Kohortenvergleichs bleibt für hessische Grundschüler festzuhal-
ten, dass die ergänzende Berücksichtigung des Merkmals zweite Staatsangehörigkeit 
108 Zu beachten ist, dass dieser Defi nition zwar in Veröff entlichungen des Statistischen Landesamtes 
Hessen gefolgt wird. Die vom Hessischen Kultusministerium bereitgestellten Individualdatensätze 
beinhalten jedoch die Variablen erste und zweite Staatsangehörigkeit, die noch gemäß der Defi ni-
tion des Statistischen Bundesamtes umzucodieren sind. Denn der Datensatz enthält die von den 
Schulen vorgenommenen Einträge, die variieren können. So ist z. B. für einige Schüler die Kombi-
nation erste Staatsangehörigkeit deutsch und zweite Staatsangehörigkeit türkisch möglich; für ande-
re hingegen die umgekehrte Kombination erste Staatsangehörigkeit türkisch, zweite Staatsangehö-
rigkeit deutsch. Entsprechend wären nicht umcodierte Ausgaben fehlerhaft  bzw. würden zumindest 
nicht der Defi nition des Statistischen Bundesamtes entsprechen, wonach diese Schüler einheitlich 
als Deutsche anzusehen wären, die zusätzlich eine zweite türkische Staatsangehörigkeit haben. Die-
ser Aspekt wurde in den Analysen berücksichtigt.
109 Ergänzend sei angeführt, dass lediglich 397 Schüler (bzw. 0,2 % der Grundschüler insgesamt) zwei 
verschiedene nichtdeutsche Staatsangehörigkeiten aufweisen.
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für die bis 1999 Geborenen nur einen geringen zusätzlichen Anteil von 2,6 Prozent-
punkten (bzw. +17,5 %) gegenüber dem klassischen Merkmal der ersten Staatsangehö-
rigkeit mit sich bringt. Perspektivisch wird dem Merkmal jedoch eine gesteigerte Be-
deutung zuteil, wie es für die ab 2000 Geborenen gezeigt werden konnte. Denn der 
Anteil der Schüler mit entweder erster oder zweiter nichtdeutscher Staatsangehörig-
keit liegt um 4,4 Prozentpunkte (oder um +60 %) über dem Anteil der Schüler mit ei-
ner ausschließlich ersten nichtdeutschen Staatsangehörigkeit. 
Hieran anknüpfend wird die potentielle Relevanz des ergänzenden statistischen Merk-
mals der zweiten Staatsangehörigkeit im Vergleich zu den Migrationsmerkmalen nach 
KMK-Defi nition überprüft . Hierzu wird ein weiterer hessischer Individualdatensatz 
für das Schuljahr 2010/11 ausgewertet, der neben den beiden Staatsangehörigkeiten 
zusätzliche valide Migrationsmerkmale entsprechend der KMK-Defi nition beinhaltet. 
Da sich unter den knapp 212.000 Grundschülern des Schuljahres lediglich 3.011 bzw. 
1,4 % bis Ende 1999 Geborene befi nden, ist – im Gegensatz zu den zuvor betrachte-
ten Ländern – keine nach Geburtskohorten ausdiff erenzierende Darstellung sinnvoll.
Tabelle 3-9:  Grundschüler insgesamt, nach Migrationshintergrund, einzelnen Migra-
tionsmerkmalen und ausgewählten Merkmalskombinationen in Hessen 
(Schuljahr 2010/11)
Schüler (nach MMM) n = in %
Schüler insgesamt 211.795 100,0
darunter mit:   
MH (KMK) 53.422 25,2
MH (KMK + 2. StA) 56.524 26,7
ndt. Sprache 50.158 23,7
ndt. Geburtsland 9.079 4,3
1. StA ndt. 16.223 7,7
2. StA ndt.* 11.247 5,3
1. od. 2. StA ndt. 27.470 13,0
1. StA od. Sprache ndt. 52.138 24,6
Sprache od. Geburtsland ndt. 51.843 24,5
1. od. 2. StA od. Sprache ndt. 55.608 26,3
1. StA od. Geburtsland ndt. 20.290 9,6
* = sofern die erste Staatsangehörigkeit deutsch ist
MMM = Migrationsmerkmale(n); KMK = nach Defi nition (bzw. Merkmalen) der KMK; MH = Migrationshintergrund; 
StA = Staats angehörigkeit; ndt. = nichtdeutsch(-e/-es); od. = oder
Die in Tabelle 3-9 hellgrau hinterlegten Zeilen geben die Fallzahlen und Anteile der 
Schüler mit Migrationshintergrund wieder, je einmal basierend auf den Merkma-
len der KMK (nichtdeutsche erste Staatsangehörigkeit, nichtdeutsche Familienspra-
che, nichtdeutsches Geburtsland) sowie ein weiteres Mal für die KMK-Merkmale, die 
um das Merkmal der zweiten Staatsangehörigkeit erweitert werden (in der Abbildung: 
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‚KMK + 2. StA‘). Die Zeilen mit einem mittelstarken Grauton stellen die Werte für die 
einzelnen Migrationsmerkmale dar, während die dunkelgrau hinterlegten Zeilen aus-
gewählte Merkmalskombinationen abbilden.
Nach KMK-Defi nition hat jeder vierte Grundschüler in Hessen einen Migrations-
hintergrund (25,2 %). Werden die von der KMK genannten Merkmale um das Merk-
mal der zweiten Staatsangehörigkeit ergänzt, so ergibt sich mit 26,7 % ein um weitere 
1,5 Prozentpunkte erhöhter Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund. 
Für die einzelnen Merkmale zeigt sich erneut, dass allein über das Merkmal der 
nichtdeutschen Familiensprache, das 23,7 % beträgt, der höchste Anteil an Schülern 
mit Migrationshintergrund erkannt werden kann. Das Merkmal hat in Hessen einen 
Anteil von 94 % an den Schülern mit Migrationshintergrund nach KMK-Defi nition 
sowie von 89 % nach der um die zweite Staatsangehörigkeit erweiterten Migrations-
defi nition. Weiter ergibt sich für die zweite Staatsangehörigkeit ein deutlicher ‚Mehr-
wert‘, wenn dieses Merkmal ergänzend zur ersten Staatsangehörigkeit erhoben wird. 
Die Kombination der beiden Staatsangehörigkeitsmerkmale ergibt einen Anteil von 
immerhin 13 %. Dies zeigt, dass über die zweite Staatsangehörigkeit mehr Schüler mit 
Migrationshintergrund erfasst werden, als wenn ergänzend zur ersten Staatsangehö-
rigkeit das Geburtsland hinzugezogen wird, was zu einem Anteil von lediglich 9,6 % 
führt. Trotzdem erreichen diese Merkmalskombinationen nur den halben Anteils-
wert im Vergleich zu der Kombination der ersten Staatsangehörigkeit mit der Famili-
ensprache, aus der ein Anteil von 24,6 % resultiert. Ein weiterer Hinweis darauf, dass 
das ergänzende Merkmal der zweiten Staatsangehörigkeit einen höheren Anteil von 
Schülern mit Migrationshintergrund erfasst als das Geburtsland, wird auch durch ei-
nen weiteren Vergleich verdeutlicht. Denn der Anteil der Grundschüler mit entwe-
der nichtdeutscher erster oder zweiter Staatsangehörigkeit oder einer nichtdeutschen 
Familiensprache liegt mit 26,3 % über dem Anteil der Schüler mit Migrationshinter-
grund nach KMK-Defi nition (25,2 %), der ebenfalls auf drei Merkmalen beruht. Wird 
das Merkmal Geburtsland als viertes Merkmal der ersten und zweiten Staatsangehö-
rigkeit sowie der Familiensprache hinzugefügt, ergibt sich mit 26,7 % ein nur noch um 
0,4 Prozentpunkte erhöhter Anteil bzw. ‚Mehrwert‘ an Schülern mit Migrationshinter-
grund.
Insgesamt kann das Merkmal der zweiten Staatsangehörigkeit als quantitativ be-
deutsamer zur Identifi zierung von Schülern mit Migrationshintergrund angesehen 
werden als das Merkmal des Geburtslandes, was am Beispiel von hessischen Indivi-
dualdatenstatistiken gezeigt wurde. Positiv formuliert bietet das Merkmal der zwei-
ten Staatsangehörigkeit im Rahmen der amtlichen Schulstatistik einen analytischen 
‚Mehrwert‘, sowohl in Ergänzung zur ersten Staatsangehörigkeit als auch zu den Mi-
grationsmerkmalen nach KMK-Defi nition. Umgekehrt sollte dieser Befund nicht da-
hingehend interpretiert werden, als sei das Merkmal des Geburtslandes obsolet. 
Denn hierüber lässt sich immerhin das Herkunft sland von Schülern ableiten. Zu-
dem ist das Merkmal auch insofern unverzichtbar, da in Kombination mit dem Ge-
burtsland das genaue Zuzugsjahr erhoben wird, um Informationen über die Herkunft  
und den Generationenstatus der Schüler gewinnen zu können (selbst zugewandert = 
1. Generation; in Deutschland geboren = 2. Generation). Somit hat das Merkmal 
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Geburtsland nur wenig Gewicht, um den Anteil von Schülern mit Migrationshinter-
grund in Kombination mit weiteren Migrationsmerkmalen zu erhöhen.
Abschließend sollen die verallgemeinerbaren Ergebnisse festgehalten werden, die sich 
auf die Messung des nach der KMK (2011a) defi nierten Migrationshintergrundes und 
der hierfür erforderlichen Einzelmerkmale bezieht. Erneut fanden sich Belege dafür, 
dass das Merkmal nichtdeutsche Staatsangehörigkeit zur Messung von Schülern mit 
Migrationshintergrund einen Bedeutungsverlust erfährt. Trotz gewisser landesspezifi -
scher Einschränkungen lässt sich festhalten, dass das Merkmal der überwiegend zu 
Hause gesprochenen Familiensprache zur statistischen Erfassung von Schülern mit 
Migrationshintergrund unter den verfügbaren Merkmalen das bedeutsamste Einzel-
merkmal ist. Denn über die Familiensprache wird der größte Anteil von Schülern mit 
Migrationshintergrund insgesamt nach Defi nition der KMK erfasst. Zwar geht der 
Anteil der Grundschüler mit Migrationshintergrund zwischen den Geburtskohorten 
zurück, der Anteil des Sprachmerkmals bleibt jedoch – bezogen auf die Schüler mit 
Migrationshintergrund – in etwa stabil oder nimmt sogar noch an Bedeutung zu. Das 
Geburtsland spielt als Einzelmerkmal hinsichtlich der Erfassung von Schülern mit Mi-
grationshintergrund die geringste Rolle. Wie der Vergleich zwischen den Geburtsko-
horten – am Beispiel der validen rheinland-pfälzischen Daten – zeigt, nimmt der be-
reits ohnehin geringe Anteil des Merkmals Geburtsland tendenziell sogar noch weiter 
ab. Dies spiegelt sich auch darin wider, dass über die beiden Merkmale Familienspra-
che und Staatsangehörigkeit in Rheinland-Pfalz bereits 98,1 % der Schüler mit Migra-
tionshintergrund nach KMK-Defi nition erfasst werden (was sich mit entsprechenden 
Einschränkungen tendenziell auch in den weiteren untersuchten Ländern abzubilden 
scheint). Somit spielt die Erhebung des Geburtslandes von Schülern zumindest als 
Merkmal zur Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund nur eine margina-
le Rolle. Das Merkmal ist und bleibt jedoch in Kombination mit weiteren Migrations-
merkmalen unverzichtbar, um Informationen zum Generationenstatus und – ergän-
zend hierzu auch – zum Zuzugsjahr von Schülern generieren zu können. Für weitere 
Analysen kann anhand des Zuzugsjahres z. B. auch das Alter des Zuzugs ermittelt wer-
den (vgl. Kapitel 1.2.2).
Weiter fällt auf, dass der Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund nach 
KMK-Defi nition zwischen den Geburtskohorten erwartungswidrig sinkt. Dies deu-
tet auf eine Unterschätzung des Anteils von Schülern mit Migrationshintergrund hin, 
der bedingt ist durch die Auswahl der Migrationsmerkmale. Denn diese berücksich-
tigen beispielsweise keine Informationen zu den Eltern der Schüler, da im Rahmen 
die Schulstatistik i. d. R. keine Informationen über Dritte erhoben werden dürfen (vgl. 
Burgmaier/Traub 2007: 7). Hierfür wären in den Ländern z. T. Änderungen der Schul-
gesetze erforderlich, die z. B. in Hamburg erfolgt sind. Durch den Anteilsrückgang 
wird hervorgehoben, dass selbst die erweiterten Migrationsmerkmale nach KMK-De-
fi nition nicht die fehlenden Elterninformationen ersetzen können. Dies betrifft   ins-
besondere das Merkmal der (ersten) Staatsangehörigkeit, welches durch das geänder-
te Staatsangehörigkeitsrecht an Bedeutung verliert, ebenso wie das Geburtsland, das 
gegenüber der Staatsangehörigkeit und der Familiensprache nur einen vernachlässig-
baren zusätzlichen Beitrag zur Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund 
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leistet. Auch der Einbezug der zweiten Staatsangehörigkeit von Schülern steigert als 
viertes Migrationsmerkmal den Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund in nur 
geringem Umfang – dies wurde am Beispiel von Hessen veranschaulicht. Jedoch zeigte 
sich für die zweite Staatsangehörigkeit ein nicht zu vernachlässigender Beitrag, wenn 
mithilfe dieses Merkmals ergänzend zur ersten Staatsangehörigkeit auf einen Migrati-
onshintergrund von Schülern geschlossen wird.
3.5 Regionale Darstellungen und Zusammenhänge
Die wichtigsten der zuvor auf Ebene der Bundesländer festgestell ten Ergebnisse sollen 
daraufh in untersucht werden, ob sich diese auch auf der regionalen Ebene der Krei-
se und kreisfreien Städte widerspiegeln. Insbesondere wird geprüft , ob sich die Ände-
rungen im Staatsangehörigkeitsrecht gleichmäßig auf den Nichtdeutschenanteil in den 
Kreisen auswirken. Weiter wird untersucht, in welchem Umfang das klassische und 
fl ächendeckend für Kreise in Deutschland erhobene Merkmal einer nichtdeutschen 
Staatsangehörigkeit mit dem Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund korre-
liert. Dies wird jeweils für die Geburtskohorten der bis 1999 und den ab 2000 Gebore-
nen überprüft . Die Ergebnisse werden eine besondere Relevanz haben, da verdeutlicht 
wird, wie stark der Zusammenhang zwischen dem Anteil von nichtdeutschen Grund-
schülern und dem Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund ausfällt. Diese In-
formation ist sicherlich für diejenigen Kreise in Ländern relevant, für die keine Indi-
vidualdaten – und somit keine Zahlen zu den Schülern mit Migrationshintergrund 
insgesamt – vorliegen.
In Abbildung 3-8 sind die Anteile von Grundschülern mit einer nichtdeutschen 
Staatsangehörigkeit in den Kreisen und kreisfreien Städten der Länder Bayern, Hessen 
und Rheinland-Pfalz kartografi sch dargestellt110. Ergänzend werden in Tabelle 3-10 die 
kreisbezogenen Extremwerte nach Bundesland angeführt. Es werden nur die grund-
legenden Ergebnisse berichtet, auf die Veränderungen in den einzelnen Kreisen wird 
nur in begründeten Ausnahmefällen eingegangen.
110 Für Hamburg liegen keine kleinräumigeren Ergebnisse wie z. B. auf Ebene der Stadtteile vor.
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Abbildung 3-8:  Anteil nichtdeutscher Grundschüler nach Geburtskohorten in Bayern, Hes-
sen und Rheinland-Pfalz in % (Schuljahr 2008/09) 
    Bayern
Geboren bis 31.12.1999 Geboren ab 01.01.2000
    Hessen




































 Tabelle 3-10:  Extremwerte des Quotienten ‚Anteil nichtdeutscher Grundschüler der ab 
2000- vs. den bis 1999 Geborenen‘ in den Kreisen und kreisfreien Städ-
ten sowie im Landesdurchschnitt für Bayern, Hessen und Rheinland-Pfalz 
(Schuljahr 2008/09)
Land Minimum Maximum Ø SD Kreise, n =
Bayern 0,18 1,85 0,61 0,20 96
Hessen 0,36 0,65 0,49 0,07 26
Rheinland-Pfalz 0,39 1,03 0,57 0,14 36
Ø = arithmetisches Mittel; SD = Standardabweichung
Für die drei Länder zeigt sich zwischen den Geburtskohorten ein einheitlicher und 
deutlicher Rückgang des Anteils nichtdeutscher Grundschüler. In Bayern sind An-
teile von über 5 % nichtdeutschen Grundschülern unter den ab 2000 Geborenen le-
diglich für die Mehrzahl der kreisfreien Städte sowie insbesondere für die Landkreise 
rund um die Landeshauptstadt München zu nennen. Auch in Rheinland-Pfalz sind es 
tendenziell eher die kreisfreien Städte, die höhere Anteile nichtdeutscher Grundschü-
ler aufweisen. Für Hessen zeigt sich ein Nord-Süd-Gefälle. Denn mit Ausnahme der 
kreisfreien Stadt Kassel befi nden sich die Kreise und kreisfreien Städte mit Nichtdeut-
schenanteilen von über 5 % ausschließlich im Süden des Landes.
Dass zwischen den Kreisen z. T. deutliche Varianzen in dem Umfang des Rück-
gangs nichtdeutscher Grundschüler nach Geburtskohorte bestehen, veranschaulicht 
auch Tabelle 3-10. Die hier dargestellten Extremwerte der Quotienten, die den Rück-
gang des Anteils nichtdeutscher Grundschüler zwischen den Geburtskohorten auf 
Kreisebene abbilden, variieren insgesamt deutlich. Der Maximalwert für Bayern ist als 
Ausreißer anzusehen, denn lediglich ein bayerischer Kreis weist eine Zunahme im An-
teil nichtdeutscher Grundschüler für die ab 2000 Geborenen aus. Zum anderen grenzt 
dieser Kreis, der eine Anteilssteigerung nichtdeutscher Grundschüler um das 1,85-Fa-
che zwischen den Geburtskohorten aufweist, im Osten an die Tschechische Repub-
lik und zu einem kleinen Teil auch an Österreich an (wodurch starke Schwankungen 
durch nahräumige, grenzüberschreitende Zuwanderungen wahrscheinlich sind). Auch 
handelt es sich nur um einen relativ geringen Anteilswert, der zwischen den Kohor-
ten von 0,7 % auf 1,3 % steigt. Der zweithöchste Quotient für bayerische Kreise be-
trägt 0,99, der bereits auf einen leichten Anteilsrückgang verweist. Das gleiche gilt für 
das Land Rheinland-Pfalz, hier weist der Kreis mit dem zweithöchsten Quotienten ein 
Verhältnis von 0,88 aus. Hinsichtlich der Minima zeigt sich, dass der Anteil nichtdeut-
scher Grundschüler unter den ab 2000 Geborenen in einzelnen Kreisen auf ein gutes 
Drittel (in Hessen und Rheinland-Pfalz) bzw. etwa ein Fünft el im Vergleich zu den bis 
1999 Geborenen sinken kann.
Somit sind für die Kreise insgesamt deutliche Varianzen im Rückgang des Anteils 
nichtdeutscher Grundschüler zwischen den Geburtskohorten zu erkennen. Weiter 
sind Unterschiede in den regionalen Anteilsrückgängen auf Kreisebene zu konstatie-
ren, die mit den verschiedenen Niveaus der Anteilsrückgänge im spezifi schen Landes-
durchschnitt zusammenhängen.
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Abbildung 3-9: Anteil der Grundschüler mit nichtdeutscher Staatsangehörigkei t bzw. mit 
Migrationshintergrund in Bayern111 und Rheinland-Pfalz in % (Schuljahr 
2008/09)
Bayern
nichtdeutsche Grundschüler in % mit Migrationshintergrund in %
Rheinland-Pfalz
nichtdeutsche Grundschüler in % mit Migrationshintergrund in %
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Bayern und Rheinland-Pfalz sind die einzigen Länder, für die im Schuljahr 2008/09 
Daten zu den Grundschülern nach Geburtskohorten und nach Migrationshinter-
grund vorliegen (für Bayern sind die Ergebnisse zum Migrationshintergrund – wie 
zuvor ausgeführt – mit Vorsicht zu interpretieren). Entsprechend wird für diese bei-
den Länder nachfolgend der Zusammenhang des Anteils nichtdeutscher Grundschü-
ler und des Anteils der Schüler mit Migrationshintergrund auf der regionalen Ebene 
der Kreise und kreisfreien Städte überprüft . Ein Augenmerk wird auch darauf gelegt, 
ob und in welchem Umfang der Zusammenhang – bedingt durch die staatsangehörig-
keitsrechtlichen Änderungen – zwischen den Geburtskohorten variiert. Zuerst wird 
der Anteil der Grundschüler mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit bzw. mit Migra-
tionshintergrund für die Kreise und kreisfreien Städte in Bayern und Rheinland-Pfalz 
in Abbildung 3-9 kartografi sch dargestellt. 
Während der Anteil nichtdeutscher Grundschüler in Bayern auf Landesebene 7 % be-
trägt, variiert dieser Anteil auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte deutlich. Für 
die Mehrzahl der Landkreise sind stark unterdurchschnittliche Anteile erkennbar, 
für die im Osten Bayerns gelegenen Landkreise Regen (1,2 %), Straubing-Bogen und 
Freyung-Grafenau (jeweils 1,1 %) sind die niedrigsten Anteilswerte an nichtdeutschen 
Grundschülern zu beobachten. Überdurchschnittliche Anteile sind für die kreisfreien 
Städte festzustellen, die höchsten Werte ergeben sich für Nürnberg mit 18,5 sowie für 
die Landeshauptstadt München mit 22,0 %.
Für Bayern fällt der Anteil von Grundschülern mit Migrationshintergrund mit 
11,9  % im Vergleich zum Nichtdeutschenanteil um etwa 5 Prozentpunkte höher aus. 
Insbesondere in den im Norden und Osten Bayerns gelegenen Landkreisen hat weni-
ger als jeder 20. Grundschüler einen Migrationshintergrund. Die geringsten Anteile 
zeigen sich erneut für die östlichen Landkreise, insbesondere für den Kreis Regen mit 
1,8 % sowie für Freyung-Grafenau mit 1,7 %. Demgegenüber hat beinahe jeder drit-
te Grundschüler in den kreisfreien Städten Kempten, München und Schweinfurt (mit 
Anteilswerten zwischen 31,0 bis 31,4 %) einen Migrationshintergrund, in Nürnberg 
(35,1 %) und Augsburg (36,7 %) trifft   dies sogar auf mehr als jeden dritten Grund-
schüler zu.
In Rheinland-Pfalz haben 6,7 % der Grundschüler keinen deutschen Pass. Die ge-
ringsten Anteilswerte zeigen sich für die Landkreise Vulkaneifel mit 2,3 % und Süd-
westpfalz mit 1,3 %, die höchsten Anteile sind für die beiden kreisfreien Städte Mainz 
mit 16,9 % und Ludwigshafen am Rhein mit 25,6 % erkennbar. Der Anteil von Grund-
schülern mit Migrationshintergrund beträgt mit 15,7 % auf Landesebene mehr als das 
Doppelte des Nichtdeutschenanteils. Auf Kreisebene sind für die Landkreise Trier-
Saarburg und Südliche Weinstraße mit 5,5 % sowie insbesondere für den Kreis Süd-
westpfalz mit 2,2 % die niedrigsten Anteilswerte festzustellen. Die Maximalwerte 
werden von zwei kreisfreien Städten erreicht, mit 34,9 % hat in Mainz mehr als je-
der dritte Schüler einen Migrationshintergrund, in Ludwigshafen am Rhein ist es mit 
48,0 % annähernd jeder Zweite.
Für die Kreise und kreisfreien Städte wird in Abbildung 3-10 ein Quotient be-
rechnet, der die Merkmale Staatsangehörigkeit und Migrationshintergrund ins Ver-
hältnis zueinander setzt, um den über das Merkmal einer nichtdeutschen Staatsan-
gehörigkeit erfassten Anteil an Schülern mit Migrationshintergrund wiedergeben und 
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kartografi sch darstellen zu können. Ergänzend werden in Tabelle 3-11 die Extremwer-
te der Kreis-Quotienten angeführt. 
Abbildung 3-10:  Quotient Anteil nichtdeutscher Grundschüler vs. Anteil von Schülern mit Mi-
grationshintergrund (insgesamt) in den Kreisen und kreisfreien Städten der 
Länder Bayern112 und Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
Bayern Rheinland-Pfalz
 Tabelle 3-11:  Extremwerte des Quotienten ‚Anteil der nichtdeutschen Grundschüler an 
den Grundschülern mit Migrationshintergrund insgesamt‘, nach Geburtsko-












Minimum: 0,21 0,28 0,17 0,20 0,24 0,16
Maximum: 0,86 0,92 0,82 0,65 0,76 0,58
ø: 0,59 0,69 0,52 0,43 0,55 0,34
Wird der nach KMK-Defi nition gemessene Anteil von Grundschülern mit Migrati-
onshintergrund daraufh in untersucht, in welchem prozentualen Umfang dieser über 
das in herkömmlichen Schulstatistiken vorkommende einzige Migrationsmerkmal ei-
ner nichtdeutschen Staatsangehörigkeit erfasst werden kann, so zeigt sich eine deut-
liche regionale Varianz. Für Bayern werden je nach Kreis zwischen 21 % bis maximal 















86 % der Schüler mit Migrationshintergrund über das Merkmal einer nichtdeutschen 
Staatsangehörigkeit erfasst, im Landesdurchschnitt sind es 59 % (da 7 % der Schüler 
eine nichtdeutsche erste Staatsangehörigkeit und 11,9 % einen Migrationshintergrund 
aufweisen). Im Vergleich zeigen sich zwischen den Geburtskohorten113 erwartungsge-
mäß höhere Anteile für die bis 1999 geborenen Grundschüler, deren Migrationshin-
tergrund im Landesdurchschnitt zu 69 % über die Staatsangehörigkeit erfasst werden 
kann, während diese Anteile in den Kreisen zwischen 28 und 92 % variieren. Für die 
ab 2000 Geborenen betragen diese Anteile in den Kreisen zwischen 17 und 82 % (so-
wie einem Mittelwert von 0,52 auf Landesebene) und fallen somit erheblich niedriger 
als für die bis 1999 Geborenen aus.
In rheinland-pfälzischen Kreisen können zwischen 20 und 65 % der Schüler mit 
Migrationshintergrund über die Staatsangehörigkeit erfasst werden, der Durchschnitt 
beträgt auf Landesebene 43 % (6,7 % Schüler mit ausländischer Staatsangehörigkeit; 
15,7 % mit Migrationshintergrund). Dass in Rheinland-Pfalz – im Vergleich zu Bay-
ern – ein geringerer Anteil von Grundschülern mit Migrationshintergrund auch eine 
nichtdeutsche Staatsangehörigkeit aufweist, zeigt sich auch zwischen den Geburtsko-
horten. Während unter den bis 1999 geborenen Grundschülern mit Migrationshin-
tergrund gut jeder Zweite einen nichtdeutschen Pass hat (55 %), ist es unter den ab 
2000 Geborenen nur noch etwa jeder Dritte. Dies spiegelt sich nicht nur auf Landes- 
sondern auch auf Kreisebene wider, was anhand der Extremwerte verdeutlicht werden 
soll. Unter den bis 1999 Geborenen sind es mindestens ein Viertel bis maximal drei 
Viertel aller Grundschüler mit Migrationshintergrund, die eine nichtdeutsche Staats-
angehörigkeit haben, unter den ab 2000 Geborenen nur noch 16 bis maximal 58 %.
Die vorherigen Ergebnisse lassen erneut auf eine sinkende Relevanz des Staatsan-
gehörigkeitsmerkmals hinsichtlich der Erfassung von Schülern mit Migrationshinter-
grund schließen. Hieran anknüpfend wird untersucht, ob (weiterhin) Zusammenhän-
ge zwischen der Höhe des Anteils nichtdeutscher Grundschüler und dem Anteil der 
Schüler mit Migrationshintergrund bestehen. Dies wird mithilfe von Korrelationsana-
lysen – auch im Vergleich zwischen den Geburtskohorten – überprüft  (vgl. Tabelle 
3-12).
Tabelle 3-12:  Gewichtete paarweise Korrelationen zw ischen dem Anteil nichtdeutscher 
Grundschüler und dem Anteil Grundschüler mit Migrationshintergrund nach 
Geburtskohorten auf Kreisebene für Bayern und Rheinland-Pfalz (Schuljahr 
2008/09)
für … r = insgesamt bis 1999 geboren ab 2000 geboren
Bayern 0,94 0,97 0,90
Rheinland-Pfalz 0,96 0,96 0,95
Für die ca. 480.000 Grundschüler in den 96 bayerischen Kreisen und kreisfreien 
Städten zeigt sich eine sehr starke – bzw. fast perfekte – gewichtete paarweise Kor-
relation zwischen dem Anteil nichtdeutscher Grundschüler und dem Anteil von 
113 Die Anteilswerte nach Geburtskohorten werden aus Platzgründen nicht separat – d. h. weder tabel-
larisch noch kartografi sch – ausgewiesen.
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Grundschülern mit Migrationshintergrund (r = .94). Sogar noch etwas höher fällt 
die gewichtete paarweise Korrelation für Rheinland-Pfalz mit r = .96 für die 156.294 
Grundschüler in 36 Kreisen aus. Zwischen den Geburtskohorten bestehen in Rhein-
land-Pfalz nur marginale Unterschiede. In Bayern ergibt sich für die ab 2000 Gebore-
nen zwar ein geringerer Zusammenhang im Vergleich zu den bis 1999 Geborenen, je-
doch verdeutlicht ein Korrelationskoeffi  zient von r = .90 einen weiterhin sehr starken 
Zusammenhang zwischen den beiden Anteilswerten auf Kreisebene.114
Auch auf Kreisebene kann gezeigt werden, dass sich das geänderte Staatsangehörig-
keitsrecht auf annähernd alle Kreise auswirkt, da der Anteil nichtdeutscher Grund-
schüler zwischen den Geburtskohorten für die ab 2000 gegenüber den bis 1999 Ge-
borenen deutlich zurückgeht. Als weiteres Ergebnis wird festgestellt, dass zwischen 
den Kreisen deutliche Unterschiede in dem Umfang bestehen, in dem über das Merk-
mal einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit der Anteil von Schülern mit Migrations-
hintergrund gemessen werden kann. Hinsichtlich der (verbleibenden) Relevanz des 
Merkmals einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit auf Kreisebene lässt sich zum ei-
nen festhalten, dass über das Merkmal nur ein Bruchteil der Grundschüler mit Mi-
grationshintergrund erfasst werden kann. Zum anderen zeigten jedoch – z. T. ab-
nehmende, jedoch weiterhin relativ – hohe Korrelationen an, dass über den Anteil 
nichtdeutscher Schüler relativ zuverlässig wenigstens auf die Rangfolge und nur unge-
fähr auf die Höhe des Anteils von Schülern mit Migrationshintergrund in den Kreisen 
geschlossen werden kann.
3.6 Einzelschulische Analysen zu den Migrationsmerkmalen
Nicht nur auf der Kreisebene, sonde rn insbesondere auf der einzelschulischen Ebene 
erscheint es lohnenswert quantifi zieren zu können, welchen Anteil das herkömmliche 
schulstatistische Merkmal ‚Anteil nichtdeutscher Schüler‘ an den ‚Schülern mit Migra-
tionshintergrund‘ (weiterhin) hat. Die besondere Relevanz liegt u. a. darin, dass häu-
fi g versucht wird, über das in der amtlichen Schulstatistik verfügbare Merkmal einer 
nichtdeutschen Staatsangehörigkeit auf den Anteil von Schülern mit Migrationshinter-
grund zu schließen. Dies ist beispielsweise im Rahmen der Konstruktion von schulbe-
zogenen Sozialindizes der Fall (vgl. Makles/Weishaupt 2011; Bonsen et al. 2010; Frein 
et al. 2006). Deren Ergebnisse nehmen eine Monitoring- bzw. Bildungsberichterstat-
tungsfunktion ein, sie können aber auch zu einer – entsprechend der jeweiligen sozi-
alräumlichen Gegebenheiten der einzelnen Schulen – disparaten Mittelverteilung füh-
ren, was die Verwendung von zuverlässigen Indikatoren voraussetzt.
114 Ergänzend sei angeführt, dass bereits die – aus methodischen Gründen jedoch zu vernachlässigen-
de – Berechnung der ungewichteten Korrelationen auf Ebene der Kreise, d. h. ohne Berücksichti-
gung der kreisspezifi schen Schülerzahlen, zu Korrelationen in ähnlicher Höhe führt (die Koeffi  zien-
ten weisen in den beiden Ländern einen Wert von wenigstens 0,92 auf, lediglich für die ab 2000 ge-
borenen Grundschüler in Bayern zeigt sich mit einem r = .85 eine hervorzuhebende Abweichung).
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Daher werden die Analysen auf Ebene der einzelnen Grundschulen exemplarisch 
für Rheinland-Pfalz vertieft , da für dieses Land die erforderlichen Daten in disaggre-
gierter Form ausgewertet werden können. Zuerst wird für Rheinland-Pfalz der Anteil 
der Schüler mit Migrationshintergrund an den einzelnen Schulen dargestellt. Weiter 
werden die Migrationsmerkmale daraufh in überprüft , in welchem Umfang diese den 
Migrantenanteil an den Einzelschulen wiedergeben. Abschließend werden über Kor-
relationsanalysen einzelschulische Zusammenhänge zwischen den einzelnen Migrati-
onsmerkmalen und dem Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund abgebildet, 
ergänzt um diff erenzierte Ergebnisse nach Geburtskohorten (die vollständig bzw. nur 
optional vom Staatsangehörigkeitsrecht erfasst werden – d. h. für die bis 1999 im Ver-
gleich zu den ab 2000 Geborenen).
Zunächst werden in Tabelle 3-13 die Grundschulen nach dem Anteil der Schüler 
mit Migrationshintergrund an der einzelnen Schule klassifi ziert.
Tabelle 3-13:  Klassifi kation der Grundschulen in Rheinland-Pfalz nach Anteil der Schüler 
mit Migrationshintergrund in % (Schuljahr 2008/09)
Anteil der Schüler mit MH
von… bis… %
Anteil der Schulen mit diesem 





30<40   5,2
40<50   2,0
50<60   1,8
60<70   0,8
70<80   0,5




An gut 60 % der 981 rheinland-pfälzischen Grundschulen beträgt der Anteil von 
Schülern mit Migrationshintergrund weniger als 10 %. Ein gutes Viertel (28,3 %) der 
Grundschulen weist einen Migrantenanteil zwischen 10 und unter 30 % auf. Für die 
verbleibenden gut 10 % der Grundschulen ist ein Anteil von Schülern mit Migrations-
hintergrund von mindestens 30 % zu konstatieren (hierunter sind 3,2 % der Grund-
schulen, an denen mindestens jeder zweite Schüler einen Migrationshintergrund hat).
Als Nächstes wird auf der einzelschulischen Ebene überprüft , in welchem Umfang die 
einzelnen Migrationsmerkmale (Staatsangehörigkeit, Familiensprache bzw. Geburts-
land) den Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt erfassen. Hier-
durch ließe sich beispielsweise eine Empfehlung ableiten, welches (Einzel-)Merkmal 
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als bester Indikator zur Abbildung des Migrationshintergrundes geeignet erscheint, 
wenn beispielsweise – aus Gründen der Sparsamkeit des Modells oder der Komplexi-
tätsreduktion – nur ein Merkmal anstelle des aus mehreren Merkmalen konstruierten 
Migrationshintergrundes nach KMK-Defi nition ausgewählt wird bzw. werden kann. 
In Tabelle 3-14 werden diejenigen Grundschulen untersucht, die ein vorab festgelegtes 
Fallzahlkriterium erfüllen. Dieses setzt für die Schulen eine Anzahl von mindestens 
30 Schülern insgesamt sowie eine Anzahl von mehr als 30 Schülern mit Migrations-
hintergrund voraus.115
Tabelle 3-14:  Prozentuale Erfassung des Migrationshintergrundes von Grundschülern 
anhand einzelner Migrationsmerkmale auf Schulebene in % (Schul jahr 
2008/09)
Anteil in % 







   0<10   6,5 - 38,9
10<20   9,5 - 32,4
20<30 14,5   1,1 18,3
30<40 22,5   0,8   7,3
40<50 20,2 -   1,5
50<60 13,0   1,1   0,4
60<70   9,2   0,4   0,4
70<80   2,3   3,8   0,4
80<90   1,5 14,9 -
  90<100   0,8 59,2 -
100 - 18,7   0,4
Insgesamt 100 100 100
n = 262 262 262
N = 262; MH = Migrationshintergrund; StA = Staatsangehörigkeit
Lesebeispiel: An 6,5 % der Grundschulen werden über das Staatsangehörigkeitsmerkmal zwischen 0 bis unter 10 % 
der Schüler mit Migrationshintergrund nach KMK-Defi nition erfasst. Hierunter fände sich z. B. eine Schule, die einen 
Migrantenanteil von 30 % und einen Anteil von 2 % der Schüler mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit aufweist, in 
diesem Fall würden über die Staatsangehörigkeit nur 6,7 % der Schüler mit Migrationshintergrund gemessen.
Insgesamt 262 Grundschulen erfüllen das Fallzahlkriterium (dies sind 26,7 % aller 
Grundschulen in Rheinland-Pfalz). Über das Merkmal nichtdeutsche Staatsangehörig-
keit werden an drei Viertel dieser Grundschulen maximal 50 % der Schüler mit Mi-
grationshintergrund erfasst – in 16 % der Fälle sind es sogar weniger als 20 %. Für 
ein gutes Viertel der Grundschulen gilt, dass immerhin mehr als 50 % des Anteils 
von Schülern mit Migrationshintergrund über die nichtdeutsche Staatsangehörigkeit 
115 Das Fallzahlkriterium von n > 30 für Schüler insgesamt sowie von n > 30 für Schüler mit Mi-
grationshintergrund insgesamt an Grundschulen wird verwandt um prozentuale Verzerrungen auf 
Grund zu geringer Fallzahlen zu vermeiden (die beispielsweise entstünden, wenn an einer Grund-
schule nur zwei Schüler einen Migrationshintergrund aufweisen, was dazu führte, dass die einzel-
nen Migrationsmerkmale lediglich Ausprägungen von entweder genau 100 %, 50 % oder 0 % anneh-
men).
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erfasst werden kann, an weniger als jeder zwanzigsten Schule sind es über 70 %. An 
keiner einzigen Grundschule ist der Anteil der Schüler mit nichtdeutscher Staatsange-
hörigkeit mit dem Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund identisch.
Noch geringere Anteile der Identifi kation von Schülern mit Migrationshintergrund 
anhand eines Migrationsmerkmals sind für das Merkmal nichtdeutsches Geburtsland 
festzustellen. Für etwa 90 % der Grundschulen gilt, dass über das Geburtsland maxi-
mal 30 % der Schüler mit Migrationshintergrund erkannt werden können; an immer-
hin 39 % der Schulen beträgt dieser Anteil weniger als 10 %. An lediglich etwa 1,5 % 
der Grundschulen weist mehr als jeder zweite Schüler mit Migrationshintergrund ein 
nichtdeutsches Geburtsland auf, während an 0,4 % der Grundschulen (bzw. genau ei-
ner Grundschule) alle Schüler mit Migrationshintergrund auch über das alleinige 
Merkmal des Geburtslandes erfasst werden.
Die Mehrzahl der Grundschüler mit Migrationshintergrund könnte ausschließlich 
über das alleinige Merkmal der (nichtdeutschen) Familiensprache erkannt werden. 
Denn für annähernd alle Grundschulen (98,1 %) zeigt sich, dass die Mehrheit (>50 %) 
der Schüler mit Migrationshintergrund zu Hause überwiegend eine andere Sprache als 
Deutsch spricht. An gut drei Viertel der Grundschulen lassen sich über eine überwie-
gend nichtdeutsche Familiensprache über 90 % der Migranten erfassen. An annähernd 
jeder fünft en Grundschule (18,7 %) sprechen alle Schüler mit Migrationshintergrund 
zu Hause überwiegend eine andere Sprache als Deutsch, so dass an diesen Schulen der 
Anteil der Schüler mit nichtdeutscher Familiensprache identisch ist mit dem Anteil 
der Schüler mit Migrationshintergrund.
Diese Ergebnisse zeigen erneut, dass das Staatsangehörigkeitsmerkmal (und noch 
stärker das Geburtsland) den Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund nur unzu-
reichend widerspiegelt. An drei Viertel der berücksichtigten Grundschulen beträgt der 
Anteil der nichtdeutschen Schüler unter 50 % des Anteils an Schülern mit Migrations-
hintergrund. Lediglich das Einzelmerkmal der Familiensprache gibt relativ valide den 
Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund an (Grund-)Schulen wieder.
Zuvor zeigten sich auf Kreisebene deutliche Varianzen in dem Anteil der Schüler 
mit Migrationshintergrund, die über das Staatsangehörigkeitsmerkmal gemessen wer-
den konnten. Zugleich bestand auf Ebene der Kreise weiterhin ein deutlicher Zusam-
menhang zwischen den Anteilen der Schüler mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit 
und mit Migrationshintergrund. Ob und in welchem Umfang auch auf einzelschuli-
scher Ebene ein Zusammenhang zwischen den einzelnen Migrationsmerkmalen und 
dem Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund besteht, ist – nach Geburtskohor-
ten diff erenziert – in Tabelle 3-15 dargestellt.
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Tabelle 3-15:  Gewichtete paarweise Korrelationen des Anteils der Schüler mit Migra-
tionshintergrund mit den Anteilen für einzelne Migrationsmerkmale116 
(nichtdeutsche Staatsangehörigkeit, Familiensprache und nichtdeutsche s 
Geburtsland) und nach Geburtskohorten an Grundschulen mit mindestens 
30 Schülern (Schuljahr 2008/09)
 Anteil mit nichtdeutscher/-m Schüler Schulen
Anteil mit MH StA Sprache Geburtsland n = n =
bis 1999 geb. ,865** ,984** ,556** 54.761 751
ab 2000 geb. ,791** ,993** ,496** 95.343 944
Insgesamt ,854** ,992** ,550** 155.842 981
** Die Korrelation ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifi kant.
MH = Migrationshintergrund; StA = Staatsangehörigkeit; geb. = geboren
Insgesamt zeigt sich ein starker, signifi kant positiver Zusammenhang zwischen dem 
Anteil der Schüler mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit und dem Anteil von Schü-
lern mit Migrationshintergrund an Grundschulen. Jedoch nimmt der Korrelations-
koeffi  zient zwischen den Geburtskohorten ab und sinkt von r = .87 für die bis 1999 
Geborenen auf r= .79 für die ab 2000 Geborenen. Zwischen dem Anteil der im Aus-
land Geborenen und dem Migrantenanteil besteht an Grundschulen ein signifi kanter 
– und nach Brosius (2011) mittlerer – Zusammenhang, der im Vergleich zum Staats-
angehörigkeitsmerkmal deutlich schwächer ausfällt und zudem zwischen den Geburts-
kohorten weiter abnimmt. Eine annähernd perfekte Korrelation lässt sich auf Ebene 
der Grundschulen zwischen dem Anteil der Schüler mit einer überwiegend nichtdeut-
schen Familiensprache und dem Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund ins-
gesamt konstatieren, der auch zwischen den Geburtskohorten stabil bleibt (bzw. sogar 
leicht zunimmt).117 
Abschließend wird für das in der amtlichen Schulstatistik bisher hauptsächlich ausge-
wiesene Migrationsmerkmal der Staatsangehörigkeit überprüft , inwiefern sich der An-
teil von Schülern mit deutscher Staatsangehörigkeit, die zu Hause überwiegend eine 
nichtdeutsche Familiensprache verwenden, zwischen den Geburtskohorten verändert 
(Tabelle 3-16).
Eine Zunahme dieses Anteils würde sowohl einen weiteren Hinweis darauf liefern, 
dass das Staatsangehörigkeitsmerkmal allein Schüler mit Migrationshintergrund unzu-
reichend erfasst. Zum anderen würde dies auf eine veränderte Zusammensetzung in-
nerhalb der Gruppe der deutschen Schüler hindeuten, mit der Konsequenz, dass sich 
vermutlich innerhalb der Gruppe der deutschen Schüler der Anteil der schulisch be-
nachteiligten Schüler erhöht. Dies insbesondere, da – wie im nachfolgenden Kapitel 
116 In der Abbildung werden aus Platzgründen nicht die Korrelationen zwischen den Migrations-
merkmalen dargestellt; diese betragen zwischen der Familiensprache und der Staatsangehörigkeit 
r = .826 (für die bis 1999 Geborenen) bzw. .761 (für die seit 2000 Geborenen); die Korrelationen 
der beiden Merkmale mit dem Geburtsland betragen zwischen r = .451 und .548.
117 Werden alle Grundschulen fallzahlunabhängig in die Korrelationsanalysen einbezogen, weichen die 
(nicht dargestellten) ungewichteten Korrelationen auf Schulebene nur unwesentlich – d. h. um ma-
ximal .015 Punkte – von den in Tabelle 3-15 dargestellten Werten ab.
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gezeigt wird – die überwiegende Verwendung von einer nichtdeutschen Familienspra-
che mit einer deutlich geringeren Bildungsbeteiligung einhergeht. Zur weiteren Über-
prüfung stellt die amtliche Schulstatistik bisher keine weiteren Merkmale – wie etwa 
zur sozialen Herkunft , zu schulischen Leistungen oder Schulnoten – bereit, die auf so-
ziale oder bildungsbezogene Benachteiligungen von Schülern schließen lassen. 
Tabelle 3-16:  Anteil Grundschüler in %, die zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche 
Familiensprache sprechen, nach Staatsangehörigkeit (Schuljahr 2008/09)
Staatsangehörigkeit
nichtdeutsche Sprache unter den … Geborenen
bis 1999 ab 2000 insgesamt
deutsch 7,8 10,3 9,3
nichtdeutsch 81,1 81,5 81,3
Zwischen den Geburtskohorten ist unter deutschen Schülern ein deutlicher Anstieg 
derjen igen zu erkennen, die zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche Sprache ver-
wenden. Der Anteil derjenigen Schüler, die einen deutschen Pass besitzen, deren Fa-
miliensprache jedoch überwiegend eine Nichtdeutsche ist, liegt für die ab 2000 Ge-
borenen mit 10,3 % um etwa ein Drittel über dem Anteil der bis 1999 Geborenen. 
Somit lässt sich festhalten, dass sich – bedingt durch die Änderungen im Staatsange-
hörigkeitsrecht – unter den Deutschen vermehrt Schüler befi nden, die in ihrer Familie 
überwiegend eine nichtdeutsche Sprache sprechen; für die ab dem Jahr 2000 Gebore-
nen trifft   dies auf etwa jeden zehnten deutschen Schüler zu. Der Anteil von Schülern 
mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit, die eine überwiegend nichtdeutsche Familien-
sprache aufweisen, befi ndet sich zwischen den Geburtskohorten weiterhin auf einem 
hohem Niveau und steigt um 0,4 Prozentpunkte leicht auf 81,5 % für die ab 2000 Ge-
borenen an.118 
Somit liefert auch das Sprachmerkmal Hinweise auf eine – rechtlich bedingte – 
veränderte Zusammensetzung der Schülerschaft  nach Staatsangehörigkeit, da insbe-
sondere unter den deutschen Schülern ein Anstieg derjenigen zu verzeichnen ist, die 
zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche Sprache sprechen. Dieser Anstieg erklärt 
sich aus der ius soli-Regelung, wonach in Deutschland geborenen Kindern mit Mi-
grationshintergrund ein (zusätzlicher) deutscher Pass verliehen wird. Inwiefern es sich 
bei den Schülern, auf die sich die gesetzlichen Änderungen auswirken, um eine sozi-
al und schulisch privilegierte Gruppe – im Vergleich zu den nichtdeutschen Schülern, 
auf die sich die ius soli-Regelung nicht auswirkt – handelt und ob bzw. in welchem 
Umfang ein „Creaming-Eff ekt“ (Hunger/Th ränhardt 2004: 195) vorliegt, lässt sich aus 
118 Dass es sich hierbei nicht um einen Kompositionseff ekt nach spezifi scher Staatsangehörigkeit han-
delt zeigt sich in dem folgenden, aus Platzgründen nicht näher dargestellten Ergebnis: Für gut zwei 
Drittel der 25 häufi gsten Staatsangehörigkeiten in Rheinland-Pfalz steigt der Anteil der Schüler mit 
nichtdeutscher Familiensprache auch nach spezifi scher Staatsangehörigkeit für die ab 2000- gegen-
über den bis 1999-Geborenen an. Zu den Ausnahmen sind Schüler mit einer Staatsangehörigkeit 
der an den Westen Deutschlands angrenzenden EU-Staaten (wie z. B. Frankreich oder die Nieder-
lande) zu nennen; weitere konstante oder sogar abnehmende Anteile an Schülern mit nichtdeut-
scher Familiensprache zeigen sich für Staatsangehörigkeiten, die ohnehin auf einem anteilsmäßig 
hohen Niveau eine nichtdeutsche Familiensprache aufweisen (wie z. B. bei mazedonischen Schü-
lern, die zu etwa 90 % zu Hause überwiegend nicht Deutsch sprechen).
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mehreren Gründen nicht weiter analysieren. Denn dieser bewirke, dass „sich tenden-
ziell Ausländer mit längerem Aufenthalt, guten Deutschkenntnissen, höherem Sozi-
alstatus und stärkerem Integrationswillen einbürgern lassen“ (ebd.). Auch Steinhardt 
(2007: 548) schätzt die Schulbildung unter eingebürgerten Zuwanderern als höher im 
Vergleich zu nichteingebürgerten Ausländern ein, woraus „eine positive Selbstselekti-
on“ (ebd.: 549) hinsichtlich Bildung resultiere, denn „mit wachsendem Bildungsgrad 
[steige] die Tendenz zur Einbürgerung“ (ebd.). Diehl und Blohm ergänzen, dass es 
sich eher um Jüngere mit langfristiger Bleibeperspektive handelt, die sich einbürgern 
ließen (vgl. Diehl/Blohm 2008: 458ff .). Alles in allem ergäbe sich hieraus in der Schul-
statistik ein rechnerischer Negativeff ekt für nichtdeutsche Schüler, „der mit wachsen-
den Einbürgerungszahlen größer wird“ (Steinhardt 2007: 549). Im Umkehrschluss 
könnte ein hoher Nichtdeutschenanteil für ab 2000 geborene Schüler bedeuten, dass es 
sich hierbei um nichtdeutsche Schüler mit tendenziell kürzerem Aufenthalt, schlech-
teren Deutschkenntnissen und niedrigerem Sozialstatus handelt. Jedoch dürft e dies 
nur dann gelten, wenn die spezifi sche Staatsangehörigkeit der nichtdeutschen Schüler 
berücksichtigt wird. Denn wie gezeigt hat sich die Zusammensetzung nichtdeutscher 
Schüler geändert. Nun weisen Schüler mit einer Staatsangehörigkeit, für die sich eine 
höhere Bildungsbeteiligung konstatieren lässt (vgl. Kapitel 2 und 4; auch z. B. Weis-
haupt/Kemper 2009; Kemper 2009a,b), einen höheren Anteil unter den Schülern mit 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeit insgesamt auf. Der vorliegende Datensatz bietet je-
doch keine Informationen zur Untersuchung dieses Eff ektes wie etwa zur Schulleis-
tung oder über Ergebnisse von Sprachleistungstests. Ebenso wären weitere Schuljah-
re abzuwarten, bis ausreichende Fallzahlen für Schüler an weiterführenden Schulen 
vorliegen, auf die sich die gesetzlichen Änderungen auswirken und für die Analysen 
zum Schulformbesuch durchgeführt werden können. Als weitere Einschränkung ist zu 
nennen, dass in dem Datensatz keine Elterninformationen enthalten sind. Über die-
se könnte auf einen Migrationshintergrund oder die soziale Herkunft  der Kinder ge-
schlossen werden. Keine Informationen liefert der Datensatz zu deutschen Schülern 
mit Migrationshintergrund, die eine oder mehrere zusätzliche nichtdeutsche Staats-
angehörigkeiten aufweisen. Nicht nachzuvollziehen ist auch, welche ehemalige(n) 
Staatsangehörigkeit(en) Schüler bereits besaßen oder ob es sich bei Schülern um Spät-
aussiedler handelt. Entsprechend können viele – vermutlich sozial und schulisch gut 
integrierte – Schüler mit Migrationshintergrund anhand der vorliegenden Migrations-
merkmale nicht identifi ziert werden, insbesondere wenn sie eine deutsche Staatsange-
hörigkeit, eine deutsche Familiensprache und ein deutsches Geburtsland aufweisen. 
Zumindest ist für die nächsten Jahre zu erwarten, dass sich für einen Teil der Grup-
pe der ius soli-Schüler, die neben der deutschen eine ausländische Staatsangehörig-
keit aufweisen, die (zusätzliche) schulische Benachteiligung im Vergleich zu deutschen 
Schülern im Rahmen von Individualstatistiken anhand der Bildungsbeteiligung dar-
stellen lässt. Denn in den kommenden Schuljahren wird die Zahl der ab dem Jahr 
2000 geborenen Schüler an weiterführenden Schulen weiter ansteigen. Zumindest die-
jenigen ius soli-Schüler lassen sich über die Individualdatenstatistik identifi zieren, die 
als Merkmalsausprägung eine nichtdeutsche Familiensprache aufweisen (neben einer 
deutschen Staatsangehörigkeit und einem deutschen Geburtsland – und sofern es die 
Statistik erlaubt, deren zweite Staatsangehörigkeit eine Nichtdeutsche ist).
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Insgesamt zeigte sich auch auf der einzelschulischen Ebene, dass das Einzelmerkmal 
Staatsangehörigkeit (und noch stärker das Geburtsland) den Anteil der Schüler mit 
Migrationshintergrund nur unzureichend widerspiegelt. Nur das Merkmal der Fa-
miliensprache bildet den Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund an (Grund-)
Schulen relativ zuverlässig ab, was sich auch in annähernd perfekten Korrelationen 
zwischen dem Anteil der Schüler mit nichtdeutscher Familiensprache und dem An-
teil von Schülern mit Migrationshintergrund zeigte. Dieser Zusammenhang blieb auch 
zwischen den Geburtskohorten stabil, im Gegensatz zu den Merkmalen des Geburts-
landes und der Staatsangehörigkeit. Zwischen dem Anteil der im Ausland Geborenen 
und dem Migrantenanteil ist an Grundschulen lediglich ein mittlerer Zusammenhang 
zu konstatieren. Die Korrelation des Anteils von Schülern mit nichtdeutscher Staats-
angehörigkeit mit dem Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund ist weiterhin 
als relativ stark anzusehen. Diese hat sich – bedingt durch die rechtlichen Änderungen 
– jedoch zwischen den Geburtskohorten von einem sehr starken in einen starken Zu-
sammenhang vermindert. 
3.7 Zusammenfassung
Kern der Reform des im Jahr 2000 geänderten Staatsangehörigkeitsrechts war die 
„Einführung der ius-soli-Regelung und die deutliche Verkürzung der Mindestaufent-
haltszeiten“ der Eltern für die Vergabe eines deutschen Passes (Schulte 2006: 43). Die 
rechtlichen Änderungen, etwa hinsichtlich der Optionsregelung, haben auch für die 
amtliche Schulstatistik bedeutende Konsequenzen. Hier ist insbesondere die – tem-
porär – häufi gere Verleihung eines ‚Doppelpasses‘ zu nennen, was zu einem erheb-
lichen Rückgang der Anteile nichtdeutscher Grundschüler insgesamt führt. Dieser 
ist insbesondere für das Schuljahr 2006/07 und die Folgejahre zu konstatieren, was 
für Deutschland insgesamt sowie für die Mehrzahl der Bundesländer gezeigt werden 
konnte. Diese Entwicklung wird sich in den kommenden Jahren auch auf die Schul-
statistiken der weiterführenden Schulformen bzw. in den Sekundarstufen I und II aus-
wirken.
Wie anhand von vier Ländern dargestellt werden konnte, sinken unter den Grund-
schülern auch die Anteile für die Mehrzahl der ausdiff erenziert betrachteten nicht-
deutschen Staatsangehörigkeiten. Allerdings sind Unterschiede in dem quantitativen 
Umfang des Rückgangs zwischen den Geburtskohorten nach der jeweiligen Staatsan-
gehörigkeit zu berichten. Zudem erfährt auch die Zusammensetzung des Merkmals 
der nichtdeutschen Schüler insgesamt eine deutliche Veränderung nach spezifi scher 
Staatsangehörigkeit. Hier ist insbesondere der erhebliche Anteilsrückgang von türki-
schen Schülern zugunsten der Schüler ‚mit sonstiger Staatsangehörigkeit‘ anzuführen.
Weiter bleibt festzuhalten, dass unter den nach KMK-Defi nition verfügbaren Mi-
grationsmerkmalen die nichtdeutsche Familiensprache das bedeutsamste Einzelmerk-
mal zur Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund darstellt. Erfolgt eine 
Kombination der Familiensprache mit dem Merkmal nichtdeutsche Staatsangehörig-
keit, so werden über die beiden Merkmale fast alle Schüler mit Migrationshintergrund 
nach KMK-Defi nition erkannt. Das Geburtsland hat als Einzelmerkmal hingegen nur 
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eine randständige Bedeutung, um Schüler mit Migrationshintergrund zu identifi zie-
ren. Hervorzuheben ist auch, dass der über drei Merkmale gemessene Migrantenan-
teil nach KMK-Defi nition zwischen den Geburtskohorten erwartungswidrig sinkt. 
Hierin zeigt sich eine Unterschätzung der Anteile, die durch die Auswahl der Mig-
rationsmerkmale bedingt ist. Die von der KMK benannten und von einigen Statisti-
schen Landesämtern ausgewiesenen Merkmale reichen quantitativ nicht aus, um den 
Migrationshintergrund der Grundschüler abzubilden. Dies gilt insbesondere für die 
ab dem Jahr 2000 Geborenen. Der erhebliche Umfang der Unterschätzung von Schü-
lern mit Migrationshintergrund konnte exemplarisch im Vergleich zu Mikrozensus-
daten gezeigt werden – die Anteile der Bevölkerung mit Migrationshintergrund im 
Grundschulalter fi elen erheblich höher aus als die Anteile der Grundschüler mit Mi-
grationshintergrund in der Schulstatistik. Die erhebliche Unterschätzung von Schü-
lern mit Migrationshintergrund lässt sich nur durch ergänzende Informationen zu den 
Schülern (z. B. weitere und ggf. ehemalige Staatsangehörigkeiten) abmildern – beho-
ben werden kann dieses Manko nur durch ergänzende Elterninformationen (wie das 
Geburtsland der Eltern). Die Erhebung von Elterninformationen dürft e mit erwartba-
ren (datenschutz-)rechtlichen Problemen einhergehen und selbst mittel- bis langfris-
tig für die meisten Bundesländer und somit auch auf Bundesebene nicht zu realisieren 
sein. Erfolgversprechender könnte die zusätzliche Erhebung der zweiten Staatsange-
hörigkeit von Schülern als viertes Migrationsmerkmal sein, jedoch wird hierdurch der 
Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund nur in geringem Umfang erhöht (ins-
besondere wenn die drei KMK-Merkmale bereits erhoben werden). Jedoch ist für die 
zweite Staatsangehörigkeit ein nicht zu vernachlässigender Beitrag zur Erfassung von 
Schülern mit Migrationshintergrund zu konstatieren, wenn dieses Merkmal ergänzend 
zur ersten Staatsangehörigkeit erhoben wird. Klar ist jedoch auch, dass dieses Merk-
mal nicht ansatzweise die Erhebung der Familiensprache (oder des Geburtslandes der 
Eltern) ersetzen kann. 
Ergänzende regionale Analysen auf Kreisebene haben veranschaulicht, dass über 
das Merkmal einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit nur ein Bruchteil der Grund-
schüler mit Migrationshintergrund erfasst werden kann. Jedoch haben relativ hohe 
Korrelationen angezeigt, dass über den Anteil nichtdeutscher Schüler relativ zuver-
lässig wenigstens auf die Rangfolge und nur ungefähr auf die Höhe des Anteils von 
Schülern mit Migrationshintergrund in den Kreisen geschlossen werden kann. Auf der 
einzelschulischen Ebene wurde erneut deutlich, dass das alleinige Merkmal der Staats-
angehörigkeit den Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund nur unzureichend 
widerspiegelt, was sich noch stärker für das Merkmal des Geburtslandes zeigte. Nur 
anhand des Merkmals der Familiensprache konnte der Anteil der Schüler mit Migrati-
onshintergrund an (Grund-)Schulen relativ zuverlässig abgebildet werden.
Somit ist die Frage, welches (Einzel-)Merkmal nach KMK-Defi nition am besten als 
Indikator zur quantitativen Abbildung des Migrationshintergrundes ist, eindeutig zu 
beantworten: es handelt sich hierbei um die überwiegend zu Hause gesprochene Fa-
miliensprache. Dieser Befund wird jedoch dadurch eingeschränkt, dass über die Fa-
miliensprache alleine nur sehr begrenzt auf die Herkunft  von Schülern geschlossen 
werden kann. Dieser Aspekt wird im nächsten Kapitel vertieft . Weiter ist kritisch an-
zumerken, dass es sich bei der überwiegend zu Hause gesprochenen Sprache – etwa 
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im Vergleich zur Staatsangehörigkeit – nicht um ein objektives Merkmal handelt, son-
dern um eines, das wandelbar ist und einer subjektiven Einschätzung unterliegt. Bei-
spielsweise kann es sein, dass eine Schülerin zu Hause mit den Eltern ausschließlich 
eine nichtdeutsche Sprache, mit ihren Geschwistern hingegen ausschließlich Deutsch 
(in quantitativ gleichem Umfang) spricht. Zudem gibt die überwiegende Familienspra-
che nicht unbedingt Auskunft  über die Muttersprache oder die zuerst gelernte Spra-
che (vgl. auch Kemper 2010a: 318). Auch könnte das Merkmal durch einen Eff ekt der 
sozialen Erwünschtheit verzerrt sein, so dass die Ausprägung einer deutschen Famili-
ensprache überrepräsentiert ist, etwa um dem schulischen „monolingualen Habitus“ 
(Gogolin 1994) gerecht zu werden – bzw. aus Angst der Eltern davor, dass die Angabe 
der zu Hause gesprochenen Sprache einen Einfl uss auf die Benotung ihrer Kinder ha-
ben könnte.119 
Demgegenüber hat das in bisherigen Schulstatistiken hauptsächlich verwendete 
Merkmal der ‚Staatsangehörigkeit‘ als alleiniges Kriterium für Zuwanderung deutlich 
an Aussagekraft  verloren und ist für bildungspolitische Steuerungsprozesse nur noch 
als ein Merkmal unter mehreren von Interesse. 
Die zuvor erzielten Ergebnisse sind für die weiterführenden Schulen von perspek-
tivischer Relevanz, da die Kernergebnisse in den kommenden Jahren ihre Fortsetzung 
in den weiterführenden Schulformen fi nden werden.
Insgesamt konnte belegt werden, wie stark sich die im Jahr 2000 in Kraft  getrete-
nen neuen Regelungen im Staatsangehörigkeitsrecht statistisch auswirken und welche 
Potentiale und Einschränkungen mit der von der KMK beschlossenen Defi nition des 
Migrationshintergrundes von Schülern verbunden sind.
Abschließend soll die verbleibende Relevanz der erzielten Ergebnisse refl ektiert wer-
den, für den Fall, dass das Staatsangehörigkeitsrecht erneut geändert wird. Denn nach 
Schulte (2006) 
„werden so auch in Zukunft  weitere Erleichterungen des Erwerbs der Staatsangehö-
rigkeit, z.B. in Form einer fl exibleren Handhabung des Problems der doppelten Staats-
bürgerschaft  und einer liberaleren Anwendung der Einbürgerungskriterien, erforder-
lich sein, wenn die Lebensverhältnisse der Migranten hinsichtlich der Sicherung des 
Aufenthaltsstatus und der Absicherung der gleichen politischen Freiheit verbessert, 
weitere Fortschritte bei den Integrations- und Demokratisierungsprozessen erzielt 
und die Zugehörigkeit der dauerhaft  niedergelassenen ‚Ausländer‘ zur Gesellschaft  der 
Bundesrepublik verdeutlicht werden sollen“ (Schulte 2006: 43).
Aus Sicht vieler Autoren scheint sich die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts ins-
gesamt bewährt zu haben (vgl. z. B. BBMFI 2005: 358). Dennoch sprechen mehrere 
Gründe dafür, dass das Staatsangehörigkeitsrecht insbesondere hinsichtlich der verab-
schiedeten Optionspfl icht in naher bis mittlerer Zukunft  erneut verändert wird. Denn 
die Optionsregelung stellt lediglich einen Kompromiss zwischen politischen Parteien 
dar, der von den meisten politischen Akteuren als unbefriedigend angesehen wird. Die 
119 Zudem verliert das Merkmal zur Messung der Ungleichheit an Relevanz. Die PISA-Studie 2009 
zeigt, dass „sich im Vergleich zu PISA 2000 der Einfl uss der zu Hause gesprochenen Sprache auf 
die Lesekompetenz deutlich reduziert hat“ (Stanat/Rauch/Segeritz 2010: 226).
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Regelungen gehen für die zuständigen Verwaltungen mit einem sehr hohen bürokrati-
schen Aufwand120 und administrativen Kosten einher (vgl. hierzu ausführlich Wiede-
mann 2005: 94ff .). Dies erhöhe auch die Fehleranfälligkeit der Behörden, weiter seien 
die detaillierten Regelungen – insbesondere von den Betroff enen – nur schwierig zu 
verstehen (vgl. Pape 2010; Uslucan 2012). Selbst die als größtmöglicher Veränderungs-
vorschlag – insbesondere von SPD, Bündnis 90/Grünen und Linkspartei – angestrebte 
Abschaff ung der Optionspfl icht im Alter von 18 bis 23 Jahren (und eine hiermit ein-
hergehende generelle Hinnahme von Mehrstaatigkeit) würde an der Darstellung der 
durch das Geburtsortsprinzip ius soli verursachten statistischen Auswirkungen an all-
gemeinbildenden Schulen nichts verändern. Entsprechend bleibt die Gültigkeit der 
vorgestellten Analysen und Ergebnisse von diesbezüglichen Diskussionen und mögli-
chen rechtlichen Änderungen unberührt.121
In diesem Kapitel hat sich gezeigt, dass das alleinige Merkmal der Staatsangehörigkeit 
nicht mehr ausreicht, um den Großteil der Schüler mit Migrationshintergrund zu er-
fassen. Daher sollen im nächsten Kapitel die Potentiale von amtlichen Individualdaten, 
die ergänzende Merkmale zum Migrationshintergrund von Schülern bereitstellen, hin-
sichtlich der Analyse der Bildungsbeteiligung und des Schulerfolgs insbesondere von 
Schülern mit Migrationshintergrund dargestellt und überprüft  werden.
120 Erstmalig wurden vereinzelte Benachrichtigungen von den Behörden an Betroff ene im Frühjahr 
2007 an diejenigen verschickt, die nach der Übergangsregelung eingebürgert worden waren (vgl. 
Storz/Wilmes 2007). Erst 2008 sind die ersten Optionskinder (deren Geburtsjahr nach der Über-
gangsregelung bis 1990 zurückreichen kann) volljährig geworden (vgl. Pape 2010). Der Handlungs-
bedarf wird sich spätestens ab dem Jahr 2018 erhöhen, wenn die Verwaltungsvorgänge für alle 
dann volljährigen (bzw. volljährig werdenden) Jahrgänge der ab dem Jahr 2000 Geborenen initiiert 
werden müssen, die sich entsprechend der Optionsregelung für eine Staatsangehörigkeit entschei-
den müssen (vgl. auch Uslucan 2012).
121 Dies insbesondere, da Teile von CDU/CSU weiterhin die bestehende Optionsregelung favorisieren 
und hierdurch eine Rückkehr zum vorhergehenden StAG als äußerst unwahrscheinlich einzuschät-
zen ist (vgl. Uslucan 2012). Einzelne Landesverbände der CDU scheinen sich mittlerweile sogar 
gegen den Optionszwang auszusprechen (vgl. ebd.).
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4. Individualdatenstatistische Analysen zur 
Bildungsbeteiligung und zum Schulerfolg von Schülern 
mit Migrationshintergrund in Rheinland-Pfalz
In den vorhergehenden Kapiteln wurde zum einen die Bildungsbeteiligung von Schü-
lern nach ihrer jeweiligen Staatsangehörigkeit aufgearbeitet, da die Staatsangehörig-
keit das einzige Migrationsmerkmal in herkömmlichen Schulstatistiken ist (Kapitel 2). 
Hieran anschließend konnte für Grundschüler konstatiert werden, dass das Merkmal 
der Staatsangehörigkeit durch das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht erheblich an 
Aussagekraft  verloren hat und sich die Zusammensetzung der nichtdeutschen Schüler 
insgesamt deutlich verändert (Kapitel 3). Bisher wirken sich die rechtlichen Änderun-
gen nicht vollständig auf das Staatsangehörigkeitsmerkmal unter Schülern an weiter-
führenden Schulen aus. Die am Beispiel von Grundschülern beschriebenen Entwick-
lungen werden in den nachfolgenden Schuljahren verstärkt auch an weiterführenden 
Schulen zu beobachten sein. Entsprechend erfahren alternative Erfassungsmöglichkei-
ten des Migrationshintergrundes von Schülern im Rahmen von amtlichen Schulsta-
tistiken einen erheblichen Bedeutungszuwachs. Dies wurde ansatzweise anhand von 
neueren Individualdatenstatistiken aufgezeigt – sowohl hinsichtlich des Umfangs als 
auch bezogen auf die Zusammensetzung von Grundschülern nach Migrationshinter-
grund bzw. Migrationsmerkmalen (vgl. ebd.).
In diesem Kapitel werden die z. T. im Rahmen von amtlichen Schulstatistiken er-
fassten und ausgewiesenen Migrationsmerkmale exemplarisch für ein Bundesland dar-
gestellt. Von besonderem Interesse ist hierbei, welche Merkmale einen über das bis-
herige Merkmal der Staatsangehörigkeit hinausgehenden Nutzen versprechen, um 
weitergehende Informationen zur Bildungssituation von Schülern mit Migrations-
hintergrund zu gewinnen. In Kapitel 4.1 werden die im Rahmen von Individual-
datenstatistiken bereitgestellten Merkmale dargestellt, hinsichtlich erweiterter Analyse -
potentiale eingeschätzt und mögliche gegenüber Summendaten verbleibende allge-
meine Restriktionen oder Unzulänglichkeiten der Merkmale kritisch aufgearbeitet. 
Auch die Möglichkeiten des Datenzugangs und der hiermit einhergehende administ-
rative, zeitliche und fi nanzielle Mehraufwand werden diskutiert. Hieran anschließend 
wird basierend auf Individualdatenstatistiken und der hierin enthaltenen Migrations-
merkmale ein erster Überblick über die Bildungssituation von Schülern mit Migrati-
onshintergrund gegeben (4.2). Wie noch zu zeigen sein wird besteht ein Zielkonfl ikt 
zwischen einer möglichst breiten Erfassung des Migrationshintergrundes von Schü-
lern und einer möglichst diff erenzierten Darstellung der Bildungssituation nach ver-
schiedenen Herkunft sgruppen. Diff erenziertere Analysen zur Bildungsbeteiligung von 
Schülern mit Migrationshintergrund nach Herkunft sgruppen werden in Kapitel 4.3 
durchgeführt. Hieran schließen zwei knappe analytische Exkurse an. In Kapitel 4.4 
wird die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund unter Berück-
sichtigung des Geschlechts dargestellt. Kurz eingegangen wird auch auf den Umfang 
von Klassenwiederholungen von Schülern mit Migrationshintergrund (4.5). Bisherige 
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schulstatistische Aggregatdaten ließen bestenfalls für einzelne Länder eingeschränk-
te Darstellungen zum Schulerfolg von Schülern nach ihrer jeweiligen Staatsangehörig-
keit zu. Daher sollen auch die analytischen Potentiale der Individualdatenstatistik hin-
sichtlich des Schulerfolgs von Schülern mit Migrationshintergrund analysiert und um 
weiter ausdiff erenzierte Ergebnisse ergänzt werden (4.6). Abschließend wird der wei-
terhin bestehende Optimierungsbedarf von Individualdatenstatistiken und den erfass-
ten Merkmalen angesprochen (4.7), bevor die Hauptergebnisse zusammengefasst und 
diskutiert werden (4.8).
4.1 Individualdatenstatistiken – analytische Potentiale und 
bestehe nde Einschränkungen
Nachfolgend werden die im Rahmen von Individualdatenstatistiken verfügbaren Mi-
grationsmerkmale dargestellt. Es erfolgt eine allgemeine Bewertung, inwiefern die 
Merkmale zusätzliche Potentiale bezogen auf die Analyse der Bildungssituation von 
Schülern mit Migrationshintergrund bieten. Ein besonderes Ziel ist es, weiterführende 
Befunde für die Bildungs- und Migrationsforschung bereitzustellen. In diesem Zusam-
menhang sollen die Vorteile skizziert werden, die sich ergeben, wenn Individualdaten-
sätze anstelle von schulstatistischen Summendaten zur Analyse von Bildungsdisparitä-
ten von Schülern mit Migrationshintergrund verwendet werden. 
Dabei werden bestehende quantitative und analytische Einschränkungen kritisiert, die 
aus den verfügbaren Merkmalen resultieren (4.1.1). Die analytischen Potentiale von 
Individualdatenstatistiken werden am Beispiel von entsprechenden Datensätzen und 
der hierin enthaltenen Merkmale für das Land Rheinland-Pfalz im Schuljahr 2008/09 
untersucht. Die in diesem Kapitel ausgewiesenen Zahlen bzw. Ergebnisse basieren 
auf eigenen Berechnungen (hierfür wurden, soweit nicht anders ausgewiesen, Daten 
der folgenden Datenquelle verwendet: Forschungsdatenzentren der Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder. Rheinland-pfälzische Statistik der allgemeinbildenden 
Schulen, Schuljahr 2008/09). Rheinland-Pfalz wurde als Bundesland ausgewählt, denn 
für die Individualdatenstatistik des Landes bestehen keine Einschränkungen hinsicht-
lich der Validität der Merkmale (vgl. hierzu auch Kapitel 3.4).122 Der Datenzugang 
konnte frühzeitig und umfassend im Forschungsdatenzentrum Wiesbaden hergestellt 
werden, was eine umfassende Auswertung ermöglichte. Der Zugang zu schulstatisti-
schen Individualdaten ist jedoch nicht selbstverständlich und ist aus Forschersicht mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden (insbesondere im Vergleich zum Zugang zu 
öff entlich verfügbaren und aggregierten Summendaten der herkömmlichen Schulsta-
tistik). In Kapitel 4.1.2 werden die Möglichkeiten und Einschränkungen des Datenzu-
gangs ausführlich beschrieben.
122 Eine Übersicht über die verwendeten Datensätze und die hierin enthaltenen Merkmale fi ndet sich 
in Anhang X sowie in Tabelle 1-2 im Vergleich zu den Merkmalen der herkömmlichen Schulstati-
stik.
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4.1.1 Zusätzliche Migrationsmerkmale, erweiterte Potentiale und 
bestehende Limitationen
Individualdate nstatistiken sind das Ergebnis eines Perspektivenwechsels, welcher sich 
im Vergleich zu herkömmlichen Summendatenstatistiken veranschaulichen lässt (vgl. 
hierzu auch Kapitel 1.8). Anhand der Merkmalsübersicht in Tabelle 1-2 wird nach-
vollziehbar, dass auf Summendaten basierende Schulstatistiken nur sehr eingeschränk-
te Merkmale bereitstellen, die zudem aggregiert (auf Ebene der Schule, der Gemeinde, 
des Kreises, des Landes oder auf der Ebene des Bundes) ausgewiesen werden. Indi-
vidualdatenstatistiken stellen hingegen erweiterte (Migrations-)Merkmale für jeden 
einzelnen Schüler bereit. Hierdurch werden diff erenziertere Auswertungen von Daten 
ermöglicht, zudem können die vorhandenen Merkmale beliebig miteinander kombi-
niert werden. Konkret werden in schulstatistischen Individualdatensätzen als einzel-
ne Migrationsmerkmale die (erste) Staatsangehörigkeit, die überwiegend in der Fami-
lie gesprochene Sprache sowie das Geburtsland ausgewiesen. Anhand dieser Merkmale 
kann – wie bereits in Kapitel 3.4 dargestellt – ein Migrationshintergrund von Schü-
lern nach Defi nition der KMK (2011a: 29) abgeleitet werden. Zudem werden die ge-
nannten Merkmale ergänzt um das Zuzugsalter von Schülern, wenn diese im Ausland 
geboren wurden und nach Deutschland zugezogen sind. Auch stehen verschiedene 
weitere Merkmale bereit, um die Bildungssituation von Schülern mit Migrationshin-
tergrund diff erenziert zu untersuchen (vgl. Anhang X). 
Durch die verschiedenen zusätzlichen (Migrations-)Merkmale wird unmittelbar 
das analytische Potential von Individualdatensätzen deutlich. Z. B. versprechen Indivi-
dualdaten eine präzisere und weitergehende Erfassung von Schülern mit Migrations-
hintergrund, für die bestehende Bildungsdisparitäten untersucht werden können. Hier 
seien exemplarisch die Analyse der Bildungsbeteiligung, von Klassenwiederholungen 
oder des Schulerfolgs genannt. Nachfolgend werden die Merkmale auf Potentiale hin-
sichtlich der Analyse der Bildungssituation von Schülern mit Migrationshintergrund 
untersucht. Wie noch zu zeigen sein wird, ermöglichen die erweiterten Merkmalssät-
ze Analysen zu spezifi schen Herkunft sgruppen und zu bestimmten Merkmalsausprä-
gungen. An dieser Stelle seien insbesondere der Generationenstatus, das Zuzugsalter 
und die überwiegende Familiensprache genannt. Diese lassen Disparitäten etwa zur 
Bildungsbeteiligung erwarten, was empirisch überprüft  werden soll. Doch zunächst 
werden mögliche Einschränkungen der nachfolgend verwendeten Individualdatensät-
ze sowie der hierin enthaltenen Einzelmerkmale kritisch diskutiert, wobei die in Kapi-
tel 3 dargelegte Kritik an den einzelnen Migrationsmerkmalen nicht wiederholt wird. 
In Kapitel 2 wurde kritisch angemerkt, dass die vom Statistischen Bundesamt be-
reitgestellten Schulstatistiken, die auf Summendaten basieren, nur bedingt eine Diff e-
renzierung nach der genauen Staatsangehörigkeit der Schüler zulassen. Zudem werden 
z. T. relativ willkürliche Aggregierungen vorgenommen, die dazu führen, dass einzel-
ne relevante Staatsangehörigkeitsgruppen statistisch nicht ausgewiesen werden. Diese 
Kritik ist nicht auf die nachfolgend untersuchten Individualdatenstatistiken des Statis-
tischen Landesamtes Rheinland-Pfalz übertragbar. Denn diese weisen für das Schul-
jahr 2008/09 genau 196 verschiedene Staatsangehörigkeiten sowie Geburtsländer aus 
(die ergänzt werden um Merkmalsausprägungen wie z. B. ‚staatenlos‘ und ‚ungeklärt‘). 
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Allerdings enthält selbst die amtliche Individualdatenstatistik keine Informationen zu 
Spätaussiedlern. Diese lassen sich nicht (eindeutig) identifi zieren, hierzu wäre ein zu-
sätzliches Merkmal erforderlich. Grobe und relativ unsichere Hinweise auf einen Zu-
wanderungshintergrund als Spätaussiedler ergeben sich lediglich über die Merkmale 
Sprache und Geburtsland (allerdings bleibt unklar, ob z. B. ein in Russland gebore-
ner Schüler als Spätaussiedler oder als Schüler mit russischem Migrationshintergrund 
einzuschätzen ist). Dass die Erhebung eines entsprechenden Merkmals grundsätzlich 
auch im Rahmen der Schulstatistik möglich ist, beweist die nordrhein-westfälische 
Schulstatistik (vgl. z. B. IT.NRW 2012).
Wie bereits in Kapitel 3 gesehen verliert das Staatsangehörigkeitsmerkmal zuneh-
mend an Relevanz. Auch die Erfassung weiterer Migrationsmerkmale wie der über-
wiegenden Familiensprache und des Geburtslandes können letztlich nicht die fehlen-
den Elterninformationen ersetzen. Denn das Geburtsland spielt insgesamt eine eher 
geringe Rolle zur (zusätzlichen) Identifi kation von Schülern mit Migrationshinter-
grund (vgl. Kapitel 3). Die überwiegende Familiensprache ist zwar ein bedeutsames 
Merkmal um Schüler mit Migrationshintergrund quantitativ zu erfassen. Allerdings 
handelt es sich hierbei – wie im vorhergehenden Kapitel beschrieben – nicht um ein 
objektives Merkmal. Auch wird das Merkmal im Rahmen der Individualdatenstatistik 
nur unzulänglich diff erenziert erhoben. In Rheinland-Pfalz werden lediglich 16 ver-
schiedene Einzelsprachen ausgewiesen (ergänzt um weitere aggregierte Sprachgruppen 
wie ‚sonstige‘), was mit entsprechenden Einschränkungen einhergeht.123 Zudem kann 
– wie noch zu zeigen sein wird – über das Merkmal alleine nur sehr begrenzt auf die 
Herkunft  von Schülern geschlossen werden. 
Das Zuzugsalter enthält jedoch relevante und interessante Zusatzinformationen 
(vgl. Kapitel 1.2.1), weswegen dieses Merkmal nachfolgend zusätzlich berücksichtigt 
wird. Das Merkmal Zuzugsalter beeinfl usst jedoch nicht den Anteil von Schülern mit 
Migrationshintergrund, wenn in der Operationalisierung des Migrationshintergrundes 
von Schülern bereits das Geburtsland von Schülern berücksichtigt wird: Denn nur für 
im Ausland geborene Schüler liegen Angaben zum Zuzugsalter vor. Hierbei handelt es 
sich um die 1. Generation der im Ausland Geborenen und nach Deutschland Zugezo-
genen, die bereits ohnehin als Schüler mit Migrationshintergrund erfasst werden. An-
zumerken ist noch, dass das genaue Zuzugsalter nicht erfasst werden kann, da der Da-
tensatz nur das Zuzugsjahr, jedoch keine weiteren Datumsangaben zum Monat oder 
sogar zum Tag des Zuzugs enthält. Ob ein genaueres Zuzugsalter überhaupt zu ermit-
teln ist, sei dahingestellt.124 Somit lässt sich nur unpräzise rekonstruieren, in welchem 
Alter ein Schüler zugezogen ist, da das Zuzugsalter nur über eine Substraktion des 
Geburtsjahres vom Zuzugsjahr näherungsweise abgeleitet werden kann. Dieses Vor-
gehen ist zwar plausibel, es geht jedoch mit gewissen Unsicherheiten hinsichtlich des 
123 Zum Vergleich: in der hessischen Individualdatenstatistik werden nur 15 verschiedene Familien-
sprachen (sowie ‚sonstige‘) separat ausgewiesen.
124 Denkbar wäre, direkt nach dem Zuzugsalter zu fragen (entweder Schüler nach ihrem Zuzugsalter 
oder Eltern zu dem Zuzugsalter des Kindes). Alternativ könnte versucht werden, nach dem präzi-
sen Zuzugsdatum zu fragen und hieraus in Kombination mit dem Geburtsdatum das genaue Zu-
zugsalter abzuleiten. Beide Vorgehensweisen können mit Unsicherheiten behaft et sein, denn es ist 
fraglich, ob sich z. B. ein 15-jähriger Schüler an das genaue Zuzugsdatum in der frühen Kindheit 
erinnert.
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faktischen Zuzugsalters von Schülern einher, solange nicht das genaue Datum des Zu-
zugs festgestellt werden kann und der genaue Geburtstag (im Gegensatz zum Geburts-
monat und -jahr) von Schülern selbst in Individualdatenstatistiken nicht ausgewiesen 
werden darf.
Das Merkmal ‚Geburtsland‘ gibt zum einen Auskunft  über das jeweilige Land, in 
dem ein Schüler geboren wurde. Zum anderen kann hierüber in Kombination mit an-
deren Merkmalen der Generationenstatus dargestellt werden. In Kapitel 1.2.1 wur-
de bereits ausführlich dargestellt, dass unter Schülern mit Migrationshintergrund der 
1. Generation diejenigen verstanden werden, die im Ausland geboren wurden bzw. zu-
gewandert sind. Unter der 2. Generation können – anhand der im Datensatz verfüg-
baren Variablen – die in Deutschland geborenen Schüler mit Migrationshintergrund 
verstanden werden. Durch die Diff erenzierung nach Generationenstatus wird z. B. ein 
intergenerationaler Vergleich der Bildungsbeteiligung ermöglicht. Allerdings werden 
im Rahmen der von Individualdatenstatistiken bereitgestellten Merkmale Schüler mit 
Migrationshintergrund der 3. und höheren Generationen nicht, sowie Schüler mit Mi-
grationshintergrund der 2. Generation nur unzureichend erfasst, da Informationen zu 
den (Groß-)Eltern der Schüler fehlen. In der 2. Generation dürft en primär die ten-
denziell besser integrierten Schüler unberücksichtigt bleiben, was zu verzerrten Er-
gebnissen durch Individualdatenstatistiken führt. Denn nicht berücksichtigt werden 
diejenigen mit deutscher Staatsangehörigkeit, mit Deutsch als überwiegender Famili-
ensprache und Deutschland als Geburtsland, deren Eltern im Ausland geboren wur-
den. Zudem ist plausibel, dass mit einer nicht zu vernachlässigenden quantitativen 
Untererfassung auch Verzerrungen in den Ergebnissen etwa zur Bildungsbeteiligung 
und zum Schulerfolg von Schülern mit Migrationshintergrund der 2. Generation ein-
hergehen (während die 3. Generation hingegen gar nicht erfasst wird bzw. anhand der 
verfügbaren Merkmale nicht als solche erkannt werden kann; dies trifft   natürlich ge-
nauso auf noch höhere Generationen zu). Es handelt sich dabei um keine zufällige, 
sondern um eine systematische Unterschätzung: Wahrscheinlich werden die eher bes-
ser integrierten Schüler (die entsprechend eine höhere Bildungsbeteiligung aufwei-
sen und bessere schulische Leistungen erzielen dürft en) nicht erfasst. Hierauf verwei-
sen auch verschiedene Autoren, denen zufolge die Leistungsergebnisse für Schüler mit 
Migrationshintergrund bei einer weit defi nierten Gruppe besser ausfallen, als wenn 
die Gruppe von Schülern mit Migrationshintergrund eher eng defi niert wird (vgl. z. B. 
Settelmeyer/Erbe 2010: 7f.; Kemper 2010a: 321; Hunger/Th ränhardt 2004: 195). Dies 
ist von besonderer Bedeutung, da gerade eine möglichst präzise Darstellung von Bil-
dungsergebnissen der 2. Generation von Interesse ist, z. B. wenn mögliche bildungsbe-
zogene intergenerationale Fortschritte analysiert werden sollen. Unklar bleibt auch, ob 
nur ein Elternteil oder beide Elternteile von Schülern mit Migrationshintergrund zu-
gewandert sind. Dass diese Information durchaus eine auf Bildung bezogene Relevanz 
besitzt, zeigt sich etwa bezogen auf die Leseleistung (vgl. z. B. Segeritz/Walter/Stanat 
2010; Stanat/Rauch/Segeritz 2010; Helbig 2010).
Zudem besteht die Möglichkeit, dass Schüler ohne Migrationshintergrund anhand 
der verfügbaren Merkmale in den Datensätzen als Schüler mit Migrationshintergrund 
der 1. Generation ausgewiesen werden – denn Schülern wird unzutreff end ein Mi-
grationshintergrund zugeschrieben, wenn sie im Ausland geboren wurden, sie jedoch 
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keinen Migrationshintergrund haben. Dies wäre z. B. dann der Fall, wenn Eltern ohne 
Migrationshintergrund ein Kind im Ausland zur Welt bringen (sei es zufällig oder ge-
plant – etwa während eines Auslandsaufenthaltes oder Urlaubes). Die Folge könnte 
eine leichte Unterschätzung von Bildungsnachteilen von Schülern mit Migrationshin-
tergrund der 1. Generation sein. Auch wenn sich dieses Problem anhand der Daten 
nicht quantifi zieren lässt, dürft e es sich hierbei eher um zu vernachlässigende Einzel-
fälle handeln. Zudem zeigt sich hierin erneut, dass es sich bei einem ‚Migrationshin-
tergrund‘ um ein wissenschaft liches Konstrukt handelt (vgl. Kemper 2010a).
Auch ist zu bedenken, dass je nach Bundesland (individualdaten-)statistische Be-
sonderheiten zu beobachten sind. Hierdurch könnte z. T. die Vergleichbarkeit von 
Individualdatensätzen zwischen den Ländern – bzw. von den hierin enthaltenen 
Merkmalen – erschwert werden. Beispielsweise stimmen die Merkmale und Merk-
malsausprägungen sowie die zugrundegelegten Operationalisierungen nicht immer 
miteinander überein, auch besteht zwischen den Ländern eine Varianz hinsichtlich der 
Einschätzung der Validität der Individualdaten (vgl. Kapitel 3). 
Wenn nicht nur Einzelmerkmale ausgewertet werden sollen, sondern durch die 
Kombination mehrerer Merkmale ein Migrationshintergrund gebildet wird, geht dies 
mit konfl igierenden Interessen einher: Wenn allgemein der Migrationshintergrund 
von Schülern möglichst breit und vollständig erfasst werden soll, empfi ehlt es sich, alle 
verfügbaren Migrationsmerkmale zur Operationalisierung des Migrationshintergrun-
des von Schülern zu berücksichtigen. Soll anhand von Individualdatenstatistiken eine 
möglichst ausdiff erenzierte Darstellung der Bildungssituation von Schülern mit Mi-
grationshintergrund nach Herkunft sgruppen erfolgen, ist dies nur anhand der Kom-
bination von zwei im Datensatz enthaltenen Merkmalen sinnvoll möglich: Über die 
Merkmale ‚Staatsangehörigkeit‘ und ‚Geburtsland‘ kann z. B. relativ zuverlässig auf die 
Herkunft  eines Schülers (bzw. seiner Familie) geschlossen werden und es können Her-
kunft sgruppen gebildet werden. Hiermit einher geht, dass Schüler mit Migrationshin-
tergrund quantitativ nicht hinreichend erfasst werden. Die genaue Operationalisierung 
von Schülern mit Migrationshintergrund nach Herkunft sgruppen kann am Beispiel 
von Schülern mit albanischem Migrationshintergrund verdeutlicht werden. Ein alba-
nischer Migrationshintergrund liegt dann vor, wenn entweder die Staatsangehörigkeit 
eines Schülers albanisch ist, oder die Staatsangehörigkeit deutsch ist und der Schü-
ler zugleich in Albanien geboren wurde. Diese Operationalisierung wurde gewählt um 
disjunkte Ergebnisse zu erzielen.125 
Nachfolgend wird ausgeführt, warum das dritte in Individualdatenstatistiken ent-
haltene Migrationsmerkmal – die überwiegend gesprochene Familiensprache – nicht 
zur Bildung von Herkunft sgruppen herangezogen wird. Bereits in Kapitel 3 wurde ge-
zeigt, dass das Merkmal der überwiegenden Familiensprache nur bedingt Rückschlüs-
se auf die Herkunft  zulässt. Die Verbreitung von Sprachen ist i. d. R. nicht an die regio-
nale Herkunft  im Sinne nationalstaatlicher Grenzen gebunden, entsprechend verweist 
die jeweilige überwiegende Familiensprache nur bedingt auf eine bestimmte Herkunft . 
125 Dies wäre nicht der Fall wenn das Kriterium z. B. wäre, dass entweder eine albanische Staatsan-
gehörigkeit oder Albanien als Geburtsland zu einem albanischen Migrationshintergrund führten. 
Denn ein Schüler könnte z. B. in Albanien geboren sein, jedoch eine serbische Staatsangehörigkeit 
besitzen. Dies würde dazu führen, dass dieser Schüler nicht trennscharf einmal als Schüler mit ser-
bischem, ein weiteres Mal als Schüler mit albanischem Migrationshintergrund erfasst würde.
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Zwar ist bestimmten Merkmalsausprägungen der Familiensprache eine gewisse Plausi-
bilität hinsichtlich eines Rückschlusses auf die Herkunft  zuzugestehen (wenn z. B. Tür-
kisch die überwiegende Familiensprache eines Schülers ist). In vielen Fällen lässt sich 
aus der überwiegenden Familiensprache nicht der spezifi sche Migrationshintergrund 
ableiten: Z. B. wird Spanisch in Argentinien, Chile, Spanien und in vielen weiteren 
Ländern gesprochen. Das gleiche gilt u. a. auch für Arabisch, Englisch oder Kurdisch. 
Somit lässt die überwiegende Verwendung dieser Sprachen nur bedingte Rückschlüs-
se auf die Herkunft  zu, wenn die Staatsangehörigkeit deutsch und das Geburtsland 
Deutschland sind.126 Die Folge ist, dass eine Diff erenzierung der Schüler mit Migra-
tionshintergrund nach Herkunft  anhand des Sprachmerkmals nur sehr eingeschränkt 
möglich ist, weswegen dieses Merkmal bei der Bildung von Herkunft sgruppen in den 
nachfolgenden Analysen unberücksichtigt bleibt. 
Weniger problematisch ist es, anhand der Merkmale der Staatsangehörigkeit und 
des Geburtslandes auf die Herkunft  von Schülern zu schließen. Allerdings geht die-
ses Vorgehen mit einer (zusätzlichen) Unterschätzung der Schüler mit Migrationshin-
tergrund einher. Bereits in Kapitel 3 wurde gezeigt: Selbst wenn der Migrationshin-
tergrund von Schülern auch über die überwiegende Familiensprache operationalisiert 
wird, geht der Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund im Zeitverlauf zurück – 
dies steht im Gegensatz zur angenommenen und empirisch belegten demographischen 
Entwicklung. Somit ist ein rein anhand von Schülerinformationen gebildeter Migrati-
onshintergrund unzureichend erfasst, selbst wenn – wie im Ausnahmefall von Hessen 
gesehen – zusätzlich die 2. Staatsangehörigkeit von Schülern erhoben wird. Daher er-
scheint es unerlässlich, Informationen über die Herkunft  der Eltern zu erheben, um 
den Migrationshintergrund von Schülern umfassend abbilden zu können. 
Dadurch, dass in den amtlichen Individualdatenstatistiken keine Elterninforma-
tionen erhoben werden (dürfen), ergeben sich gewisse Unschärfen. Um Schüler der 
2. Generation vollständig zu erfassen wären ergänzende Informationen, wie etwa zu 
dem Geburtsland der Eltern, erforderlich. Da dies kurz- bis mittelfristig nicht um-
setzbar erscheint, z. B. weil datenschutzrechtliche oder administrative Gründe dagegen 
sprechen, könnte die Erfassung der zweiten Staatsangehörigkeit der Schüler die Unter-
schätzung von Schülern mit Migrationshintergrund etwas reduzieren (vgl. hierzu Ka-
pitel 3).
In den Kapiteln 1.2.1 und 1.2.5 wurde ausgeführt, dass möglichst sowohl die Her-
kunft  als auch der Generationenstatus von Schülern berücksichtigt werden soll (vgl. 
auch Segeritz/Stanat 2009; Gresch/Kristen 2011). Eine entsprechende Verknüpfung 
wird durch die Verwendung von schulstatistischen Individualdatensätzen ermöglicht. 
Wie beschrieben, kommen für eine Operationalisierung von Herkunft sgruppen nur 
die beiden Merkmale Staatsangehörigkeit und Geburtsland in Frage. Aus der Opera-
tionalisierung ergibt sich jedoch eine (zusätzliche) Unterschätzung von Schülern mit 
Migrationshintergrund, da das Merkmal der Familiensprache unberücksichtigt blei-
ben muss. Somit können Schüler mit deutscher Staatsangehörigkeit und deutschem 
126 Umgekehrt lässt sich aus einem spezifi schen Migrationshintergrund (bzw. einer bestimmten Her-
kunft sregion, der Staatsangehörigkeit oder dem Geburtsland) nicht unbedingt die (Mutter-)Sprache 
ableiten (z. B. wird in der Türkei neben Türkisch u. a. auch Kurdisch gesprochen, in Afghanistan 
werden diverse Sprachen gesprochen, u. a. Farsi und Pashtu).
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Geburtsland, die zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche Familiensprache sprechen, 
nicht berücksichtigt werden. Das gleiche gilt für Schüler, die anhand der Migrations-
merkmale keinen Migrationshintergrund aufweisen, ihre Eltern jedoch im Ausland 
geboren wurden. D. h. auch bei der kombinierten Betrachtung nach Herkunft  und Ge-
nerationenstatus wird die Zahl der Schüler mit Migrationshintergrund der 2. Genera-
tion unterschätzt.
Am Beispiel von Schülern mit albanischem Migrationshintergrund wird die Ope-
rationalisierung nach Herkunft  und Generationenstatus konkretisiert. Unter albani-
schen Schülern der 2. Generation werden alle diejenigen Schüler verstanden, die eine 
albanische Staatsangehörigkeit aufweisen und die zugleich in Deutschland geboren 
wurden. Albanische Schüler der 1. Generation sind entweder Schüler mit einer deut-
schen Staatsangehörigkeit, die in Albanien geboren wurden, oder Schüler mit einer 
albanischen Staatsangehörigkeit, die außerhalb Deutschlands geboren wurden. Aller-
dings ist unter albanischen Schülern der 1. Generation das Geburtsland zumeist Alba-
nien, es gibt jedoch vereinzelte Ausnahmen.
Trotz der zuvor ausgeführten kritischen Bewertung bieten amtliche Individual-
datenstatistiken weitergehende Möglichkeiten. Durch die zusätzlichen (Migrations-)
Merkmale ist es anhand von Individualdatenstatistiken möglich, einen erweiterten Mi-
grationshintergrund von Schülern abzubilden. Dieser geht weit über die bisherigen, 
auf Summendaten basierenden Schulstatistiken hinaus, da herkömmliche Schulsta-
tistiken nur das Merkmal der Staatsangehörigkeit aufweisen. Zudem können anhand 
von Individualdatensätzen Analysen durchgeführt werden, die nach der Herkunft  von 
Schülern diff erenzieren. Auch wird ermöglicht, den Generationenstatus von Schülern 
mit Migrationshintergrund zu berücksichtigen. 
Weiter ausdiff erenzieren lässt sich z. B. die 1. Generation nach dem Alter des Zu-
zugs. Prinzipiell sind weitere Diff erenzierungen etwa nach dem Geschlecht von Schü-
lern denkbar. Anhand dieser Datenbasis lassen sich Bildungsdisparitäten von Schülern 
mit Migrationshintergrund an verschiedenen Stellen im Bildungssystem analysieren 
– beispielsweise seien Bildungsbeteiligung, Klassenwiederholungen und Schulerfolg 
(bzw. Schulabgänge) genannt.
Insgesamt bleibt somit festzuhalten, dass die individualdatenstatistischen Potentiale 
(noch) nicht vollständig genutzt werden können, da einzelne Merkmale nur unzurei-
chend oder überhaupt nicht erhoben werden.
4.1.2 Datenzugang – Möglichkeiten und Einschränkungen
Zuvor wurden inhaltliche Potentiale abe r auch Schwierigkeiten beschrieben, die aus 
der Operationalisierung des Migrationshintergrundes anhand von individualdatensta-
tistischen Merkmalen resultieren. Nachfolgend werden Optimierungspotentiale darge-
stellt, die sich auf administrative und formale Hürden des Datenzugangs sowie auf die 
Arbeit mit Individualdatenstatistiken beziehen.
Die Original-Datensätze dürfen ausschließlich in den geschützten Räumen eines 
Forschungsdatenzentrums eingesehen und analysiert werden. Die Individualdatensät-
ze weisen keine fallzahlbedingten Einschränkungen oder Anonymisierungen auf. D. h. 
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es erfolgt immer eine disaggregierte Bereitstellung der Informationen für die Grund-
gesamtheit der Schülerinnen und Schüler an Schulen des entsprechenden Bundeslan-
des.127 Zuerst wird vom Statistischen Landesamt ein Anonymisierungskonzept erstellt, 
welches durch das zuständige Kultusministerium bewilligt werden muss. Zu beach-
ten ist auch, dass immer nur die angeforderten Merkmale und nicht etwa automatisch 
sämtliche im Rahmen der Individualdatenstatistik erhobenen Merkmale geliefert wer-
den. 
Die Merkmale, die vom Statistischen Landesamt in Individualdatensätzen bereit-
gestellt werden, können prinzipiell beliebig miteinander kombiniert werden. Erst die 
angefertigten Ergebnisse bzw. Datenoutputs, die das Forschungsdatenzentrum ver-
lassen sollen, werden faktisch anonymisiert und datenschutzrechtlich überprüft . So-
mit besteht im Forschungsdatenzentrum prinzipiell die Möglichkeit der Datenanalyse 
auf der Individual-, der schulischen Institutions-, Gemeinde-, Kreis- oder Landesebe-
ne. Möglich sind landesspezifi sche Besonderheiten, z. B. weist Hessen zusätzlich den 
Wohnort bzw. -kreis der Schüler aus. Gegenüber Summendaten bieten Individualda-
ten die prinzipielle Möglichkeit der Verknüpfung der verschiedenen analytischen Ebe-
nen und sämtlicher Merkmale, zudem sind die Merkmale umfassend diff erenziert 
bzw. aufgeschlüsselt (z. B. werden keine Angaben zur spezifi schen Staatsangehörigkeit 
der Schülerinnen und Schüler aufgrund zu geringer Fallzahlen zusammengefasst). Ins-
besondere ist es möglich, den Migrationshintergrund von Schülern zu erfassen und 
nach vorgegebenen Defi nitionen oder eigenen Vorstellungen anhand der gegebenen 
Merkmale zu operationalisieren. Somit können unter Berücksichtigung des Migrati-
onshintergrundes weitergehende – auch nach der jeweiligen Region diff erenzierende – 
Analysen etwa zur Bildungsbeteiligung, zu Übergängen oder Schulabschlüssen durch-
geführt werden, um die Bedeutung von Bildung als Zugang zu Lebenschancen und 
gesellschaft licher Teilhabe zu untersuchen.
Das erweiterte Datenangebot geht allerdings mit einem höheren administrati-
ven, zeitlichen sowie fi nanziellen Aufwand und verschiedenen weiteren Nachteilen 
einher. Dies soll im Vergleich zu öff entlich verfügbaren und auf Summendaten ba-
sierenden Schulstatistiken vergleichend herausgearbeitet werden. Als relativ unpro-
blematisch sind Sonderauswertungen anzusehen, die an das Statistische Landesamt 
gerichtet werden, um auf Individualdaten basierende aggregierte Ergebnisse zu er-
halten.128 Diese sind relativ schnell realisierbar, allerdings fallen hierfür in Abhängig-
keit von dem jeweiligen Bundesland z. T. hohe Kosten an. Diese resultieren aus dem 
Programmierungsaufwand der Abfragen und den hiermit im Statistischen Landesamt 
entstehenden Personalkosten. Auch unterscheidet sich je nach Bundesland die Mög-
lichkeit, per kontrollierter Datenfernverarbeitung eigene Programmierungen bzw. Da-
tenabfragen durchzuführen.129 Ein großer Nachteil von Sonderauswertungen ist, dass 
127 Als Ausnahmen sind die Schüler-ID im Original sowie das Geburtsdatum zu nennen. Während 
erstere nicht bereitgestellt wurde, bestand das Geburtsdatum ‚nur‘ aus dem konkreten Monat und 
dem Jahr der Geburt, der Tag der Geburt wird nur anonymisiert ausgewiesen.
128 Sonderauswertungen sind z. B. die einzige Möglichkeit, mit bayerischen Individualdatensätzen zu 
arbeiten.
129 Hierbei wird von dem Datennutzer der Programmiercode von Abfragen an das Forschungsdaten-
zentrum gesendet. Dort wird die Abfrage auf den Originaldatensatz angewandt bzw. die Individu-
aldatensätze anhand des Programmiercodes ausgewertet. Anschließend erhält der Datennutzer die 
datenschutzrechtlich unbedenklichen Ergebnisse.
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Fallzahlprobleme auft auchen können, so dass die Outputs entweder nicht freigege-
ben werden dürfen oder nicht den gewünschten Vorstellungen entsprechen. Dies z. B., 
wenn vom Statistischen Landesamt aus datenschutzrechtlichen Gründen Aggregierun-
gen vorgenommen werden, die dem eigenen Forschungsinteresse (inhaltlich) diame-
tral entgegenstehen. Spezifi schere Abfragen bzw. Analysen können im Forschungs-
datenzentrum durchgeführt werden, sofern dies von den Statistischen Landesämtern 
bzw. Kultusministerien der Länder vorgesehen ist (dies ist z. B. für Rheinland-Pfalz zu-
treff end, für Bayern hingegen nicht). Hiermit können Verzögerungen und Probleme 
hinsichtlich der Datenverfügbarkeit und -beschaff ung bzw. des Datenzugangs einher-
gehen (zu nennen seien die Antragsstellung, Einschränkungen durch das Anonymi-
sierungskonzept wie etwa anonymisierte Schulnummern, zufällige bzw. fortlaufen-
de Schüler-IDs, die zwischen den Einzeldatensätzen nicht übereinstimmen, Transfer 
des Datensatzes aus dem jeweiligen Statistischen Landesamt oder Kultusministerium 
in das Forschungsdatenzentrum etc.). Zum Teil kann der Einbezug von bestimmten 
– wie z. B. von regionalen – Merkmalen dazu führen, dass andere Merkmale nur ein-
geschränkt im Individualdatensatz enthalten sein dürfen. Dies etwa, wenn vom Statis-
tischen Landesamt bestimmte Migrationsmerkmale oder Angaben zum sonderpäda-
gogischen Förderschwerpunkt aggregiert ausgewiesen werden, wenn der gewünschte 
Datensatz (zusätzlich) Informationen zum Schulstandort auf Kreisebene beinhal-
ten soll. Als Ursache für diese Unterschiede ist zu nennen, dass sowohl der Datenzu-
gang wie auch die mit Individualdatenstatistiken einhergehenden Analysemöglichkei-
ten bundesweit nicht rechtlich geregelt und dementsprechend sehr uneinheitlich sind.
Ist der Zugang zu den angeforderten Daten hergestellt, werden die Outputs – d. h. 
die vom Datennutzer berechneten Ergebnisse – von Mitarbeitern des Statistischen 
Landesamtes im Forschungsdatenzentrum kontrolliert. Die Ergebniskontrolle geht 
mit einer Prüfung und hierdurch bedingten zeitverzögerten Bereitstellung der Out-
puts einher. Üblicherweise sind mehrere Tage zwischen Berechnung und Erhalt von 
Ergebnissen einzukalkulieren. Im Falle des – im vorhergehenden Kapitel verwendeten 
– Datensatzes aus Hessen wurden die Daten nicht nur auf die Einhaltung der daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen vom Forschungsdatenzentrum geprüft , sondern zu-
sätzlich auch noch vom Kultusministerium. Das Forschungsdatenzentrum konnte die 
datenschutzrechtlich unbedenklichen Ergebnisse immer erst dann freigeben, wenn das 
Kultusministerium sein Plazet erteilte. D. h. die Ergebnisse wurden erst dann freigege-
ben, wenn aus Sicht des Kultusministeriums keine – womöglich inhaltlichen – Beden-
ken bestanden. Dies führte zu einer zusätzlichen Verzögerung von mehreren Tagen, 
in seltenen Fällen sogar von wenigen Wochen, insbesondere wenn das Kultusminis-
terium neben der Syntax – bzw. dem Programmiercode für Datenabfragen im For-
schungsdatenzentrum – eine ausführliche inhaltliche Beschreibung der berechneten 
Ergebnisse einforderte. Aus Forschersicht geht dieses Vorgehen mit einer unkalku-
lierbaren Unsicherheit einher, ob und ggf. wann die berechneten Ergebnisse freigege-
ben werden. In der Praxis wurden die Ergebnisse durch das Kultusministerium bislang 
letztendlich immer freigegeben, allerdings z. T. erst dann, wenn inhaltliche Nachfra-
gen aus dem Ministerium beantwortet wurden (z. B. warum bestimmte Migranten-
gruppen im Forschungsinteresse stehen). Weiter ist zu bedenken, dass die Arbeits-
bedingungen im Forschungsdatenzentrum insofern teilweise unkomfortabel sind, da 
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z. B. kein uneingeschränkter Zugang zum Internet für Recherchen und/oder Mailver-
kehr gegeben ist (prinzipiell wäre es jedoch durchaus denkbar, einen solchen etwa an 
einem separaten PC in einem anderen abgeschotteten Raum in Einklang mit daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen zu realisieren). Positiv hervorzuheben ist hingegen 
die Soft ware-Ausstattung des Arbeitsplatzes für Gastwissenschaft ler im Forschungsda-
tenzentrum: Neben der üblichen Standardsoft ware sind Statistikprogramme wie z. B. 
SPSS, SAS, STATA oder R entweder bereits installiert oder können auf Wunsch unbü-
rokratisch durch Mitarbeiter des Statistischen Landesamtes hinzugefügt werden.
4.2 Die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrations-
hintergrund im Überblick
Die Nützlichkeit der Individualstatistik für eine bessere Erfassung der Bildungsbeteili-
gung von Schülern mit Migrationshintergrund wird nachfolgend dargelegt. Zunächst 
werden anhand des Schülerbestandsdatensatzes auf Landesebene die individualdaten-
statistischen Fallzahlen für Schüler nach besuchter Schulform in der Sekundarstufe I 
zu Beginn des Schuljahres 2008/09 dargestellt (Tabelle 4-1).130 Zu beachten ist, dass 
hierunter ab 2000 geborene Schüler nicht – bzw. allenfalls als einzelne und zu ver-
nachlässigende Ausnahmefälle – enthalten sind. D. h. dass sich das geänderte Staats-
angehörigkeitsrecht erst in den nachfolgenden Schuljahren auf die Bildungsbeteiligung 
von Schülern mit Migrationshintergrund in der Sekundarstufe auswirken wird (vgl. 
hierzu Kapitel 3). 
Zunächst werden mehrere Schulformen bzw. Schulformspezifi ka knapp erläutert. 
Die Regionale Schule bietet sowohl die Bildungsgänge Hauptschule und Realschule; 
die Duale Oberschule ist eine Form der Regionalen Schule (vgl. Statistisches Landes-
amt Rheinland-Pfalz 2012: 7).131 Die Förderschulangaben beinhalten jeweils auch die-
jenigen Schüler im Förderschwerpunkt „ganzheitliche“ bzw. geistige Entwicklung, die 
äquivalente Klassenstufen besuchen.
130 Dieser basiert auf folgender Quelle: Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder. Rheinland-pfälzische Statistik der allgemeinbildenden Schulen, Schuljahr 2008/09 
(Erhebungsjahr 2008).
131 Eine Übersicht über die in den jeweiligen Schuljahren angebotenen Schulformen in Rheinland-
Pfalz bietet z. B. Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2012: 14); dort fi nden sich zudem aus-
führliche Defi nitionen und Beschreibungen der Schulformen (ebd.: 6ff .).
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Tabelle 4-1:  Anzahl der Schüler in der Sekundarstufe I nach Klassenstufe und Schul-
form132 in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)

















5 1.656 4.785 210 4.895 1.006 3.045 10.873 16.987 43.457
6 1.763 5.788 208 5.553 1.056 2.384 11.493 17.455 45.700
7 1.759 6.253 198 5.688 1.129 2.384 10.626 16.229 44.266
8 1.887 6.983 179 5.736 1.281 2.330 11.069 15.299 44.764
9 2.365 7.659 183 6.217 1.264 2.386 11.552 14.585 46.211
10 972 1.881 186 3.241 628 1.858 11.520 14.087 34.373
Insgesamt 10.402 33.349 1.164 31.330 6.364 14.387 67.133 94.642 258.771
RES = Regionale Schule; DOS = Duale Oberschule
Quelle: Forschungsdatenzentren der  Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, rheinland-pfälzische Statistik 
der allgemeinbildenden Schulen, Schuljahr 2008/09, eigene Berechnungen.133
Bereits nach Klasse 9 zeigen sich nennenswerte Rückgänge in den Schülerzahlen, die 
auf schulformspezifi sche Abgängerzahlen zurückführen sind. Dies betrifft   insbeson-
dere Förder- und Hauptschulen, Regionale Schulen sowie Duale Oberschulen, wäh-
rend die Schülerzahlen an Gesamtschulen, Gymnasien, Waldorf- und Realschulen re-
lativ stabil bleiben. Um den Besuch spezifi scher Schulformen möglichst unverzerrt 
darzustellen und zugleich – basierend auf mehreren Klassenstufen – ausreichende 
Fallzahlen insbesondere für Schüler mit Migrationshintergrund zu erhalten, wird die 
Bildungsbeteiligung nachfolgend für die Klassenstufen 5 bis 9 ausgewiesen, die voll-
ständige schulpfl ichtige Jahrgänge umfassen. Dementsprechend bleiben die Klassen-
stufen 10 bis 13 unberücksichtigt, da nur einzelne Schulformen Schüler in den Klas-
senstufen 11 bis 13 aufweisen und die Abgängeranteile nach Klassenstufe 9 – wie 
dargestellt – erheblich divergieren. Zusätzlich werden die Schulformen Regionalschule, 
Duale Oberschule, Gesamt-, Waldorf- und Realschule zu den ‚sonstigen weiterführen-
den Schulformen‘ zusammengefasst. Hierdurch kann die Interpretation der Ergebnisse 
erleichtert werden, da diese Schulformen z. T. Binnendiff erenzierungen aufweisen. Zu-
dem gehen Schüler von diesen Schulformen mit relativ heterogenen Bildungsabschlüs-
sen ab, wodurch Aussagen zum potentiellen Bildungserfolg der Schüler erschwert wer-
den.
Nach den zusammengefassten Schulformen ist in Tabelle 4-2 die Anzahl der Schü-
ler in den Klassenstufen 5 bis 9 dargestellt, die im Rahmen dieses Kapitels vertiefend 
analysiert werden.
132 Unter der Schulform ‚Hauptschule‘ werden auch Schüler in der Sekundarstufe I der Schulform ‚or-
ganisatorisch verbundene Grund- und Hauptschule‘ angeführt. Unter ‚Regionalschule‘ werden auch 
Schüler der ‚organisatorisch verbundenen Grund- und Regionalschule‘ in der Sekundarstufe I sub-
sumiert. 
133 Diese Datenquelle wird einmalig als Fußnote unter Abbildungen angegeben und gilt – sofern dort 
nicht anders ausgewiesen – auch für die nachfolgenden Abbildungen.
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Tabelle 4-2:  Anzahl der Schüler in den Klassenstufen 5 bis 9 nach Schulform in Rhein-
land-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
 Schulform  
Klassenstufe Förderschule Hauptschule sonst. wf. SF Gymnasium Insgesamt
5 1.656 4.785 20.029 16.987 43.457
6 1.763 5.788 20.694 17.455 45.700
7 1.759 6.253 20.025 16.229 44.266
8 1.887 6.983 20.595 15.299 44.764
9 2.365 7.659 21.602 14.585 46.211
Insgesamt 9.430 31.468 102.945 80.555 224.398
sonst. wf. SF = sonstige weiterführende Schulformen
Insgesamt 224.398 Schüler besuchen in Rheinland-Pfalz die Klassenstufen  5 bis 9. 
Hierunter besuchen 4,2 % die Förderschule, 14 % die Hauptschule134, 45,9 % eine sons-
tige weiterführende Schulform und 35,9 % das Gymnasium. 
Abbildung 4-1 gibt zunächst die Bildungsbeteiligung für Schüler in den Klassen-
stufen 5 bis 9 wieder. Diese wird diff erenziert nach den einzelnen Migrationsmerk-
malen und den Komplementärgruppen dargestellt. Die Ergebnisse für das klassische 
schulstatistische Merkmal ‚Schüler mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit‘ werden da-
bei mit Ergebnissen für Schüler mit überwiegend nichtdeutscher Familiensprache so-
wie für Schüler mit nichtdeutschem Geburtsland verglichen.
134 In Rheinland-Pfalz erreicht die weit überwiegende Mehrheit der Abgänger von Hauptschulen maxi-
mal einen Hauptschulabschluss, daher wird diese Schulform separat ausgewiesen. Z. B. gingen von 
der Schulform im Abgangsjahr 2009 76,9 % entweder mit oder sogar ohne Hauptschulabschluss 
ab, 23,1 % erreichten einen „Qualifi zierten Sekundarabschluss I“ (bzw. Mittleren Abschluss, früher: 
Mittlere Reife), ohne Abbildung. Diese Anteile weichen erheblich ab von dem Anteil für sonstige 
weiterführende Schulformen – hier ist es mit 22,1 % nur annähernd jeder Vierte, der die Schule mit 
maximal einem Hauptschulabschluss verlässt (ohne Abbildung). Selbst unter Regionalschulen und 
Dualen Oberschulen fällt der Abgängeranteil mit maximal Hauptschulabschluss erheblich geringer 
aus als unter den Abgängern von Hauptschulen.
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Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
ndt.= nichtdeutsch(e), dt. = deutsch(e)
Förderschulen werden von Schülern mit einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit bei-
nahe doppelt so h äufi g wie von Schülern mit einer deutschen Staatsangehörigkeit be-
sucht (7,2 vs. 4,0 %). Erstere besuchen Hauptschulen im Vergleich zu Letzteren etwa 
2,5-mal so häufi g (32,1 vs. 12,6 %), während der Anteil des Gymnasialbesuchs weniger 
als die Hälft e im Vergleich zu deutschen Schülern beträgt (16,0 vs. 37,5 %). Lediglich 
die Besuchsanteile von sonstigen weiterführenden Schulformen sind als ungefähr aus-
geglichen anzusehen (44,7 vs. 46,0 %). 
Für Schüler mit überwiegend nichtdeutscher Familiensprache sowie für diejenigen 
mit nichtdeutschem Geburtsland ist wiederum ein deutlich seltenerer Förderschulbe-
such im Vergleich zu Schülern mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit zu konstatie-
ren. Hier unterscheidet sich der Förderschulbesuchsanteil gegenüber der jeweiligen 
Referenzgruppe jedoch weniger deutlich. Als zweiter wesentlicher Unterschied ist fest-
zustellen, dass Schüler, die zu Hause überwiegend eine andere Sprache als Deutsch 
sprechen, erheblich seltener ein Gymnasium besuchen (13,3 %) als Schüler mit einer 
nichtdeutschen Staatsangehörigkeit (16,0 %). Schüler, die nicht in Deutschland gebo-
ren wurden, weisen demgegenüber mit 19,2 % einen erheblich höheren Besuchsan-
teil auf. D. h. im Vergleich zur Referenzgruppe besuchen die im Ausland gegenüber in 
Deutschland Geborenen etwa nur halb so oft  ein Gymnasium, für Schüler mit einer 
nichtdeutschen im Vergleich zu denen mit einer deutschen Familiensprache beträgt 
dieser Anteil nur etwa ein Drittel.
Neben den Einzelmerkmalen werden nachfolgend die Migrationsmerkmale miteinan-
der kombiniert und die hieraus resultierende Bildungsbeteiligung betrachtet. Zunächst 
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wird die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund insgesamt nach 
Defi nition der KMK (2011a: 29; vgl. hierzu auch Kapitel 3.4) mit derjenigen von Schü-
lern ohne Migrationshintergrund verglichen (Abbildung 4-2). D. h. ein Migrationshin-
tergrund liegt vor, wenn die Ausprägungen der Merkmale Staatsangehörigkeit, Famili-
ensprache oder Geburtsland nichtdeutsch bzw. nicht Deutschland sind.
Abbildung 4-2:  Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch in %) von Schülern mit Migrations-
hintergrund in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)135
StA = Staatsangehörigkeit; MH = Migrationshintergrund
Schüler ohne Migrationshintergrund besuchen zu 38,4 % ein Gymnasium. Dieser An-
teil beträgt mehr als das Doppe lte gegenüber dem Anteil von Schülern mit Migrati-
onshintergrund (17,2 %). Demgegenüber besuchen Schüler mit Migrationshintergrund 
deutlich häufi ger Förderschulen (5,5 vs. 4,0 %) sowie Hauptschulen (30,5 vs. 11,8 %) 
als Schüler ohne Migrationshintergrund. Sonstige weiterführende Schulen werden von 
beiden Gruppen in etwa gleich häufi g besucht.
An dieser Stelle soll die Bildungsbeteiligung für Schüler mit Migrationshintergrund 
weiter ausdiff erenziert werden. Dies geschieht zum einen nach dem herkömmlichen 
schulstatistischen Merkmal der nichtdeutschen Staatsangehörigkeit von Schülern so-
wie zum anderen für Schüler mit einem deutschen Pass, die – über die Merkmale ei-
ner nichtdeutschen Familiensprache oder eines nichtdeutschen Geburtslandes – einen 
Migrationshintergrund aufweisen.
Schüler ohne deutschen Pass besuchen etwas häufi ger Hauptschulen (+4,2 Prozent-
punkte) und seltener Gymnasien (-3,1 PP) als deutsche Schüler mit Migrationshinter-
grund. Der deutlichste Unterschied ist im Besuch von Förderschulen erkennbar, die 
135 Ergänzend werden die Anteile von Schülern mit Migrationshintergrund diff erenziert nach Schul-



















Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
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von nichtdeutschen Schülern 2,8-mal so häufi g wie von deutschen Schülern mit Mi-
grationshintergrund besucht werden (7,2 vs. 2,6 %).
Bisher wurde in der Schulstatistik die Bildungsbeteiligung über das Merkmal 
nichtdeutsche Staatsangehörigkeit – als Indikator für Schüler mit Migrationshinter-
grund – ausgewiesen (vgl. hierzu auch Kapitel 2). Die dargestellte Diff erenzierung ver-
deutlicht, dass hierdurch die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshinter-
grund hinsichtlich des Besuchs von Gymnasien leicht unterschätzt und der Besuch 
von Förderschulen deutlich überschätzt wird. Zudem ist erkennbar, dass eine diff eren-
zierte Betrachtung nach den Migrationsmerkmalen aufschlussreich sein kann.136
In Abbildung 4-3 werden daher die drei Migrationsmerkmale Staatsangehörig-
keit, überwiegende Familiensprache und Geburtsland vollständig anhand der Merk-
malsausprägungen deutsch und nichtdeutsch ausdiff erenziert und die Bildungsbeteili-
gung von Schülern der jeweiligen Merkmalskombination dargestellt.137
Unmittelbar deutlich wird die erhebliche Varianz der Bildungsbeteiligung von Schü-
lern mit Migrationshintergrund in Abhängigkeit von den Ausprägungen der einzel-
nen Migrationsmerkmale. Beispielsweise variiert der Besuch von Förderschulen um 
mehr als das Dreifache. Denn 2,4 % der Schüler, die eine deutsche Staatsangehörig-
keit und eine überwiegend nichtdeutsche Familiensprache aufweisen und zugleich in 
Deutschland geboren sind (0/1/0), besuchen eine Förderschule – gegenüber 7,5 % der 
Schüler mit einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit, die zu Hause überwiegend eine 
nichtdeutsche Sprache sprechen und in Deutschland geboren wurden (1/1/0). Letzte-
re weisen mit 10,7 % auch den geringsten Besuchsanteil von Gymnasien auf. In diesem 
Ergebnis spiegelt sich die jeweilige Zusammensetzung nach Herkunft  bzw. Staatsan-
gehörigkeit der Schüler wider, da die weit überwiegende Mehrheit der Schüler dieser 
Merkmalskombination eine türkische Staatsangehörigkeit hat (vgl. Anhang XII). Drei-
mal häufi ger besuchen Schüler mit deutscher Staatsangehörigkeit, die zu Hause über-
wiegend Deutsch sprechen und im Ausland geboren wurden (0/0/1) ein Gymnasium 
(31,8 %). Diese wurden mehrheitlich entweder in Russland oder in Kasachstan gebo-
ren (vgl. ebd.).
136 Ergänzend zur Bildungsbeteiligung sind in Anhang XI die Anteile der Schüler mit Migrationshin-
tergrund insgesamt nach Schulform in den Klassenstufen 5 bis 9 dargestellt. Zusätzlich wird dieser 
Anteil nach dem Gewicht der einzelnen Migrationsmerkmale aufgeteilt. Die Staatsangehörigkeit hat 
noch ein relativ hohes Gewicht (im Gegensatz zu den Klassenstufen 1 bis 4 an Grundschulen, vgl. 
Kapitel 3), denn die Schüler an weiterführenden Schulformen wurden fast ausschließlich vor dem 
Jahr 2000 geboren, weswegen sie nicht oder nur in sehr geringem Umfang von dem geänderten 
Staatsangehörigkeitsrecht betroff en sind. D. h. aufgrund des Geburtsjahres erfüllen sie nicht die 
Voraussetzungen für eine doppelte Staatsangehörigkeit (vgl. Kapitel 3). Insgesamt spielt die Famili-
ensprache als einzelnes Migrationsmerkmal zur Identifi kation von Schülern mit Migrationshinter-
grund die bedeutendste Rolle, wenn auch nur mit minimalem Vorsprung gegenüber der Staatsan-
gehörigkeit (vgl. hierzu die Fallzahlen der einzelnen Migrationsmerkmale in Abbildung 4-1). Die 
prozentualen Abweichungen der anteilsmäßigen Relevanz der Migrationsmerkmale bezogen auf die 
Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt –  im Vergleich zu den bis 1999 geborenen Grund-
schülern in Tabelle 3-5 – können durch Kohorteneff ekte und Unterschiede in dem Umfang der 
Inanspruchnahme der Übergangsregelung verursacht sein (vgl. hierzu Kapitel 3).
137 Die Fallzahlen betragen für die Merkmalskombinationen mindestens n = 1.057 für die Kombinati-
on 1/0/1 und maximal n = 6.320 für die Kombination 1/0/0.
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Abbildung 4-3:  Bildun gsbeteiligung (Schulformbesuch in %) nach Kombination der Mi-
grationsmerkmale (Staatsangehörigkeit/Familiensprache/Geburtsland; 0 = 
deutsch(-e/-es); 1 = nichtdeutsch(-e/-es))138 in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 
2008/09)
MH = Migrationshintergrund
Lesebeispiel: Die Merkmalskombination 1/1/0 steht für Schüler, die eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit aufwei-
sen, zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche Sprache sprechen und in Deutschland geboren wurden.
Anstelle der einzelnen Anteilswerte werden als Nächstes die Relativen-Risiko-Indizes 
(RRIs) vertiefend analysiert (vgl. hierzu Kapitel 2.2). D. h. die Anteilswerte des Schul-
formbesuchs werden für die jeweilige Merkmalskombination von Schülern mit Migra-
tionshintergrund in Relation gesetzt zu denen von Schülern ohne Migrationshinter-
grund (Tabelle 4-3).
Tabelle 4-3:  Relative-Risiko-Indizes (RRIs) der Bildung sbeteiligung nach Migrations-
merkmalen in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
Merkmals-
kombination
RRI* des Besuchs einer/s…  
Förderschule Hauptschule sonst. wf. SF Gymnasium n =
1/1/1 1,68 3,44 0,87 0,33 3.410
1/1/0 1,86 3,22 0,96 0,28 5.974
1/0/1 1,74 1,90 0,90 0,77 1.057
0/1/1 0,67 2,76 1,10 0,38 3.042
1/0/0 1,81 1,97 1,07 0,54 6.320
0/1/0 0,59 2,42 1,15 0,43 4.453
0/0/1 0,68 1,61 1,01 0,83 2.075
* = Referenz: 0/0/0 (= ohne Migrationshintergrund; n = 198.067)
sonst. wf. SF = sonstige(n) weiterführende(n) Schulform


































Förderschule Hauptschule sonstige weiterführende Schulform Gymnasium
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Hinsichtlich des Besuchs von Förderschulen fällt auf, dass Schüler mit einer nicht-
deutschen Staatsangehörigkeit an dieser Schulform mindestens um das 1,5-Fache 
überrepräsentiert sind im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund – und 
dies ganz unabhängig von den Ausprägungen der Merkmale der überwiegenden Fa-
miliensprache oder des Geburtslandes. Weisen Schüler mit Migrationshintergrund 
hingegen eine deutsche Staatsangehörigkeit auf, sind sie – erneut unabhängig von den 
Ausprägungen der Merkmale Familiensprache und Geburtsland – an Förderschulen 
gegenüber Schülern mit Migrationshintergrund unterrepräsentiert. D. h. ihr Förder-
schulbesuchsanteil beträgt nur etwa zwei Drittel des Anteils von Schülern ohne Mi-
grationshintergrund.
Sonstige weiterführende Schulformen werden relativ ausgeglichen besucht – 
die RRIs variieren je nach Merkmalskombination zwischen 0,87 und 1,15. Der ers-
te Indexwert ergibt sich für die Merkmalskombination 1/1/1 (nichtdeutsche Staats-
angehörigkeit, überwiegend nichtdeutsche Familiensprache sowie nichtdeutsches 
Geburtsland), die seltener sonstige weiterführende Schulformen als Schüler ohne Mi-
grationshintergrund besuchen, während Schüler mit deutscher Staatsangehörigkeit 
und deutschem Geburtsland, die zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche Sprache 
sprechen (0/1/0), eine sonstige weiterführende Schulform leicht überrepräsentiert be-
suchen.
Hinsichtlich des Besuchs von Hauptschulen sind Schüler mit Migrationshinter-
grund gegenüber Schülern ohne Migrationshintergrund deutlich überrepräsentiert. 
Allerdings variiert die Überrepräsentation je nach Merkmalskombination erheblich. 
Mit einem RRI von 1,6 sind Schüler mit deutscher Staatsangehörigkeit, Deutsch als 
überwiegender Familiensprache und nichtdeutschem Geburtsland (0/0/1) am gerings-
ten im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund überrepräsentiert. Weisen 
Schüler eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit auf und sprechen sie zugleich in ihrer 
Familie überwiegend Deutsch, erreicht der Index Werte von annähernd 2. Für Schü-
ler mit einer deutschen Staatsangehörigkeit, die in ihren Familien hauptsächlich eine 
nichtdeutsche Sprache verwenden, sind bereits RRIs von 2,8 bzw. 2,4 zu beobachten. 
Die stärksten Überrepräsentationen sind für Schüler zu konstatieren, die sowohl eine 
nichtdeutsche Staatsangehörigkeit als auch eine überwiegend nichtdeutsche Familien-
sprache aufweisen: sie besuchen mindestens dreimal so häufi g eine Hauptschule wie 
Schüler ohne Migrationshintergrund. 
Erkennbar ist ein Zusammenhang zwischen erhöhtem Hauptschulbesuch und ei-
nem niedrigeren Gymnasialbesuch, da die Rangfolge der Unterrepräsentation des 
Gymnasialbesuchs mit der Rangfolge der Überrepräsentation des Hauptschulbesuchs 
nahezu vollständig übereinstimmt. Die im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshin-
tergrund geringsten Chancen auf den Besuch eines Gymnasiums haben Schüler mit 
einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit, die zugleich zu Hause überwiegend eine 
nichtdeutsche Sprache sprechen: Ihr Gymnasialbesuchsanteil beträgt nur maximal ein 
Drittel gegenüber dem Anteil von Schülern ohne Migrationshintergrund. Schüler mit 
einer deutschen Staatsangehörigkeit und überwiegend nichtdeutscher Familiensprache 
sind an Gymnasien etwas weniger stark unterrepräsentiert. Schüler mit Migrations-
hintergrund, die in ihren Familien überwiegend Deutsch sprechen sind im Vergleich 
245
zu Schülern ohne Migrationshintergrund an Gymnasien am wenigsten unterrepräsen-
tiert; trotzdem besuchen sie um 17 bis 46 % seltener diese Schulform.
Insgesamt zeigt sich, dass eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit mit einer erhöh-
ten Besuchswahrscheinlichkeit von Förderschulen einhergeht, während Schüler mit 
einer überwiegend nichtdeutschen Familiensprache an Hauptschulen über- und an 
Gymnasien unterrepräsentiert sind.139
Zuvor wurde die Relevanz der einzelnen Migrationsmerkmale dargelegt, wenn diese 
jeweils binär (mit den Ausprägungen deutsch / nichtdeutsch) codiert werden. Diese 
Darstellungsweise ist analytisch durchaus interessant, allerdings gehen mit dieser Dar-
stellungsform mehrere Nachteile einher. Zum einen sind die Merkmalsausprägungen 
als wenig griffi  g bzw. als relativ abstrakt anzusehen, dies erschwert die Interpretati-
on der Ergebnisse. Zum anderen bleibt unberücksichtigt, welche individuellen Ausprä-
gungen die Migrationsmerkmale nichtdeutsche Staatsangehörigkeit, Familiensprache 
und Geburtsland beinhalten – hierüber gibt Anhang XII Auskunft . Die Merkmals-
kombination 1/1/1 steht für eine relativ heterogene Zuwanderergruppe, wobei mehr 
als jeder sechste Schüler dieser Gruppe türkischstämmig ist. Ein klareres Bild ergibt 
sich mit Blick auf das Merkmal 1/1/0, hierbei handelt es sich überwiegend um türki-
sche Schüler der 2. Generation – bzw. allgemeiner um Nachkommen von Arbeitsmig-
ranten. Als relativ heterogene Gruppe sind auch Schüler mit der Merkmalsausprägung 
1/0/1 einzuschätzen, hierunter ist annähernd jeder Vierte russischer, polnischer oder 
türkischer Herkunft , für die verbleibenden drei Viertel bleibt die Herkunft  eher dif-
fus. Möglich wäre, dass es sich hierbei vorwiegend um die Nachkommen von eher bil-
dungsaffi  nen Zuwanderern handelt, da Deutsch als überwiegende Sprache innerhalb 
von Zuwandererfamilien vermutlich eher die Ausnahme denn die Regel sein dürft e. 
Hierfür spricht auch, dass es sich um eine quantitativ eher kleine Gruppe handelt und 
der Gymnasialbesuch vergleichsweise hoch ausfällt. Eine russische Familiensprache 
139 Unter anderem aus Platzgründen nicht dargestellt werden durchgeführte multivariate Analysen, die 
den Einfl uss der einzelnen Migrationsmerkmale auf die Bildungsbeteiligung von Schülern untersu-
chen (die multivariaten Ergebnisse werden auf Nachfrage vom Autor bereitgestellt). Z. B. wurden 
logistische Regressionen und mehrfaktorielle Varianzanalysen gerechnet, die exemplarisch die Ab-
hängigkeit des Gymnasialbesuchs von den drei Migrationsmerkmalen untersuchen. Auf eine Dar-
stellung der Ergebnisse wurde verzichtet, da diese keine grundlegenden zusätzlichen Erkenntnisse 
liefern – etwa, weil die Rangfolge der Odds Ratios der logistischen Regressionen identisch ist mit 
der Rangfolge der Chance des Gymnasialbesuchs, die sich aus der Berechnung der dargestellten 
und weniger komplexen RRIs ergibt. Auch zeigte sich erneut, dass die überwiegend (nichtdeutsche) 
Familiensprache das bedeutsamste Einzelmerkmal darstellt, das den Gymnasialbesuch von Schülern 
mit Migrationshintergrund (negativ) beeinfl usst. Die in diesem Zusammenhang festgestellte Red-
undanz multivariater Verfahren ist auch insofern nicht überraschend, da z. B. Diefenbach (2007: 
16) darauf hinweist, dass die Verwendung komplexer multivariater Verfahren zur Berechnung von 
Über- oder Unterrepräsentationen redundant ist, wenn Daten zur Grundgesamtheit vorliegen. Ein 
weiterer Vorteil ist, dass ebenso keine Signifi kanzniveaus berechnet werden müssen (vgl. ebd.). Zu-
dem sind die berechneten RRIs als robuster im Vergleich zu Odds Ratios anzusehen (vgl. ebd.; Bur-
gard 1998; siehe hierzu auch Kapitel 2.2). Daher werden nachfolgend ausschließlich RRIs berech-
net, um Unterschiede zwischen Schülern mit spezifi schen Kombinationen von Migrationsmerkma-
len und Schülern ohne Migrationshintergrund einzuschätzen. Zusätzlich werden z. T. Eff ektstärken 
berechnet, um beurteilen zu können, ob „statistisch signifi kante Eff ekte auch praktisch bedeutsam 
sind“ (Völkle/Erdfelder 2010: 471f.). Ein weiterer Vorteil von Eff ektstärken ist, dass der Anspruch 
erfüllt wird, wonach „ein Eff ektstärkemaß […] unempfi ndlich gegenüber der Zahl der Fälle sein“ 
sollte (Schnell/Hill/Esser 2005: 453).
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weisen drei Viertel der Schüler mit der Merkmalskombination 0/1/1 auf, über zwei 
Drittel dieser Schüler wurden entweder in Russland oder in Kasachstan geboren. 
Vermutlich handelt es sich bei einem Großteil dieser Schüler um Spätaussiedler, die 
nach erfolgter Zuwanderung aufgrund ihres Rechtsanspruches unmittelbar die deut-
sche Staatsangehörigkeit erhalten (vgl. § 7 StAG). Allerdings gibt der Datensatz hier-
über nur sehr beschränkt Auskunft , so dass unklar bleibt, in welchem Umfang es sich 
bei diesen Schülern um Spätaussiedler oder um regulär eingebürgerte russische und 
kasachische Zuwanderer handelt. Auff ällig ist zumindest, dass die Anzahl der Schü-
ler mit einer russischen oder kasachischen140 Staatsangehörigkeit nur einen Bruchteil 
der Anzahl der in Russland bzw. Kasachstan Geborenen ausmacht (vgl. Anhang XIII 
und XIV). Dies deutet auf eine schnelle und erleichterte Vergabe der deutschen Staats-
angehörigkeit an die Zuwandernden hin (so wie es bei Spätaussiedlern der Fall ist). 
Ähnlich verhält es sich für Schüler mit der Merkmalskombination 0/0/1, die z. T. auch 
Spätaussiedler sein könnten. Denn diese Schüler verfügen über die deutsche Staatsan-
gehörigkeit, von ihnen wurde etwa die Hälft e auch in Russland oder Kasachstan gebo-
ren, sie sprechen zu Hause überwiegend Deutsch und ihre Bildungsbeteiligung ist der-
jenigen von Schülern ohne Migrationshintergrund am ähnlichsten.141
Unter Schülern mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit, die in Deutschland gebo-
ren wurden und deren Familiensprache überwiegend Deutsch ist (1/0/0), befi nden 
sich primär Kinder von Arbeitsmigranten; etwa die Hälft e dieser Schüler hat eine tür-
kische oder italienische Staatsangehörigkeit. Schüler der 2. Generation, die eine deut-
sche Staatsangehörigkeit haben und eine nichtdeutsche Familiensprache aufweisen 
(0/1/0), sprechen zu Hause zu gut der Hälft e entweder Türkisch oder Russisch. 
Die vorhergehende Darstellung nach spezifi schen Merkmalskombinationen für 
Schüler mit Migrationshintergrund hat erste Hinweise auf einen Zusammenhang zwi-
schen Bildungsbeteiligung und der jeweiligen Zusammensetzung der Schülerpopu-
lation nach Staatsangehörigkeit, Familiensprache und Geburtsland gegeben. Bevor 
vertiefende Analysen nach Herkunft sgruppen durchgeführt werden, erfolgt ein Über-
blick über die Heterogenität der Bildungsbeteiligung innerhalb der drei einzelnen Mi-
grationsmerkmale. Daher wird zunächst die Bildungsbeteiligung nach der jeweiligen 
Staatsangehörigkeit (Abbildung 4-4), Familiensprache und dem Geburtsland (bzw. Ge-
nerationenstatus) dargestellt.
140 Da weniger als 100 Schüler eine kasachische Staatsangehörigkeit aufweisen, werden sie im Anhang 
nicht separat angeführt.
141 Wie einleitend beschrieben ist im Datensatz auch der Anteil von ‚Zufallsgeburten‘ im Ausland nicht 
nachvollziehbar, da z. B. Schüler ohne Migrationshintergrund von Eltern ohne Migrationshinter-
grund zufällig im Ausland geboren worden sein können. Auch diese Fälle sind unter den Schülern 
mit Migrationshintergrund mit der Merkmalskombination 0/0/1 enthalten.
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Abbildung 4-4:  Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch in %) nach Staatsangehörigkeit142 in 
Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
* = Trennwert: kleine Effektstärke; ** = Trennwert: mittlere Effektstärke; *** = Trennwert: große Effektstärke (Gymna-
sialbesuchsanteil je Staatsangehörigkeit im Vergleich zum entsprechenden Anteil unter deutschen Schülern)
R = Referenz (Gymnasialbesuchsanteil von deutschen Schülern)
Wie bereits in Kapitel 2 dargestellt, bestehen für Schüler verschiedener Staatsangehö-
rigkeiten erhebliche Diff erenzen in der Bildungsbeteiligung. Auch für die dargestellten 
25 häufi gsten Staatsangehörigkeiten in Rheinland-Pfalz sind erhebliche Abweichungen 
festzustellen, da z. B. der Besuch von Förderschulen zwischen 1,6 % für vietnamesische 
und 20,2 % für serbische Schüler variiert.143 Somit besuchen letztere fünfmal so häufi g 
eine Förderschule wie deutsche Schüler (4,0 %). Gymnasien werden von libanesischen 
Schülern zu lediglich 5,7 % und von vietnamesischen Schülern zu 54,4 % besucht. 
Die ergänzend angeführten Markierungen in Sternchenform stellen die empirischen 
Trennwerte hinsichtlich der Eff ektstärken dar, die anhand einer Eff ektstärkenanalyse 
identifi ziert wurden (vgl. Cohen 1988; vgl. hierzu auch Kapitel 2.1).144 Die Referenz 
bzw. der Vergleichswert ist der Anteil des Gymnasialbesuchs von deutschen Schülern 
(Markierung: ‚R‘). Konkret bedeutet ein Sternchen für vietnamesische Schüler, dass 
142 Die Fallzahlen von Schülern nach Staatsangehörigkeit an weiterführenden Schulen der Klassenstu-
fen 5 bis 9 können Anhang XIII entnommen werden.
143 Von den Schülern mit luxemburgischer Staatsangehörigkeit besuchen mehr als 80 % eine Schule in 
den drei zur luxemburgischen Grenze nächstgelegenen Kreisen und kreisfreien Städten. Es besteht 
die Möglichkeit, dass z. B. viele Schüler aus Luxemburg eine deutsche Förderschule besuchen (wes-
wegen der Förderschulbesuch unter in Deutschland lebenden Luxemburgern nicht überrepräsen-
tiert sein muss). Daher bleibt der Förderschulbesuchsanteil von luxemburgischen Schülern in den 
Ausführungen unberücksichtigt.
144 Nach Cohen (1988: 24ff .) liegen kleine Eff ektstärken vor bei Cohen‘s d = 0,2, mittlere Eff ekte bei 
einem d = 0,5 und starke Eff ekte bei einem d = 0,8. Diese können sich jeweils für erheblich positiv 
oder negativ abweichende Gymnasialbesuchsanteile im Vergleich zu dem entsprechenden Anteil für 
deutsche Schüler ergeben.


































ein kleiner positiver Eff ekt hinsichtlich des Gymnasialbesuchs im Vergleich zu deut-
schen Schülern zu konstatieren ist. Der Gymnasialbesuchsanteil von 24,5 % für bos-
nisch-herzegowinische Schüler ist der oberste Balken, für den ein kleiner negativer 
Eff ekt festgestellt wurde. D. h. für Schüler aller Staatsangehörigkeiten mit einem gerin-
geren Gymnasialbesuchsanteil bestehen ebenfalls (mindestens) kleine negative Eff ek-
te. Beträgt der Anteil (wie für portugiesische Schüler) 14,7 % oder weniger, handelt es 
sich bereits um mittlere negative Eff ekte. Für Anteile, die 5,7 % oder weniger betragen, 
sind große negative Eff ekte festzuhalten. Ein solcher ist für libanesische Schüler (im 
Vergleich zu deutschen Schülern) festzustellen, was in Abbildung 4-4 mit drei Stern-
chen markiert wurde.
In Abbildung 4-5 wird veranschaulicht, ob und inwiefern Unterschiede in der Bil-
dungsbeteiligung zwischen Schülern bestehen, die zu Hause verschiedene Familien-
sprachen sprechen. Dargestellt sind die 16 verschiedenen und in dem Datensatz sepa-
rat erfassten überwiegenden Familiensprachen von Schülern (sowie ‚sonstige‘).
Abbildung 4-5:  Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch in %) nach überwiegender Familien-
sprache145 in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
* = Trennwert: kleine Effektstärke; ** = Trennwert: mittlere Effektstärke; *** = Trennwert: große Effektstärke (Gymna-
sialbesuchsanteil nach überwiegender F amiliensprache im Vergleich zum Anteil der zu Hause überwiegend Deutsch 
sprechenden Schüler)
R = Referenz (Gymnasialbesuchsanteil von zu Hause überwiegend Deutsch sprechenden Schülern)
145 Die Fallzahlen von Schülern nach überwiegender Familiensprache an weiterführenden Schulen der 
Klassenstufen 5 bis 9 können z. B. Anhang XIII entnommen werden.
























Der Förderschulbesuch fällt für Schüler, die zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche 
Familiensprache verwenden, häufi g geringer aus als für überwiegend Deutsch spre-
chende Schüler (z. B. besuchen überwiegend polnisch sprechende Schüler nur halb so 
häufi g eine Förderschule im Vergleich zu den zu Hause überwiegend Deutsch spre-
chenden Schülern). Eine Ursache könnte sein, dass fehlende Sprachkenntnisse des 
Deutschen nicht zu einem Förderschulbesuch – insbesondere im Förderschwerpunkt 
Lernen – führen sollen (vgl. Gomolla/Radtke 2007: 235, 193ff .; Langenfeld 2001: 38f.). 
Allerdings zeigen sich deutlich erhöhte Förderschulbesuche von Familien mit überwie-
gend Albanisch (14,1 %) und Serbisch (17,4 %) sprechenden Schülern: Erstere sind an 
dieser Schulform um das 3,4-Fache, letztere um das 4,2-Fache im Vergleich zu über-
wiegend in ihren Familien Deutsch sprechenden Schülern (4,1 %) überrepräsentiert. 
Für Schüler die zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche Sprache sprechen, fällt der 
Gymnasialbesuch niedriger im Vergleich zu den zu Hause überwiegend Deutsch Spre-
chenden aus – ganz unabhängig von der spezifi schen nichtdeutschen Familienspra-
che. Allerdings sind deutliche Unterschiede nach der jeweiligen überwiegenden nicht-
deutschen Familiensprache auszumachen. Während beinahe jeder Dritte (30,0 %) der 
primär zu Hause Spanisch sprechenden Schüler ein Gymnasium besucht, trifft   dies 
auf weniger als jeden zehnten Schüler zu, der als überwiegende Familiensprache Kur-
disch (8,8 %), Türkisch (8,2 %) oder Albanisch (6,9 %) angibt. Für letztere sind mittel-
starke bis starke negative Eff ektstärken im Vergleich zu den in Familien überwiegend 
Deutsch sprechenden Schülern festzuhalten (Cohen‘s d zwischen -0,73 und -0,80). Für 
alle Sprachgruppen mit einem festgestellten Gymnasialbesuch bis 13,6 % zeigen sich 
mittlere negative Eff ekte, für diejenigen mit bis zu 28,0 % Gymnasialbesuch ergeben 
sich kleine negative Eff ekte im Vergleich zu überwiegend deutschsprachigen Schülern 
(37,7 %).
Als Nächstes wird die Bildungsbeteiligung für Schüler nach Geburtsland betrachtet 
(Abbildung 4-6). Bei dieser diff erenzierten Darstellung können allerdings nur die häu-
fi gsten 16 Geburtsländer von Schülern angeführt werden, da nur diese Fallzahlen von 
mehr als 100 Schülern aufweisen.
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Abbildung 4-6:  Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch in %) nach Geburtsland146 in Rhein-
land-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
* = Trennwert: kleine Effektstärke; ** = Trennwert: mittlere Effektstärke; *** = Trennwert: große Effektstärke (Gymna-
sialbesuchsanteil nach Geburtsland im Vergleich zum entsprechenden Anteil der in Deutschland geborenen Schü-
ler); R = Referenz (G ymnasialbesuchsanteil von in Deutschland geborenen Schülern)
Erhebliche Diff erenzen im Besuch spezifi scher Schulformen zeigen sich auch in Ab-
hängigkeit vom Geburtsland der Schüler. Während nur 1,4 % der in den USA Gebo-
renen eine Förderschule besucht, ist es annähernd jeder vierte in Serbien geborene 
Schüler (23,8 %). Zum Vergleich: Die in Deutschland geborenen Schüler besuchen zu 
4,2 % eine Förderschule. Der Besuch von Hauptschulen fällt für alle im Ausland gebo-
renen und nach Deutschland gezogenen Schüler höher aus als für in Deutschland Ge-
borene; in Portugal geborene Schüler besuchen sogar 4,4-mal so häufi g eine Haupt-
schule wie in Deutschland Geborene. Sonstige weiterführende Schulen werden von im 
Ausland geborenen Schülern tendenziell etwas seltener besucht: Nur die in Kasachs-
tan, Th ailand oder in Brasilien geborenen Schüler besuchen diese Schulen um bis zu 
9,2 Prozentpunkte häufi ger als in Deutschland geborene Schüler (45,9 %). In den USA 
Geborene besuchen etwa gleich häufi g wie in Deutschland Geborene das Gymnasi-
um (36,5 bzw. 36,6 %). Nur für die in der Ukraine Geborenen ist mit 38,6 % ein noch 
höherer Gymnasialbesuch festzustellen. Für die in Luxemburg Geborenen ergibt sich 
nach Cohens d ein kleiner negativer Eff ekt, sie besuchen um ein Drittel seltener ein 
Gymnasium als die in Deutschland Geborenen. Mittlere negative Eff ekte ergeben sich 
für alle Schülergruppen nach Geburtsland, die einen Gymnasialanteil von 15,3 % oder 
geringer aufweisen. Die stärksten Unterschiede weisen die in der Türkei, in Serbien 
oder Albanien Geborenen auf, ihr Gymnasialbesuchsanteil macht nur etwa ein Fünft el 
146 Die genauen Fallzahlen von Schülern nach Geburtsland an weiterführenden Schulen der Klassen-
stufen 5 bis 9 können Anhang XIII entnommen werden.























des Anteils von in Deutschland Geborenen aus. Mit Eff ektstärken (Cohens d) zwi-
schen 0,771 und 0,737 sind für sie annähernd starke Eff ekte festzustellen.
Weiter wird untersucht, inwiefern nach Ausdiff erenzierung des zusätzlichen Migrati-
onsmerkmals des Zuzugsalters ein Zusammenhang zur Bildungsbeteiligung (bzw. zu 
dem Anteil des Gymnasialbesuchs im Speziellen) besteht. Das Zuzugsalter kann für 
die später analysierte Bildungsbeteiligung von Schülern nach Herkunft sgruppen von 
Relevanz sein – z. B. wenn eine gegebene Herkunft sgruppe im Durchschnitt in einem 
relativ geringen Alter zugezogen ist und hieraus eine höhere Bildungsbeteiligung re-
sultiert, während sich für Schüler einer anderen Herkunft sgruppe eine niedrigere Bil-
dungsbeteiligung aus einem durchschnittlich höheren Zuzugsalter unter sonst gleichen 
Umständen ergibt. 
Wie bereits in Kapitel 1.2.2 gezeigt wurde, ist u. a. nach Rumbaut (1997) sowie Sta-
nat und Segeritz (2009) die 1. Generation von im Ausland geborenen Schülern nach 
Alter des Zuzugs auszudiff erenzieren. Dies erfolgt nicht zuletzt aus sprachpsycholo-
gischen Erwägungen, da mit steigendem Zuzugsalter der Spracherwerb schwieri-
ger wird (vgl. Rumbaut 1997; Stanat/Segeritz 2009). Daher wird angenommen, dass 
die Bildungsbeteiligung mit zunehmendem Zuzugsalter geringer ausfällt. Ob dies zu-
trifft  , wird nachfolgend am Beispiel des Gymnasialbesuchs veranschaulicht. In Abbil-
dung 4-7 ist der Gymnasialbesuch in Prozent nach dem Zuzugsalter von Schülern der 
1. Generation dargestellt, die die Klassenstufen 5 bis 9 besuchen. Die Fallzahlen betra-
gen mindestens 250 Fälle je Altersjahr.147
Abbild ung 4-7:  Gymnasialbesuch in % nach Zuzugsalter in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 
2008/09)
147 Um ausreichende Fallzahlen zu erhalten wurden die im Alter von 14- bis 17-Jahren Zugezogenen 
zu den im Alter von mindestens 14-Jahren Zugezogenen (‚14+‘) zusammengefasst (da insbesondere 
die Fallzahlen für die im Alter von 16 bis 17 Jahren Zugezogenen sehr gering ausfi elen). In Anhang 















In den Klassenstufen 5 bis 9 sind relativ hohe Anteile des Gymnasialbesuchs für die-
jenigen Schüler der 1. Generation festzustellen, die im Alter von 0 bis 3 Jahren nach 
Deutschland zugezogen sind. Von ihnen besucht in etwa jeder Vierte ein Gymnasium. 
Bereits für die im Alter von vier bis acht Jahren Zugezogenen zeigen sich mit Werten 
zwischen 16,4 und 22,6 % geringere Gymnasialbesuchsanteile. Für die im Alter von 
neun und zehn Jahren Zugezogenen geht der Besuchsanteil mit 14 bzw. 13 % weiter 
zurück. Sehr geringe Besuchsanteile ergeben sich für die im Alter von mindestens elf 
Jahren Zugezogenen, die lediglich einstellige Prozentanteile hinsichtlich des Gymnasi-
albesuchs aufweisen. Das Minimum ist für die im Alter von mindestens 14 Jahren zu-
gezogenen Schüler zu konstatieren, deren Gymnasialbesuchsanteil mit 5,4 % beinahe 
nur ein Fünft el des Anteils für die im Alter von 0 Jahren Zugezogenen beträgt, die zu 
25,6 % an ein Gymnasium gehen. Besonders fällt auf, dass die im frühen Vorschulal-
ter Zugezogenen in der Sekundarstufe relativ hohe Gymnasialbesuchsanteile erreichen. 
Für im Grundschulalter Zugezogene sind eher mittelhohe Anteilswerte feststellbar. Be-
sonders signifi kant sind jedoch die sehr geringen Anteile des Gymnasialbesuchs für 
die im Alter von mindestens 11 Jahren zugezogenen Schüler. Bei ihnen handelt es sich 
um sogenannte ‚Seiteneinsteiger‘ in die Sekundarstufe I (vgl. hierzu Kapitel 1.2.2).
Um Aussagen zur Stärke des Zusammenhangs treff en zu können, der für Schü-
ler der 1. Generation zwischen den beiden dargestellten Variablen besteht, werden ge-
wichtete paarweise Korrelationen berechnet, da die Gewichtung die den einzelnen Zu-
zugsaltersjahren zugrundeliegenden Fallzahlen berücksichtigt. Das Ergebnis ist eine 
sehr starke und signifi kant negative Korrelation von r = -.950 zwischen dem Zuzugsal-
ter und dem Anteil des Gymnasialbesuchs.148
Abschließend wird die überwiegende Familiensprache von Schülern mit Migrations-
hintergrund nach Zuzugsalter dargestellt und in Beziehung gesetzt zur zuvor berich-
teten Bildungsbeteiligung. Erwartet wird, dass ein negativer Zusammenhang zwischen 
dem Zuzugsalter und der Verwendung von Deutsch als überwiegender Familienspra-
che besteht (vgl. Kapitel 1.2.2). Weiter wird erwartet, dass sowohl zwischen dem Zu-
zugsalter und dem Gymnasialbesuch als auch zwischen Zuzugsalter und der Verwen-
dung von Deutsch als Familiensprache ein negativer Zusammenhang besteht. Beide 
Annahmen werden nachfolgend überprüft . In Abbildung 4-8 ist die Verwendung von 
Deutsch als überwiegender Familiensprache für Schüler mit Migrationshintergrund 
der 1. Generation in Abhängigkeit vom Zuzugsalter dargestellt.
148 Ungewichtet beträgt die Korrelation r = -.960. Ein sehr starker negativer Zusammenhang zwischen 
Zuzugsalter und Gymnasialbesuch besteht auch, wenn die Korrelationen getrennt für die zu Hause 
überwiegend eine nichtdeutsche Sprache gegenüber den zu Hause überwiegend Deutsch sprechen-
den Schülern gerechnet werden. Der Zusammenhang bleibt sehr stark negativ, ganz unabhängig 
davon, ob die Fälle gewichtet werden oder nicht (ohne Abbildung).
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Abbildung 4-8:  Deutsch als überwiegende  Familiensprache in % nach Zuzugsalter in Rhein-
land-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
Von den im Alter von 0 bis 3 Jahren nach Deutschland zugezogenen Schülern, die 
eine weiterführende Schule (oder Förderschule) in den Klassenstufen 5 bis 9 besu-
chen, wird zu 40 bis 45 % zu Hause überwiegend Deutsch gesprochen. Dieser Anteil 
sinkt mit zunehmendem Zuzugsalter. Für die im Alter von mindestens 6 Jahren Zu-
gezogenen beträgt der Anteil weniger als ein Drittel, während von annähernd einem 
Viertel der im Alter von 10 Jahren Zugezogenen überwiegend zu Hause Deutsch ge-
sprochen wird. Ein weiterer deutlicher Rückgang zeigt sich für die im Alter von min-
destens 11 Jahren zugezogenen Schüler, die zu maximal 16 % in ihren Familien zu 
Hause überwiegend Deutsch sprechen. Das Anteilsminimum von 12,8 % ergibt sich 
für die im Alter von mindestens 14 Jahren Zugezogenen. Der Zusammenhang zwi-
schen dem Zuzugsalter und der Verwendung von Deutsch als überwiegender Fami-
liensprache wird anhand von Korrelationsanalysen quantifi ziert. Die Berechnung von 
gewichteten paarweisen Korrelationen belegt mit einem r = -.967, dass ein signifi kan-
ter und sehr starker negativer Zusammenhang zwischen beiden Variablen besteht.149 
Neben dem globalen Zusammenhang zwischen den beiden Variablen fallen auch die 
verschiedenen Niveaus der Anteilshöhe von Deutsch als überwiegender Familienspra-
che nach Zuzugsaltersklassen auf. Hier sind insbesondere die Stufen des Zuzugs im 
Vorschulalter (von 0 bis 5 Jahren) zu nennen, die mit der Verwendung von Deutsch 
als überwiegender Familiensprache bei über einem Drittel einhergehen; unter den 0- 
bis 3-Jährigen sogar von mindestens 39,5 %. Von den im Grundschulalter – d. h. den 
im Alter von etwa 6 bis 10 Jahren – Zugezogenen sprechen zwischen 23 und 31 % zu 
Hause überwiegend Deutsch. Für Seiteneinsteiger in die Sekundarstufe I ergeben sich 




















mit Werten zwischen 12,8 und 16,3 % die geringsten Anteile von Deutsch als überwie-
gender Familiensprache.
Weiter wird geprüft , ob und inwiefern ein Zusammenhang besteht zwischen dem 
in Abbildung 4-7 dargestellten Gymnasialbesuch nach Zuzugsalter und der zuvor un-
tersuchten Verwendung von Deutsch als überwiegender Familiensprache in Abhän-
gigkeit vom Zuzugsalter (vgl. Abbildung 4-8). Die Berechnung einer paarweisen ge-
wichteten Korrelation ergibt einen sehr starken und signifi kant positiven Koeffi  zienten 
von r = .951.150 Hierdurch wird verdeutlicht, dass in Abhängigkeit vom Zuzugsalter 
ein sehr starker Zusammenhang besteht zwischen dem Umfang des Gymnasialbesuchs 
und von Deutsch als überwiegend verwendeter Familiensprache (konkret geht mit ei-
nem geringen Zuzugsalter sowohl ein hoher Gymnasialbesuchsanteil als auch eine 
häufi ge Verwendung von Deutsch als überwiegende Familiensprache einher; bei ei-
nem hohen Zuzugsalter fallen beide Anteile gering aus). Der Vergleich der beiden Ab-
bildungen verdeutlicht zudem, dass insbesondere die im Alter von über 10 Jahren Zu-
gezogenen vergleichsweise selten(er) ein Gymnasium besuchen und zugleich seltener 
zu Hause überwiegend Deutsch sprechen.
In diesem Kapitel wurde vorwiegend die Bildungsbeteiligung von Schülern mit 
Migrationshintergrund anhand von einzelnen Migrationsmerkmalen dargestellt. Im 
nächsten Kapitel werden die Migrationsmerkmale miteinander kombiniert, so dass die 
Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund diff erenziert nach Her-
kunft sgruppen analysiert werden kann.
4.3 Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund 
nach Herkunft sgruppen
 In dem vorhergehenden Kapitel haben sich bereits erhebliche Bildungsdisparitäten ge-
zeigt, wenn einzelne Migrationsmerkmale weiter ausdiff erenziert werden. In diesem 
Kapitel wird die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund diff e-
renziert nach ihrer Herkunft  analysiert. Die Herkunft  wird – wie in Kapitel 4.1.1 be-
schrieben – über die Merkmale Staatsangehörigkeit und Geburtsland operationalisiert. 
In Abbildung 4-9 ist die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund 
nach Herkunft sgruppen dargestellt, sofern eine Fallzahl von mindestens 100 Schülern 
vorliegt.
150 Ungewichtet ergibt sich ein Korrelationskoeffi  zient von r = .968.
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Abbildung 4-9:  Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch in %) von Schülern mit Migrations-
hinterg rund nach spezifi scher Herkunft in Rheinland-Pfalz151 (Schuljahr 
2008/09)
x = aus datenschutzrechtlichen Gründen werden kleine Fallzahlen im Förderschulbesuch nicht dargestellt, diese 
werden aggregiert mit dem Besuchsanteil für ‚sonstige weiterführende Schularten‘ ausgewiesen.
* = Trennwert: kleine Effektstärke; ** = Trennwert: mittlere Effektstärke; *** Trennwert: große Effektstärke (Gymnasi-
albesuchsanteil nach Herkunftsgruppe im Vergleich zum entsprechenden Anteil für Schüler ohne Migrationshinter-
grund); R = Referenz (Gymnasialbesuchsanteil von Schülern ohne Migrationshintergrund)
Auch wenn zwei Merkmale berücksichtigt werden, um die Bildungsbeteiligung nach 
Herkunft  bzw. spezifi schem Migrationshintergrund abzubilden, zeigen sich erhebliche 
Disparitäten. Dies soll anhand von Anteilen des Förderschul- und des Gymnasialbe-
suchs veranschaulicht werden. Während weniger als jeder fünfzigste Schüler mit vi-
etnamesischem Migrationshintergrund eine Förderschule besucht (1,7 %), ist es un-
ter Schülern mit serbischem Migrationshintergrund jeder Fünft e (19,9 %). Letztere 
besuchen fünfmal so häufi g Förderschulen wie Schüler ohne Migrationshintergrund 
(4,0 %). Erheblich unterscheidet sich auch der Besuchsanteil von Gymnasien. Dieser 
variiert zwischen 7,6 % für Schüler mit libanesischem und 53,4 % für Schüler mit vi-
etnamesischem Migrationshintergrund. Für libanesische Schüler beträgt der Anteil 
nur ein Fünft el im Vergleich zum Anteil von Schülern ohne Migrationshintergrund, 
die zu 37,9 % ein Gymnasium besuchen. Schüler mit vietnamesischem Migrationshin-
tergrund gehen dagegen 1,4-mal so oft  an diese Schulform wie Schüler ohne Migra-
tionshintergrund. Werden Eff ektstärken als Maßzahl für die Stärke des Unterschieds 
im Gymnasialbesuch gegenüber dem von Schülern ohne Migrationshintergrund er-
reichten Anteilswert berechnet, so zeigt sich ein kleiner positiver Eff ekt für vietna-
mesische Schüler (Cohens d = 0,31). Kleine negative Eff ekte (d ≤ -0,2) sind für alle 
151 Die Fallzahlen von Schülern mit Migrationshintergrund nach Herkunft sgruppen können Anhang 
XVI entnommen werden.






































Migrantengruppen auszumachen, die, wie Schüler mit spanischem Migrationshin-
tergrund, einen Gymnasialbesuch von 27,1 % oder weniger erreichen. Für diejenigen 
Herkunft sgruppen, die – wie Schüler mit portugiesischem Migrationshintergrund – 
maximal zu 15,4 % ein Gymnasium besuchen, liegen sogar mittlere negative Eff ekte 
vor (d ≤ -0,5). 
Weiter soll der zusätzliche Nutzen der gewählten Operationalisierung von Migran-
tengruppen nach spezifi scher Herkunft  im Vergleich zur klassischen schulstatistischen 
Darstellung nach spezifi scher Staatsangehörigkeit der Schüler überprüft  werden (vgl. 
Abbildung 4-4). In Abbildung 4-9 zeigt sich, dass ein Vergleich für eine etwas höhere 
Anzahl an Migrantengruppen ermöglicht wird. Denn 30 über die Merkmale Staatsan-
gehörigkeit und Geburtsland gebildete Migrantengruppen erfüllen das Kriterium von 
mindestens 100 Fällen (während entsprechende Fallzahlen nur von 26 Staatsangehö-
rigkeitsgruppen erreicht werden). Nach Migrationshintergrund werden – im Vergleich 
zu einer Darstellung nach Staatsangehörigkeit – zusätzlich Aussagen zur Bildungsbe-
teiligung von Schülern mit spanischem, rumänischem, kasachischem und britischem 
Migrationshintergrund ermöglicht.
Ein Vergleich der Fallzahlen ist für insgesamt 25 Herkunft sgruppen nach Migrati-
onshintergrund und nach Staatsangehörigkeit möglich.152 Wenn zusätzlich zur Staats-
angehörigkeit das Geburtsland berücksichtigt wird, dann sind für die Mehrzahl (20 
von 25) der vergleichbaren Herkunft sgruppen allerdings nur um maximal 20 % erhöh-
te Fallzahlen zu konstatieren. Für die anderen fünf Herkunft sgruppen ergeben sich 
z. T. deutlich höhere Fallzahlen (+36 % für Schüler mit französischem Migrationshin-
tergrund vs. mit französischer Staatsangehörigkeit; +46 % für luxemburgische, +41 % 
für polnische, +57 % für ukrainische, +141 % für US-amerikanische und +373 % für 
russische Schüler). Wird die Rangfolge des Gymnasialbesuchs nach Migrationshin-
tergrunds- und Staatsangehörigkeitsgruppen miteinander verglichen, dann ergibt sich 
eine sehr starke signifi kante Korrelation, was durch einen Rangkorrelationskoeffi  zien-
ten nach Spearman in Höhe von r = .964 verdeutlicht wird.
Nachfolgend wird die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund 
nach ihrer Herkunft  weiter ausdiff erenziert: Zusätzlich kann anhand von schulstatis-
tischen Individualdaten der Generationenstatus von Schülern berücksichtigt werden. 
Hierdurch ist es möglich die Frage zu beantworten, inwiefern sich die Bildungsbetei-
ligung von Schülern derselben Herkunft sgruppe im intergenerationalen Vergleich ver-
ändert. Somit wird die Bildungsbeteiligung von Schülern der 2. Generation (d. h. den 
in Deutschland geborenen Schülern) mit der Bildungsbeteiligung von Schülern der 
1. Generation (d. h. den Zugewanderten) derselben Herkunft sgruppe miteinan-
der verglichen (vgl. hierzu auch Kapitel 1.2.1 und 4.1). In Abbildung 4-10 wird der 
Gymnasial besuch von Schülern mit Migrationshintergrund insgesamt sowie weiter 
diff erenziert nach der jeweiligen Herkunft  in Abhängigkeit vom Generationenstatus 
dargestellt. Der Gymnasialbesuch wird exemplarisch untersucht, da sich für diesen 
152 Im Rahmen dieser Vergleiche bleiben Schüler ohne Migrationshintergrund sowie Schüler mit deut-
scher Staatsangehörigkeit unberücksichtigt.
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– gegenüber dem Förderschulbesuch – nur geringe Einschränkungen aufgrund zu 
kleiner Fallzahlen im Generationenvergleich ergeben.153
Abbildung 4-10:  Gymnasialbesuchsanteil nach Generationenstatus von Schülern mit Migra-
tionshintergrund insgesamt sowie nach Herkunft in % in Rheinland-Pfalz 
(Schuljahr 2008/09)
Anhand der beiden Variablen Staatsan gehörigkeit und Geburtsland ist für 21.878 
Schüler ein Migrationshintergrund auszumachen. Von diesen besuchen insgesamt 
17,3 % ein Gymnasium (ohne Abbildung). Schüler mit Migrationshintergrund der 
1. Generation besuchen insgesamt zu 19,2 % das Gymnasium, unter denen der 2. Ge-
neration sind es nur 15,8 %. Das Ergebnis ist zunächst unerwartet, insbesondere wi-
derspricht es gängigen integrations- bzw. assimilationstheoretischen Annahmen, wo-
nach in der 2. Generation ein höherer Gymnasialbesuch als in der 1. Generation zu 
erwarten wäre (vgl. Kapitel 1.2.1). Eine nähere Betrachtung verdeutlicht, dass eine 
weitere Diff erenzierung von Schülern mit Migrationshintergrund nach der jeweiligen 
Herkunft  erforderlich ist. Denn das Gesamtergebnis ist u. a. Folge davon, dass die Ge-
nerationen quantitativ unterschiedlich nach Herkunft sgruppen zusammengesetzt sind. 
Auch fallen die herkunft sspezifi schen Niveaus des Gymnasialbesuchs nach Ausdiff e-
renzierung des Generationenstatus auf. Weiter bestehen je nach Herkunft  unterschied-
lich stark ausgeprägte Diff erenzen in Abhängigkeit vom Generationenstatus. Für die 
Mehrzahl, d. h. für 19 von insgesamt 28 Herkunft sgruppen (inklusive ‚sonstige‘), sind 
in der 2. Generation höhere Anteile des Gymnasialbesuchs im Vergleich zur 1. Gene-
ration festzustellen. Für die neun verbleibenden Herkunft sgruppen ist das Gegenteil 
153 In Anhang XVI sind die Fallzahlen für Schüler nach spezifi schem Migrationshintergrund angeführt, 
ergänzt um die Verteilung der Schüler nach Generationenstatus in % (Anteil der zugezogenen 
Schüler der 1. Generation im Vergleich zu den Anteilen der in Deutschland Geborenen bzw. der 











































































































































































der Fall. Bei den Herkunft sgruppen, die in der 1. Generation eine höhere Bildungs-
beteiligung als in der 2. Generation aufweisen, handelt es sich zum einen um Schüler 
mit irakischem, marokkanischem, italienischem, afghanischem und britischem Migra-
tionshintergrund mit Veränderungen um 0,7 bis 4,3 Prozentpunkte. Zum anderen fällt 
insbesondere für Schüler mit griechischem, libanesischem, spanischem und französi-
schem Migrationshintergrund der Gymnasialbesuchsanteil in der 1. Generation um 
8,5 bis hin zu 20,1 Prozentpunkte höher aus als in der 2. Generation. Unter den neun 
hervorgehobenen Migrantengruppen sind mehrheitlich EU-Staaten als Herkunft slän-
der vertreten. Für diese sind – mit Ausnahme der italienischen Migranten – in der 
1. Generation überdurchschnittliche Gymnasialbesuchsanteile festzustellen (im Ver-
gleich zu Schülern mit Migrationshintergrund der 1. Generation insgesamt). Der Da-
tensatz erlaubt keine weitergehenden Ursachenanalysen, warum manche Herkunft s-
gruppen in der 1. Generation einen höheren Gymnasialbesuch aufweisen als in der 
2. Generation. Daher kann nur spekuliert werden, ob es sich z. B. um einen leistungs-
selektiven Zuzug der Eltern handelt, der auch die Bildungsbeteiligung der Kinder be-
einfl usst. Allerdings könnte auch die einleitend beschriebene unzureichende Erfassung 
von Schülern der 2. Generation einen nicht zu unterschätzenden Einfl uss auf die Er-
gebnisse haben.
Zumindest das Ergebnis, dass Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt in der 
2. Generation seltener als in der 1. Generation ein Gymnasium besuchen, wird ver-
ständlich, wenn die Anteile der Migrantengruppen an den Schülern mit Migrations-
hintergrund insgesamt betrachtet werden (ohne Abbildung). Denn türkische Schüler 
machen etwa die Hälft e (50,8 %) der Schüler mit Migrationshintergrund der 2. Ge-
neration aus; ihr Gymnasialbesuch fällt mit 10,4 % relativ gering aus, wodurch der 
Durchschnitt für alle Schüler mit Migrationshintergrund der 2. Generation gesenkt 
wird. Innerhalb der 1. Generation stellen die Schüler mit ‚sonstigem‘ Migrationshin-
tergrund die größte Gruppe in einem Umfang von etwa einem Drittel, und sie besu-
chen zu einem relativ hohen Anteil von gut 20 % Gymnasien. Als quantitativ nächst-
bedeutsame Gruppe folgen Schüler mit russischem Migrationshintergrund (11,3 %), 
ihre Gymnasialbesuchsanteil beträgt 18,2 %. Kompositionseff ekte sind also unbedingt 
zu beachten, um generalisierende Fehlschlüsse zu vermeiden (wie etwa, dass die Bil-
dungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund in der 1. Generation gene-
rell höher ausfällt als unter Schülern mit Migrationshintergrund der 2. Generation). 
Dies zeigte sich bereits im Rahmen der PISA-Studien, wonach Schüler mit Migra-
tionshintergrund der 1. Generation ein ähnliches Kompetenzniveau im Vergleich zur 
2. Generation aufwiesen, was sich ebenfalls auf die Komposition der Zuwandererge-
nerationen zurückführen ließ (vgl. Prenzel 2008: 27f; Walter/Taskinen 2008b: 343ff .).
Neben der Herkunft  und dem Generationenstatus lässt sich auch das Zuzugsalter von 
Schülern hinzuziehen, um zu prüfen, inwiefern dieses einen Einfl uss auf die Bildungs-
beteiligung nach Herkunft  (in der 1. Generation) hat (vgl. hierzu auch Kapitel 1.8). 
Wenn neben der Herkunft  und dem Generationenstatus das Zuzugsalter berücksich-
tigt wird, ist aufgrund der hieraus resultierenden relativ kleinen Fallzahlen eine Ag-
gregierung nach Zuzugsaltersklassen erforderlich. Da die Darstellung einzelner Zu-
zugsaltersjahre nach Herkunft sgruppen nicht möglich ist, soll zuerst eine sinnvolle 
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Altersklassifi zierung erfolgen. Hierzu wird – wie in Kapitel 1.8 gezeigt – eine alter-
native Berechnung des Generationenstatus nach Rumbaut (1997) durchgeführt. Der 
Vorschlag von Rumbaut (1997) lautet, näherungsweise folgende Dezimalgenerationen 
zu bilden, die das Zuzugsalter berücksichtigen: die 1,25.-Generation (im Alter von 13 
bis 18 Jahren Zugezogene), die 1,5.-Generation (6- bis 12-jährig Zugezogene) und die 
1,75.-Generation (die im Alter von unter 6 Jahren zugezogenen Schüler). Unter der 2. 
Generation werden – wie zuvor – die in Deutschland geborenen Schüler verstanden, 
die eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit haben. Allerdings liegen nur relativ gerin-
ge Fallzahlen für die 1,25. Generation vor (vgl. Anhang XV), so dass bei einer kom-
binierten Betrachtung nach Herkunft sgruppe und Zuzugsalter nur diff erenziert wird 
nach den im Vorschulalter und den im Alter von mindestens 6 Jahren Zugezogenen 
(die sogenannten Seiteneinsteiger in das Schulsystem, vgl. hierzu Kapitel 1.2.2).
In Abbildung 4-11 ist für Schüler mit Migrationshintergrund der Anteil des Gym-
nasialbesuchs nach Herkunft sgruppen und Generationenstatus unter Berücksichtigung 
des Zuzugsalters abgebildet. Dargestellt sind alle Herkunft sgruppen, die in allen dar-
gestellten Generationengruppen eine Fallzahl von mindestens 30 aufweisen.
Abbildung 4-11:  Gymnasialbesuch in % von Schülern mit Migrationshintergrund nach Her-
kunft und Generationenstatus (bzw. Zuzugsalter) in Rheinland-Pfalz (Schul-
jahr 2008/09)
0 = Der Anteil des Gymnasialbesuchs beträgt genau 0 %.
Auch unter Berücksichtigung der spezifi schen Herkunft  ist als eindeutiges Ergebnis 
festzuhalten, dass Schüler mit Migrationshintergrund in der 2. Generation ausnahms-
los eine höhere Bildungsbeteiligung aufweisen als die Schüler der 1. Generation, die 





































































































































Diff erenz zwischen den Generationen ist für Schüler mit vietnamesischem Migrations-
hintergrund zu konstatieren, deren Gymnasialbesuchsanteil in der 2. Generation das 
Dreifache gegenüber dem Anteil der im Alter von 6 bis 18 Jahren zugezogenen Schü-
ler der 1. Generation beträgt.
Für die nach Deutschland gezogenen Schüler verdeutlicht sich die erhebliche Rele-
vanz des Zuzugsalters darin, dass sie auch nach Herkunft sgruppen diff erenziert deut-
lich häufi ger das Gymnasium besuchen, wenn der Zuzug im Alter von bis zu 6 Jahren 
erfolgte. Am deutlichsten ist dies für Schüler der 1. Generation mit iranischem und 
serbischem Migrationshintergrund erkennbar, die mehr als dreimal so oft  ein Gym-
nasium besuchen, wenn sie im Vorschulalter zugezogen sind, im Vergleich zu den im 
Alter von mindestens 6 Jahren Zugezogenen. D. h. für die erste Zuwanderergenerati-
on ist auch unter Berücksichtigung der Herkunft  ein deutlicher negativer Zusammen-
hang zwischen der Bildungsbeteiligung und zunehmendem Zuzugsalter festzustellen. 
Bzw. umgekehrt gilt, dass auch diff erenziert nach Herkunft  ein jüngeres Zuzugsalter 
mit höheren Gymnasialbesuchsanteilen einher geht. Auch müssen diese Zahlen immer 
unter Beachtung der Bildungsbeteiligung von Schülern ohne Migrationshintergrund 
betrachtet werden, die zu 37,9 % das Gymnasium besuchen.154
Als eher uneinheitlich sind die Ergebnisse hinsichtlich des Gymnasialbesuchs der 
2. Generation im Vergleich zu den früh – d. h. zu den im Alter von 0 bis unter 6 Jah-
ren – zugezogenen Schülern anzusehen. Für neun Herkunft sgruppen ergibt sich in der 
2. Generation ein höherer Gymnasialbesuch im Vergleich zu den im Alter von 0- bis 
unter 6-Jahren zugezogenen Schülern. Diese Ergebnisse fallen erwartungsgemäß aus 
(vgl. Kapitel 1.2.1). Für neun weitere Herkunft sgruppen (inklusive sonstige) ist aller-
dings ein höherer Gymnasialbesuch der 0- bis unter 6-jährig zugezogenen Schüler im 
Vergleich zur 2. Generation zu verzeichnen, so wie es zuvor bereits für die Schüler mit 
Migrationshintergrund insgesamt zu beobachten war. D. h. für Schüler mit Migrati-
onshintergrund lässt sich auch diff erenziert nach der Herkunft  festhalten, dass in der 
1. Generation das Gymnasium allenfalls von den im Vorschulalter Zugezogenen häufi -
ger besucht wird als von Schülern in der 2. Generation.
Ergänzend zur Bildungsbeteiligung wird die in der Familie überwiegend gesproche-
ne Sprache ausgewertet. Zwar lässt dieses Merkmal – wie in Kapitel 3.7 beschrieben 
– keine präzisen Schlüsse über die Qualität der Sprachkenntnisse oder die Quanti-
tät des Sprachgebrauchs zu, da dieses Merkmal einer subjektiven Einschätzung unter-
liegt. Trotzdem konnte für Schüler mit Migrationshintergrund ein enger Zusammen-
hang zwischen der überwiegenden Familiensprache und den schulischen Leistungen 
am Beispiel der Lesekompetenz sowie in Mathematik nachgewiesen werden (vgl. Sta-
nat/Christensen 2006: 52ff .; Stanat et al. 2010). Auch könne der „Gebrauch einer ande-
ren Sprache zu Hause […] unter Umständen ein Indikator für eine geringe Integration 
der Familien sein“ (Stanat/Christensen 2006: 52). Zunächst wird für Schüler mit Mi-
grationshintergrund diff erenziert nach Herkunft  und Generationenstatus dargestellt, 
154 Wenn in der Schulstatistik nur das klassische Merkmal der Staatsangehörigkeit erhoben wird, bleibt 
– wie beschrieben – das Merkmal Geburtsland unberücksichtigt. Zu Vergleichszwecken kann da-
her auch die Bildungsbeteiligung von Schülern mit deutscher Staatsangehörigkeit, die zugleich im 
Ausland geboren wurden, ausdiff erenziert und ergänzt werden: Die im Alter von unter 6 Jahren 
Zugezogenen besuchen zu 25,4 % das Gymnasium, die 6- bis 18-jährig Zugezogenen zu 15,5 %.
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in welchem Umfang sie in ihren Familien überwiegend Deutsch sprechen (Abbildung 
4-12).
Abbildung 4-12:  Deutsch als überwiegende Familiensprache in % von Schülern mit Migrati-
onshintergrund nach Herkunftsgruppen und Generationenstatus in Rhein-
land-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
Für Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt ist zwischen der 1. und der 2. Ge-
neration ein Anstieg um 18,7 Prozentpunkte (von 32,7 auf 51,4 %) hinsichtlich der 
Verwendung von Deutsch als überwiegende Familiensprache zu verzeichnen. Auch 
wenn Schüler mit Migrationshintergrund diff erenziert nach ihrer Herkunft  betrachtet 
werden, ist ein ausnahmsloser Anstieg der Verwendung von Deutsch als überwiegend 
zu Hause gesprochener Sprache zwischen der 1. und der 2. Generation festzustellen. 
Allerdings variiert die Zunahme z. T. erheblich. In Abhängigkeit vom Generationen-
status sind die deutlichsten Unterschiede für Schüler mit bosnisch-herzegowinischem, 
kroatischem, serbischem und libanesischem Migrationshintergrund festzustellen. Die-
se Schüler sprechen in der 2. Generation mehr als viermal so häufi g in ihren Familien 
überwiegend Deutsch im Vergleich zu den Schülern der 1. Generation derselben Her-
kunft sgruppe. Die erheblichen relativen Unterschiede hängen auch von der insgesamt 
seltenen Verwendung von Deutsch als überwiegender Familiensprache in der 1. Gene-
ration ab (das Minimum von lediglich 8 % wird von libanesischen Schülern erreicht). 
Bemerkenswert ist auch, dass iranische, pakistanische und niederländische Schüler in 
der 2. Generation um annähernd 50 Prozentpunkte häufi ger zu Hause überwiegend 
Deutsch sprechen. Noch höher fallen die Diff erenzen für Schüler mit polnischem, rus-
sischem, ukrainischem oder thailändischem Migrationshintergrund aus – sie sprechen 
zu Hause in der 2. gegenüber der 1. Generation sogar um mindestens 50 Prozent-









































































































































































diejenigen Herkunft sgruppen, die bereits in der 1. Generation relativ häufi g überwie-
gend Deutsch in ihren Familien sprechen (wie z. B. Schüler mit US-amerikanischem 
Migrationshintergrund). In der 2. Generation wird mit 42 % am seltensten von Schü-
lern mit türkischem Migrationshintergrund zu Hause überwiegend Deutsch gespro-
chen. Allerdings fällt auch dieser Anteil bereits um mehr als das Dreifache erhöht 
aus gegenüber dem Anteil von türkischen Schülern der 1. Generation (13,2 %). In der 
2. Generation sprechen mit Anteilswerten von mehr als 90 % erwartungsgemäß Schü-
ler mit österreichischem und luxemburgischem Migrationshintergrund zu Hause 
überwiegend Deutsch. Überraschend ist der in etwa gleich hohe Anteil von Schülern 
mit thailändischem Migrationshintergrund in der 2. Generation. Dies ist auch inso-
fern bemerkenswert, da sich der Anteilswert von 94,3 % für thailändische Schüler in 
der 2. Generation nur unwesentlich von dem für Schüler ohne Migrationshintergrund 
(d. h. von Schülern mit deutscher Staatsangehörigkeit, die in Deutschland geboren 
wurden) unterscheidet – letztere sprechen zu 97,8 % zu Hause überwiegend Deutsch 
(ohne Abbildung). In diesem Zusammenhang wäre beispielsweise interessant zu über-
prüfen, ob nur ein Elternteil oder sogar beide Elternteile im Ausland geboren wurden 
und in welchem Umfang sich dies auf die überwiegend zu Hause gesprochene Fami-
liensprache auswirkt – entsprechende Informationen sind in dem Individualdatensatz 
allerdings nicht enthalten.
Ergänzend soll der Zusammenhang geprüft  werden, der zwischen dem Um-
fang von Deutsch als überwiegender Familiensprache und der Höhe des Gymnasi-
albesuchsanteils besteht (letzterer ist in Abbildung 4-10 dargestellt). Die Berechnung 
von gewichteten paarweisen Korrelationen gibt hierüber Auskunft . Für Schüler der 
2. Generation besteht nach Herkunft sgruppen ein korrelativer Zusammenhang von 
r = .663, für Schüler der 1. Generation eine Korrelation von r = .685 zwischen dem 
Anteil des Gymnasialbesuchs und dem Anteil von Deutsch als überwiegender Fami-
liensprache. D. h. es besteht nach Herkunft  jeweils ein signifi kanter und stark positi-
ver Zusammenhang zwischen dem Anteil von Deutsch als überwiegender Familien-
sprache und dem Besuchsanteil von Gymnasien. Oder etwas prägnanter formuliert: Je 
häufi ger Schüler einer Herkunft sgruppe in ihren Familien überwiegend Deutsch spre-
chen, desto häufi ger besuchen sie auch ein Gymnasium (und vice versa).
Nachfolgend wird untersucht, ob der zuvor für die 1. Generation insgesamt festge-
stellte negative Zusammenhang zwischen dem Zuzugsalter und der Verwendung von 
Deutsch als überwiegender Familiensprache auch unter Berücksichtigung der Her-
kunft  der Schüler besteht. Dies ist u. a. deshalb von Relevanz, da die zuvor für die 
1. Generation berichteten Ergebnisse z. B. aus Kohorten- bzw. Zuwanderungseff ekten 
resultieren könnten. D. h. durch die zusätzliche Ausdiff erenzierung nach dem Zuzug-
salter von Schülern mit Migrationshintergrund können verzerrte Ergebnisse ausge-
schlossen werden, die aus der jeweiligen Zusammensetzung der 1. Generation nach 
Zuzugsalter für bestimmte Herkunft sgruppen resultieren könnten (z. B. durch Flucht-
migration in bestimmten Generationen bzw. innerhalb einzelner Zuzugsaltersklassen). 
Daher wird in Abbildung 4-13 die überwiegende Verwendung von Deutsch als Fami-
liensprache nach Herkunft sgruppen von Schülern mit Migrationshintergrund darge-
stellt, allerdings unter zusätzlicher Berücksichtigung des Generationenstatus und des 
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Zuzugsalters. Die Abbildung beinhaltet alle Herkunft sgruppen, die in den drei darge-
stellten Generationengruppen mindestens 30 Fälle aufweisen.
Abbildung 4-13:  Deutsch als überwiegende Familiensprache in % von Schülern mit Migrati-
onshintergrund nach Herkunftsgruppen und Generationenstatus (bzw. Zu-
zugsalt er) in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
* = aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht ausweisbar
Hinsichtlich der Verwendung von Deutsch als überwiegender Familiensprache zeigt 
sich für Schüler mit Migrati onshintergrund insgesamt auch nach Ausdiff erenzierung 
des Generationenstatus ein klarer Zusammenhang: je höher das Zuzugsalter, desto sel-
tener wird zu Hause überwiegend Deutsch gesprochen. Die im Vorschulalter zuge-
zogenen Schüler sprechen zu Hause deutlich häufi ger überwiegend Deutsch als die 
sogenannten Seiteneinsteiger. Während insgesamt nur etwa jeder Vierte der im Alter 
von mindestens 6 Jahren zugezogenen Schüler zu Hause überwiegend Deutsch spricht, 
trifft   dies auf annähernd 40 % der im Vorschulalter zugezogenen Schüler zu, während 
mit 51,4 % sogar mehr als jeder Zweite der in Deutschland geborenen Schüler mit Mi-
grationshintergrund in der Familie überwiegend Deutsch spricht.
Diff erenziert nach Herkunft  zeigt sich für Schüler mit Migrationshintergrund er-
neut, dass ein frühes Zuzugsalter im Vergleich zu einem späteren Zuzugsalter mit z. T. 
deutlich erhöhten Anteilen der Verwendung von Deutsch als Familiensprache einher-
geht: Die im Alter von bis zu 6 Jahren nach Deutschland zugezogenen Schüler spre-
chen gegenüber den erst später zugezogenen Schülern ausnahmslos häufi ger Deutsch 
in ihren Familien.
Die nach Generationenstatus deutlichsten Unterschiede zwischen den drei Ge-























































































































2. Generation, die gegenüber den im Alter von mindestens 6 Jahren Zugezogenen 
ausnahmslos häufi ger Deutsch als Familiensprache verwenden. Von fast allen Her-
kunft sgruppen wird in der 2. Generation mindestens doppelt so häufi g Deutsch als 
überwiegende Familiensprache verwendet, hiervon weichen nur luxemburgische und 
US-amerikanische Schüler ab, die bereits unter den im Vorschulalter Zugezogenen 
mehrheitlich Deutsch in den Familien verwenden. Die höchsten intergenerationellen 
Veränderungen zeigen sich für Schüler mit serbischem Migrationshintergrund, die in 
der 2. Generation 6-mal so häufi g in ihren Familien Deutsch sprechen wie die erst im 
Alter von mindestens 6 Jahren Zugezogenen (62,0 vs. 10,3 %). Der nach Prozentpunk-
ten deutlichste Unterschied ist für Schüler mit polnischem und mit thailändischem 
Migrationshintergrund zu konstatieren, die – in der 2. Generation – um 60 bzw. 
69 Prozentpunkte häufi ger in ihren Familien Deutsch sprechen als die erst über 6-jäh-
rig Zugezogenen.
Ebenfalls ausnahmslos häufi ger wird Deutsch als Familiensprache in der 2. Gene-
ration im Vergleich zu den im Alter von 0 bis unter 6 Jahren zugezogenen Schülern 
verwendet. Allerdings fallen die Diff erenzen geringer aus, als dies im Vergleich zwi-
schen der 2. Generation und den im Schulalter Zugezogenen der Fall war. Schüler 
mit iranischem und serbischem Migrationshintergrund sprechen in der 2. Generati-
on 3- bzw. 3,2-mal so häufi g zu Hause überwiegend Deutsch wie die im Vorschulal-
ter zugezogenen Schüler derselben Herkunft . Der deutlichste relative Unterschied zeigt 
sich für Schüler mit irakischem Migrationshintergrund, die in der 2. Generation 3,7-
mal so häufi g in ihren Familien überwiegend Deutsch sprechen wie die unter 6-jäh-
rig Zugezogenen (57,5 vs. 15,7 %). Die größten absoluten Unterschiede sind für Schü-
ler mit russischem (+46,6 Prozentpunkte) und ukrainischem Migrationshintergrund 
(+53,6 PP) erkennbar.
Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass in Abhängigkeit vom Generationenstatus 
und dem Zuzugsalter auch unter Berücksichtigung der Herkunft  deutliche Unter-
schiede in der überwiegenden Verwendung von Deutsch als Familiensprache beste-
hen. Im Vergleich zur 2. Generation wird in der 1. Generation erheblich seltener zu 
Hause überwiegend Deutsch gesprochen. Innerhalb der 1. Generation geht ein höheres 
Zuzugsalter mit einer selteneren Verwendung von Deutsch als überwiegender Fami-
liensprache einher. Anders formuliert bedeutet dies, dass bei gleicher Herkunft  dieje-
nigen Schüler gegenüber den erst im Schulalter Zugezogenen häufi ger Deutsch spre-
chen, die entweder im Vorschulalter zugewandert sind oder in Deutschland geboren 
wurden (für letztere gilt dies noch verstärkt).
Festgestellt werden konnte, dass Schüler der 2. Generation in ihren Familien am 
häufi gsten überwiegend Deutsch sprechen, gefolgt von den unter 6-jährig Zugezo-
genen, während dies am seltensten für die im Alter von mindestens 6 Jahren Zuge-
zogenen der Fall ist. Diese Befunde werden mit der in Abbildung 4-11 dargestellten 
Bildungsbeteiligung in Abhängigkeit vom Generationenstatus verglichen. Bei Betrach-
tung der Bildungsbeteiligung zeigt sich, dass der Gymnasialbesuch nicht in dem glei-
chem Umfang ansteigt. Für die zugezogenen Schüler sind übereinstimmend Anstie-
ge des Gymnasialbesuchs wie auch hinsichtlich der überwiegenden Verwendung von 
Deutsch als Familiensprache von den erst 6-jährig oder später gegenüber den im Vor-
schulalter Zugezogenen zu konstatieren. Jedoch setzt sich dieser Anstieg für Schüler 
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der 2. Generation nur hinsichtlich des Sprachgebrauchs, nicht jedoch bezogen auf den 
Gymnasialbesuch fort. D. h. für die Schüler der 2. Generation ist zwar eine häufi gere 
Verwendung von Deutsch als Familiensprache zu erkennen, hiermit geht jedoch kein 
entsprechend höherer Gymnasialbesuch einher. Am deutlichsten zeigt sich dies für 
Schüler mit thailändischem Migrationshintergrund, die in der 2. Generation bereits zu 
94,3 % überwiegend in der Familie Deutsch sprechen, während sie nur zu 18,9 % ein 
Gymnasium besuchen.
Abschließend werden die zwischen der Verwendung von Deutsch als Familien-
sprache und dem Gymnasialbesuchsanteil bestehenden Zusammenhänge anhand von 
Korrelationsanalysen für Schüler mit Migrationshintergrund aufgearbeitet. Sowohl die 
Herkunft  und der nach Zuzugsalter diff erenzierende Generationenstatus werden hier-
bei berücksichtigt. D. h. die augenscheinlichen Zusammenhänge zwischen dem in Ab-
bildung 4-11 dargestellten Gymnasialbesuchsanteil und der in Abbildung 4-13 an-
geführten Verwendung von Deutsch als überwiegender Familiensprache werden auf 
diese Weise empirisch geprüft  und quantifi ziert. Die gewichteten paarweisen Korrela-
tionen zwischen Deutsch als Familiensprache und dem Gymnasialbesuch ergeben für 
die 2. Generation einen Koeffi  zienten von r = .602, für die 0- bis unter 6-jährig Zuge-
zogenen von r = .639 und für die im Alter von mindestens 6 Jahren Zugezogenen von 
r = .462.155 Inhaltlich bedeutet dies: Auch unter Berücksichtigung des Generationen-
status und des Zuzugsalters besteht für die Herkunft sgruppen ein signifi kanter mitt-
lerer bis starker positiver Zusammenhang zwischen der Verwendung von Deutsch als 
überwiegender Familiensprache und der Höhe des Gymnasialbesuchs.
Bei der Betrachtung der erreichten Bildungsbeteiligung blieb bisher das Geschlecht 
der Schüler unberücksichtigt. In dem folgenden Kapitel werden die Bildungsdisparitä-
ten von Schülern mit Migrationshintergrund in Abhängigkeit vom Geschlecht ange-
sprochen.
4.4 Bildungsbeteiligung von Schülern nach Migrationshintergrund 
und Geschlecht 
Bisherige Schulstatistiken konnten den Migrationshintergrund von Schülern nicht be-
rücksichtigen bzw. haben versucht, diesen ausschließlich über das Merkmal der Staats-
angehörigkeit zu erfassen. Aufgrund der Daten satzstruktur konnten auf Summendaten 
basierende Untersuchungen die Bildungsbeteiligung von Schülern nach Migrations-
hintergrund und Geschlecht nicht weitergehend ausdiff erenzieren. Nachfolgend wird 
ein erster Überblick156 darüber gegeben, inwiefern geschlechtsspezifi sche Unterschie-
de in der Bildungsbeteiligung zwischen Schülerinnen und Schülern mit Migrations-
hintergrund bestehen. Zunächst werden der Anteil und die relative Wahrscheinlich-
keit des Besuchs spezifi scher Schulformen nach Geschlecht dargestellt (Tabelle 4-4).
155 Ungewichtet betragen die Korrelationen in der 2. Generation r = .498, für die 0- bis unter 6-jährig 
Zugezogenen r = .493, für die im Alter von mindestens 6 Jahren Zugezogenen r = .558.
156 Es erfolgt nur eine knappe Darstellung, da eine umfangreiche Analyse geschlechtsspezifi scher Bil-
dungsdisparitäten zu Schülern mit Migrationshintergrund den Rahmen dieser Arbeit sprengen 
würde.
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Tabelle 4-4:  Schulformbesuch in % nach Geschlecht; relative Wahrscheinlichkeit (RRIs) 
des Schulformbesuchs (weiblich vs. männlich) in Rheinland-Pfalz (Schul-
jahr 2008/09)
Schulform weiblich männlich gesamt RRI w/m
Förderschule 3,3 5,1 4,2 0,64
Hauptschule 12,7 15,3 14,0 0,83
sonstige wf. Schulform 45,1 46,6 45,9 0,97
Gymnasium 39,0 33,0 35,9 1,18
n = 108.471 115.927 224.398 -
wf. = weiterführende
Diff erenziert nach Geschlecht zeigt sich für Schülerinnen ein um das 1,18-Fache (bzw. 
um 6 Prozentpunkte) e rhöhter Gymnasialbesuch gegenüber ihren männlichen Mit-
schülern. Der überrepräsentierte Besuch von Gymnasien führt dazu, dass Schülerin-
nen seltener alle weiteren Schulformen als Jungen besuchen. Dies zeigt sich am deut-
lichsten in einem um etwa ein Drittel niedrigeren Förderschulbesuch. 
Als Nächstes wird das relative Risiko des Besuchs spezifi scher Schulformen nach 
Geschlecht unter Berücksichtigung des Migrationshintergrundes dargestellt (Tabelle 
4-5). 
Tabelle 4-5:  Relative Wahrscheinlichkeit (RRIs) für weibliche gegenüber männlichen 
Schülern des Besuchs spezifi scher Schulformen in Rheinland-Pfalz – ins-
gesamt sowie nach Migrationshintergrund (Schuljahr 2008/09)
Schulform insgesamt mit MH ohne MH
Förderschule 0,64 0,72 0,63
Hauptschule 0,83 0,83 0,83
sonstige wf. Schulform 0,97 1,06 0,95
Gymnasium 1,18 1,31 1,17
MH = Migrationshintergrund; wf. = weiterführende
An Förderschulen sind Schülerinnen gegenüber Schülern  mit Migrationshintergrund 
in etwas geringerem Umfang unterrepräsentiert als dies im Vergleich zwischen Schüle-
rinnen und Schülern ohne Migrationshintergrund der Fall ist. Für Schüler mit Migra-
tionshintergrund weicht der RRI des Gymnasialbesuchs nach Geschlecht mit einem 
Indexwert von 1,31 am stärksten von 1 ab: 19,6 % der Schülerinnen mit Migrations-
hintergrund besuchen diese Schulform, während dies auf ihre männlichen Mitschü-
ler mit Migrationshintergrund nur zu 15,0 % zutrifft  . Hinsichtlich des Gymnasialbe-
suchs besteht zugleich die höchste Diff erenz zwischen den RRIs von Schülerinnen 
und Schülern mit gegenüber denen ohne Migrationshintergrund (1,31 vs. 1,17). In 
Abbildung 4-14 wird zusätzlich die Herkunft  der Schülerinnen und Schüler explizit 
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berücksichtigt, daher wird die relative Wahrscheinlichkeit nach Herkunft  und Ge-
schlecht berechnet.157
Abbildung 4-14:  Relative Wahrscheinlichkeit (RRIs) des geschlechtsspezifi schen Gymnasi-
albesuchs (weiblich vs. männlich) nach Herkunftsgruppen158 in Rheinland-
Pfalz (Schuljahr 2008/09)
Es zeigen sich herkunft sspezifi sche Unterschiede im Besuchsanteil von Gymnasien 
zwischen weiblichen und männlichen Schülern. Für lediglich sechs Herkunft sgrup-
pen b estehen geschlechtsspezifi sche Abweichungen im Gymnasialbesuch von maxi-
mal 20 % (d. h. die RRIs betragen zwischen 0,80 und 1,20). Relativ ausgeglichene RRIs 
von 1,06 bzw. 0,95 sind für Schüler mit indischem und portugiesischem Migrations-
hintergrund auszumachen. Schülerinnen mit spanischem und litauischem Migrations-
hintergrund besuchen etwa doppelt so häufi g ein Gymnasium wie ihre männlichen 
Mitschüler derselben Herkunft  (38,0 vs. 19,1 % für erstere, 35,7 vs. 17,6 % für letzte-
re). Mädchen mit mazedonischem Migrationshintergrund besuchen sogar 2,4-mal so 
häufi g ein Gymnasium wie mazedonische Jungen (12,6 vs. 5,3 %). Die höchste Über-
repräsentation ist für Schülerinnen mit kirgisischem Migrationshintergrund zu kon-
statieren, die gegenüber den männlichen Schülern derselben Herkunft sgruppe sogar 
4,6-mal so häufi g ein Gymnasium besuchen (34,0 vs. 7,3 %). Lediglich für vier Her-
kunft sgruppen sind RRIs mit Werten von unter 0,80 auszumachen, was auf erheblich 
geringere Gymnasialbesuche von weiblichen gegenüber männlichen Schülern hinweist. 
157 Dargestellt sind alle diejenigen Herkunft sgruppen, die sowohl mindestens 30 Schülerinnen als auch 
30 Schüler an den weiterführenden Schulen der Klassen 5 bis 9 aufweisen und für die auf dieser 
Grundlage der Gymnasialbesuchsanteil nach Geschlecht und in Folge dessen der RRI des Gymnasi-
albesuchs nach Geschlecht berechnet werden konnten.
158 Die Herkunft sgruppen werden geordnet nach der Höhe der RRI-Indexwerte. Die geschlechtsspezi-





















































































































































































































Mädchen mit französischem Migrationshintergrund besuchen um etwa ein Fünft el 
seltener Gymnasien als französische Jungen, dies wird durch einen RRI von 0,79 ver-
deutlicht (36,1 vs. 45,8 %). Für afghanische Schülerinnen beträgt der RRI gegenüber 
afghanischen Schülern 0,73 (18,2 vs. 25,0 %), der RRI für britische Schülerinnen im 
Vergleich zu britischen Schülern 0,70 (34,4 vs. 49,4 %). Der geringste Indexwert von 
0,61 ergibt sich für Schülerinnen und Schüler mit libanesischem Migrationshinter-
grund. D. h. selbst das niedrige Niveau des Gymnasialbesuchs der libanesischen Schü-
ler von 9,3 % fällt für die libanesischen Schülerinnen mit 5,7 % noch einmal um mehr 
als ein Drittel geringer aus. 
Diese Ergebnisse verweisen darauf, dass die Befunde von Heß-Meining (2004: 
143ff .) weiter auszudiff erenzieren sind, wonach „Mädchen aller Nationalitäten in den 
weiterführenden Schulformen Realschule und Gymnasium stärker vertreten sind als 
Jungen“ (ebd.: 143). Für die Mehrzahl der untersuchten Herkunft sgruppen trifft   eine 
Überrepräsentation von Schülerinnen an Gymnasien zu, für jede vierte untersuchte 
Herkunft sgruppe bleibt allerdings eine Überrepräsentation von Jungen festzuhalten.
In Abbildung 4-15 werden die RRIs des Gymnasialbesuchs nach Geschlecht und 
Herkunft  dargestellt, ergänzt um eine Diff erenzierung nach dem Generationenstatus 
der Schülerinnen und Schüler, um mögliche hieraus resultierende Verzerrungen zu 
vermeiden.159 
Abbildung 4-15:  R elative Wahrscheinlichkeit (RRIs) des geschlechtsspezifi schen Gymnasi-
albesuchs (weiblich vs. männlich) nach Generationenstatus und Herkunfts-
gruppen von Schülern mit Migrationshintergrund160 in Rheinland-Pfalz 
(Schuljahr 2008/09)
159 Es werden RRIs für alle diejenigen Herkunft sgruppen abgebildet, für die das Fallzahlkriterium von 
sowohl mindestens 30 Jungen als auch von mindestens 30 Mädchen in der 1. sowie in der 2. Gene-
ration an den weiterführenden Schulen der Klassenstufen 5 bis 9 erfüllt ist.
160 Die geschlechtsspezifi sche Verteilung von Schülern nach Herkunft sgruppen und Generationensta-
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In der 1. Generation (RRI = 1,34) besuchen Mädchen gegenüber Jungen mit Migra-
tionshintergrund sogar noch etwas häufi ger als in der 2. Generation (RRI = 1,30) ein 
Gymnasium. Wird weiter nach der Herkunft  von Schülern mit Migrationshintergrund 
diff erenziert, dann sind zwischen den Generationen je nach Herkunft sland deutliche-
re Unterschiede in der Höhe der RRIs zu erkennen. Für 10 von 16 Herkunft sgruppen 
fällt der Gymnasialbesuch von Mädchen gegenüber Jungen in der 2. Generation we-
niger überrepräsentiert aus als in der 1. Generation. Die erheblichsten Unterschiede 
zwischen den RRIs nach Generation ergeben sich für Schülerinnen und Schüler mit 
bosnisch-herzegowinischem, russischem, albanischem, italienischem und serbischem 
Migrationshintergrund, deren Indexwerte in der 2. gegenüber der 1. Generation um 
0,5 bis 1,5 Punkte geringer ausfallen. In diesen Fällen bedeutet dies, dass sich die RRIs 
in der 2. Generation im Vergleich zu denen der 1. Generation einem ausgeglichenen 
Indexwert von 1 annähern. Für sechs Herkunft sgruppen (inklusive der ‚sonstigen‘, die 
eine heterogene und quantitativ sehr große Gruppe darstellen) steigen die geschlechts-
spezifi schen RRIs in der 2. Generation gegenüber denen der 1. Generation an. Am 
deutlichsten zeigt sich dies für Schülerinnen und Schüler mit irakischem und pakista-
nischem Migrationshintergrund mit einem Anstieg der RRIs um 0,4 bzw. 0,7, für vier 
weitere Migrantengruppen steigt der Index maximal um den Wert 0,2 an. Für diese 
Migrantengruppen fällt der Gymnasialbesuch in der 2. Generation noch ungleicher 
zugunsten von Schülerinnen gegenüber Schülern aus, als Ausnahme sind lediglich pa-
kistanische Migranten zu nennen.
Insgesamt ist hinsichtlich des Gymnasialbesuchs in neun Fällen eine Annäherung 
des RRIs an den ausgeglichenen Wert von 1 festzustellen, wenn man den Wert der 
1. Generation dem der 2. Generation gegenüberstellt. In sieben Fällen trifft   dies nicht 
zu, d. h. in der 2. Generation vergrößern sich die geschlechtsspezifi schen Disparitäten 
des Gymnasialbesuchs. Die Daten erlauben keine weiteren Aussagen zu den Ursachen, 
z. B. ob Schülerinnen durch Schulen oder das Schulsystem bevorzugt (gefördert oder 
behandelt) werden, oder ob der höhere Gymnasialbesuchsanteil gegenüber Schülern 
tatsächlich aus geschlechtsspezifi schen Leistungsunterschieden oder aus einer interge-
nerationalen Veränderung von Geschlechterrollen resultiert. Die erzielten Befunde las-
sen aber weitere Analysen wissenschaft lich ertragreich erscheinen.
4.5 Klassenwiederholungen von Schülern mit 
Migrations hintergrund
Das Potential von Individualdatenstatistiken zeigt sich auch darin, dass der Umfang 
von Klassenwiederholungen für Schüler mit – im Vergleich zu Schülern ohne – Mi-
grationshintergrund untersucht werden kann. Hierzu lagen bisher nur wenige Befun-
de vor (vgl. Kapitel 1.3.2). Auch wenn im Rahmen dieser Arbeit schwerpunktmäßig 
die Bildungsbeteiligung und der Schulerfolg von Schülern mit Migrationshintergrund 
untersucht werden, wird nachfolgend ein Überblick über den Zusammenhang von 
Klassenwiederholungen und Migrationshintergrund der Schüler gegeben. Hierzu wer-
den Schüler der Klassenstufen 5 bis 9 daraufh in untersucht, ob sie im Übergang vom 
Schuljahr 2007/08 zum Schuljahr 2008/09 die Klasse wiederholt haben. 
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In dem rheinland-pfälzischen Individualdatensatz wird diff erenziert nach zwei Ar-
ten von Wiederholern: Zum einen nach den ‚nicht versetzten‘ Schülern, die – wie aus 
der Bezeichnung hervorgeht – zum Ende des vorhergehenden Schuljahres nicht ver-
setzt wurden. Zum anderen nach ‚freiwilligen Wiederholern‘, die im Vorjahr freiwil-
lig zurückgetreten sind um das Schuljahr zu wiederholen. Diese werden in dem Da-
tensatz für das Schuljahr 2008/09 anhand eines eigenen Merkmals ausgewiesen. Über 
den Umfang von Klassenwiederholungen unter besonderer Berücksichtigung des Mi-
grationshintergrundes der Schüler (nach Defi nition der KMK 2011a: 29), gibt Tabel-
le 4-6 Auskunft .
Tabelle 4-6:  Anteil in % sowie Relatives Risiko (RRI) von Klassenwiederholungen nach 
Migrationshintergrund in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)







Wiederholer (nicht versetzt) 2,2 3,2 2,0 1,59
Wiederholer (freiwillig) 0,3 0,4 0,3 1,37
Insgesamt 224.398 26.331 198.067 -
MH = Migrationshintergrund
In den Klassenstufen 5 bis 9 haben insgesamt 5.482 Schüler (darunter 946 mit Mi-
grationshintergrund) die Klasse wiederholt. Hierunter sind 4.879 Nichtversetzte (bzw. 
853 mit Migrationshintergrund). Schüler mit Migrationshintergrund werden ge-
genüber Schülern ohne Migrationshintergrund 1,6-mal so oft  nicht versetzt (3,2 vs. 
2,0 %). Auch unter den freiwilligen Klassenwiederholern sind Schüler mit Migrations-
hintergrund überrepräsentiert vertreten. 
Nachfolgend wird ausschließlich auf die Nichtversetzten fokussiert, da es sich bei 
Nichtversetzungen um eine aus Schülerperspektive unumgängliche sowie institutio-
nell vorgegebene Klassenwiederholung handelt. D. h. diese erfolgt nicht freiwillig und 
basiert i. d. R. auf unzureichenden schulischen Leistungen, die (vermittelt über Schul-
noten) eine Klassenwiederholung erzwingen. In Tabelle 4-7 werden die Nichtversetz-
tenanteile von Schülern mit sowie die von Schülern ohne Migrationshintergrund ins 
Verhältnis zueinander gesetzt und diff erenziert nach Schulform dargestellt.
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Tabelle 4-7:  Anteil in % und Relatives Risiko (RRI) der Nichtversetzung von Schülern 
nach Schulform un d Migrationshintergrund in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 
2008/09)
 Anteil Nichtversetzte in %
RRI Nicht-
versetzung 
Schulform insgesamt mit MH ohne MH mit vs. ohne MH
Förderschule 0,6 0,8 0,6 1,40
Hauptschule 2,8 3,2 2,7 1,16
Waldorfschule 0,0 0,0 0,0 -
Gesamtschule 0,4 0,5 0,3 1,51
Regionale Schule 2,4 3,2 2,3 1,37
Duale Oberschule 2,6 2,9 2,6 1,12
Realschule 3,6 5,4 3,4 1,58
Gymnasium 1,3 2,3 1,2 1,85
Insgesamt 2,2 3,2 2,0 1,59
MH = Migrationshintergrund
Die insgesamt geringsten Nichtversetztenanteile sind für Schüler an Förder-, Gesamt- 
und Waldorfschulen mit Anteilen von 0,6 % oder weniger zu beobachten (an Waldorf-
schulen sind Nichtversetzungen per se nicht vorgesehen; vgl. z. B. Liebenwein/Barz/
Randoll 2012: 119; Ullrich 2012: 61). An Gymnasien beträgt dieser Anteil 1,3 %, an 
Regionalen Schulen, Dualen Oberschulen und Hauptschulen wiederholen Schüler 
mit Anteilen zwischen 2,4 und 2,8 % etwa doppelt so oft  wie an Gymnasien die Klas-
se. Das Maximum ist mit 3,6 % für Realschulen zu konstatieren. An allen Schulfor-
men, die Nichtversetzte aufweisen, sind Schüler mit Migrationshintergrund gegenüber 
Schülern ohne Migrationshintergrund überrepräsentiert. Allerdings unterscheiden 
sich die RRIs in Abhängigkeit von der Schulform erheblich: während an Dualen Ober-
schulen und Hauptschulen relativ ausgeglichene RRIs festzustellen sind, sind Schüler 
mit Migrationshintergrund unter den Klassenwiederholern an Gesamt- und Realschu-
len um das 1,5-Fache überrepräsentiert. Die höchste relative Diff erenz zeigt sich an 
Gymnasien. Hier werden Schüler mit Migrationshintergrund beinahe doppelt so oft  
nicht versetzt wie Schüler ohne Migrationshintergrund.
Aufgrund der relativ geringen Fallzahlen für Nichtversetzte kann noch sinnvoll 
nach Schulform und einzelnen Migrationsmerkmalen diff erenziert werden – in Tabel-
le 4-8 werden die relativen Risiken der Nichtversetzung von Schülern mit Migrations-
hintergrund (bzw. nach Migrationsmerkmalen) im Vergleich zu Schülern ohne Migra-
tionshintergrund dargestellt. 
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Tabelle 4-8:  Relatives Risiko der Nichtversetzung von Schülern nach Schulform*, Migra-












Förderschule 1,40 1,22 1,12 2,73
sonstige wf. Schulform* 1,36 1,32 1,29 1,56
Gymnasium 1,85 1,82 2,12 1,77
Insgesamt 1,59 1,53 1,57 1,78
* Die Schulform Hauptschule ist in den ‚sonstigen weiterführenden Schuformen‘ enthalten.
MH = Migrationshintergrund; StA = Staatsangehörigkeit; Sprache = Familiensprache; ndt. = nichtdeutsch; dt. = 
deutsch; wf. = weiterführende
Wenn die relativen Risiken der Klassenwiederholung für Schüler mit Migrationshin-
tergrund mit den Risiken diff erenziert nach einzelnen Migrationsmerkmalen vergli-
chen werden, dann zeigen sich z. T. erhebliche Unterschiede. An Förderschulen wer-
den im Ausland geborene Schüler im Vergleich zu den in Deutschland geborenen 
Schülern 2,7-mal so häufi g nicht versetzt. Dieses Risiko fällt im Vergleich zu den an-
deren Migrationsmerkmalen erheblich höher aus. Auch an den sonstigen weiterfüh-
renden Schularten wiederholen zugezogene Schüler überdurchschnittlich häufi g un-
freiwillig die Klasse. Allerdings fällt ihre Überrepräsentation nur leicht erhöht aus im 
Vergleich zu den Risiken für Schüler der weiteren Migrationsmerkmale (jeweils im 
Vergleich zur Referenzgruppe). Ein anderes Bild zeigt sich an den Gymnasien: hier 
sind es Schüler, die zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche Sprache sprechen, die 
mehr als doppelt so häufi g nicht versetzt werden wie Schüler, die zu Hause überwie-
gend Deutsch sprechen. Dieses Risiko fällt erheblich höher aus als für die Schüler-
gruppen der weiteren Migrationsmerkmale.
Zwar wäre eine weitergehende Diff erenzierung nach Schulform und Herkunft s-
gruppen wünschenswert. Aufgrund der relativ geringen Fallzahlen von Klassenwieder-
holern mit Migrationshintergrund sind sehr diff erenzierte Analysen nach Schulform 
und Herkunft sgruppen nicht zu realisieren. Daher wird abschließend ohne Berück-
sichtigung der Schulform der Anteil der Nichtversetzten nach Herkunft sgruppen für 
die Klassenstufen 5 bis 9 berechnet (Abbildung 4-16). Die Herkunft  von Schülern mit 
Migrationshintergrund wird erneut anhand der Merkmale Staatsangehörigkeit und 
Geburtsland operationalisiert. Dargestellt ist der Nichtversetztenanteil für alle diejeni-
gen Herkunft sgruppen, die eine Fallzahl von mindestens 100 Schülern in den Klassen-
stufen 5 bis 9 aufweisen und für die (aus datenschutzrechtlichen Gründen) der Nicht-
versetztenanteil ausgewiesen werden darf.
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Abbildung 4-16:  Nichtversetztenanteile in % nach Migrationshintergrund und Herkunftsgrup-
pen in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
MH = Migrationshintergrund; insg. = insge samt
Auch der Anteil der Nichtversetzten variiert nach Herkunft sgruppen erheblich. Por-
tugiesische Schüler wiederholen etwas seltener Klassen als Schüler ohne Migrations-
hintergrund. Für alle anderen Herkunft sgruppen sind etwas bis erheblich häufi ge-
re Klassenwiederholungen im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund zu 
konstatieren. Am stärksten überrepräsentiert sind Schüler mit vietnamesischem, uk-
rainischem, kasachischem und luxemburgischem Migrationshintergrund, die 2,0- bis 
3,7-mal so häufi g wie Schüler ohne Migrationshintergrund nicht versetzt werden.
Insgesamt konnte gezeigt werden, dass Schüler mit Migrationshintergrund in 
Rheinland-Pfalz nicht nur eine geringere Bildungsbeteiligung aufweisen, sondern 
auch insgesamt häufi ger Klassen wiederholen als Schüler ohne Migrationshinter-
grund. Nach Berücksichtigung der Schulform zeigt sich, dass Schüler mit Migrati-
onshintergrund unter den Nichtversetzten aller Schulformen überrepräsentiert sind. 
Auch bestehen erhebliche Unterschiede in dem Anteil der Klassenwiederholungen 
von Schülern mit Migrationshintergrund diff erenziert nach Herkunft sgruppen. Wei-
tere Analysen wären wünschenswert, die neben der Herkunft  zusätzlich die besuch-
te Schulform berücksichtigen. Um die hierfür erforderlichen Fallzahlen zu erreichen 




























































































































































4.6 Schulerfolg von Schülern mit Migrationshintergrund
Ergänzend zur Bildungsbeteiligung wird anhand eines weiteren Individualdatensat-
zes der Schulerfolg von rheinland-pfälzischen Schulabgängern tiefergehen d analysiert. 
Hierzu wird im Folgenden der Datensatz „Schülerbewegungen zum Ende des Schul-
jahres 2008/09“ des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz herangezogen.161 Die 
Ergebnisse beziehen sich auf das Erhebungs- bzw. Abgangsjahr 2009. Berücksichtigt 
werden alle Schulabgänger, um ausreichende Fallzahlen zu erhalten wird nicht weiter 
nach der zuvor besuchten Klassenstufe diff erenziert.162 Trotzdem ist im Vergleich zur 
untersuchten Bildungsbeteiligung mit erheblich kleineren Fallzahlen zu rechnen, da es 
sich lediglich um Abgänger und Absolventen eines Abgangsjahres handelt (zur Unter-
suchung der Bildungsbeteiligung wurde wie beschrieben auf ein Schuljahr zurückge-
griff en, dieses umfasst immerhin Daten von fünf Jahrgangsstufen). 
Analysen zu Schulabgängern haben eine besondere Relevanz, weil der Schuler-
folg – im Sinne der von abgehenden Schülern erreichten Schulabschlüsse – untersucht 
werden kann. Hierüber lässt sich nicht zuletzt feststellen, ob der über den Indikator 
der Bildungsbeteiligung angenommene prognostische Schulerfolg tatsächlich realisiert 
wird. Die Ergebnisse zum unmittelbaren Schulerfolg von Abgängern nach Migrations-
hintergrund sind auch insofern interessant, weil sich dieser nicht immer direkt über 
andere Datensätze abbilden lässt.163 Zudem ließen bisherige schulstatistische Aggregat-
daten bestenfalls für einzelne Länder eingeschränkte Darstellungen zum Schulerfolg 
diff erenziert nach der jeweiligen Staatsangehörigkeit von Schülern zu. 
Zunächst wird der Schulerfolg von Schülern diff erenziert nach Staatsangehörigkeit 
und Migrationshintergrund sowie nach Herkunft sgruppen untersucht.
4.6.1 Schulerfolg von Schülern nach Staatsangehörigkeit, 
Migrationshintergrund insgesamt und Herkunft sgruppen
Ein erster Überblick wird gegeben, indem in Tabelle 4-9 die Fallzahlen der Abgänger 
insgesamt angegeben werden und der Anteil der erreichten Abschlussarten unter Dif-
ferenzierung nach Migrationshintergrund von Schülern sowie nach ausgewählten Mi-
grationsmerkmalen dargestellt wird.
161 Die vollständige Quellenangabe lautet: Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder. Rheinland-pfälzische Statistik der allgemeinbildenden Schulen, Schuljahr 2008/09. 
„Schülerbewegung“ zum Ende des Schuljahres 2008/09 (Erhebungsjahr 2009).
162 Hierbei handelt es sich nahezu vollständig um Abgänger der Klassenstufen 9 bis 13.
163 Z. B. bieten weder Datensätze der PISA-, noch der IGLU-Studien diese Möglichkeit; über den Mi-
krozensus kann nur der erreichte Schulabschluss der Bevölkerung eines bestimmten Alters nach-
vollzogen werden.
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Tabelle 4-9:  Abgänger von allgemeinbildenden Schulen insgesamt nach Migrationshin-
tergrund, einzelnen Migrationsmerkmalen und nach erreichten Abschlüs-
















ohne HS-Abschluss 6,8 6,1 11,2 14,0 12,3 10,7
mit HS-Abschluss 22,5 20,5 36,0 39,4 41,9 30,8
Mittlerer Abschluss 40,6 41,1 37,3 35,4 34,0 35,6
mit Hochschulreife 30,1 32,3 15,5 11,2 11,9 22,9
Insgesamt 45.509 39.618 5.891 3.498 3.538 2.778
HS = Hauptschul(e); ndt. = nichtdeutsche( -r/-m); MH = Migrationshintergrund; StA = Staatsangehörigkeit 
Von den insgesamt etwa 45.500 Abgängern verlassen 6,8 % die Schule ohne Haupt-
schulabschluss164, 22,5 % mit Hauptschulabschluss, 40,6 % mit Mittlerem Abschluss 
und zu 30,1 % mit Hochschulreife165. Diff erenziert nach Migrationshintergrund der 
Schüler fällt auf, dass Schüler mit Migrationshintergrund beinahe doppelt so häu-
fi g die Schule entweder ohne (11,2 vs. 6,1 %), oder mit einem Hauptschulabschluss 
(36,0 vs. 20,5 %) verlassen. Schüler mit Migrationshintergrund gehen zugleich weni-
ger als halb so oft  mit Hochschulreife von der Schule ab (15,5 vs. 32,3 %). Nach ein-
zelnen Migrationsmerkmalen betrachtet, ergeben sich für Schüler mit nichtdeutscher 
Staatsangehörigkeit mit 14 % die höchsten Anteile von Abgängern ohne Hauptschulab-
schluss und zugleich mit 11,2 % die geringsten Anteile von Abgängern mit Hochschul-
reife. Ähnlich, wenn auch etwas weniger deutlich, fallen die Anteile für Abgänger mit 
nichtdeutscher Familiensprache aus. Von den im Ausland geborenen Schülern werden 
erheblich höhere Abschlüsse erzielt, was sich am deutlichsten im Anteil der Abgänger 
mit Hochschulreife abzeichnet. 
Diese Ergebnisse werden nach der spezifi schen Kombination der Migrationsmerkmale 
in Tabelle 4-10 näher aufgeschlüsselt.
164 Unter den Abgängern, die die Schule ‚ohne Hauptschulabschluss‘ verlassen, sind sowohl Schüler 
subsumiert, die die Schule gänzlich ohne Abschluss verlassen (3,5 %), als auch diejenigen Schüler, 
die von der (Förder-)Schule mit einem Zertifi kat im Förderschwerpunkt Lernen (2,5 %) oder Ganz-
heitliche Entwicklung (0,8 %) abgehen.
165 Unter den Abgängern mit Hochschulreife werden sowohl Abgänger mit Abitur als auch Abgänger 
zusammengefasst, die den schulischen Teil der Fachhochschulreife absolviert haben.
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Tabelle 4-10:  Relative Wahrscheinlichkeit (RRIs) des Abgangs mit spezifi schen Schulab-
schlüssen nach Kombination der Migrationsmerkmale (Staatsangehörig-
keit/Familiensprache/Geburtsland; 0 = deutsch(-e/-es); 1 = nichtdeutsch(-












1/1/1 3,14 2,07 0,65 0,37 772
1/1/0 2,17 2,40 0,76 0,20 1.106
1/0/1 2,38 1,15 0,97 0,68 283
0/1/1 1,24 1,63 0,90 0,68 990
1/0/0 1,88 1,60 1,05 0,39 1.337
0/1/0 1,59 2,02 1,03 0,19 670
0/0/1 0,74 0,86 1,01 1,12 733
 0/0/0* 1,00 1,00 1,00 1,00 39.618
MH = Migrationshintergrund; HS = Hauptschul(e)
* = Referenz: 0/0/0 (= ohne Migrationshintergrund)
Lesebeispiel: Die Merkmalskombination 1/1/0 steht für Schüler, die eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit aufwei-
sen, zu Hause überwiegend eine nichtdeutsche Sprache sprechen und in Deutschland geboren wurden.
Auch hinsichtlich der erreichten Schulabschlüsse bildet sich deutlich ab, dass diejeni-
gen Schüler, die zu Hause überwiegend eine andere Sprache als Deutsch sprechen, den 
geringsten Schulerfolg haben, da sie am seltensten die Hochschulreife erreichen. Denn 
für Schüler mit Migrationshintergrund der 2. Generation, die die Merkmalskombina-
tion 1/1/0 oder 0/1/0 aufweisen, sind die stärksten Unterrepräsentationen mit RRIs 
von etwa 0,2 für Abgänger mit Hochschulreife erkennbar (diese erreichen jeweils nur 
zu 6,3 % den höchsten Abschluss im Vergleich zu 32,3 % der Schüler ohne Migrations-
hintergrund). Diese Migrantengruppen weisen vermutlich überwiegend eine türkische 
Herkunft  auf (vgl. hierzu Anhang XII). Mit einem RRI von 0,39 sind auch Schüler 
der 2. Generation mit der Merkmalskombination 1/0/0 deutlich hinsichtlich des Ab-
gangs mit Hochschulreife unterrepräsentiert. Mit einem RRI von 0,37 trifft   dies auch 
auf diejenigen zu, die sowohl eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit, eine nichtdeut-
sche Familiensprache und ein nichtdeutsches Geburtsland aufweisen (1/1/1). Schüler 
dieser Untergruppe sind zugleich am stärksten hinsichtlich des Abgangs ohne Haupt-
schulabschluss überrepräsentiert (RRI = 3,1). Auch für die weiteren Merkmalsgruppen 
ergeben sich deutlich erhöhte RRIs mit Indexwerten zwischen 1,9 und 2,4, sobald eine 
nichtdeutsche Staatsangehörigkeit der Schüler vorliegt. Die RRIs von Schülern mit Mi-
grationshintergrund, die eine deutsche Staatsangehörigkeit aufweisen, fallen dagegen 
z. T. deutlich geringer aus. Besonders hervorhebenswert sind die Ergebnisse für Schü-
ler mit Migrationshintergrund mit ausschließlich nichtdeutschem Geburtsland (0/0/1), 
die erheblich seltener ohne Hauptschulabschluss von Schulen abgehen und zugleich 
etwas häufi ger die Hochschulreife erlangen als die Referenzgruppe der Schüler ohne 
Migrationshintergrund. Bei ersteren handelt es sich mehrheitlich um in Russland oder 
in Kasachstan Geborene, die vermutlich als Spätaussiedler nach einem Zuzug nach 
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Deutschland unmittelbar die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten haben und zu 
Hause überwiegend Deutsch sprechen. 
Diese Ergebnisse veranschaulichen erneut die Notwendigkeit, die im Rahmen von 
Analysen zum Migrationshintergrund von Schülern erzielten Befunde nach den spe-
zifi schen Migrationsmerkmalen auszudiff erenzieren (etwa unter Berücksichtigung 
der genauen Staatsangehörigkeit oder unter Aufschlüsselung der Herkunft  der Schü-
ler). Daher werden nachfolgend Schüler nach spezifi scher Staatsangehörigkeit und 
Herkunft  daraufh in untersucht, inwiefern sie an Schulen reüssieren und welche Zu-
sammenhänge zwischen dem realisierten Schulerfolg und der zuvor festgestellten 
Bildungsbeteiligung bestehen. Ergebnisse, die den Schulerfolg nach der Staatsangehö-
rigkeit von Schülern ausdiff erenzieren, sollen auf das ungenutzte Potential der in bis-
herigen – auf Summendaten basierenden – amtlichen Schulstatistiken verweisen (da 
durch das Statistische Bundesamt bislang keine nach der genauen Staatsangehörigkeit 
diff erenzierenden Informationen zum Schulerfolg von Schülern auf Bundes- und auf 
Länderebene erhoben werden). Darüber hinausgehend erfolgt eine spezifi sche Dar-
stellung nach Migrationshintergrund, um die erweiterten individualdatenstatistischen 
Möglichkeiten herauszuarbeiten. Zudem soll die Bildungsbeteiligung daraufh in unter-
sucht werden, inwiefern sie als Indikator für zukünft igen Schulerfolg dient. Überprüft  
wird, inwiefern insbesondere der Gymnasialbesuch zum Erreichen des höchsten Ab-
schlusses – der Hochschulreife – führt. Hierzu werden Korrelationsanalysen zwischen 
dem Gymnasialbesuchsanteil und dem Anteil der Schulabgänger mit Hochschulrei-
fe durchgeführt. Denn zum einen ist davon auszugehen (und nachfolgend zu untersu-
chen), dass der Besuch eines Gymnasiums nicht immer zum Erlangen der Hochschul-
reife führt. Zum anderen kann in Rheinland-Pfalz prinzipiell auch an Gesamtschulen 
die Hochschulreife erreicht werden. Allerdings ist die Anzahl der Schüler, die an Ge-
samtschulen die Hochschulreife erlangen, quantitativ eher unbedeutend: unter al-
len Abgängern mit Hochschulreife haben nur 6,6 % zuvor eine Gesamtschule besucht 
(ohne Abbildung).166 Daher wird nachfolgend auf den Gymnasialbesuch als Indikator 
fokussiert und dieser in Zusammenhang mit dem realisierten Schulerfolg – gemessen 
über den Anteil der Abgänger mit Hochschulreife – verglichen.
In Abbildung 4-17 sind Abgänger von weiterführenden Schulen (sowie Förder-
schulen) diff erenziert nach Staatsangehörigkeit und erreichtem Schulabschluss darge-
stellt. Fallzahlkriterium für eine Darstellung ist, dass nach Staatsangehörigkeit Infor-
mationen zu mindestens 30 Abgängern vorliegen.
166 Unter allen Abgängern mit Hochschulreife haben Schüler mit Migrationshintergrund nur zu 6,0 % 
zuvor eine Gesamtschule besucht, unter Schülern ohne Migrationshintergrund sind es 6,6 %. Bezo-
gen auf alle Abgänger sind folgende Anteile festzuhalten: insgesamt gehen nur 5,5 % aller Schüler 
von Gesamtschulen ab. Diff erenziert nach Migrationshintergrund sind es 5,6 % der Schüler mit und 
4,8 % der Schüler ohne Migrationshintergrund, die von Gesamtschulen abgehen. Unter allen Ab-
gängern von Gesamtschulen sind es 36 %, die eine Hochschulreife erlangen – weiter diff erenziert 
sind es 19 % der Schüler mit sowie 38 % der Schüler ohne Migrationshintergrund, die an dieser 
Schulform die Hochschulreife erreichen (alle Zahlen ohne Abbildung).
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Abbildun g 4-17:  Abgänger nach spezifi scher Staatsangehörigkeit und erreichtem Schulab-
schluss in % in Rheinland-Pfalz (Abgangsjahr 2009)
HS = Hauptschul(e)
x= aus datenschutzrechtlichen Gründen werden kleine Fallzahlen von Abgängern ohne Hauptschulabschluss nicht 
separat dargestellt, sondern werden unter den Abgängern mit Hauptschulabschluss subsumiert.
*= aus datenschutzrechtlichen Gründen werden kleine Fallzahlen von Abgängern mit Hochschulreife nicht separat 
dargestellt, sondern werden unter den Abgängern mit Mittlerem Abschluss subsumiert.
0= Anteil von exakt 0 %.
Auch hinsichtlich des Schulerfolgs sind erhebliche staatsangehörigkeitsspezifi sche Dis-
paritäten zu erkennen, die sich in unterschiedlichen Abgängeranteilen nach den je-
weiligen Schulabschlüssen ausdrücken.167 Beispielsweise verlassen weniger als 5 % der 
griechischen und vietnamesischen Abgänger die Schule ohne Hauptschulabschluss, 
während mehr als jeder fünft e bosnisch-herzegowinische oder libanesische und sogar 
mehr als jeder vierte mazedonische, albanische oder serbische Schüler von der Schu-
le ohne Hauptschulabschluss abgeht. Der Anteil der Abgänger mit Hochschulreife va-
riiert zwischen 0 % für libanesische und 44,4 % für ukrainische Schüler. Bereits diese 
beiden Extremwerte sind sehr aufschlussreich, denn ukrainische Schüler weisen so-
wohl einen hohen Gymnasialbesuch als auch einen hohen Anteil von Abgängern mit 
Hochschulreife auf. D. h. die Querschnittsdaten deuten darauf hin, dass sie die hohe 
Bildungsbeteiligung in einen hohen Anteil von Abgängern mit Hochschulreife umset-
zen können, der erheblich über dem Anteil für deutsche Schüler liegt.
Anstelle einer ausführlichen Beschreibung der jeweiligen Abgängeranteile wer-
den nachfolgend mögliche Zusammenhänge zu der in Abbildung 4-4 dargestell-
ten Bildungsbeteiligung untersucht. Hierzu werden ungewichtete Korrelationsanaly-
sen durchgeführt, da die Fallzahlen der Abgänger der Klassenstufen 9 bis 13 und der 
167 Disparitäten bestehen auch dann, wenn Abgänger nach der überwiegend zu Hause gesprochenen 
Familiensprache sowie nach dem Geburtsland ausdiff erenziert werden (vgl. Anhang XIX und XX). 
Aus Platzgründen werden diese jedoch nicht weiter analysiert.































Bildungsbeteiligung – bzw. des Schulformbesuchs in den Klassenstufen 5 bis 9 – nicht 
identisch sind, wie es eine gewichtete paarweise Korrelation voraussetzt. Die unter-
schiedlichen Fallzahlen verdeutlichen auch, dass es sich bei den Schülern derselben 
Herkunft  um verschiedene Kohorten handelt, da Querschnittsergebnisse hinsichtlich 
der Bildungsbeteiligung und des Schulerfolgs miteinander verglichen werden. Die Er-
gebnisse werden zunächst durch ein Streudiagramm besser veranschaulicht. Darge-
stellt sind die einzelnen Werte des Anteils des Gymnasialbesuchs sowie der Anteil der 
Abgänger von weiterführende Schulen, die die Hochschulreife erlangen, jeweils nach 
Staatsangehörigkeit der Schüler (vgl. Abbildung 4-18).
Abbildung 4-18:  Gymnasialbesuch und Abgänger mit Hoch schulreife in %, jeweils nach 
Staatsangehörigkeit168 in Rheinland-Pfalz (Abgangsjahr 2009)
HSR = Hochschulreife
Nach spezifi scher Staatsangehörigkeit besteht zwischen dem Anteil des Gymnasialbe-
suchs und dem Anteil der Abgänger von weiterführenden Schulen mit Hochschulrei-
fe ein starker korrelativer Zusammenhang von r = .741. Durch die Quadrierung des 
Koeffi  zienten (R² = .55) wird der folgende Sachverhalt veranschaulicht: Würde in ei-
nem regressionsanalytischen Modell nur die unabhängige Variable Gymnasialbesuch 
in Prozent zur Erklärung der Varianz des Anteils der Abgänger mit Hochschulreife 
(jeweils nach Staatsangehörigkeit der Schüler) herangezogen, wird zu 55 % bereits der 
überwiegende Teil der Varianz über die Bildungsbeteiligung am Gymnasium erklärt. 
Die durchgängige Linie stellt die Regressionsgerade dar, wenn alle Staatsangehörig-
keiten berücksichtigt werden. Von der Geraden weichen Schüler mit vietnamesischer 
Staatsangehörigkeit stark ab. D. h. für sie bildet sich der Zusammenhang zwischen 
168 Ergänzt um die Regressionsgeraden eines alle Staatsangehörigkeiten umfassenden Modells sowie 















   
 
  



















(hohem) Gymnasialbesuch und (hohem) Anteil von Abgängern mit Hochschulreife 
nicht ab. Dies zeigt auch der Vergleich der beiden Anteilswerte: während 54,4 % der 
vietnamesischen Schüler ein Gymnasium besuchen, verlassen sie nur zu 13,5 % die 
Schule mit Hochschulreife. Werden die Analysen ohne vietnamesische Schüler durch-
geführt, so ergibt sich ein r = .938 und ein R² von .880. D. h. ohne den ‚Ausreißer‘-
Wert für vietnamesische Schüler liegt nach Staatsangehörigkeit ein sehr starker Zu-
sammenhang zwischen Gymnasialbesuch und Abgängeranteil mit Hochschulreife als 
Indikator für Schulerfolg vor. Dieser Zusammenhang wird in der Abbildung anhand 
der gestrichelten Linie dargestellt, die (verbleibenden) Staatsangehörigkeiten streuen 
relativ eng um diese Regressionsgerade. 
Der geringe Schulerfolg von vietnamesischen Schülern soll später vertiefend analy-
siert werden. An dieser Stelle bleibt bereits festzuhalten, dass für sie ein – gemessen an 
der Bildungsbeteiligung in Form des Gymnasialbesuchs – erwartungswidrig niedriger 
Abgängeranteil mit Hochschulreife mit einem sehr hohen Anteil von 66,3 % an Ab-
gängern mit Mittlerem Abschluss einhergeht. Dieser Anteil ist der mit Abstand höchs-
te, für die anderen Staatsangehörigkeiten sind Anteile zwischen 21,6 und 50,0 % zu be-
obachten. Zugleich weisen vietnamesische Schüler den jeweils zweitgeringsten Anteil 
von Abgängern ohne Hauptschulabschluss sowie von Abgängern mit Hauptschulab-
schluss auf. Somit liefern die Querschnittsdaten einen ersten Hinweis darauf, dass die 
überdurchschnittliche Bildungsbeteiligung von vietnamesischen Schülern hinsichtlich 
des Schulerfolgs lediglich zu einem überdurchschnittlichen Anteil von Abgängern mit 
Mittlerem Abschluss führt.169 
Anhand der Merkmale Staatsangehörigkeit und Geburtsland werden Herkunft s-
gruppen gebildet und der Schulerfolg von Schülern nach spezifi schem Migrationshin-
tergrund ausdiff erenziert (vgl. Abbildung 4-19). Hieran anschließend wird erneut der 
Zusammenhang zwischen Bildungsbeteiligung und Schulerfolg betrachtet.
169 Weitere Berechnungen haben für NRW tendenziell ähnliche Befunde ergeben. Während in dem 
Schuljahr 2007/08 42,4 % der Schüler mit vietnamesischer Staatsangehörigkeit ein Gymnasium be-
suchen, verlassen in den aggregierten Schuljahren 2002/03 bis 2007/08 nur 28,1 % der vietnamesi-
schen Schüler die Schule mit Hochschulreife (n = 494). Im Vergleich zu deutschen Schülern weisen 
sie eine etwas höhere Bildungsbeteiligung und einen niedrigeren Schulerfolg auf (ohne Abbildung; 
Quelle: Information und Technik NRW (IT.NRW), Schuljahre 2002/03 bis 2007/08, eigene Berech-
nungen).
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Abbildung 4-19:  Abgänger nach Schulabschlüssen und spezifi schem Migrationshintergrund 
(bzw. Herkunftsgruppen) i n % in Rheinland-Pfalz (Abgangsjahr 2009)
HS = Hauptschul(e); MH = Migrationshintergrund 
x= zu kleine Fallzahlen für Abgänger ohne Hauptschulabschluss, aus datenschutzrechtlichen Gründen werden diese 
unter den Abgängern mit Hauptschulabschluss subsumiert.
*= zu kleine Fallzahlen für Abgänger mit Hochschulreife, aus datenschutzrechtlichen Gründen werden diese unter 
den Abgängern mit Mittlerem Abschluss subsumiert.
0= Anteil von exakt 0 %.
Das gesetzte Fallzahlkriterium von mindestens 30 Abgängern von weiterführenden 
Schulen und Förderschulen wird von insgesamt 27 verschiedenen Herkunft sgruppen 
erfüllt (inklusive ‚sonstige‘ sowie den Abgängern ‚ohne Migrationshintergrund‘). We-
niger als 5 % Abgänger ohne Hauptschulabschluss weisen lediglich Schüler mit US-
amerikanischem, ukrainischem, griechischem und vietnamesischem Migrationshin-
tergrund auf,170 während etwa 30 % der Schüler mit albanischem und serbischem 
Migrationshintergrund die Schule ohne Hauptschulabschluss verlassen. Auch im Er-
reichen des höchsten Schulabschlusses, der Hochschulreife, bestehen erhebliche Dis-
paritäten: während weniger als 5 % der serbischen, thailändischen, albanischen und 
sogar genau 0 % der libanesischen Schüler mit Migrationshintergrund die Schule mit 
Hochschulreife verlassen, trifft   dies auf mindestens jeden dritten Schüler mit rumäni-
schem, kirgisischem, französischem und sogar auf 40 % der Schüler mit ukrainischem 
Migrationshintergrund zu. Letztere verlassen sogar häufi ger die Schule mit der Hoch-
schulreife als Schüler ohne Migrationshintergrund (31,8 %).
In Abbildung 4-20 wird für Schüler nach spezifi schem Migrationshintergrund der 
Zusammenhang zwischen Bildungsbeteiligung und Schulerfolg am Beispiel des Gym-
nasialbesuchs und des Erreichens der Hochschulreife untersucht.
170 Dies könnte u. U. auch auf kirgisische und iranische Schüler zutreff en, hierüber lässt sich jedoch 
keine Aussage treff en, da die Fallzahlen für Abgänger ohne Hauptschulabschluss aus datenschutz-
rechtlichen Gründen nicht ausgewiesen werden dürfen.




































Abbildung 4-20:  Gymnasialbesuch und Abgänger mit Hochschulreife in %, jeweils für Schü-
ler mit Migrationshintergrund nach Herkunftsgruppen in Rheinla nd-Pfalz 
(Abgangsjahr 2009) 171
HSR = Hochschulreife
Werden alle Herkunft sgruppen berücksichtigt, so ergibt sich ein starker, signifi kant 
positiver Zusammenhang zwischen dem Gymnasialbesuchsanteil und dem Anteil 
der Abgänger von weiterführenden Schulen, die die Hochschulreife erlangen, von r = 
.678 (R² = .460). In der Abbildung wird dieser Zusammenhang grafi sch über eine Re-
gressionsgerade dargestellt (durchgängige Linie). Von dieser weichen Schüler mit vi-
etnamesischem Migrationshintergrund am stärksten ab: Sie besuchen zwar zu 53,4 % 
ein Gymnasium, erlangen jedoch nur zu 14,8 % die Hochschulreife (hierfür gehen 
sie überdurchschnittlich häufi g mit einem Mittleren Abschluss ab). Wird der Zusam-
menhang zwischen Bildungsbeteiligung und Schulerfolg ohne Berücksichtigung des 
‚Ausreißer‘-Wertes für Schüler mit vietnamesischem Migrationshintergrund berech-
net, dann ergibt sich ein Korrelationskoeffi  zient von r = .848 (R² = .719). Dieser Zu-
sammenhang wird über die gestrichelte Regressionsgerade grafi sch vermittelt. Somit 
ist für die in die Analysen einbezogenen Migrantengruppen ein sehr starker und sig-
nifi kant positiver Zusammenhang zwischen der Bildungsbeteiligung und dem Schul-
erfolg auszumachen. 
Nachfolgend wird noch knapp auf diejenigen Migrantengruppen eingegangen, de-
ren Schulerfolg deutlich von der Bildungsbeteiligung abweicht. Ein erheblich höhe-
rer Schulerfolg, als es der Gymnasialbesuchsanteil erwarten lässt, wird vorwiegend 
von Schülern mit ost- und südosteuropäischer sowie zentralasiatischer Herkunft  er-
zielt; und zwar von Schülern mit rumänischem (33,3 % Abgänger mit Hochschulrei-
fe vs. 19,8 % Gymnasialbesuch), kirgisischem (34,5 vs. 22,3 %), kasachischem (23,1 vs. 
171 Ergänzt um eine Regressionsgerade für ein Modell, das alle Migrantengruppen umfasst sowie für 





















15,4 %), russischem (25,5 vs. 19,1 %) und kroatischem (29,2 vs. 22,4 %) Migrationshin-
tergrund. In dem Streudiagramm liegen diese Gruppen grafi sch jeweils deutlich ober-
halb der Regressionsgeraden. Deutlich unterhalb der Regressionsgeraden liegen die-
jenigen Migrantengruppen, für die ein erheblich geringerer Schulerfolg im Vergleich 
zum Gymnasialbesuchsanteil festzustellen ist. Hierbei handelt es sich zum einen um 
Schüler mit US-amerikanischem Migrationshintergrund, die zu 28,4 % die Hochschul-
reife erlangen, während sie einen Gymnasialbesuchsanteil von 37,4 % aufweisen. Zum 
anderen betrifft   dies vorwiegend Schüler, deren Herkunft  auf einen möglichen Flücht-
lingshintergrund hinweist. Hier sind z. B. Schüler mit libanesischem (0 % Abgänger 
mit Hochschulreife vs. 7,6 % Gymnasialbesuch) und bosnisch-herzegowinischem Mi-
grationshintergrund (16,4 vs. 24,3 %) zu nennen.
Die Bedeutsamkeit der Unterschiede soll über zusätzlich berechnete Eff ektstärken-
analysen zwischen der Bildungsbeteiligung und dem Schulerfolg nach Herkunft sgrup-
pen belegt werden (ohne Abbildung). Für fast alle Herkunft sgruppen sind nur mini-
male bis maximal kleine Eff ekte zwischen dem Anteil des Gymnasialbesuchs und dem 
Anteil der Abgänger mit Hochschulreife festzustellen. Der größte positive Eff ekt ist für 
rumänische Schüler mit einem d = 0.30 zu konstatieren, die erheblichsten negativen 
Eff ekte zeigen sich für Schüler mit libanesischem Migrationshintergrund (d = -0.40) 
und insbesondere für vietnamesische Schüler. Für letztere ergibt sich ein starker nega-
tiver Eff ekt von d = -0.89. Erneut zeigt sich die Bedeutsamkeit des geringen Abgänger-
anteils mit Hochschulreife im Vergleich zu dem relativ hohen Gymnasialbesuch unter 
Schülern mit vietnamesischem Migrationshintergrund.
Um Aussagen über die Ursachen der erheblichen Abweichungen zwischen Bil-
dungsbeteiligung und Schulerfolg für spezifi sche Migrantengruppen treff en zu kön-
nen, fehlen die entsprechenden Hintergrundinformationen. Z. B. wäre es denkbar, dass 
Schüler mit ost-, südosteuropäischer und zentralasiatischer Herkunft  gezielt im ho-
hen Schulalter nach Deutschland zuwandern, um die Hochschulreife als formalen Ab-
schluss zu erlangen und ein Studium in Deutschland aufnehmen zu können (hierfür 
liefert Kapitel 4.6.3 erste Hinweise). Demgegenüber könnte für Schüler mit möglichem 
Flüchtlingshintergrund z. B. eine unsichere oder unzureichende Bleibeperspektive oder 
ein sehr niedriger sozioökonomischer Hintergrund zu einem unterdurchschnittlichen 
Schulerfolg führen. Da es sich um einen Querschnittsvergleich für zwei verschiedene 
Populationen handelt, könnte auch die jeweilige Zusammensetzung der Schüler nach 
Herkunft sgruppe (in den Klassenstufen 5 bis 9 gegenüber den Schulabgängern) vari-
ieren. Eine zusätzliche Überprüfung dieser Ergebnisse anhand von Längsschnittanaly-
sen könnte aufschlussreich sein, nicht zuletzt, um Unterschiede innerhalb der Kohor-
ten ausschließen zu können (die bestehen können, wenn die Bildungsbeteiligung bzw. 
der Schülerbestand mit den Abgängern nach Herkunft  verglichen wird). 
Insgesamt konnten (sehr) starke Zusammenhänge zwischen den erreichten Ab-
schlüssen und der Bildungsbeteiligung von Schülern nach Staatsangehörigkeit bzw. 
auch nach Herkunft sgruppen nachgewiesen werden. Hieraus folgt, dass aufgrund von 
bestehenden hohen Korrelationen die Bildungsbeteiligung als (weiterhin) geeigneter 
Indikator des zukünft igen Bildungserfolgs von Schülern mit Migrationshintergrund 
anzusehen ist.
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4.6.2 Exkurs: Individualdatenstatistische Überprüfung der für Schüler 
mit vietnamesischem Migrationshintergrund festgestellten 
Disparitäten zwischen Bildungsbeteiligung und Schulerfolg 
Zuvor waren für Schüler mit vietnamesischer Staatsangehörigkeit bzw. mit vietna-
mesischem Migrationshintergrund die deutlichsten Abweichungen zu erkennen: Für 
sie scheint eine überdurchschnittliche Bildungsbeteiligung nicht zu entsprechend ho-
hen Schulabschlüssen zu führen. Soweit es die vorliegenden Individualdaten im Quer-
schnitt zulassen, werden exemplarisch für Schüler mit vietnamesischem Migrations-
hintergrund mögliche Ursachen für diesen Befund untersucht. Dies geschieht jeweils 
anhand von schulstatistischen Individualdaten für Rheinland-Pfalz. Ausgewertet wird 
der Schülerbestand für das Schuljahr 2008/09, wenn die Bildungsbeteiligung, Klassen-
wiederholungen oder Neuzugangsvermerke ausgewiesen werden. Aber auch die Schü-
lerbewegungen werden herangezogen, um den Schulerfolg für das Abgangsjahr 2009 
untersuchen zu können. Zunächst wird in Tabelle 4-11 die Verteilung der vietnamesi-
schen Schüler auf die einzelnen Klassenstufen dargestellt.
Tabelle 4-11:  Schüler mit vietnamesischem Migrationshintergrund an weiterführenden 
Schulen sowie Förderschulen nach Klassenstufe in Rheinland-Pfalz (Schul-
jahr 2008/09)











Erkennbar ist, dass die Häufi gkeit von Schülern mit vietnamesischem Migrationshin-
tergrund in den –  u. a. für die Berechnung der Bildungsbeteiligung relevanten – Klas-
senstufen 5 bis 9 variiert. Sie beträgt durchschnittlich 92 Schüler je Klassenstufe. Auf-
fällig ist, dass insbesondere ab Klassenstufe 12 und in noch erheblicherem Umfang in 
Klassenstufe 13 die Anzahl vietnamesischer Schüler erwartungswidrig gering ist. Zwar 
ist in der Sekundarstufe II mit einer geringeren Anzahl von Schülern mit vietnamesi-
schem Migrationshintergrund zu rechnen. Der quantitative ‚Rückgang‘ sollte jedoch 
nur diejenigen Schüler umfassen, die keine in die Sekundarstufe II weiterführende 
Schulform bzw. keinen entsprechenden Schulzweig besuchen (etwa kein Gymnasi-
um oder gymnasiale Klassen bzw. Bildungsgänge in der Integrierten Gesamtschule). 
Die zuvor untersuchte Bildungsbeteiligung lieferte den Hinweis, dass allein 53,4 % der 
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vietnamesischen Schüler in den Klassen 5 bis 9 das Gymnasium besuchen. In Tabelle 
4-12 wird dieses Ergebnis spezifi ziert, d. h. für vietnamesische Schüler wird der Gym-
nasialbesuch diff erenziert nach den jeweiligen Klassenstufen dargestellt.
Tabelle 4-12:  Bildungsbeteiligung von Schülern mit vietnamesischem Migrationshinter-
grund nach Klassenstufe in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)









* = aus datenschutzrechtlichen Gründen werden die Klassenstufen 11 bis 13 zusammengefasst und der kombinierte 
Anteil des Gymnasialbesuchs für d ie Klassenstufen 11 bis 13 angegeben.
Für die Klassenstufen 5 bis 10 zeigt sich für Schüler mit vietnamesischem Migrati-
onshintergrund ein deutlicher Zusammenhang, da mit zunehmender Klassenstufe der 
Gymnasialbesuch relativ kontinuierlich sinkt – und zwar von 62,1 % in Klassenstufe 5 
auf 44,1 % in Klassenstufe 10. Ergänzend wird auch der zusammengefasste Anteil für 
die Klassenstufen 11 bis 13 ausgewiesen, dieser kann jedoch aufgrund der hohen An-
zahl an Abgängern nach der Sekundarstufe I und dem hiermit einhergehenden hohen 
Gymnasialbesuchsanteil in der Sekundarstufe II nicht sinnvoll im Vergleich zu den 
entsprechenden Anteilen der Klassenstufen 5 bis 10 verglichen und interpretiert wer-
den.172
Anhand der zur Verfügung stehenden Individualdatenstatistiken wird versucht, 
empirisch die Fragen zu beantworten, warum der Gymnasialbesuchsanteil mit zuneh-
mender Klassenstufe zurückgeht, warum die Anzahl vietnamesischer Schüler in der 
Sekundarstufe II sehr gering ausfällt und welche Auskunft  die Statistik über Abgänger 
oder Schulwechsler vom Gymnasium diff erenziert nach Klassenstufe gibt. In Tabelle 
4-13 werden die Abgänger mit vietnamesischem Migrationshintergrund nach der zu-
letzt besuchten Schulform ausdiff erenziert.
172 Ergänzt werden soll, dass für Schüler mit vietnamesischem Migrationshintergrund die Gesamtschu-
le nur eine marginale Rolle spielt. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Bildungsbeteiligung allgemein, 
als auch im Speziellen hinsichtlich des Erreichens der Hochschulreife. Z. B. besuchen nur 3,8 % der 
vietnamesischen Schüler in den Klassenstufen 5 bis 13 eine Gesamtschule.
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Tabelle 4-13:  Abgänger mit vietnamesischem Migrationshintergrund nach Schulform in 
Rheinland-Pfalz (Abgangsjahr 2009)
Abgänger von Schulform  in %
Förder- und Hauptschule* 23,1
sonstige wf. Schulform 60,2
Gymnasium 16,7
 n = 108
* = aufgrund geringer Fallzahlen werden die beiden Schulformen zusammengefasst
wf. = weiterführende
Es zeigt sich, dass von den 108 Abgängern mit vietnamesischem Migrationshinter-
grund insgesam t nur ein geringer Anteil vom Gymnasium abgeht (16,7 %). In abso-
luten Zahlen sind es 18 Abgänger von Gymnasien. Von diesen gehen 83,3 % nach der 
Klassenstufe 13 ab, hierbei handelt es sich ausschließlich um Abgänger mit Hoch-
schulreife. Umgekehrt formuliert verlassen nur 16,7 % der Abgänger vom Gymnasi-
um vorzeitig diese Schulform, und gehen bereits in den Stufen 10 bis 12 ab. Von vi-
etnamesischen Abgängern wird an sonstigen weiterführenden Schulformen entweder 
nicht, oder nur in Ausnahmefällen die Hochschulreife erlangt, was sich darin zeigt, 
dass der entsprechende Wert aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht angegeben 
werden darf (ohne Abbildung).
Bereits in Abbildung 4-16 konnte gezeigt werden, dass Schüler mit vietnamesischem 
Migrationshintergrund in den Klassenstufen 5 bis 9 doppelt so häufi g wie Schüler 
ohne Migrationshintergrund die Klasse wiederholen (4,1 vs. 2,0 %). In diesem Zusam-
menhang erscheint es auch interessant, die Nichtversetztenanteile für Schüler mit viet-
namesischem Migrationshintergrund unter Berücksichtigung der jeweiligen Klassen-
stufe näher zu betrachten (Tabelle 4-14). 
Tabelle 4-14:  Nichtversetzte Schüler mit vietnamesischem Migrationshintergrund nach 
Klassenstufe in % in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)










* = aus datenschutzrechtlichen Gründen werden die Klassenstufen 10 und 11 zusammengefasst und der kombinierte 
Anteil der Nichtversetzungen in den Klassenstufen 10 und 11 dargestellt.
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Insgesamt 3,1 % der vietnamesischen Schüler an weiterführenden Schulen (inklusive 
Förderschulen) der Klassenstufen 5 bis 13 wurden nicht versetzt. Allerdings fällt die-
ser Anteil für die Schüler in der Sekundarstufe I mit 3,5 %173 etwas höher aus. In-
nerhalb der Sekundarstufe I diff erieren die Nichtversetztenanteile erheblich. Das Ma-
ximum ist für die Klassenstufe 8 zu verzeichnen, die von 8,9 % der vietnamesischen 
Schüler wiederholt wurde. Diese Klassenstufe scheint die für vietnamesische Schüler 
kritischste zu sein, auf Gymnasien entfallen 58,3 % aller vietnamesischen Wiederholer 
auf diese Stufe (ohne Abbildung).174 In den Klassenstufen 10 bis 13 sind für vietname-
sische Schüler nur in Ausnahmefällen Klassenwiederholungen festzustellen. Die Nicht-
versetztenanteile werden in Tabelle 4-15 für vietnamesische Schüler diff erenziert nach 
Schulform berichtet.
 Tabelle 4-15:  Nichtversetzte Schüler mit vietnamesischem Migrationshintergrund insge-
samt nach Schulform in % in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)




Es zeigt sich, dass die Nichtversetztenanteile für vietnamesische Schüler auf dem 
Gymnasium etwas geringer ausfallen als an den sonstigen Schulformen (hierunter 
werden alle Schulformen außer dem Gymnasium subsumiert).
Ein weiteres Merkmal soll ergänzend überprüft  werden, hierbei handelt es sich um 
schulische Neuzugangsvermerke für Schüler mit vietnamesischem Migrationshinter-
grund in den Klassenstufen 5 bis 13. Dieses Merkmal kann Hinweise darauf liefern, 
inwiefern in der Sekundarstufe Wechsel zwischen den Schulformen vorkommen. Auf-
grund der Hierarchie zwischen den Schulformen gibt dieses Merkmal Auskunft  über 
‚Abstiege‘ vom Gymnasium auf eine andere Schulform, oder umgekehrt, zu ‚Aufstie-
gen‘ von einer anderen Schulform auf das Gymnasium (Tabelle 4-16). 
Tabelle 4-16 :  Neuzugangsvermerke, Auf- und Abstiege von Schülern mit vietnamesi-
schem Migrationshintergrund in den Klassenstufen 5 bis 13 in Rheinland-
Pfalz (Schuljahr 2008/09)
Neuzugangsvermerk in %
Abstieg von Gymnasium* 1,0
Aufstieg auf Gymnasium** 3,1
* = auf niedrigere Schulform
** = von niedrigerer Schulform
173 Dieser Anteilswert bezieht sich auf die Klassenstufen 5 bis 10 (ohne Abbildung).
174 Nicht dargestellt sind die freiwilligen Wiederholer, da diese nur eine marginale Rolle spielen: Über 
alle Klassenstufen hinweg wiederholen lediglich 0,42 % der Schüler mit vietnamesischem Migrati-
onshintergrund freiwillig eine Klassenstufe.
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Von den 713 Schülern mit vietnamesischem Migrationshintergrund in den Klassen-
stufen 5 bis 13 weisen 1,0 % einen Neuzugangsvermerk auf, der auf einen Abstieg vom 
Gymnasium auf eine niedrigere Schulform verweist, während die Neuzugangsvermer-
ke für 3,1 % der vietnamesischen Schüler an Gymnasien auf einen Aufstieg (aus einer 
niedrigeren Schulform) hinweisen. Die Neuzugangsvermerke bringen somit zum Aus-
druck, dass für vietnamesische Schüler das Verhältnis zwischen Auf- und Abstieg 3 zu 
1 beträgt. In absoluten Zahlen ausgedrückt handelt es sich hierbei um 22 ‚Aufsteiger‘ 
und um 7 ‚Absteiger‘. Hierbei handelt es sich um ein sehr positives Verhältnis zwi-
schen Auf- und Abstieg. Dies zeigt sich auch darin, dass für Schüler ohne Migrations-
hintergrund ein negatives Verhältnis von 2,8 Absteigern je Aufsteiger zu konstatieren 
ist, für Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt fällt das Verhältnis mit 2,1 Ab-
steigern je Aufsteiger ebenfalls negativ aus.
Es konnte aufgezeigt werden, dass die Individualdatenstatistik erweiterte analytische 
Möglichkeiten bietet – z. B. um zu untersuchen, warum der Bildungserfolg von vietna-
mesischen Schülern erheblich geringer ausfällt als es anhand ihrer überdurchschnitt-
lich hohen Bildungsbeteiligung zu erwarten wäre. Anhand der vorhergehenden Ergeb-
nisse erscheint es schwierig, die Ursachen für diese Diskrepanzen zu identifi zieren. 
Allenfalls der hohe – und insbesondere für die Klassenstufe 8 festgestellte – Nichtver-
setztenanteil liefert einen ersten Hinweis. Da selbst die vorliegenden Individualdaten-
statistiken nur begrenzt die hierfür erforderlichen Informationen beinhalten, ist zur 
abschließenden Klärung der festgestellten Diskrepanzen zwischen Bildungsbeteiligung 
und Schulerfolg weiterer Forschungsbedarf festzustellen. Als weiterer Schritt erschei-
nen z. B. Längsschnittanalysen lohnenswert, die den Bildungsweg von vietnamesischen 
Schülern über ihre Schullaufb ahn hinweg nachzeichnen. Hierüber könnten weitere 
denkbare Einfl ussfaktoren ausgeklammert werden – z. B. könnte die quantitativ gerin-
ge Anzahl von Schülern mit vietnamesischem Migrationshintergrund in der Sekun-
darstufe II z. T. auch auf die spezifi sche Altersverteilung von vietnamesischen Schülern 
zurückzuführen sein.
4.6.3 Schulerfolg von Schülern mit Migrationshintergrund na ch 
Zuzugsalter und Generationenstatus
In Anschluss an den Exkurs werden nachfolgend wieder ausschließlich Abgängerana-
lysen durchgeführt, dies geschieht anhand des Datensatzes über Schülerbewegungen 
zum Ende des Schuljahres 2008/09 für Rheinland-Pfalz. Insgesamt 2.778 Schulabgän-
ger wurden im Ausland geboren. Für diese Abgänger der 1. Generation wird nun der 
Schulerfolg, der am Erreichen der Hochschulreife gemessen wird, diff erenziert nach 
dem Alter des Zuzugs ausgewertet. Hierdurch soll geprüft  werden, ob der zuvor fest-
gestellte, sehr starke negative Zusammenhang zwischen Bildungsbeteiligung und Zu-
zugsalter (vgl. u. a. Abbildung 4-7) auch bezogen auf den Schulerfolg festzustellen ist. 
Um das gewählte Fallzahlkriterium von mindestens 30 Fällen je Zuzugsaltersjahr zu 
erfüllen, wurden die im Alter von 17 und 18 Jahren zugezogenen Schüler zu den im 
Alter von mindestens 17 Jahren (‚17+‘) Zugezogenen zusammengefasst. In Abbildung 
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4-21 ist der Anteil der Abgänger mit Hochschulreife nach dem Zuzugsalter der Schü-
ler dargestellt. Faktisch sind es mindestens 47 Fälle je Altersjahr der Zugezogenen, auf 
die sich die dargestellten Prozentanteile der Abgänger mit Hochschulreife beziehen.
Abbildung 4-21:  Anteil Abgänger der 1. Generation mit Hochschulreife in % na ch Zuzugsalter 
in Rheinland-Pfalz (Abgangsjahr 2009)
Auf den ersten Blick erscheinen die Ergebnisse vielleicht etwas überraschend, dies gilt 
insbesondere bezogen auf die hohen Anteile von Abgängern mit Hochschulreife unter 
den im Alter von mindestens 16 Jahren Zugezogenen. Diese liegen sogar noch über 
dem Anteil von Abgängern mit Hochschulreife von Schülern, die im Vorschulalter 
zugezogen sind – ihre Anteile betragen zwischen 22,4 und 30,2 %. Bei einer genau-
eren Analyse der Ergebnisse werden diese besser verständlich. Wie es die Ergebnisse 
zum Zusammenhang zwischen Zuzugsalter und Bildungsbeteiligung erwarten lassen, 
zeigt sich auch für die im Alter von 0 bis 15 Jahren Zugezogenen ein signifi kanter und 
stark negativer Zusammenhang zwischen der Höhe des Zuzugsalters und dem An-
teil der Abgänger mit Hochschulreife. Anhand von gewichteten paarweisen Korrelati-
onen ist dieser Zusammenhang mit einem r = -.773 zu quantifi zieren. Wird nun der 
Zusammenhang für die im Alter von 0 bis 16 Jahren Zugezogenen berechnet, ist mit 
einem r = -.610 weiterhin ein signifi kanter, stark negativer Zusammenhang zu kons-
tatieren, der allerdings etwas schwächer als zuvor ausfällt. Werden alle Altersjahre be-
rücksichtigt, ergibt sich ein noch geringerer Korrelationskoeffi  zient von r = -.167. Der 
Zusammenhang zwischen Zuzugsalter und Abgängeranteil mit Hochschulreife bleibt 
jedoch negativ, u. a. da die Zuzugsaltersgruppen der 16- und über 17-jährig Zugezoge-
nen mit 47 bzw. 60 Fällen vergleichsweise gering besetzt sind.175 Der hohe Schulerfolg 
175 Blieben die jeweiligen Fallzahlen nach Zuzugsalter unberücksichtigt, d. h. würden ungewichtete 











mit Hochschulreife in %
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der im Alter von mindestens 16 Jahren Zugezogenen kann mehrere Gründe haben. 
Zum einen handelt es sich bei ihnen mehrheitlich (d. h. zu 56,1 %) um in Russland, 
Kasachstan oder in Polen Geborene, die ohnehin einen relativ hohen Schulerfolg auf-
weisen (ohne Abbildung, vgl. hierzu auch Abbildung 4-19). Zudem besteht die Mög-
lichkeit, dass ein leistungsselektiver Zuzug z. B. von polnischen Schülern erfolgt, um 
in Deutschland die (allgemeine) Hochschulreife zu erreichen um anschließend ohne 
Einschränkungen eine Institution des tertiären Bildungsbereichs besuchen zu können. 
Der wichtigste Grund dürft e jedoch sein, dass insbesondere für die im Alter von min-
destens 17 Jahren nach Deutschland Zugezogenen nur dann die Sekundarstufe II als 
Beschulungsform in Frage kommt, wenn fachliches Vorwissen und – vermutlich auch 
– ausreichende Sprachkenntnisse vorhanden sind (diejenigen, auf die das nicht zu-
trifft  , besuchen vermutlich eher berufl iche Schulen). Hiermit dürft en die erhöhten An-
teile von Abgängern mit Hochschulreife verbunden sein.
In Tabelle 4-17 wird der Schulerfolg von Schülern mit Migrationshintergrund in Ab-
hängigkeit vom Generationenstatus dargestellt. Für die erste Generation wird wieder 
nach Dezimalgenerationen (vgl. Kapitel 1.8) unterschieden, um die zuvor festgestellten 
potentiellen Einfl üsse des Zuzugsalters zu berücksichtigen.
Tabelle 4-17:  Abgänger nach Generationenstatus und erreichtem Schulabschluss in % in 


















2. Gen. 12,2 40,3 37,7 9,8 2.443
1,75. Gen.
(0 - 5 J.) 7,9 25,7 40,8 25,6 1.314
1,5. Gen.
(6 - 11 J.) 11,0 36,3 33,9 18,7 1.105
1,25. Gen.
(12 - 18 J.) 20,9 34,1 20,9 24,1 340
Insgesamt 11,4 35,2 36,6 16,7 5.221
Gen. = Generation; J. = Jahre
Für Schüler der 2. Generation176 zeigt sich der geringste Schulerfolg,  da nur knapp je-
der zehnte Abgänger die Hochschulreife erlangt. Erheblich höher ist der Anteil von 
Abgängern mit Hochschulreife unter Schülern, die im Ausland geboren wurden. Die 
bestünde für die 0- bis 17-Jährigen ein Zusammenhang von r = .149, gegenüber einem r = -.345 für 
die 0- bis 16-jährig Zugezogenen und einem r = -.784 für die 0- bis 15-jährig Zugezogenen.
176 Diese wurden in der Abbildung über die zwei Merkmale Staatsangehörigkeit und Geburtsland ope-
rationalisiert. Wird die überwiegende Familiensprache als drittes Merkmal zur Operationalisierung 
des Migrationshintergrundes herangezogen, so steigen die Fallzahlen für Schüler der 2. Generation 
auf insgesamt 3.113 Abgänger an. Die Abgängerquoten verändern sich unter dieser Operationa-
lisierung leicht, 9,0 % der Abgänger der 2. Generation erlangen die Hochschulreife, 38,7 % einen 
Mittleren Abschluss, 40,5 % verlassen die Schule mit einem Hauptschulabschluss, 11,7 % verlassen 
die Schule ohne einen solchen Abschluss.
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fim Alfter von unfter 6 Jahren zugezogenen Abgänger der 1,75. Generaftfion errefichen 
2,6-mal so häufi g dfie Hochschulrefiffe wfie Schüler der 2. Generaftfion (25,6 vs. 9,8 %). 
Für Schüler der 1,25. Generaftfion lfiegen verglefichswefise gerfinge Falzahlen vor. Sfie ge-
hen zu efinem ähnlfich hohen Anftefil mfift Hochschulrefiffe ab wfie Schüler der 1,75. Ge-
neraftfion. Dfies fisft – wfie zuvor beschrfieben – finsbesondere auff den sehr hohen An-
ftefil an Abgängern mfift Hochschulrefiffe zurückzufführen, dfie fim Alfter von mfindesftens 
16 Jahren zugezogen sfind. Wfird von dem hohen Anftefil von Abgängern mfift Hoch-
schulrefiffe unfter Schülern der 1,25. Generaftfion abgesehen, dann spfiegelft sfich fin den 
Ergebnfissen klar wfider, dass ffür Schüler der 1. Generaftfion efin höheres Zuzugsalfter 
mfift efinem gerfingeren Schulerffolg efinhergehft. Zum efinen errefichen fim Vorschulalfter 
zugezogene Schüler der 1,75. Generaftfion häufi ger dfie Hochschulrefiffe und selftener efi-
nen Haupftschulabschluss als Schüler der 1,5. Generaftfion (dfie fim Alfter von 6 bfis un-
fter 12 Jahren zugezogen sfind). Erwarftungsgemäß und konsfisftenft ffalen dfie Anftefile von 
Abgängern ohne Haupftschulabschluss sowfie von Abgängern mfift Mfiftftlerem Abschluss 
fim Verglefich zwfischen den Dezfimalgeneraftfionen aus. Denn zum efinen sfinken mfift zu-
nehmendem Zuzugsalfter dfie Anftefile von Abgängern, dfie efinen Mfiftftleren Abschluss 
errefichen: Abgänger der 1,75. verlassen annähernd doppelft so häufi g wfie Abgänger 
der 1,25. Generaftfion dfie Schule mfift Mfiftftlerem Abschluss. Zum anderen sftefigen ffür zu-
gezogene Schüler mfift zunehmendem Zuzugsalfter dfie Anftefile von Abgängern, dfie dfie 
Schule ohne Haupftschulabschluss verlassen, erheblfich an. Guft jeder Fünft e der Ab-
gänger der fim Alfter von 12 bfis 18 Jahren zugezogenen Schüler der 1,25. Generaftfi-
on verlässft dfie Schule ohne Haupftschulabschluss. Für dfiese Schüler fisft off enbar efine 
Polarfisfierung zu erkennen. Für efinen erheblfichen Anftefil der fim höheren Alfter Zuge-
zogenen schefinen besondere Schwfierfigkefiften zu besftehen. Efin Anftefil von 20,9 % Ab-
gängern ohne Haupftschulabschluss wefisft darauff hfin, dass efine angemessene (finsftfiftu-
ftfionele) Förderung dfieser Schüler enftweder nfichft vorlfiegft oder dfiese nur zu wenfig 
beffrfiedfigenden Ergebnfissen fführft. Auff der anderen Sefifte zefigft sfich ffür dfiese Schüler 
mfift 24,1 % efin relaftfiv hoher Anftefil von Abgängern mfift Hochschulrefiffe.
Der Verglefich dfieser Ergebnfisse zu dem fin Abbfildung 4-11 dargesftelften Gymna-
sfialbesuchsanftefil nach Generaftfionensftaftus zefigft, dass der Schulerffolg – fim Sfinne des 
Anftefils der Abgänger mfift Hochschulrefiffe – ffür Schüler der 2. Generaftfion relaftfiv ge-
rfing ausffälft. 
Nachffolgend wfird der Schulerffolg von Schülern mfift Mfigraftfionshfinftergrund auch nach 
Herkunft und Generaftfionensftaftus auffgeschlüsselft. Dfie von Schülern mfift Mfigraftfions-
hfinftergrund errefichften Abschlüsse werden so dfiff erenzfierft wfie möglfich dargesftelft. Al-
lerdfings erlauben dfie gerfingen Falzahlen aus daftenschuftzrechftlfichen Gründen häu-
fi g kefine dfiff erenzfierfte Auffschlüsselung, weswegen manche Ergebnfisse z. T. nur grob 
darsftelbar sfind. Dfies beftrfift  finsbesondere ffefinere Dfiff erenzfierungen (wfie z. B. Abgän-
ger mfift Hochschulrefiffe nach Herkunft und Generaftfionensftaftus, oder sogar nach wefi-
fterer Unfterftefilung der 1. Generaftfion je nach Zuzugsalfter). Daher erffolgft fin Abbfildung 
 4-22 efine Darsftelung, dfie es erlaubft, den Schulerffolg von Schülern mfift Mfigraftfions-
hfinftergrund nach Herkunft und Generaftfionensftaftus abzubfilden (1. vs. 2. Generaftfi-
on). Hfierffür mussften alerdfings dfie befiden höchsften Abschlusskaftegorfien der Abgän-
ger mfift Mfiftftlerem Abschluss und derjenfigen mfift Hochschulrefiffe zusammengeffassft 
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werden, so dass immerhin die Anteile der ‚Abgänger mit mindestens Mittlerem Ab-
schluss‘ berechnet und verglichen werden können.
Abbildung 4-22:  Anteil der Schulabgänger mit mindestens Mittlerem Abschluss nach spezi-
fi schem Migrationshintergrund (bzw. Herkunftsgruppen) und Generationen-
status in % in Rheinland-Pfalz (Abgang sjahr 2009)
MH = Migrationshintergrund
Auff ällig ist, dass Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt in der 1. Generati-
on einen höheren Schulerfolg erzielen als in der 2. Generation (dieser Befund korre-
spondiert mit der in Abbildung 4-10 festgestellten höheren Bildungsbeteiligung der 
1. Generation). Inwiefern es sich hierbei um Kompositionseff ekte handelt, wird nach-
folgend beschrieben. Für diejenigen Migrantengruppen, die diff erenziert nach ihrer 
Herkunft  dargestellt werden können, kehrt sich der allgemeine Befund fast durchgän-
gig in das Gegenteil um, denn Schüler derselben Herkunft sgruppe erreichen in der 
2. Generation häufi ger mindestens einen Mittleren Abschluss als in der 1. Generation. 
Als Ausnahmen sind nur Schüler mit serbischem Migrationshintergrund und Schüler 
mit einem sonstigen Migrationshintergrund zu nennen (da letztere einen relativ ho-
hen Schulerfolg erreichen und eine heterogene Gruppe darstellen, wird diese später 
noch näher untersucht). Schüler ohne Migrationshintergrund gehen zu 73 % mit min-
destens Mittlerem Abschluss ab (vgl. horizontale Linie). Im Vergleich zu diesem An-
teilswert weisen lediglich vietnamesische Schüler einen höheren Schulerfolg auf. Somit 
erreichen sie häufi ger wenigstens mittlere Abschlüsse als Schüler ohne Migrationshin-
tergrund, allerdings konnte zuvor auch gezeigt werden, dass Schüler mit vietnamesi-
schem Migrationshintergrund ohne Diff erenzierung nach Generationenstatus nur zu 
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In der 2. Generation machen die separat dargestellten Herkunft sgruppen annä-
hernd drei Viertel aller Abgänger der 2. Generation aus (72,8 %). Den quantitativ 
größten Anteil haben insbesondere türkische Abgänger der 2. Generation – sie stel-
len die Hälft e der Abgänger der 2. Generation insgesamt. Somit sind es gut ein Viertel 
der Abgänger der 2. Generation, die einen ‚sonstigen Migrationshintergrund‘ aufwei-
sen. Ganz anders ist das Verhältnis für Abgänger der 1. Generation. Von ihnen wird 
noch nicht einmal ein Fünft el (18,3 %) über die separat dargestellten Herkunft sgrup-
pen erfasst. Umgekehrt bedeutet dies, dass mehr als vier Fünft el der Fälle der 1. Gene-
ration auf Schüler mit sonstigem Migrationshintergrund entfallen. Hierunter sind ver-
mutlich sehr viele Spätaussiedler enthalten. Unterstützt wird diese Annahme dadurch, 
dass diese Gruppe maßgeblich von Schülern mit russischem und kasachischem Migra-
tionshintergrund gebildet wird (unter den Schülern der 1. Generation ist mit 47,2 % 
annähernd jeder Zweite kasachischer oder russischer Herkunft ). Diese beiden quanti-
tativ bedeutsamen Gruppen werden unter den Schülern mit sonstigem Migrationshin-
tergrund subsumiert, eine separate Ergebnisdarstellung ist für diese beiden Gruppen 
auf Grund von zu geringen Fallzahlen in der 2. Generation nicht möglich (sie weisen 
in der 2. Generation jeweils weniger als 30 Abgänger auf). In der 1. Generation ist für 
die beiden Herkunft sgruppen ein relativ hoher Schulerfolg zu konstatieren, da 63,8 % 
der Schüler mit russischem und sogar 67,3 % der Schüler mit kasachischem Migra-
tionshintergrund mindestens einen Mittleren Abschluss erreichen. Entsprechend ih-
res relativ hohen Gewichts an der Gesamtheit der Schüler mit Migrationshintergrund 
der 1. Generation insgesamt (sowie innerhalb der Schüler mit ‚sonstigem‘ Migrations-
hintergrund der 1. Generation), ergibt sich im Aggregat ein relativ hoher Schulerfolg 
für die Schüler der 1. Generation insgesamt. Daher wäre es sehr interessant, für Schü-
ler mit russischem und kasachischem Migrationshintergrund Informationen über ih-
ren Schulerfolg in der 2. Generation zu erhalten – etwa um zu vergleichen, ob dieser 
höher ausfällt als für Schüler desselben Migrationshintergrundes in der 1. Generati-
on. Dies lässt sich zukünft ig entweder über die Aggregation mehrerer Schuljahre re-
alisieren, oder anhand von Längsschnittanalysen. Wenn in naher Zukunft  Daten für 
mehrere Schuljahre vorliegen und die Fallzahlen ausreichen, können Analysen zu Ab-
gängern mit Hochschulreife durchgeführt werden, was weitergehende und genauere 
Ergebnisse verspricht.
4.6.4 Schulerfolg von Schülern mit Migrationshintergrund unter 
Berücksichtigung der Schulform
In den vorangegangenen Abgängeranalysen blieb die Schulform unberücksichtigt. 
Prinzipiell wäre es möglich, dass die festgestellten Disparitäten im Schulabschlussni-
veau vollständig aus der Verteilung der Schüler auf die verschiedenen Schulformen 
resultieren, da diese verschiedene Abschlussoptionen bieten. Daher wird nachfolgend 
– soweit möglich – die von den Abgängern zuletzt besuchte Schulform berücksich-
tigt. Untersucht wird, ob bei Besuch derselben Schulform der Schulerfolg für alle Mi-
grations- bzw. Herkunft sgruppen im Vergleich zu Abgängern ohne Migrationshinter-
grund in etwa gleich hoch ausfällt, oder ob sich der Schulerfolg in Abhängigkeit von 
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den Migrationsmerkmalen bzw. nach Herkunft sgruppen unterscheidet. Zunächst wer-
den in Tabelle 4-18 die Abgänger insgesamt nach Schulform und Migrationshinter-
grund aufgeschlüsselt.
Tabelle 4-18:  Abgängeranteile nach Schulform in % (insgesamt, nach Migrationshinter-
grund), Relative Wahrscheinlichkeit (RRI) des Abgangs von bestimmten 







insgesamt mit MH ohne MH
RRI mit vs. 
ohne MHin %
Förderschule 2.294 5,0 6,5 4,8 1,35
Hauptschule 6.372 14,0 28,1 11,9 2,37
sonstige wf. Schulform 22.882 50,3 47,8 50,6 0,94
Gymnasium 13.961 30,7 17,5 32,6 0,54
Insgesamt 45.509 100,0 100,0 100,0 -
MH = Migrationshintergrund; wf. = weiterführende
 Zuvor wurde bezogen auf die Bildungsbeteiligung festgestellt, dass Schüler mit Mi-
grationshintergrund an Gymnasien unterrepräsentiert sind. Dies spiegelt sich auch in 
den Abgängeranteilen nach Schulform wider. Unter allen Abgängern mit Migrations-
hintergrund haben zuvor nur 17,5 % ein Gymnasium besucht. Dieser Anteil beträgt 
nur etwas mehr als die Hälft e des Anteils von Abgängern ohne Migrationshintergrund 
(32,6 %). Unter den Abgängern von Förderschulen sind Migranten leicht und unter 
den Abgängern von Hauptschulen sind sie sogar erheblich überrepräsentiert. Das re-
lative Risiko des Abgangs von einer Hauptschule beträgt für Schüler mit – gegenüber 
Schülern ohne – Migrationshintergrund mehr als das Doppelte (RRI = 2,37). Nur hin-
sichtlich der Abgängeranteile von sonstigen weiterführenden Schulen177 bestehen rela-
tiv geringe Unterschiede zwischen beiden Gruppen.
Diese Zahlen geben allerdings noch keine Auskunft  über die an den jeweiligen 
Schulformen realisierten Abschlüsse. In Tabelle 4-19 wird daher diff erenziert nach 
Schulform das relative Risiko für Schüler mit Migrationshintergrund dargestellt, die 
jeweilige Schulform mit bestimmten Abschlüssen im Vergleich zu Schülern ohne Mi-
grationshintergrund zu verlassen.
177 Als die drei quantitativ bedeutsamsten Schulformen sind hierunter – bezogen auf die Abgänger ins-
gesamt – Realschulen (24,8 %), Regionale Schulen (11,2 %) und Integrierte Gesamtschulen (5,5 %) 
zu nennen.
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Tabelle 4-19:  Relative Wahrscheinlichkeit (RRIs) des Abgangs mit spezifi schem Ab-
schluss für Schüler mit vs. Schüler ohne Migrationshintergrund nach Schul-










Förderschule 1,08 0,77  -* -
Hauptschule 1,37 0,98 0,92 -
sonstige wf. Schulform 1,94 1,50 0,85 0,42
Gymnasium 1,93 3,37 1,76 0,91
Insgesamt 1,84 1,75 0,91 0,48
HS = Hauptschul(e); wf. = weiterführende; Fett hervorgehoben sind die überwiegend an der jeweiligen Schulform 
erlangten Abschlussarten
* = ni cht angegeben, da dieser nur eine marginale Rolle spielt (0 % der Schüler mit gegenüber 0,5 % der Schüler 
ohne Migrationshintergrund erlangen an Förderschulen einen Mittleren Abschluss)
Mit Blick auf die niedrigeren Schulabschlüsse sind Schüler mit Migrationshintergrund 
insgesamt überrepräsentiert – und zwar etwa um das 1,8-Fache hinsichtlich des Ab-
gangs entweder ohne oder mit Hauptschulabschluss. Entsprechend sind erstere hin-
sichtlich des Erreichens höherer Abschlüsse unterrepräsentiert. Am deutlichsten zeigt 
sich dies darin, dass Schüler mit Migrationshintergrund nur knapp halb so häufi g die 
Schule mit der Hochschulreife verlassen wie Schüler ohne Migrationshintergrund. Un-
ter Berücksichtigung der Schulform zeigt sich, dass Schüler mit Migrationshinter-
grund ein geringfügig höheres Risiko aufweisen, von Förderschulen ohne Hauptschul-
abschluss abzugehen (81,7 vs. 75,8 %; hieraus folgt ein RRI von 1,08), entsprechend 
verlassen sie diese Schulform seltener mit einem Hauptschulabschluss (18,3 vs. 23,7 %; 
RRI = 0,77). Für die weiteren Schulformen ist ein einheitliches Muster zu erkennen. 
In der Diagonalen werden die Anteilswerte derjenigen Abschlussarten fett hervorge-
hoben, die an der jeweiligen Schulform mehrheitlich vergeben werden. Die Indexwer-
te der Diagonalen verweisen darauf, dass Schüler mit Migrationshintergrund hinsicht-
lich dieser Abschlüsse (leicht) unterrepräsentiert sind. Die Indexwerte, die sich rechts 
von – bzw. oberhalb der – Diagonalen befi nden, weisen auf z. T. erhebliche Unter-
repräsentationen hin. D. h. die nach Schulform verliehenen überdurchschnittlichen 
Schulabschlüsse werden von Schülern mit Migrationshintergrund seltener als von 
Schülern ohne Migrationshintergrund erreicht. Z. B. erlangen Schüler mit Migrations-
hintergrund noch nicht einmal halb so häufi g die Hochschulreife an sonstigen weiter-
führenden Schulformen im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund (RRI = 
0,42).178 Hinsichtlich der unterhalb bzw. links von der Diagonalen abgetragenen Ab-
schlussarten sind Schüler mit Migrationshintergrund z. T. erheblich überrepräsentiert. 
Hierbei handelt es sich um Schulabschlüsse, die – bezogen auf die jeweilige Schulform 
178 Um die quantitative Relevanz der Schulform Gesamtschule zu überprüfen und die Frage zu be-
antwor-ten, ob diese Schulform (insbesondere für Migranten) eine Alternative zum Erreichen der 
Hochschulreife darstellt, sollen die entsprechenden Ergebnisse kurz angeführt werden (ohne Ab-
bildung). Von Gesamt-schulen gehen lediglich 5,5 % der Abgänger aller Schulformen ab. An Ge-
samtschulen erreichen Schüler mit Migrationshintergrund zu 19,4 % die Hochschulreife – unter 
Schülern ohne Migrationshintergrund sind es 37,7 %. D. h. die Hochschulreife wird von ersteren 
gegenüber letzteren lediglich nur gut halb so häufi g erreicht.
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– als unterdurchschnittlich anzusehen sind. Beispielsweise besteht für Schüler mit Mi-
grationshintergrund ein etwa doppelt so hohes Risiko, eine sonstige weiterführende 
Schulart oder das Gymnasium ohne Hauptschulabschluss zu verlassen. Gegenüber 
Schülern ohne Migrationshintergrund besteht sogar ein um mehr als das Dreifache er-
höhtes Risiko, vom Gymnasium lediglich mit einem Hauptschulabschluss abzugehen.
Inwiefern sich der Schulerfolg nach Generationenstatus und Zuzugsalter (für Schüler 
der 1. Generation) auch unter Berücksichtigung der Schulform unterscheidet, wird in 
Tabelle 4-20 überprüft . Da die Fallzahlen bei einer entsprechenden Diff erenzierung re-
lativ gering ausfallen, wurden die Abschlussarten nach Schulform zum Teil kumuliert, 
bevor aussagekräft ige RRIs berechnet werden konnten.
Tabelle  4-20:  Relative Wahrscheinlichkeit (RRIs) des Abgangs nach ausgewählten Ab-
schlüssen für Schüler mit vs. Schüler ohne Migrationshintergrund nach Ge-
nerationenstatus, Zuzugsalter und Schulform in Rheinland-Pfalz (Abgangs-
jahr 2009)
Abgänger nach Schulform … 2. Generation Zuzugsalter in Jahren
mit Abschluss … 0 - u6 6 - 18
Förderschule mit mind. HSA 0,60 1,03 0,88
Hauptschule mit mind. HSA 1,01 1,02 0,90
sonstige wf. Schulform mit mind. MAS 0,82 0,98 0,80
Gymnasium mit Hochschulreife 0,90 0,99 0,89
mind. = mindestens; HSA = Hauptschulabschluss; wf. = weiterführende; MAS = Mittlerem Abschluss. Referenz: 
Schüler ohne Migrationshintergrund. 
Lesebeispiel: Im Vergleich verlassen Abgänger von Förderschulen, die im Alter von 6 bis 18 Jahren nach Deutsch-
land zugezogen sind, die Förderschule 0,88-mal so oft wie Schüler ohne Migrationshintergrund mit mindestens 
einem Hauptschulabschluss.
An Hauptschulen sind Schüler mit Migrationshintergrund der 2. Generation ähnlich 
erfolgreich wie Schüler ohne Migrationshintergrund.179 Erstere erreichen an Förder-
schulen deutlich seltener mindestens einen Hauptschulabschluss und an den weite-
ren dargestellten Schulformen seltener höhere Abschlüsse. Ein interessantes Ergebnis 
ist, dass Schüler der 1. Generation, die im Alter von unter 6 Jahren nach Deutsch-
land zugezogen sind, nach Schulform in etwa die gleichen Schulabschlüsse wie Schü-
ler ohne Migrationshintergrund. Allerdings gilt dies nicht für die erst im Alter von 6 
bis 18 Jahren Zugezogenen, deren Schulerfolg im Vergleich zu Schülern ohne Migra-
tionshintergrund unterdurchschnittlich ausfällt. Scheinbar schneiden diejenigen Schü-
ler mit Migrationshintergrund, die nach verschiedenen Selektionsschwellen – wie z. B. 
Übergänge, Klassenwiederholungen, Schulformwechsel – letztendlich einen Abschluss 
an Gymnasien erlangen, nicht wesentlich schlechter ab als Schüler ohne Migrations-
hintergrund.
179 Der Migrationshintergrund wird anhand der Variablen Staatsangehörigkeit und Geburtsland opera-
tionalisiert. Wird ergänzend das dritte Merkmal der überwiegenden Familiensprache berücksichtigt 
und RRIs für Schüler mit im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund berechnet, so er-
geben sich nur minimale Abweichungen zu den hier berichteten Indexwerten.
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Soweit möglich, wird das Relative Risiko für Schüler mit Migrationshintergrund dif-
ferenziert nach Herkunft  im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund hin-
sichtlich des Abgangs mit spezifi schen Schulabschlüssen von den einzelnen Schulfor-
men dargestellt (Tabelle 4-21). Die Voraussetzung für eine Darstellung ist, dass nach 
Herkunft sgruppe mindestens 30 Abgänger die jeweilige Schulform verlassen.
Tabelle 4-21:  Relative Wahrscheinlichkeit ( RRIs) des Abgangs mit spezifi schem Ab-
schluss nach Schulform für Schüler mit Migrationshintergrund differenziert 














albanisch 0,33 1,02 0,61 -
bosnisch-herz. - - 0,95 -
griechisch - - 0,98 -
irakisch - 0,90 - -
italienisch - 0,98 0,82 0,92
kasachisch - 1,02 0,91 0,97
kroatisch - - 0,92 -
polnisch - 0,88 0,80 0,83
portugiesisch - - 0,84 -
russisch - 0,96 0,91 0,93
serbisch 0,79 0,97 0,64 -
türkisch 0,70 0,98 0,71 0,87
ukrainisch - - 1,09 0,90
US-amerikanisch - - 1,03 -
vietnamesisch - - 1,18 -
sonstiger MH 0,78 0,94 0,90 0,91
mind. = mindestens; HS = Hauptschul(e); MAS = Mittlerer Abschluss; MH = Migrationshintergrund; wf. = weiterfüh-
rende: SF = Schulform
Referenz: Schüler ohne Migrationshintergrund.
- = Fallzahlkriterium von mindestens 30 Abgängern mit spezifi schem Migrationshintergrund von der jeweiligen Schul-
form nicht erfüllt, daher werden keine RRIs berechnet.
Auch nach Berücksichtigung der Herkunft  und der von Abgängern zuvor besuch-
ten Schulform zeigen sich zum Teil erhebliche Unterschiede im Schulerfolg zwischen 
Schülern verschiedener Herkunft sgruppen und Schülern ohne Migrationshintergrund. 
Ein RRI von 0,33 für Abgänger mit albanischem Migrationshintergrund von Förder-
schulen etwa gibt an, dass sie nur ein Drittel so häufi g die Förderschule mit Haupt-
schulabschluss verlassen wie Schüler ohne Migrationshintergrund (7,9 vs. 24,3 %). Der 
Anteil für türkische und serbische Schüler beträgt immerhin 70 bzw. 79 % des Ab-
gängeranteils von Schülern ohne Migrationshintergrund. Hinsichtlich des Erfolgs an 
Hauptschulen veranschaulichen RRIs von 0,88 und 0,90, dass Schüler mit polnischem 
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und irakischem Migrationshintergrund um mindestens 10 % seltener als Schüler ohne 
Migrationshintergrund die Schule mit mindestens einem Hauptschulabschluss ver-
lassen. Für Schüler aller weiteren dargestellten Herkunft sgruppen ist ein relativ ähn-
licher Schulerfolg an dieser Schulform im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshin-
tergrund festzustellen.
Für Abgänger von sonstigen weiterführenden Schularten ergibt sich ein diff eren-
zierteres Bild u. a. deshalb, da für eine größere Anzahl an Herkunft sgruppen ausrei-
chende Fallzahlen vorliegen. Jeweils im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshinter-
grund erreichen albanische und serbische Schüler um mindestens ein Drittel seltener 
einen Mittleren Abschluss. Relativ deutlich unterscheidet sich auch der Schulerfolg für 
Schüler mit türkischem Migrationshintergrund (RRI = 0,71, d. h. sie gehen zu 53,4 % 
mit Mittlerem Abschluss ab, gegenüber 75,4 % der Schüler ohne Migrationshinter-
grund). Um mindestens 10 % seltener gehen auch Schüler mit italienischem, polni-
schem und portugiesischem Migrationshintergrund ohne Mittleren Abschluss ab. Für 
fünf Migrantengruppen sind nur geringe negative Abweichungen zu erkennen, wäh-
rend Schüler mit ukrainischem, US-amerikanischem und vietnamesischem Migrati-
onshintergrund sogar (etwas) häufi ger als Schüler ohne Migrationshintergrund min-
destens einen Mittleren Abschluss erreichen. Soweit dargestellt, zeigt sich auch nach 
Herkunft sgruppen ein unterdurchschnittlicher Schulerfolg unter Abgängern von Gym-
nasien: Der Anteil der Abgänger mit Hochschulreife beträgt lediglich das 0,83- bis zu 
dem 0,97-Fachen im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund.
Wie gesehen, ergeben sich relativ geringe Fallzahlen, wenn analytisch nach Schul-
form und Herkunft  der Abgänger mit Migrationshintergrund diff erenziert wird. Aus 
diesem Grund sind keine weiteren Diff erenzierungen etwa nach Herkunft  in Kom-
bination mit Generationenstatus und ggf. weiter nach dem jeweiligen Zuzugsalter 
möglich. Eine weiter ausdiff erenzierte Darstellung ist erst dann durchführbar, wenn 
Abgängeranalysen anhand von auf mehreren Schuljahren basierenden Datensätzen 
durchgeführt werden können.
In dem nächsten Kapitel werden Verbesserungsvorschläge für individualdatensta-
tistische Datensätze angeführt.
4.7 Individualdatenstatistischer Optimierungsbedarf
Anhand von verschiedenen Auswertungsansätzen konnte gezeigt w erden, dass die Er-
hebung von schulstatistischen Individualdaten die analytischen Möglichkeiten auch 
und insbesondere bezogen auf die Untersuchung von Bildungsdisparitäten von Schü-
lern mit Migrationshintergrund erheblich erweitert. 
Um die individualdatenstatistischen Möglichkeiten noch besser ausschöpfen zu 
können, soll ausgehend von der in Kapitel 4.1.1 einleitend dargelegten Kritik und den 
im Verlauf dieses Kapitels festgestellten analytischen Einschränkungen nachfolgend 
Optimierungspotentiale ausgemacht werden, die ergänzt werden um Empfehlungen 
für die amtliche Individualdatenerhebung bzw. -statistik:
• Eine diff erenziertere Erhebung des Merkmals Familiensprache wäre bereits mit 
einem geringen Mehraufwand zu realisieren. Erforderlich ist eine weitergehende 
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Diff erenzierung der Antwortvorgaben, welche Sprache zu Hause überwiegend 
gesprochen wird. Die Vergleichbarkeit zwischen den Bundesländern sollte da-
durch gewährleistet bzw. hergestellt werden, dass dieselben Familiensprachen bzw. 
Sprachgruppen erhoben und in den Datensätzen ausgewiesen werden. Hierzu wä-
ren verbindliche Vereinbarungen zwischen den Ländern bzw. Kultusministerien er-
forderlich.
• Ein möglicher Spätaussiedlerstatus von Schülern wird individualdatenstatistisch 
bislang nicht erfasst, entsprechend wäre ein weiteres schulstatistisches Merkmal zu 
erheben.
• Das genaue Zuzugsalter sollte in Altersjahren abgefragt werden. Von nachrangiger 
Bedeutung wäre es, zu überprüfen, ob und inwiefern der Zuzugsmonat valide er-
fragt werden kann. Hierdurch wäre es möglich, das Zuzugsalter der Schüler präzi-
ser zu berechnen, da der Geburtsmonat von Schülern bereits individualdatenstatis-
tisch ausgewiesen wird. Bislang kann nur relativ grob anhand des Zuzugsjahres und 
des Geburtsjahres auf das Zuzugsalter geschlossen werden.
• Aus inhaltlichen bzw. analytischen Gründen empfi ehlt es sich, ergänzende El-
terninformationen zu erheben. Hier wäre etwa die Aufenthaltsdauer der Eltern in 
Deutschland zu nennen, die sowohl theoretisch als auch empirisch als bedeutsam 
anzusehen ist (vgl. z. B. Esser 2006). Von besonderer Relevanz ist das Geburtsland 
der Eltern. Zum einen da wichtig ist, zu unterscheiden, ob ein oder zwei Elternteile 
im Ausland geboren wurden (vgl. hierzu Kapitel 1.2.5, oder z. B. Stanat/Rauch/Se-
geritz 2010). Zum anderen um Schüler mit Migrationshintergrund insbesondere in 
der 2. Generation besser zu erfassen. Falls dies (rechtlich) nicht möglich sein sollte, 
wäre zumindest die 2. Staatsangehörigkeit der Schüler zu erheben sowie ggf. auch 
weitere – ehemalige – Staatsangehörigkeiten.
• Zu ergänzen wären weitergehende und vollständige Informationen etwa über die 
soziale Herkunft , die schulischen Leistungen und / oder Schulnoten der Schüler. 
Die Frage, ob diese in Zukunft  umfassend erhoben werden können bzw. dürfen, 
muss an dieser Stelle unbeantwortet bleiben. Fest steht jedoch, dass anhand der bis-
her erfassten Merkmale nur bedingt eine Ursachenanalyse durchgeführt werden 
kann, etwa um die festgestellten Bildungsdisparitäten ursächlich zu erklären.
• Insgesamt ist eine Vereinheitlichung der Individualdatensätze zu empfehlen, um 
eine Vergleichbarkeit zwischen den Bundesländern hinsichtlich der Merkmale, 
Merkmalsausprägungen sowie den zugrundegelegten Operationalisierungen zu ge-
währleisten. Erst hierdurch werden Bildungsergebnisse zwischen den Ländern un-
mittelbar vergleichbar. Eine individualdatenstatistische Vereinheitlichung wäre ins-
besondere erforderlich, weil auf Bundesebene in mittlerer bis ferner Zukunft  eine 
auf Individualdaten basierende Schulstatistik angestrebt werden sollte, wie sie auch 
für andere Bildungsbereiche vorliegt.
• Vor dem Hintergrund, dass selbst in den geschützten Räumen eines Forschungsda-
tenzentrums nicht auf vorhandene Individualdatensätze des Landes Bayern zuge-
griff en werden durft e (wohl aber auf Individualdatensätze anderer Länder wie z. B. 
Hessen und Rheinland-Pfalz), wären bundeseinheitliche Regelungen für den For-
schungszugang zu den Individualdaten der Schulstatistik in Anlehnung an § 16, 
Absatz 6 des Bundesstatistikgesetzes (BStatG) wünschenswert.
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4.8 Zwischenfazit
Am Beispiel von Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz konnte gezeigt 
werden, dass auf Individualdaten basierende Schulstatistiken das analytische Sp ekt-
rum erheblich erweitern. Diff erenziertere Analysen können dadurch auch und insbe-
sondere für Schüler mit Migrationshintergrund durchgeführt werden; ein erweiterter 
Migrationshintergrund konnte über zusätzliche Merkmale operationalisiert werden. 
Hierdurch wurden genauere Analysen zur Bildungssituation von Schülern mit Migra-
tionshintergrund ermöglicht. Die Verknüpfung von verschiedenen Merkmalen erlaubt 
es, Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund diff erenzierter zu 
untersuchen – hier können beispielsweise die Diff erenzierung von Schülern mit Mi-
grationshintergrund nach Herkunft sgruppen, Zuzugsalter und/oder nach Geschlecht 
angeführt werden. Die verschiedenen, auf Individualebene erhobenen Merkmale er-
möglichen es, Bildungsdisparitäten an verschiedenen Stellen im Bildungssystem zu 
untersuchen – z. B. bezogen auf die Bildungsbeteiligung, Klassenwiederholungen, 
Übergänge von der Primar- in die Sekundarstufe, Schulformwechsel innerhalb der Se-
kundarstufe oder hinsichtlich des Schulerfolgs. Anhand von zusätzlichen Migrations-
merkmalen, die über die Staatsangehörigkeit hinausgehen, können Schüler mit Mi-
grationshintergrund diff erenzierter erfasst werden, was vertiefende Analysen zu ihrer 
Bildungssituation erlaubt.
Neben neuen schulstatistischen Analysepotentialen konnten allerdings auch wei-
terhin bestehende Einschränkungen festgestellt werden. Diese beziehen sich im We-
sentlichen darauf, dass keine Informationen über die Eltern der Schüler erhoben 
werden. Wünschenswert wären insbesondere Informationen zum familiären und so-
zioökonomischen Hintergrund, etwa um den Einfl uss der Anzahl der Geschwister 
oder des sozioökonomischen Status auf Bildungsergebnisse von Schülern mit Migrati-
onshintergrund berücksichtigen zu können. Zwingend erforderlich ist demgegenüber 
die Erfassung des Geburtslandes der Eltern, hierzu liegen bislang keine Informatio-
nen vor. Die Folge ist eine unzureichende Erfassung von Schülern mit Migrations-
hintergrund der 2. Generation. Daher werden Schüler mit Migrationshintergrund ins-
gesamt quantitativ unterschätzt, hiermit einher gehen höchstwahrscheinlich verzerrte 
Bildungsergebnisse für Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt – und hierun-
ter insbesondere für diejenigen der 2. Generation. Auch kann nicht kontrolliert wer-
den, ob ein oder zwei Elternteile im Ausland geboren wurden, was sich zusätzlich 
auf die Bildungsergebnisse auswirkt (vgl. z. B. Baumert/Schümer 2001; Walter/Taski-
nen 2007; Walter 2008a: 165). Zudem ist es anhand der vorliegenden Merkmale nur 
eingeschränkt möglich, Schüler mit Migrationshintergrund nach ihrer Herkunft  aus-
zudiff erenzieren (das Merkmal der überwiegenden Familiensprache ist hierfür nicht 
bzw. allenfalls nur sehr eingeschränkt zu verwenden). Relativ unproblematisch kann 
eine solche Diff erenzierung nur über die Merkmale Staatsangehörigkeit und Geburts-
land (und hiermit einhergehend das Zuzugsalter) erfolgen. Die Operationalisierung 
der Herkunft  anhand nur dieser beiden Merkmale geht allerdings mit einer zusätz-
lichen quantitativen Unterschätzung von Schülern mit Migrationshintergrund nach 
Herkunft sgruppen (der 2. Generation) einher, weil viele Schüler nur noch über die 
überwiegend zu Hause gesprochene Sprache als Schüler mit Migrationshintergrund 
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erkannt werden können. Diese Problematik wird sich in den nachfolgenden Schuljah-
ren noch verschärfen, denn an weiterführenden Schulen wird der Anteil von Schülern 
weiter ansteigen, auf die sich das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht auswirkt (vgl. 
insbesondere Kapitel 3.4), da Schüler mit Migrationshintergrund, die ab dem Jahr 
2000 in Deutschland geboren wurden, häufi ger über einen (deutsch-nichtdeutschen) 
Doppelpass verfügen. Entsprechend werden diese Schüler weder über das Merkmal 
der Staatsangehörigkeit noch über das Geburtsland als Schüler mit Migrationshinter-
grund erfasst werden können. Hierdurch werden Analysen zur Bildungssituation von 
Schülern mit Migrationshintergrund zusätzlich erschwert, da sich die Fallzahlen für 
die verschiedene Herkunft sgruppen weiter verringern. Analysen, die nach der Her-
kunft  von Schülern mit Migrationshintergrund diff erenzieren, sind auch darauf ange-
wiesen, dass Spätaussiedler zuverlässig von Schülern mit Migrationshintergrund an-
derer Zuwanderergruppen unterschieden werden können (wie z. B. von in Russland 
geborenen Schülern mit deutscher Staatsangehörigkeit, die keine Spätaussiedler sind). 
Bislang fehlen entsprechende Informationen; um diesen Mangel zu beheben, wäre die 
individualdatenstatistische Erhebung eines zusätzlichen Merkmals erforderlich. 
Trotz gewisser Einschränkungen und der zuvor geäußerten Kritik haben sich die 
Potentiale von Individualdatenstatistiken im Vergleich zu herkömmlichen und auf 
Summendaten basierenden Schulstatistiken gezeigt. Über zusätzliche und beliebig 
miteinander kombinierbare Merkmale konnten Ergebnisse zur Bildungssituation von 
Schülern mit Migrationshintergrund gewonnen werden, die z. T. erheblich von bishe-
rigen – auf dem Merkmal der Staatsangehörigkeit basierenden – schulstatistischen Er-
gebnissen abweichen. Nachfolgend werden die wichtigsten individualdatenstatistischen 
Einzelergebnisse wiedergegeben.
Schüler mit Migrationshintergrund weisen im Vergleich zu Schülern ohne Migra-
tionshintergrund eine niedrigere Bildungsbeteiligung auf. Sie besuchen häufi ger För-
derschulen und sind an Gymnasien erheblich unterrepräsentiert. Im Vergleich zu 
ausländischen Schülern besuchen Schüler mit Migrationshintergrund etwas seltener 
Förderschulen und etwas häufi ger Gymnasien. Diff erenziertere Analysen von Unter-
gruppen zeigten, dass diejenigen Schüler mit Migrationshintergrund, die eine deut-
sche Staatsangehörigkeit haben, eine etwas höhere Bildungsbeteiligung aufweisen 
als Schüler mit ausländischer Staatsangehörigkeit. Hiermit geht einher, dass die aus-
schließliche Verwendung des Staatsangehörigkeitsmerkmals den Gymnasialbesuch von 
Schülern mit Migrationshintergrund (leicht) unterschätzt, der Förderschulbesuch wird 
hingegen erheblich überschätzt.
Werden die drei Migrationsmerkmale einzeln und binär codiert (deutsch vs. nicht-
deutsch) betrachtet, dann zeigt sich, dass mit dem Merkmal einer nichtdeutschen 
Staatsangehörigkeit die größte Überrepräsentation an Förderschulen einhergeht. Am 
seltensten besuchen hingegen diejenigen Schüler ein Gymnasium, die in ihren Famili-
en überwiegend eine nichtdeutsche Sprache verwenden. D. h. die überwiegende Fami-
liensprache ist unter den drei Migrationsmerkmalen das Einzelmerkmal, mit dem die 
geringsten Gymnasialbesuchsanteile unter Schülern mit Migrationshintergrund ein-
hergehen.
Weiter konnte ein sehr starker negativer Zusammenhang zwischen der Höhe 
des Zuzugsalters und dem Anteil des Gymnasialbesuchs (sowie der überwiegenden 
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Verwendung von Deutsch als Familiensprache) festgestellt werden. Bereits das Ergeb-
nis, wonach erhebliche Bildungsdisparitäten etwa nach der jeweiligen Staatsangehörig-
keit oder dem jeweiligen Geburtsland der Schüler bestehen, verweist darauf, dass die 
genaue Herkunft  von Schülern mit Migrationshintergrund zu berücksichtigen ist. Dies 
gilt vor allem, um erhebliche Bildungsdisparitäten innerhalb der heterogenen Grup-
pe von Schülern mit Migrationshintergrund insgesamt zu berücksichtigen. Hierdurch 
wird u. a. eine überdurchschnittliche Bildungsbeteiligung von bestimmten Migranten-
gruppen erkennbar. So weisen z. B. Schüler mit iranischem und ukrainischem Migra-
tionshintergrund einen ähnlich hohen Gymnasialbesuch auf wie Schüler ohne Mi-
grationshintergrund, während sich für vietnamesische Schüler der insgesamt höchste 
Gymnasialbesuchsanteil zeigte. 
Auf der anderen Seite sind für bestimmte Herkunft sgruppen erhebliche Bildungs-
benachteiligungen zu konstatieren. Ein im Vergleich zu Schülern ohne Migrationshin-
tergrund erheblich überrepräsentierter Förderschulbesuch bleibt etwa für albanische, 
mazedonische und serbische Schüler festzuhalten. Gymnasien werden von Schülern 
mit türkischem, albanischem, serbischem, mazedonischem und libanesischem Migra-
tionshintergrund zu weniger als 10 % besucht – sie sind an dieser Schulform somit 
deutlich unterrepräsentiert.
Eine Diff erenzierung nach Generationenstatus zeigt, dass Schüler mit Migra-
tionshintergrund insgesamt in der 1. Generation häufi ger als in der 2. Generati-
on Gymnasien besuchen. Dieses unerwartete Ergebnis basiert jedoch weitgehend auf 
herkunft sspezifi schen Kompositionseff ekten: Wird bei einer Diff erenzierung nach Ge-
nerationenstatus auch die Herkunft  von Schülern mit Migrationshintergrund berück-
sichtigt, dann besucht die weit überwiegende Mehrheit der Herkunft sgruppen in der 
2. Generation häufi ger als in der 1. Generation Gymnasien. Zudem sind – wie be-
schrieben – Verzerrungen durch eine unzureichende Erfassung von Migrationsmerk-
malen für Schüler der 2. Generation möglich (d. h. die 2. Generation schneidet in 
Wirklichkeit womöglich besser ab, als anhand der Individualdatenstatistiken darge-
stellt werden konnte). 
Wird neben der Herkunft  und dem Generationenstatus zusätzlich noch das Zu-
zugsalter von Schülern berücksichtigt, dann zeigen sich hinsichtlich des Gymnasial-
besuchs die deutlichsten Nachteile für die im Alter von mindestens 6 Jahren Zuge-
zogenen (den sogenannten Seiteneinsteigern). Diff erenziert nach Herkunft sgruppen 
ist auch ein erheblich höherer Gymnasialbesuch für die 2. Generation sowie für die 
im Vorschulalter Zugezogenen im Vergleich zu den im Alter von 6 Jahren oder älter 
zugezogenen Schülern erkennbar. Diese Ergebnisse veranschaulichen erneut die Re-
levanz des Zuzugsalters. Somit besteht für die erste Zuwanderergeneration ein deut-
licher negativer Zusammenhang zwischen zunehmendem Zuzugsalter und Gym-
nasialbesuch. Noch deutlicher steigt – auch unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Herkunft  – im intergenerationalen Vergleich der Anteil von Schülern mit Migrations-
hintergrund an, die zu Hause überwiegend Deutsch sprechen. Innerhalb der 1. Gene-
ration zeigt sich erneut ein deutlicher Zusammenhang mit dem Zuzugsalter. Die im 
Alter von 6 Jahren und älter zugezogenen Seiteneinsteiger in das deutsche Schulsys-
tem sprechen zu Hause am seltensten überwiegend Deutsch (zur Konfundierung des 
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Zuzugsalters mit der Aufenthaltsdauer und den Möglichkeiten des Erwerbs der deut-
schen Sprache siehe Kapitel 1.2).
Wenn das Geschlecht bei Analysen zur Bildungsbeteiligung berücksichtigt wird, 
dann zeigt sich, dass Mädchen seltener als Jungen Förderschulen besuchen. Der ge-
schlechtsspezifi sche Unterschied im Besuch dieser Schulform fällt für Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund weniger disparat aus als zwischen Mädchen 
und Jungen ohne Migrationshintergrund. Anders verhält es sich bezogen auf den Be-
such von Gymnasien: diese werden von Mädchen im Vergleich zu Jungen mit Mi-
grationshintergrund noch disparater bzw. häufi ger besucht als im Vergleich zwischen 
Mädchen und Jungen ohne Migrationshintergrund. Auch diff erenziert nach Herkunft  
trifft   für die meisten Migrantengruppen zu, dass Mädchen (z. T. deutlich) häufi ger das 
Gymnasium besuchen als Jungen – dieses Ergebnis entspricht dem bisherigen For-
schungsstand. Dieser wird jedoch um den Befund erweitert, dass für einzelne Migran-
tengruppen eine Unterrepräsentation von Mädchen an Gymnasien zu konstatieren ist, 
was sich am deutlichsten für libanesische Migranten zeigte.
Ein erster Überblick konnte zu Klassenwiederholungen von Schülern mit Migrati-
onshintergrund gegeben werden. Diese wiederholen häufi ger die Klasse im Vergleich 
zu Schülern ohne Migrationshintergrund. Dies trifft   sowohl für alle Schüler an weiter-
führenden Schulen in der Sekundarstufe I zu, als auch für alle einzelnen Schulformen, 
an denen Klassenwiederholungen vorgesehen sind. 
Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Analyse des Schulerfolgs. Gezeigt wer-
den konnte, dass Abgänger mit Migrationshintergrund erheblich häufi ger die Schule 
ohne Hauptschulabschluss verlassen. Ferner erlangen sie deutlich seltener die Hoch-
schulreife als Schüler ohne Migrationshintergrund. Unter den einzelnen Migrations-
merkmalen ist es das Merkmal der (nichtdeutschen) Staatsangehörigkeit, mit dem die 
niedrigsten Anteile von Abgängern mit Hochschulreife sowie die höchsten Anteile von 
Abgängern ohne Hauptschulabschluss einhergehen. Wird der Migrationshintergrund 
nach Herkunft  der Schüler ausdiff erenziert, dann zeigen sich erneut erhebliche Unter-
schiede. Einzelne Migrantengruppen weisen z. T. einen deutlich höheren Schulerfolg 
auf als Schüler ohne Migrationshintergrund. Hier sind beispielsweise französische und 
ukrainische Migranten zu nennen, die häufi ger die Schule mit Hochschulreife verlas-
sen als Schüler ohne Migrationshintergrund. Demgegenüber geht mehr als jeder fünf-
te Abgänger mit libanesischem, mazedonischem und albanischem Migrationshinter-
grund von der Schule ohne Hauptschulabschluss ab – unter serbischen Schülern ist 
es sogar beinahe jeder Dritte. Die niedrigsten Anteile von Abgängern mit Hochschul-
reife (von jeweils unter zehn Prozent) sind für Schüler mit türkischem, irakischem, 
serbischem und libanesischem Migrationshintergrund festzustellen. Wird neben der 
Herkunft  auch der Generationenstatus berücksichtigt, dann zeigt sich überwiegend ein 
Anstieg des Schulerfolgs in der 2. im Vergleich zur 1. Generation.
Überprüft  wurde weiterhin, inwiefern die Bildungsbeteiligung den Schulerfolg von 
Schülern mit Migrationshintergrund nach Herkunft sgruppen indiziert. Wird die Bil-
dungsbeteiligung in Bezug zum Schulerfolg gesetzt, dann ergibt sich ein starker kor-
relativer Zusammenhang: Herkunft sgruppen mit hoher Bildungsbeteiligung weisen 
auch einen hohen Schulerfolg auf. D. h. für diejenigen Migrantengruppen mit ho-
hen Gymnasialbesuchsanteilen zeigen sich auch die höchsten Abgängeranteile mit 
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Hochschulreife. Starke bis sehr starke Korrelationen bestehen ebenfalls zwischen den 
erreichten Schulabschlüssen und der Bildungsbeteiligung (nach Staatsangehörigkeit 
sowie nach Migrationshintergrund mit erweiterten Migrationsmerkmalen). Hieraus 
folgt, dass für Schüler mit Migrationshintergrund die Bildungsbeteiligung als (weiter-
hin) geeigneter Indikator des zukünft igen Bildungserfolgs angesehen werden kann. 
Allerdings waren vereinzelt nicht unerhebliche Abweichungen festzustellen. Insbe-
sondere für vietnamesische Schüler war nur ein relativ geringer Schulerfolg – im Ver-
gleich zur hohen Bildungsbeteiligung – feststellbar. Anhand der verfügbaren schul-
statistischen Daten konnten die genauen Ursachen hierfür nur begrenzt analysiert 
werden. Entsprechend besteht weiterer Forschungsbedarf, da die Ursachen der er-
heblichen Abweichungen zwischen Bildungsbeteiligung und Schulerfolg für die Bil-
dungsforschung von einem besonderen analytischen Interesse sind. Anhand von 
Längsschnittanalysen könnte der Bildungsverlauf von Schülern bestimmter Herkunft s-
gruppen genauer nachgezeichnet werden. Hierdurch ließen sich neue und weiter aus-
diff erenzierte Erkenntnisse gewinnen. Auch wäre nachzuvollziehen, warum der reali-
sierte Schulerfolg von vietnamesischen Schülern erheblich niedriger ausfällt als es der 
sehr hohe Gymnasialbesuch in der Sekundarstufe I erwarten ließe. 
Diff erenziert nach Schulform werden von Schülern mit – im Vergleich zu Schü-
lern ohne – Migrationshintergrund insgesamt unterdurchschnittliche Schulerfolge er-
zielt, was sich z. B. in niedrigeren realisierten Schulabschlüssen zeigt. Relativ geringe 
Fallzahlen begrenzen weiter ausdiff erenzierte Analysen zu Abgängern nach Schulform 
und Herkunft . Unter Berücksichtigung dieser Einschränkungen hat sich für die meis-
ten Herkunft sgruppen ein unterdurchschnittlicher Schulerfolg, wenn die Schulform 
berücksichtigt wird.
Insgesamt konnten für Schüler mit Migrationshintergrund (sowie für eine große 
Zahl an Herkunft sgruppen) deutliche Bildungsdisparitäten im Vergleich zu Schülern 
ohne Migrationshintergrund festgestellt werden. Es erscheint dringend erforderlich, 
die festgestellten eklatanten Unterschiede zu minimieren. Allerdings ist es nur sehr 
eingeschränkt möglich, anhand der vorliegenden Individualdaten die genauen Ursa-
chen für die gefundenen Disparitäten zu analysieren. Entsprechend ist fraglich, ob die 
Merkmale Staatsangehörigkeit, Familiensprache, Geburtsland oder das Zuzugsalter als 
Ursache für eine negative Bildungsbeteiligung angesehen werden können – oder die 
tatsächlichen Ursachen zumindest angemessen indizieren. Ebenso ist es möglich, dass 
diese Merkmale in der schulischen Praxis stigmatisierend wirken, was zu entsprechen-
den Benachteiligungen oder Diskriminierungen führen könnte. Hiermit einher gin-
gen entsprechende Konsequenzen bzw. Ergebnisse für Schüler, die diese Merkmale 
aufweisen (etwa an Übergängen wie dem Wechsel von der Grundschule in eine wei-
terführende Schule, bei Prüfungen oder der Vergabe von Noten, bei Schulformwech-
seln usw.). Somit könnten Schüler nach spezifi scher Herkunft  allein deshalb schlech-
ter abschneiden, wenn sie aufgrund ihrer Herkunft  (institutionell) benachteiligt oder 
diskriminiert würden. Auch dieser Aspekt verweist darauf, dass weitestgehend unklar 
bleibt, ob und zu welchen Anteilen bestimmte theoretische Ansätze die ausgewiese-
nen Bildungsdisparitäten ursächlich erklären (können). Zumindest könnten die Er-
gebnisse, die einen Einfl uss der überwiegenden Familiensprache auf Bildungsergeb-
nisse indizieren, auf die Relevanz des kulturellen Kapitals hinweisen. Möglich wäre 
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allerdings auch, dass sich u. a. in der überwiegenden Familiensprache der Einfl uss des 
sozioökonomischen Status von Migranten widerspiegelt. Wenn leistungsfremde Unter-
schiede oder Nachteile von Schülern mit Migrationshintergrund (unabhängig davon, 
ob z. B. sprachlicher oder sozioökonomischer Art) durch das Schulsystem nicht kom-
pensiert werden, sondern z. B. zu einem erhöhten Förderschulbesuch führen, können 
diese Disparitäten als ein deutlicher Hinweis auf institutionelle Benachteiligung ge-
deutet werden. 
Wie hier gezeigt wurde, können anhand von weitergehenden schulstatistischen 
Merkmalen immerhin Teile der Migrationssituation bzw. -biographie von Schülern ab-
gebildet werden. Während sich u. a. der genaue Rechtsstatus, die Zuwanderungshis-
torie und -gründe, die Bleibeperspektive, oder die sozioökonomischen Bedingungen 
bestenfalls grob oder indirekt ableiten bzw. einschätzen lassen, enthält der verwendete 
Datensatz präzise Informationen zum Geburtsland, zum Generationenstatus und über 
das Zuzugsalter (sowie zum Geschlecht und zur Herkunft , die über die vorhandenen 
Migrationsmerkmale abgeleitet werden kann). Unter Berücksichtigung dieser Merk-
male konnten z. T. erhebliche Unterschiede in der Bildungsbeteiligung von Schülern 
mit Migrationshintergrund bzw. von Schülern verschiedener Herkunft sgruppen auf-
gezeigt werden. So waren etwa deutliche Bildungsdisparitäten nach Herkunft  und Ge-
nerationenstatus erkennbar; für im Ausland geborene Schüler der 1. Generation zeigte 
sich z. B. ein deutlicher Zusammenhang zwischen Zuzugsalter und Gymnasialbesuch.
Trotz verschiedener kritischer Anmerkungen bleibt abschließend festzuhalten, dass 
Individualdatenstatistiken nicht per se Mängel aufweisen müssen, allerdings werden 
bisher einzelne (Migrations-)Merkmale unzureichend (oder überhaupt nicht) erhoben. 
Dennoch haben sich insgesamt deutlich die Potentiale von Individualdatenstatistiken 
im Vergleich zu bisherigen – auf Summendaten basierenden – Schulstatistiken gezeigt, 
um Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund zu analysieren.
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5. Fazit und Ausblick
Nachfolgend werden die wichtigsten Forschungserträge dieser Arbeit resümiert. Ne-
ben der Darstellung von theoretischen Erklärungsansätzen und des Forschungsstands 
zu Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund werden die wich-
tigsten Ergebnisse anhand der folgenden vier Ertragsdimensionen gegliedert und zu-
sammengefasst: 1.) Die anhand von herkömmlichen schulstatistischen Summenda-
ten erzielten Erträge für die Bildungsforschung bezogen auf die Bildungssituation von 
Schülern mit Migrationshintergrund; 2.) durch das geänderte Staatsangehörigkeits-
recht wurde es noch schwieriger, Schüler mit Migrationshintergrund angemessen zu 
operationalisieren und hinlänglich zu erfassen, in diesem Zusammenhang werden die 
Erträge bezogen auf die methodischen Herausforderungen für die Bildungsforschung 
im Allgemeinen und die Schulstatistik im Besonderen dargelegt; 3.) eine kritische Ein-
schätzung der Erträge und Potentiale der Schülerindividualstatistik für Analysen zur 
Bildungsbeteiligung und zur Bildungsbenachteiligung von Schülern mit Migrations-
hintergrund sowie 4.) die Erträge für eine weitere Verbesserung der amtlichen Schul-
statistik und ihrer Potentiale bezogen auf die statistische Erfassung von Schülern mit 
Migrationshintergrund und der Analyse ihrer Bildungssituation.
Aus einer bildungssoziologischen Perspektive wurden zunächst verschiedene theore-
tische Ansätze angeführt, die Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshin-
tergrund bzw. von Schülern mit bestimmten Migrationsmerkmalen zu erklären ver-
suchen. Ein wichtiger Ansatz fokussiert auf die jeweilige Ressourcenausstattung. 
Hiernach gehen für Schüler mit dem Umfang des in ihren Familien zur Verfügung 
stehenden sozialen, kulturellen oder ökonomischen Kapitals entsprechende schu-
lische Vor- oder Nachteile einher. Es existieren weitere Erklärungsansätze, die an-
dere Schwerpunkte setzen. Hier sind insbesondere die jeweilige Migrationssituati-
on bzw. -biografi e genannt, oder Ansätze, die Bildungsdisparitäten auf institutionelle 
Bedingungen oder institutionelle Diskriminierung zurückführen; aber auch (sozial-)
räumliche Gegebenheiten sowie Kontextbedingungen und -eff ekte werden aus theo-
retischer Perspektive zur Erklärung von Unterschieden in der jeweiligen Bildungssitu-
ation insbesondere von Schülern mit Migrationshintergrund angeführt. Zwar konnte 
die Relevanz der verschiedenen Erklärungsansätze anhand von Forschungsergebnis-
sen anderer Autoren und Studien näherungsweise eingeschätzt werden. Jedoch kön-
nen anhand von Daten der amtlichen Schulstatistik und der in den Statistiken ver-
fügbaren Merkmale die theoretischen Erklärungsansätze für Bildungsdisparitäten von 
Schülern mit Migrationshintergrund empirisch nur eingeschränkt überprüft  werden. 
Z. B. liegen keine Informationen vor zu temporären Auslandsaufenthalten, zu Eff ek-
ten von Schulferien, zur Bleibeperspektive, zum Einfl uss der Bildungssysteme der Her-
kunft sländer oder etwa zur Bildungsaspiration und -motivation. Diese können sich 
jedoch auf die Bildungsergebnisse von Schülern mit Migrationshintergrund maßgeb-
lich auswirken. Ausgehend von den in Individualdatenstatistiken enthaltenen (Mig-
rations-)Merkmalen können ansatzweise Erklärungsansätze zum kulturellen Kapital, 
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zur Migrationssituation bzw. -biografi e von Schülern, zu regionalen Disparitäten so-
wie zu den institutionellen Bedingungen empirisch überprüft  werden. Denn es liegen 
Informationen z. B. zur überwiegenden Familiensprache, zum Zuzugsalter, zum Schul-
besuchsort sowie zur besuchten Schulform vor – mit Blick auf institutionelle Bedin-
gungen bzw. Benachteiligungen ist insbesondere der Umfang des Förderschulbesuchs 
von Relevanz. In den vorhandenen Merkmalen spiegeln sich auch andere Einfl üsse 
wider, hier ist z. B. das in Schulstatistiken nicht erhobene sozioökonomische Kapi-
tal hervorzuheben. Hierbei handelt es sich um ein generelles Problem, denn die ver-
schiedenen Erklärungsansätze wirken zusammen und führen zu disparaten Bildungs-
ergebnissen von Schülern mit Migrationshintergrund – sowie weiter diff erenziert für 
Schüler verschiedener Herkunft sgruppen. Insbesondere im Rahmen von Schulstatis-
tiken ist es kaum möglich, alle Merkmale zu erheben, um die verschiedenen potenti-
ellen Einfl üsse zu überprüfen, die zu Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrati-
onshintergrund führen können – dies insbesondere, da Schulstatistiken Informationen 
zur Grundgesamtheit der Schüler liefern. Für Daten der amtlichen Schulstatistik ist 
somit insgesamt zu konstatieren, dass diese eine Vollerhebung darstellen, die diff e-
renzierte Analysen zur Bildungssituation von Schülern mit Migrationshintergrund im 
deutschen Schulsystem ermöglichen. Die Ursachen für die festgestellten Disparitäten 
können anhand dieser Datenbasis jedoch nur bedingt analysiert werden. Im Rahmen 
dieser Arbeit wurden erstmals die Potentiale von Schulstatistiken geprüft , Bildungsdis-
paritäten von Schülern mit Migrationshintergrund zu analysieren. Hierfür wurden so-
wohl herkömmliche als auch neuere und auf Individualdaten basierende Schulstatisti-
ken ausgewertet.
Nachfolgend werden die spezifi schen Erträge dieser Arbeit resümiert, die für die Bil-
dungs- und Migrationsforschung erzielt wurden. Zunächst werden die Potentiale der 
auf herkömmlichen Summendaten des Statistischen Bundesamtes basierenden Statis-
tiken hinsichtlich der Beschreibung der Bildungssituation von Schülern mit Migra-
tionshintergrund dargestellt. Es lässt sich festhalten, dass die Bildungssituation von 
Schülern mit Migrationshintergrund nur anhand des Merkmals der (nichtdeutschen) 
Staatsangehörigkeit untersucht werden kann. Weitergehende Diff erenzierungen sind 
prinzipiell nach genauer Staatsangehörigkeit, nach Bundesland und besuchter Schul-
form möglich. Ein genereller Vorteil der Verwendung von Daten der amtlichen Schul-
statistik ist, dass diese Informationen zur Grundgesamtheit der Schüler an deutschen 
Schulen bereitstellen, anhand derer eine diff erenzierte Darstellung von möglichen be-
stehenden Bildungsdisparitäten von Schülern nach Staatsangehörigkeit ermöglicht 
wird. Gezeigt werden konnte, dass deutliche Unterschiede in der Bildungsbeteiligung 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Staatsangehörigkeit von Schülern bestehen. So sind 
Schüler der meisten nichtdeutschen Staatsangehörigkeiten im Vergleich zu deutschen 
Schülern sowohl an Förder- als auch an Hauptschulen überrepräsentiert, während sie 
zugleich seltener Gymnasien besuchen. Die deutlichsten Benachteiligungen sind für 
Schüler mit einer libanesischen, albanischen und serbischen Staatsangehörigkeit zu 
konstatieren. Diese sind im Vergleich zu deutschen Schülern an Förderschulen und an 
Hauptschulen erheblich überrepräsentiert und zugleich an Gymnasien deutlich unter-
repräsentiert. Ganz anders stellt sich etwa der Schulformbesuch für ukrainische und 
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vietnamesische Schüler dar. Schüler dieser Staatsangehörigkeiten weisen eine hohe Bil-
dungsbeteiligung auf, da sie Gymnasien sogar häufi ger als deutsche Schüler besuchen, 
während sie an Förderschulen und zum Teil auch an Hauptschulen unterrepräsentiert 
sind. Weiter konnten regionale Unterschiede auf Landesebene aufgezeigt werden. Ex-
emplarisch sollen die teils erheblich variierenden Anteile des Förderschulbesuchs nach 
Bundesland genannt werden, die auch unter Berücksichtigung der Staatsangehörig-
keit von Schülern fortbestehen. Die regionalen Analysen haben teils bedenkliche Er-
gebnisse aufgezeigt, etwa wenn in einem Bundesland mehr als 40 % der Schüler einer 
bestimmten Staatsangehörigkeit eine Förderschule besuchen. Die erzielten Ergebnisse 
belegen eine unterschiedlich starke separative Beschulung von Schülern verschiedener 
Staatsangehörigkeiten in den Ländern. Insbesondere die – auch im Ländervergleich – 
deutlich erhöhten RRIs für Niedersachsen können als ein Hinweis auf institutionelle 
Benachteiligung gewertet werden (vgl. hierzu Kapitel 1.3). 
Insgesamt bleibt somit festzuhalten, dass sowohl auf Bundes- als auch auf Landes-
ebene große Unterschiede in der Bildungsbeteiligung für Schüler verschiedener Staats-
angehörigkeiten bestehen. Die Besuchsquoten von Gymnasien und von Förderschulen 
unterscheiden sich z. T. erheblich im Vergleich zu denen von deutschen Schülern. Zu-
dem zeigte sich zwischen den Ländern eine unterschiedliche Bildungsbeteiligung für 
Schüler derselben Staatsangehörigkeit. 
Anhand der berechneten Relativen-Risiko-Indizes wurde festgestellt, dass für 
Schüler verschiedener nichtdeutscher Staatsangehörigkeiten im Vergleich zu deut-
schen Schülern z. T. erhebliche landesspezifi sche Unterschiede hinsichtlich der Chan-
cen bzw. Risiken bestehen, eine bestimmte Schulform zu besuchen. Allerdings lassen 
sich anhand der verfügbaren Daten die genauen Mechanismen oder Ursachen für die-
se Ergebnisse nicht näher bestimmen.
In dieser Diff erenziertheit wurden die Unterschiede des Schulbesuchs von Schü-
lern nach spezifi scher Staatsangehörigkeit im Ländervergleich bisher nicht analysiert 
und herausgearbeitet. Hinsichtlich der festgestellten Unterschiede im Besuch verschie-
dener Schulformen scheint kein theoretischer Erklärungsansatz allein auszureichen, 
um die z. T. erheblichen Disparitäten hinlänglich erklären zu können. Dies soll am 
Beispiel der ressourcentheoretischen Erklärungen veranschaulicht werden. Wird er-
gänzend zur Schulstatistik der Mikrozensus herangezogen, dann zeigt sich, dass für 
die Bevölkerung im Schulalter mit italienischer und vietnamesischer Staatsangehörig-
keit nur geringe Unterschiede im sozio-ökonomischen Status festzustellen sind, dem-
gegenüber ergeben sich für Schüler dieser Staatsangehörigkeiten erhebliche Unter-
schiede im Schulformbesuch. Ausgehend von der aktuellen Datenbasis ist es – wie 
beschrieben – nicht möglich, potentielle Ursachen der erzielten Ergebnisse vertiefend 
zu analysieren. Daher bleibt z. B. auch off en, inwiefern räumlich und sozial selektive 
Zuwanderungsprozesse nach Staatsangehörigkeit der Bevölkerung einen Ansatzpunkt 
für die Erklärung der konstatierten Bildungsdisparitäten bieten könnten – bei Vor-
liegen einer entsprechenden Datenbasis können entsprechende Untersuchungen eine 
Aufgabe für zukünft ige Forschung sein.
Als Potential der herkömmlichen Schulstatistik bleibt somit insgesamt zu fest-
zuhalten, dass diese erlaubt, den Schulformbesuch von Schülern diff erenziert nach 
(nichtdeutscher) Staatsangehörigkeit abzubilden. Da die Grundgesamtheit der Schüler 
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schulstatistisch erfasst wird, kann die Bildungsbeteiligung sowohl auf Bundes-, als 
auch auf Landesebene ausgewertet werden. Zudem können Unter- oder Überreprä-
sentation des Besuchs bestimmter Schulformen analysiert werden – etwa von Schülern 
diff erenziert nach der jeweiligen nichtdeutschen Staatsangehörigkeit im Vergleich zu 
deutschen Schülern. Die Überprüfung von Datensätzen der herkömmlichen Schulsta-
tistik ergab leichte Einschränkungen hinsichtlich der staatsangehörigkeitsspezifi schen 
Diff erenzierung von Schülern, etwa weil vereinzelt quantitativ nicht zu vernachlässi-
gende Staatsangehörigkeitsgruppen nur aggregiert mit anderen ausgewiesen werden 
(z. B. werden chinesische Schüler zusammen mit anderer Staatsangehörigkeiten statis-
tisch unter Schülern des ‚Übrigen Asien‘ subsumiert). Zudem erfasst ein Bundesland 
den Förderschulbesuch nicht für einzelne Staatsangehörigkeiten, die jedoch in der 
Bundesstatistik ausgewiesen werden. Schwerwiegender ist, dass bestehende Abgän-
gerstatistiken nicht die jeweilige Staatsangehörigkeit von Schülern berücksichtigen. In 
den Bundesländern werden entsprechende Abgängerstatistiken nicht fl ächendeckend 
erhoben, daher ist eine Darstellung des Schulerfolgs nach genauer Staatsangehörigkeit 
der Schüler auf Bundesebene nicht möglich. 
Im Jahr 2000 wurde das Staatsangehörigkeitsrecht geändert. Insbesondere vor die-
sem Hintergrund sollen die Erträge dieser Arbeit dargestellt werden bezogen auf die 
methodischen Herausforderungen für die Schulstatistik – sowie für die Bildungsfor-
schung im Allgemeinen –, Schüler mit Migrationshintergrund angemessen zu operati-
onalisieren und quantitativ hinlänglich zu erfassen. Dies ist nicht zuletzt deshalb von 
besonderer Bedeutung, da das Merkmal der ‚Staatsangehörigkeit‘ in der Schulstatis-
tik seit vielen Jahren als alleiniges Merkmal verwendet wird, um Schüler mit Migrati-
onshintergrund zu erfassen. Daher wurde in dieser Arbeit weiter untersucht, inwiefern 
die herkömmlichen und auf Summendaten basierenden Schulstatistiken durch das ge-
änderte Staatsangehörigkeitsrecht zunehmend an Relevanz verlieren. 
Schwerpunktmäßig wurden die Auswirkungen des im Jahr 2000 geänderten Staats-
angehörigkeitsrechts auf die bisherige Schulstatistik und insbesondere auf das hier-
in enthaltene Merkmal der Staatsangehörigkeit analysiert. Seit dem Jahr 2000 wird 
häufi ger temporär eine doppelte (d. h. deutsch-nichtdeutsche) Staatsangehörigkeit an 
in Deutschland geborene Kinder verliehen, deren nichtdeutsche Eltern eine längere 
Aufenthaltsdauer aufweisen. Durch die unzureichende Berücksichtigung der zweiten 
Staatsangehörigkeit oder weiterer Migrationsmerkmale von Schülern in der Schulsta-
tistik ändert sich die Aussagefähigkeit des Merkmals der ‚nichtdeutschen Schüler ins-
gesamt‘. Aus demografi schen Gründen nimmt der Anteil von Schülern mit Migrati-
onshintergrund an den Schülern insgesamt weiter zu. In der Schulstatistik zeigt sich 
allerdings ein abnehmender Anteil von Grundschülern mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit. Neben der quantitativen Dimension konnte auch gezeigt werden, dass 
sich die Zusammensetzung der Schüler nach Staatsangehörigkeit innerhalb der ‚aus-
ländischen Schüler insgesamt‘ deutlich verändert. Insbesondere der Anteil von Schü-
lern mit türkischer Staatsangehörigkeit geht unter den nichtdeutschen Schülern insge-
samt erheblich zurück. Hiermit einher geht ein anteilsmäßiger Zuwachs der diff usen 
und heterogenen Gruppe der Schüler ‚mit sonstiger Staatsangehörigkeit‘, unter de-
nen Schüler verschiedener Staatsangehörigkeiten mit quantitativ geringer(er) Relevanz 
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subsumiert werden. Wie in dieser Arbeit mehrfach gezeigt bestehen Bildungsdispa-
ritäten nach spezifi scher Staatsangehörigkeit bzw. Herkunft , weswegen eine diff usere 
und uneindeutigere Zusammensetzung des Merkmals ‚ausländischer Schüler insge-
samt‘ die Interpretation des Indikators zunehmend erschwert. Dieser Befund ist auch 
deshalb von besonderer – auch praktischer – Bedeutung, da das nicht weiter ausdiff e-
renzierte Merkmal der nichtdeutschen Schüler insgesamt z. B. weiterhin in der kom-
munalen Bildungsberichterstattung oder im Rahmen von Sozialraumanalysen Ver-
wendung fi ndet – insbesondere wenn kleinräumigere Gliederungen nur noch niedrige 
Fallzahlen an nichtdeutschen Schülern aufweisen.
Festzuhalten bleibt, dass das Merkmal ‚Staatsangehörigkeit‘, das in herkömmlichen 
Schulstatistiken als alleiniges Kriterium für einen Migrationshintergrund von Schülern 
verwendet wird, deutlich an Bedeutung verloren hat. Daher ist dieses Merkmal für bil-
dungspolitische Steuerungsprozesse nur noch als eines unter mehreren von Interes-
se. Dieser Befund ist für die weiterführenden Schulen von perspektivischer Relevanz. 
Denn wenn die ab dem Jahr 2000 geborenen Schüler in die Sekundarstufe übergehen, 
wird auch an den weiterführenden Schulen der anhand von Schulstatistiken gemesse-
ne Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund (zusätzlich) unterschätzt. 
In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg war eine nichtdeutsche Staats-
angehörigkeit in der Schulstatistik sicherlich ein quantitativ aussagekräft iger Indika-
tor, um Schüler mit Migrationshintergrund zu erfassen. Denn im Rahmen der in den 
1960er Jahren beginnenden Arbeitsmigration verfügten die nach Deutschland Zuge-
zogenen und ihre Kinder i. d. R. nur über einen ausländischen Pass. Zudem bestan-
den in Deutschland relativ hohe Einbürgerungshürden und das Vorhandensein von 
doppelten Staatsangehörigkeiten war aus quantitativer Sicht eher zu vernachlässigen. 
Mit zunehmender Aufenthaltsdauer und einer dauerhaft en Bleibeperspektive von Zu-
wanderern kam es in Deutschland verstärkt zur Verleihung der deutschen Staatsan-
gehörigkeit an Kinder von Zuwanderern. Hierdurch verlor das Merkmal der Staats-
angehörigkeit fortlaufend an Relevanz, dies insbesondere mit Inkraft treten des neuen 
Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 2000. Da seither in Deutschland geborene Kinder 
von Migranten häufi g eine zusätzliche deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, werden 
sie in der Schulstatistik als deutsche Schüler erfasst. Somit sind zusätzliche Merkma-
le heranzuziehen, um den Umfang von Schülern mit Migrationshintergrund und die 
von ihnen erzielten Bildungsergebnisse darstellen zu können. Nicht zuletzt aus die-
sem Grund werden von einzelnen Ländern anhand von schulstatistischen Individu-
aldaten erweiterte Migrationsmerkmale erhoben. Für die vier Länder Bayern, Ham-
burg, Hessen und Rheinland-Pfalz konnte untersucht werden, inwiefern Ansätze, den 
Migrationshintergrund von Schülern anhand von ergänzenden Migrationsmerkma-
len besser zu erfassen, erfolgreich waren. Die Individualdatenstatistiken der genannten 
Länder orientieren sich hierbei an dem Beschluss der KMK (2011b) zu Kerndatensät-
zen. Daher enthalten die Indi vidual datenstatistiken jeweils die potentiellen Migrati-
onsmerkmale der überwiegenden Familiensprache sowie des Geburtslandes von Schü-
lern, die zusätzlich zur Staatsangehörigkeit erhoben werden. Es wurde aufgezeigt, dass 
die überwiegende Familiensprache das bedeutsamste Merkmal darstellt, um Schüler 
mit Migrationshintergrund quantitativ zu erfassen. Das zweitwichtigste Merkmal ist 
die Staatsangehörigkeit. Erst mit Abstand folgt das Geburtsland, dem Merkmal kommt 
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nur eine quantitativ untergeordnete Rolle zu. Allerdings konnten für das Merkmal der 
Familiensprache verschiedene Nachteile festgestellt werden, z. B. sind hierüber nur 
sehr bedingt Rückschlüsse auf die Herkunft  von Schülern möglich. 
Die Erhebung zusätzlicher Migrationsmerkmale stellt einen erheblichen schulsta-
tistischen Fortschritt dar – insbesondere im Vergleich zu der ausschließlichen Erfas-
sung des Merkmals der Staatsangehörigkeit. Zwar besteht auf Kreisebene ein starker 
Zusammenhang zwischen dem Anteil von nichtdeutschen Schülern und dem Anteil 
von Schülern mit Migrationshintergrund. Aber die drei Migrationsmerkmale reichen 
nicht aus, um den Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund zutreff end abzu-
bilden. Dies zeigte sich in einem im Zeitverlauf sinkenden Anteil von Schülern mit 
Migrationshintergrund insgesamt, was demografi schen Annahmen widerspricht. Der 
schulstatistische Anteil von Grundschülern mit Migrationshintergrund wurde mit 
dem Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund im Grundschulalter anhand 
von Daten des Mikrozensus verglichen. Hierdurch konnte verdeutlicht werden, dass in 
der Schulstatistik der Anteil der Grundschüler mit Migrationshintergrund z. T. deut-
lich unterschätzt wird. Folglich werden Schüler mit Migrationshintergrund (der 2. Ge-
neration) somit selbst anhand der von der KMK vorgeschlagenen zusätzlichen Mig-
rationsmerkmale erheblich unterschätzt. Der Umfang der Unterschätzung kann über 
die Erfassung von weiteren – auch ehemaligen – Staatsangehörigkeiten von Schülern 
etwas reduziert werden. Dies konnte exemplarisch für Hessen gezeigt werden, da das 
Land zusätzlich die zweite Staatsangehörigkeit von Schülern erhebt. Für eine hinrei-
chende und möglichst unverzerrte Darstellung ist es jedoch zwingend erforderlich, 
zumindest das Geburtsland der Eltern zu erfassen. Dies würde zudem eine präzisere 
Zuordnung von Schülern mit Migrationshintergrund nach ihrer jeweiligen Herkunft  
ermöglichen.
Somit bleibt zum einen festzuhalten, dass das in der herkömmlichen Schulstatis-
tik verwendete Merkmal der nichtdeutschen Staatsangehörigkeit durch das geänder-
te Staatsangehörigkeitsrecht an Relevanz verliert. Zum anderen gibt es Ansätze der 
Schulstatistik, den Migrationshintergrund von Schülern im Rahmen von Individualda-
tenstatistiken weiter zu erfassen. Da sich die erhobenen Merkmale ausschließlich auf 
Merkmale der Schüler beziehen, reichen diese jedoch bei weitem nicht aus, um den 
Migrationshintergrund von Schülern unverzerrt und quantitativ hinlänglich zu erhe-
ben. Hierfür wäre eine zusätzliche Erfassung weiterer Migrationsmerkmale erforder-
lich, dies betrifft   insbesondere ergänzende Informationen zu den Eltern der Schüler.
Weiter sollen die Ergebnisse, Erträge und Potentiale der Schülerindividualstatistik hin-
sichtlich Analysen zur Bildungsbe(nach)teiligung von Schülern mit Migrationshin-
tergrund zusammengefasst bzw. eingeschätzt werden. Exemplarisch wurde für das 
Land Rheinland-Pfalz überprüft , inwiefern eine diff erenziertere Untersuchung der Bil-
dungssituation von Schülern mit Migrationshintergrund durch die Erfassung erwei-
terter Migrationsmerkmale ermöglicht wird und sich durch die Verwendung von In-
dividualdatenstatistiken neue Analysepotentiale ergeben. Insbesondere hinsichtlich 
der Bildungsbeteiligung, aber auch des Schulerfolgs, haben sich insgesamt erhebli-
che Bildungsdisparitäten zwischen Schülern verschiedener Herkunft sgruppen gezeigt. 
Z. B. weisen Schüler mit vietnamesischem Migrationshintergrund bezogen auf den 
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Gymnasialbesuch die höchste Besuchsquote auf, relativ hohe Gymnasialbesuchsantei-
le sind auch für britische, niederländische, französische und ukrainische Migranten 
sowie für Schüler ohne Migrationshintergrund zu konstatieren. Demgegenüber sind 
nur geringe Gymnasialbesuchsanteile für Schüler mit türkischem, albanischem, serbi-
schem, mazedonischem und libanesischem Migrationshintergrund festzustellen. 
Für die verschiedenen Herkunft sgruppen zeigte sich, dass zwischen der Bildungs-
beteiligung und dem Schulerfolg ein starker korrelativer Zusammenhang besteht. Z. B. 
geht nach Herkunft sgruppen ein hoher Gymnasialbesuchsanteil mit hohen Antei-
len von Abgängern mit Hochschulreife einher. Die deutlichste Abweichung von die-
sem Zusammenhang ist für vietnamesische Schüler zu konstatieren, ihr Schulerfolg 
fällt relativ gering aus im Vergleich zu der von ihnen erzielten hohen Bildungsbeteili-
gung. Die Ursachen für diese Abweichung ließen sich anhand der vorliegenden Quer-
schnittsdaten nur bedingt analysieren.
Wird die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund diff eren-
ziert nach Herkunft sgruppen und in Kombination mit dem Generationenstatus ana-
lysiert, dann zeigt sich für die Mehrheit der Herkunft sgruppen in der 2. Generation 
ein häufi gerer Gymnasialbesuch. Jedoch besucht eine nicht zu vernachlässigende Zahl 
an Herkunft sgruppen in der 2. Generation seltener als in der 1. Generation das Gym-
nasium. Anhand der vorliegenden Daten muss jedoch off en bleiben, in welchem Um-
fang dieses Ergebnis auf einem unzureichend erfassten Migrationshintergrund von 
Schülern in der 2. Generation beruht. Zumindest erscheint es plausibel, dass durch die 
nicht hinlänglich bzw. nur selektiv erfasste 2. Generation die Bildungsbeteiligung von 
Schülern der 2. Generation unterschätzt wird. D. h. die Ergebnisse fi elen positiver aus, 
wenn weitere Merkmale – wie etwa das Geburtsland der Eltern – erhoben würden. 
Werden entsprechende Merkmale nicht erhoben, kommt verschärfend hinzu, dass das 
dritte potentiell zur Verfügung stehende Migrationsmerkmal der überwiegenden Fa-
miliensprache nicht sinnvoll verwendet werden kann, um die Herkunft  von Schülern 
mit Migrationshintergrund eindeutig zuzuordnen. Die Unterschätzung von Schülern 
mit Migrationshintergrund der 2. Generation wird in weiterführenden Schulen pers-
pektivisch weiter zunehmen. Denn der Anteil von Schülern in der Sekundarstufe I auf 
die sich das geänderte Staatsangehörigkeitsrecht auswirkt (hierbei handelt es sich um 
die ab dem Jahr 2000 Geborenen), wird in den nachfolgenden Schuljahren weiter an-
steigen. Entsprechend wird der Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund wei-
ter zunehmen, die in Deutschland geboren wurden und die sowohl eine deutsche als 
auch eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit haben. Über die beiden in der Individu-
aldatenstatistik enthaltenen Merkmale der Staatsangehörigkeit und des Geburtslandes 
können sie allerdings nicht als Schüler mit Migrationshintergrund (der 2. Generation) 
erkannt werden.
Trotz dieser Unterschätzung konnte allerdings auch festgestellt werden, dass Schü-
ler mit Migrationshintergrund in der 2. Generation z. T. erheblich häufi ger in ihren 
Familien Deutsch sprechen als in der 1. Generation. Dies trifft   auf alle Herkunft sgrup-
pen zu und auch dann, wenn neben der Herkunft  zusätzlich das Zuzugsalter berück-
sichtigt wird. Eindeutig ist, dass Schüler mit Migrationshintergrund der 1. Generation 
hinreichend über das Geburtsland bzw. die Merkmalsausprägung eines nichtdeutschen 
Geburtslandes erfasst werden. Nach Herkunft sgruppen zeigt sich, dass insbesondere 
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die im Alter von 6 Jahren und älter zugezogenen Seiteneinsteiger in das deutsche 
Schulsystem eine erheblich niedrigere Bildungsbeteiligung aufweisen als die im Vor-
schulalter zugezogenen Schüler. Generell konnte für Schüler der 1. Generation ein 
sehr starker negativer Zusammenhang zwischen der Höhe des Zuzugsalters und dem 
Anteil des Gymnasialbesuchs festgestellt werden. Ein höheres Zuzugsalter geht somit 
einher mit einer geringeren Bildungsbeteiligung, dies gilt tendenziell auch bezogen auf 
den Schulerfolg. Zudem ergab sich ein negativer Zusammenhang zwischen dem Zu-
zugsalter und der überwiegenden Verwendung von Deutsch als Familiensprache.
Wird das Geschlecht berücksichtigt, wird deutlich, dass Mädchen im Aggregat 
häufi ger Gymnasien und seltener Förderschulen besuchen als Jungen. Dies gilt sowohl 
für die Schüler insgesamt als auch für Schüler mit einem Migrationshintergrund. Eine 
weitere Diff erenzierung nach Geschlecht und Herkunft  verweist darauf, dass ledig-
lich einzelne Herkunft sgruppen von diesem Muster abweichen. Somit besuchen nur in 
Ausnahmefällen Jungen häufi ger als Mädchen Gymnasien, am deutlichsten ist dies im 
Vergleich zwischen libanesischen Jungen und Mädchen der Fall.
Insgesamt konnte die Relevanz von schulstatischen Individualdaten für die Bil-
dungs- und Migrationsforschung aufgezeigt werden, da Schüler mit Migrationshin-
tergrund (anhand von erweiterten Migrationsmerkmalen) erstmals im Rahmen von 
amtlichen Schulstatistiken erfasst werden. Anhand dieser Daten konnte der bekann-
te Befund, wonach Schüler mit – im Vergleich zu denen ohne – Migrationshinter-
grund eine niedrigere Bildungsbeteiligung aufweisen erstmals anhand von Individu-
aldaten repliziert werden. Eine weitergehende Diff erenzierung der Bildungsergebnisse 
von Schülern mit Migrationshintergrund erwies sich beispielsweise nach Herkunft , 
Generationenstatus, Zuzugsalter oder Geschlecht als sinnvoll. Sollen basierend auf Da-
ten der amtlichen Schulstatistik verschiedene Merkmale miteinander kombiniert und 
weitergehende Diff erenzierungen vorgenommen werden, erfordert dies entsprechen-
de Individualdaten. 
Insgesamt wurde ein Grundstein gelegt für weitere auf Schülerindividualdaten ba-
sierende Forschung – insbesondere bezogen auf die Analyse von Bildungsdisparitäten 
oder auf die Bildungsbe(nach)teiligung von Schülern mit Migrationshintergrund. Dies 
betrifft   auch weitere denkbare Fragestellungen, die im Rahmen dieser Arbeit nicht zu-
sätzlich verfolgt werden konnten, deren vertiefende Untersuchung jedoch Daten von 
Vollerhebungen voraussetzen.
Über die inhaltliche Analyse hinausgehend wurde die Brauchbarkeit von schulsta-
tistischen Datensätzen hinsichtlich der Untersuchung von Bildungsdisparitäten von 
Schülern mit Migrationshintergrund geprüft . Daher sollen auch die wichtigsten Po-
tentiale von amtlichen Schulstatistiken und insbesondere die erweiterten Möglichkei-
ten dargestellt werden, die sich durch die Verwendung von Individualdatenstatistiken 
bezogen auf die Analyse von Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshinter-
grund ergeben, bevor abschließend weiterhin bestehende Einschränkungen der Schul-
statistik diskutiert werden.
Wie gezeigt, liefern amtliche Schulstatistiken Informationen über die Grundge-
samtheit der Schüler im Schulsystem. Aufgrund der hiermit einhergehenden hohen 
Fallzahlen ist es anhand von herkömmlichen Schulstatistiken weitestgehend möglich, 
die Bildungsbeteiligung nach der Staatsangehörigkeit von Schülern auszudiff erenzieren 
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– dies gilt sowohl auf der Bundes- als auch auf der Landesebene. Einzelne Bundeslän-
der erheben schulstatistische Individualdaten. Hiermit gehen weitergehende Analyse-
möglichkeiten einher, denn diese Statistiken stellen weitere, umfangreichere und bes-
ser diff erenzierte Merkmale bereit. Z. B. kann der Migrationshintergrund von Schülern 
anhand von zusätzlichen Migrationsmerkmalen weiter gefasst werden. Als ergänzen-
de schulstatistische Merkmale sind insbesondere die Staatsangehörigkeit und das Ge-
burtsland von Schülern sowie die überwiegend zu Hause gesprochene Familiensprache 
zu nennen. Für die im Ausland geborenen Schüler werden diese Migrationsmerk-
male ergänzt um das Zuzugsalter. Mit den erweiterten analytischen Möglichkeiten 
durch zusätzliche Migrationsmerkmale geht einher, dass die verschiedenen verfügba-
ren Merkmale sinnvoll miteinander kombiniert werden können. Hierdurch kann z. B. 
der Generationenstatus von Schülern mit Migrationshintergrund bestimmt werden, 
oder es können Analysen zur Bildungsbeteiligung diff erenziert nach Herkunft sgrup-
pen durchgeführt werden. Für Schüler mit Migrationshintergrund können diff eren-
ziert nach Migrationsmerkmalen und optional nach weiteren verfügbaren Merkmalen 
– wie z. B. das Geschlecht von Schülern – verschiedene Aspekte von Bildung unter-
sucht werden. Hier seien insbesondere Übergänge von der Grundschule in weiterfüh-
rende Schulen, der Besuch verschiedener Schulformen in der Sekundarstufe, Schul-
formwechsel, Klassenwiederholungen oder Schulerfolge genannt. Die Relevanz zeigt 
sich zum einen darin, dass entsprechende Analysen zuvor anhand von auf Summen-
daten basierenden Schulstatistiken nicht oder bestenfalls nur sehr eingeschränkt mög-
lich waren. Beispielsweise haben herkömmliche Schulstatistiken relativ undiff erenziert 
nur den Schulerfolg von Schülern mit deutscher im Vergleich zu Schülern mit auslän-
discher Staatsangehörigkeit ausweisen können. Individualdaten ermöglichen eine dif-
ferenziertere Untersuchung zum Schulerfolg, wodurch u. a. zukünft ige Lebens- und 
Arbeitsmarktchancen für verschiedene Migrantengruppen eingeschätzt werden kön-
nen. Durch die erweiterten Analysemöglichkeiten zeigen sich für bestimmte Migran-
tengruppen auch positive Bildungsergebnisse, die bislang nur wenig bekannt waren. 
Auf der anderen Seite konnten noch stärkere Bildungsbenachteiligungen für bislang 
nur unzureichend beachtete Migrantengruppen aufgearbeitet werden. 
Abschließend sollen die Erträge dieser Arbeit für eine weitere Verbesserung der amt-
lichen Schulstatistik und ihrer sekundäranalytischen Potentiale insbesondere bezogen 
auf die statistische Erfassung von Schülern mit Migrationshintergrund und der Analy-
se ihrer Bildungssituation zusammengefasst werden. Selbst wenn Bildungsdisparitäten 
von Schülern mit Migrationshintergrund anhand von Individualdaten der amtlichen 
Schulstatistik untersucht werden, sind weiterhin analytische Einschränkungen fest-
zustellen. Einzelne bereits erhobene Merkmale werden unzureichend erfasst, andere 
wichtige Merkmale fehlen. Besonders hervorzuheben ist die überwiegende Familien-
sprache, die nicht hinreichend diff erenziert erhoben wird. Exemplarisch soll auch eine 
optimierte Erfassung des Zuzugsalters genannt werden, da das Zuzugsalter nur nähe-
rungsweise bestimmt werden kann; zudem lässt sich ein möglicher Spätaussiedlersta-
tus von Schülern nicht nachvollziehen, auch wenn dieser als Merkmal an Bedeutung 
verliert. Um den Migrationshintergrund von Schülern quantitativ umfassender zu er-
heben wären ergänzende Elterninformationen erforderlich. Hier ist insbesondere das 
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Geburtsland der Eltern zu nennen. Durch die Erhebung könnte das Problem beho-
ben werden, dass Schüler mit Migrationshintergrund in der 2. Generation quantitativ 
unterschätzt werden und aus der Unterschätzung verzerrte Bildungsergebnisse resul-
tieren. Zugleich ermöglichen entsprechende Informationen, die Herkunft  von Schü-
lern mit Migrationshintergrund zuverlässiger bestimmen zu können. Auch könnte die 
Frage geklärt werden, ob ein oder zwei Elternteile im Ausland geboren wurden. Hier-
durch werden weitergehende Diff erenzierungen ermöglicht, wenn die entsprechenden 
Merkmale hinsichtlich der erzielten Bildungsergebnisse von Schülern mit Migrations-
hintergrund berücksichtigt werden. Eine weitere sinnvolle und zu ergänzende Infor-
mation wäre es, die Aufenthaltsdauer der Eltern zu erfassen. Dies würde es ermögli-
chen, die angenommene Konfundierung der Aufenthaltsdauer mit dem Zuzugsalter 
zu vermeiden. Die zuvor angeführten Merkmale beziehen sich auf den Migrations-
hintergrund von Schülern und sind somit von unmittelbarer Relevanz, wenn der Mi-
grationshintergrund durch Schulstatistiken möglichst präzise erfasst werden soll. Erst 
durch die zusätzliche Erhebung von relevanten Elterninformationen wären schulstatis-
tische Ergebnisse mit den Ergebnissen weiterer – etwa internationaler – Studien un-
mittelbar vergleichbar.
Insbesondere zur Überprüfung der theoretischen Erklärungsansätze von Bildungs-
disparitäten von Schülern mit Migrationshintergrund bzw. von herkunft sspezifi schen 
Bildungsergebnissen wäre die Erhebung von weiteren Merkmalen erforderlich. Sofern 
dies nicht im Rahmen von jährlich zu erhebenden Individualdatenstatistiken möglich 
sein sollte, z. B. weil hierdurch die verfügbaren Ressourcen überschritten werden, wäre 
eine entsprechende Sondererhebung in einem mehrjährigen Turnus denkbar. Es böte 
sich etwa an, alle drei oder alle fünf Jahre eine entsprechende Sondererhebung durch-
zuführen. Anhand der bisherigen schulstatistischen Individualdaten ist eine empiri-
sche Analyse der Ursachen von Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrations-
hintergrund bzw. eine Prüfung entsprechender theoretischer Erklärungsansätze nur 
bedingt möglich. Dies gelingt ansatzweise nur bezogen auf die Migrationsituation bzw. 
-biografi e von Schülern oder hinsichtlich regionaler Disparitäten. Zudem lassen sich 
z. T. institutionelle Benachteiligungen abbilden, etwa hinsichtlich des Schulformbe-
suchs – hier ist insbesondere der Umfang des Besuchs von Förderschulen zu nennen.
Als weitere Einschränkung ist der generelle Zugang zu schulstatistischen Indivi-
dualdaten zu nennen. Dieser fällt je nach Bundesland sehr unterschiedlich aus. Da-
her wäre wünschenswert, dass der Datenzugang zu Forschungszwecken rechtlich 
– und möglichst bundesweit einheitlich – geregelt wird. Kann der Zugang zu den ge-
wünschten Individualdaten hergestellt werden, dann ergeben sich bezogen auf die er-
zielten Ergebnisse datenschutzrechtliche Einschränkungen, die immerhin transpa-
rent und nachvollziehbar sind. Z. B. dürfen keine Ergebnisse verwendet werden, die 
eine Fallzahl von genau eins oder zwei enthalten. Aus inhaltlicher Sicht bzw. aus Sicht 
der Forschung stellt sich jedoch die Frage, wie bedenklich z. B. das fi ktive Ergebnis 
auf Ebene eines Bundeslandes ist, wonach zwei Schüler einer bestimmten Staatsan-
gehörigkeit ein Gymnasium besuchen. Wird ein solches Ergebnis erzielt, dann ist die 
Folge, dass z. B. der Gymnasialbesuchsanteil von Schülern dieser Staatsangehörigkeit 
nicht berichtet werden kann – unabhängig von der Fallzahl von Schülern mit dieser 
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Staatsangehörigkeit an weiterführenden Schulen insgesamt (die als Referenz zur Be-
rechnung des Gymnasialbesuchsanteils dienen).
Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Vereinheitlichung von Individualdatensätzen 
zwischen den Bundesländern, bzw. wäre zumindest der Kerndatensatz der KMK ein-
heitlich auf Länderebene umzusetzen. Eine Vereinheitlichung ist erforderlich, um in-
dividualdatenstatistische Ergebnisse zwischen den Ländern vergleichen zu können. 
Hierdurch könnten nicht zuletzt regionale bzw. bundeslandspezifi sche Besonderheiten 
– wie etwa im Schulrecht – ausgeschlossen werden, welche die für Rheinland-Pfalz be-
richteten Ergebnisse beeinfl ussen können. Um die Vergleichbarkeit zu erhöhen, wären 
auch weitere verbindliche Vereinbarungen über die zu erhebenden Merkmalsausprä-
gungen zu treff en (z. B. welche verschiedenen überwiegenden Familiensprachen von 
Schülern erfasst werden). Trotz alledem bleibt festzuhalten, dass Individualdatensta-
tistiken eine sinnvolle Erweiterung der Schulstatistik darstellen. Allerdings wären ein-
zelne Merkmale zu optimieren und weitere Merkmale zu ergänzen, um Bildungsdis-
paritäten von Schülern mit Migrationshintergrund umfassend analysieren zu können.
Ferner soll auf zukünft ige sekundäranalytische Potentiale hingewiesen werden, die 
sich aus der Verwendung von amtlichen Individualdatenstatistiken insbesondere be-
zogen auf die Analyse von Bildungsdisparitäten von Schülern mit Migrationshinter-
grund ergeben. Im Rahmen dieser Arbeit wurden Analysen zur Bildungssituation 
von Schülern mit Migrationshintergrund anhand von schulstatistischen Querschnitts-
daten durchgeführt, da erst seit wenigen Jahren erweiterte (und valide) Migrations-
merkmale im Rahmen von Individualdatenstatistiken erhoben werden. Wenn in den 
nachfolgenden Schuljahren individualdatenstatistische Informationen über einen grö-
ßeren Zeitraum vorliegen, besteht die Möglichkeit, Bildungsdisparitäten von Schülern 
mit Migrationshintergrund im Längsschnitt zu analysieren. Anhand von Längsschnit-
tanalysen lassen sich Bildungsprozesse abbilden, hierdurch könnte z. B. der realisierte 
Schulerfolg im Vergleich zur Bildungsbeteiligung in der Sekundarstufe I näher unter-
sucht werden. Wird der Bildungsverlauf anhand von Längsschnittdaten nachvollzogen, 
gehen hiermit neue und ausdiff erenziertere Erkenntnisse einher. Beispielsweise könn-
ten die wichtigsten anhand von Querschnittsdaten erzielten Ergebnisse genauer unter-
sucht werden. Hier seien z. B. Abweichungen zwischen der Bildungsbeteiligung und 
dem realisierten Schulerfolg von Schülern nach Herkunft sgruppen genannt (die insbe-
sondere für Schüler mit vietnamesischem Migrationshintergrund festgestellt wurden).
Der zentrale Vorteil von Schulstatistiken ist in den Fallzahlen zu sehen, da Infor-
mationen über die Grundgesamtheit der Schüler statistisch erfasst werden. Daher bie-
ten schulstatistische Individualdaten prinzipiell die Möglichkeit, auch auf kleinräumi-
gerer Ebene den Migrationshintergrund von Schülern zu erfassen bzw. verschiedene 
(Migrations-)Merkmale miteinander zu verknüpfen. Dies ist etwa sinnvoll, um die 
Herkunft  von Schülern in Verbindung mit dem Generationenstatus und dem Zuzug-
salter kombiniert zu untersuchen. Als Ebenen unterhalb der Bundes- oder Landes-
ebene sind insbesondere die Kreis-, die Gemeinde- oder die Schulebene zu nennen, 
weitere Diff erenzierungen sind auch innerhalb von Schulen z. B. auf Klassenebene 
möglich (allerdings können die individualdatenstatistischen Potentiale durch daten-
schutzrechtliche Vorgaben beeinträchtigt werden). Diese Möglichkeiten stellen einen 
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erheblichen Fortschritt dar im Vergleich zu bisherigen amtlichen Schulstatistiken, die 
lediglich Summendaten und das ausschließliche Migrationsmerkmal der Staatsange-
hörigkeit von Schülern ausweisen. Auf den genannten Ebenen kann somit prinzipiell 
die Bildungssituation von Schülern mit Migrationshintergrund analysiert werden. Die 
Vergleichbarkeit von Ergebnissen lässt sich zwischen den Ländern herstellen, wenn 
diese zumindest die Merkmale und Merkmalsausprägungen individualdatenstatistisch 
erfassen, die durch die KMK beschlossen wurden (zum Kerndatensatz der Länder vgl. 
KMK 2011b). Liegen vergleichbare Migrationsmerkmale zwischen den Ländern vor, 
könnte z. B. die Bildungsbeteiligung von Schülern mit Migrationshintergrund hin-
sichtlich des Besuchs der Schulformen Förderschule und Gymnasium zwischen den 
Ländern verglichen werden. Oder der Schulerfolg könnte auf die in den Ländern re-
alisierten und vergleichbaren Abschlüsse abzielen, wie z. B. den Anteil der Abgänger 
mit Fachhochschulreife, mit Abitur, oder auf die Abgänger ohne oder mit Hauptschul-
abschluss. Liegen Informationen zur Grundgesamtheit der Schüler vor, können Un-
ter- oder Überrepräsentationen (z. B. von Schülern mit Migrationshintergrund im Ver-
gleich zu Schülern ohne Migrationshintergrund) durch die Berechnung von Relativen 
Risiko-Indizes analysiert werden. Eine Verwendung von komplexeren multivariaten 
Verfahren ist für diesen Zweck nicht erforderlich (vgl. hierzu z. B. Burgard 1998; Die-
fenbach 2007: 16). Die einfachere Handhabbarkeit im Vergleich zu Datensätzen, die 
auf Stichproben basieren, bietet in Kombination mit umfangreichen Merkmalen weite-
re Potentiale – z. B. auf administrativer Ebene, um Bildung besser steuern zu können. 
Exemplarisch sei eine bedarfsorientierte Ressourcenzuweisung an Schulen anhand von 
Sozialindizes genannt, die die Verwendung von zuverlässigen Indikatoren voraussetzt. 
Individualdatenstatistiken bieten eine wesentlich bessere Erfassung von Schülern mit 
Migrationshintergrund z. B. auf Kreis-, Gemeinde- oder Schulebene, als dies anhand 
des Staatsangehörigkeitsmerkmals der Fall war. Generell kommt Individualdatenstatis-
tiken eine verbesserte Monitoring- bzw. Bildungsberichterstattungsfunktion zu, etwa 
auf Ebene von Kommunen oder der Länder. Auf Bundesebene kann die Bildungssitu-
ation von Schülern mit Migrationshintergrund anhand von Individualdatenstatistiken 
allerdings erst dann diff erenzierter dargestellt werden, wenn in allen Ländern Indivi-
dualdaten mit vergleichbaren Merkmalen und Merkmalsausprägungen erhoben wer-
den. In einigen Ländern besteht noch erheblicher Nachholbedarf, Individualdaten-
statistiken und valide Migrationsmerkmale zu erheben. Erst wenn alle Bundesländer 
vergleichbare Merkmale und Merkmalsausprägungen bereitstellen, lässt sich anhand 
von Individualdatenstatistiken die Bildungssituation von Schülern mit Migrationshin-
tergrund auch auf Bundesebene analysieren – hiermit ist bestenfalls jedoch erst mittel- 
bis langfristig zu rechnen.
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Anhang
A nhänge zu Kapitel 2:
Anhang I:  Anzahl und Prozentanteile nichtdeutscher Schüler insgesamt an allgemein-
bildenden Schulformen mit Schulangebot in Sekundarstufe I nach Region 
und Schulform (Schuljahr 2007/08)

















Baden-Württemberg 92.549 21,9 25,7 7,9 4,4 11,0
Bayern 71.326 11,9 14,9 4,6 3,8 7,5
Berlin 34.805 16,2 33,3 18,5 10,1 16,1
Brandenburg 2.469 0,9 - 2,2 1,3 1,7
Bremen 6.809 25,0 27,5 18,3 8,8 14,4
Hamburg 19.064 27,9 28,6 18,3 9,4 15,6
Hessen 58.146 22,5 29,1 15,6 7,0 13,0
Mecklenburg-Vorpommern 1.557 1,5 - 1,9 1,6 1,7
Niedersachsen 38.604 13,8 11,8 5,8 3,1 6,1
Nordrhein-Westfalen 169.424 20,3 22,0 12,1 4,7 11,3
Rheinland-Pfalz 21.074 12,0 17,1 6,7 3,3 6,7
Saarland 5.515 14,1 2,1 10,1 3,9 7,6
Sachsen 4.656 1,7 - 2,3 2,8 2,5
Sachsen-Anhalt 2.185 1,9 - 2,2 1,5 1,9
Schleswig-Holstein 9.567 7,6 9,4 3,9 2,4 4,4
Thüringen 1.540 0,7 - 1,8 1,1 1,4
Deutschland 539.290 14,9 19,4 8,9 4,3 9,0
Westdeutschland 492.078 17,7 19,2 9,4 4,5 9,6
Ostdeutschland 47.212 3,7 33,3 6,5 3,7 5,5
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Anha ng II:  Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch) in % von nichtdeutschen Schülern 
insgesamt nach Region (Schuljahr 2007/08)





Baden-Württemberg 12,8 48,0 23,2 16,1
Bayern 10,0 52,8 17,6 19,6
Berlin 5,9 12,0 59,2 23,0
Brandenburg 3,6 - 67,0 29,4
Bremen 10,0 8,9 51,1 30,0
Hamburg 10,7 14,9 46,5 28,0
Hessen 10,0 16,5 48,6 24,8
Mecklenburg-Vorpommern 10,0 - 54,8 35,2
Niedersachsen 13,4 30,1 34,5 21,9
Nordrhein-Westfalen 12,3 30,3 41,2 16,2
Rheinland-Pfalz 9,4 29,6 40,2 20,9
Saarland 10,1 0,1 68,0 21,8
Sachsen 6,9 - 41,3 51,7
Sachsen-Anhalt 12,2 - 51,6 36,2
Schleswig-Holstein 8,1 36,2 34,5 21,3
Thüringen 5,8 - 57,5 36,8
Deutschland 11,1 31,9 37,1 19,9
Westdeutschland 11,6 34,1 35,2 19,1
Ostdeutschland 6,3 8,8 57,3 27,6
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Anhang  III:  Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch) in % für Schüler nach Staatsange-
hörigkeit für Deutschland insgesamt (für Staatsangehörigkeiten mit mehr 
als 500 Fällen an allgemeinbildenden Schulformen mit Schulangebot in Se-
kundarstufe I; Schuljahr 2007/08)
 Staats-





  türkisch 10,5 36,2 40,2 13,0 226.412
  italienisch 13,4 37,9 34,4 14,4 34.572
  serbisch 22,5 38,3 27,2 12,0 21.033
  griechisch 9,3 34,6 33,2 22,8 18.764
  polnisch 5,1 27,7 38,5 28,7 14.878
  russisch 5,1 21,2 33,1 40,6 14.264
  albanisch 22,9 41,8 27,1 8,2 13.844
  bosnisch-herz. 11,2 27,0 38,1 23,7 13.148
  kroatisch 9,2 26,0 35,5 29,2 12.852
  vietnamesisch 2,7 9,4 35,0 52,9 10.844
  afghanisch 8,6 20,4 46,0 25,1 8.157
  ukrainisch 2,4 12,8 32,7 52,1 8.016
  portugiesisch 11,1 35,0 36,3 17,6 7.678
  libanesisch 19,5 38,0 37,2 5,2 7.338
  marokkanisch 13,2 31,2 45,3 10,3 6.476
  mazedonisch 12,8 39,2 35,9 12,2 5.474
  iranisch 5,4 15,6 36,0 42,9 5.446
  österreichisch 6,0 18,1 26,6 49,4 4.276
  US-amerikanisch 3,4 17,3 44,1 35,3 3.970
  französisch 4,4 13,1 24,2 58,3 3.914
  spanisch 7,9 20,7 41,7 29,6 3.856
  niederländisch 6,5 18,0 37,1 38,4 3.473
  britisch 5,7 17,0 38,8 38,5 3.358
  pakistanisch 11,1 24,8 45,6 18,5 3.002
  sri-lankisch 8,0 22,2 46,1 23,7 2.957
  syrisch 18,3 33,8 37,3 10,6 2.917
  thailändisch 3,4 47,5 36,7 12,5 2.656
  rumänisch 5,8 38,4 26,6 29,3 2.644
  montenegrinisch 16,9 46,2 28,3 8,6 1.447
  tschechisch 9,2 26,8 27,4 36,6 1.353
  schweizerisch 1,7 11,1 33,0 54,2 1.333
  brasilianisch 4,9 34,5 36,1 24,5 1.309
  tunesisch 10,0 34,0 38,2 17,8 1.292
  ghanaisch 13,6 22,9 45,9 17,7 1.158
  bulgarisch 4,9 23,5 29,9 41,8 1.152
  litauisch 3,8 29,7 34,3 32,3 1.116
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 Staats-





  indisch 7,6 27,7 37,0 27,6 1.085
  weißrussisch 2,3 17,1 34,2 46,4 1.041
  ungarisch 3,4 20,1 25,3 51,2 1.013
  belgisch 9,0 16,9 31,7 42,5 758
  algerisch 13,2 31,4 35,1 20,4 730
  moldawisch 2,9 14,9 30,8 51,4 725
  slowenisch 12,1 30,6 33,3 24,0 684
  dänisch 2,2 13,6 36,9 47,3 670
  koreanisch (Rep.) 0,8 3,1 15,3 80,9 649
  slowakisch 8,4 26,2 32,2 33,2 606
  lettisch 4,6 17,4 32,5 45,5 604
  japanisch 1,2 19,2 32,1 47,4 588
  philippinisch 4,6 36,6 35,7 23,0 538
  schwedisch 5,6 19,3 30,1 45,0 518
  honduranisch 15,1 30,5 37,7 16,7 515
  sonstige 15,8 28,4 34,5 21,3 51.498
wf. = weiterführende
Fortsetzung Anhang  III
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Anhang IV:  Diffe renzen in der Bildungsbeteiligung (Schulformbesuch in %) unter Einbe-
zug der Klassen 5 bis 13 gegenüber den Klassen 5 bis 9 für Rheinland-Pfalz 





afghanisch 1,4 -6,9 -4,0 9,5
albanisch -0,2 -1,6 -0,3 2,2
bosnisch-herz. 0,9 -3,9 -2,0 5,0
deutsch -0,5 -2,9 -5,5 8,9
französisch -1,5 -7,7 -1,4 10,6
griechisch -0,3 -6,1 -3,4 9,8
irakisch -0,3 -3,9 0,2 4,0
iranisch 0,7 -4,9 -6,1 10,3
italienisch -0,2 -4,6 -0,1 5,0
kroatisch -1,1 -4,9 -3,8 9,8
libanesisch 1,4 -3,6 0,8 1,4
luxemburgisch -2,8 -2,1 -1,5 6,4
marokkanisch 0,2 -3,3 0,0 3,1
mazedonisch -1,4 -1,7 -0,1 3,2
niederländisch -0,5 -2,5 -0,5 3,5
pakistanisch -0,9 -3,1 0,8 3,2
polnisch -0,4 -5,0 -2,7 8,1
portugiesisch -0,2 -3,6 -0,7 4,5
russisch -0,6 -5,3 -3,3 9,2
serbisch -0,1 -2,5 -0,1 2,7
thailändisch 0,1 -3,3 1,0 2,3
türkisch -0,1 -2,9 -0,7 3,7
ukrainisch -0,7 -5,8 -4,7 11,2
US-amerikanisch -0,7 -5,2 -1,5 7,4
vietnamesisch -0,4 -3,1 -1,5 5,0
sonstige -0,8 -4,7 -4,0 9,4
Insgesamt -0,6 -3,1 -5,3 8,9
wf. = weiterführende
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Anhang V:  Fallzahlen  für Schüler nach Staatsangehörigkeit an weiterführenden Schu-










  afghanisch 8.157 7.851 -
  albanisch 13.844 13.155 689
  bosnisch-herz. 13.148 11.459 1.689
  deutsch 5.474.481 4.656.620 817.861
  französisch 3.914 3.504 -
  griechisch 18.764 18.136 628
  iranisch 5.446 5.009 -
  italienisch 34.572 33.908 664
  kroatisch 12.852 12.172 680
  libanesisch 7.338 5.295 2.043
  marokkanisch 6.476 6.431 -
  mazedonisch 5.474 4.999 -
  österreichisch 4.276 4.030 -
  polnisch 14.878 12.276 2.602
  portugiesisch 7.678 7.531 -
  russisch 14.264 12.026 2.238
  serbisch 21.033 19.309 1.724
  spanisch - 3.697 -
  türkisch 226.412 211.469 14.943
  ukrainisch 8.016 6.640 1.376
  US-amerikanisch 3.970 - 921
  vietnamesisch 10.844 6.629 4.215
* = In der Tabelle werden lediglich die Fallzahlen für diejenigen Staatsangehörigkeiten angegeben, die in den Abbil-
dungen zur Bildungsbeteiligung von Schülern in Deutschland insgesamt, in West- sowie in Ostdeutschland darge-
stellt sind (vgl. Kapitel 2).
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Anhang VI:  Korrelationen der S c hulbesuchsanteile nach Schulform für Schüler an all-
gemeinbildenden Schulformen mit Schulangebot in  Sekundarstufe I nach 





















BW .715** -.779** -.794** -.937** -.985** .909** 20 825.337
BY .801** -.810** -.842** -.955** -.987** .911** 20 942.315
BE .452** -.005* -.380** .642** -.909** -.882** 13 207.310
HH .927** .874** -.985** .687** -.910** -.926**   7 114.634
HE .919** .909** -.949** .971** -.991** -.988** 18 436.594
NI .754** -.627** -.817** -.129** -.984** .139** 14 624.501
NW .803** -.122** -.781** .373** -.985** -.482** 27 1.481.662
RLP .764** -.901** -.757** -.582** -.992** .525**   8 304.589
D insg. .844** -.293** -.853** .003** -.989** -.104** 21 5.915.837
D - West .879** -.275** -.879** .004** -.989** -.110** 21 5.062.146
D - Ost -.187** -.288** .011** .830** -.927** -.930** 14 852.273
*  Die Korrelation ist auf dem Niveau von 0,05 (2-seitig) signifi kant.
** Die Korrelation ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifi kant.
FS = Förderschule; HS = Hauptschule; sowfSF = sonstige weiterführende Schulform; GY = Gymnasium; 
insg. = insgesamt
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Anhang VII:  Fallzahlen für Schüler nach Staatsangehörigkeit an weiterführenden Schu-
len in den Bundesländern (Schuljahr 2007/08)
Staatsangehörigkeit 
Schüler an weiter-




  albanisch 1.687   deutsch 87.497
  US-amerikanisch 646
  bosnisch-herz. 1.746 Niedersachsen
  deutsch 747.204   albanisch 1.091
  französisch 1.197   bosnisch-herz. 526
  griechisch 5.005   deutsch 597.259
  italienisch 12.115   griechisch 940
  kroatisch 3.365   iranisch 534
  libanesisch 529   italienisch 1.310
  mazedonisch 780   kroatisch 620
  österreichisch 598   niederländisch 753
  polnisch 1.294   polnisch 1.464
  portugiesisch 1.994   russisch 1.967
  rumänisch 611   serbisch 1.063
  russisch 1.210   türkisch 14.686
  serbisch 4.837   ukrainisch 790
  spanisch 699   vietnamesisch 1.498
  türkisch 38.435
  ukrainisch 573 Nordrhein-Westfalen
  vietnamesisch 812   afghanisch 1.578
  albanisch 5.475
Bayern   bosnisch-herz. 4.227
  afghanisch 1.107   deutsch 1.330.516
  albanisch 2.160   französisch 530
  bosnisch-herz. 2.398   griechisch 5.577
  deutsch 882.039   iranisch 2.020
  griechisch 3.662   italienisch 8.788
  italienisch 4.252   kroatisch 2.809
  kroatisch 2.597   libanesisch 3.736
  mazedonisch 638   marokkanisch 3.968
  österreichisch 2.238   mazedonisch 2.193
  polnisch 1.729   niederländisch 1.360
  rumänisch 785   österreichisch 504
  russisch 1.772   polnisch 4.028
  serbisch 3.638   portugiesisch 2.491
  thailändisch 536   russisch 3.801
  tschechisch 571   serbisch 5.134
  türkisch 27.407   spanisch 1.341
  ukrainisch 1.447   sri lankisch 1.647
  US-amerikanisch 842   syrisch 1.576
  britisch 580   thailändisch 701
  vietnamesisch 1.917   tunesisch 567
  türkisch 83.305
Berlin   ukrainisch 2.204
  albanisch 532   britisch 918
  bosnisch-herz. 1.427   vietnamesisch 668
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  deutsch 181.276
  italienisch 562 Rheinland-Pfalz
  kroatisch 611   albanisch 773
  libanesisch 1.900   deutsch 292.261
  polnisch 1.600   italienisch 1.456
  russisch 1.030   polnisch 683
  serbisch 1.179   russisch 635
  türkisch 14.075   serbisch 675
  ukrainisch 628   türkisch 7.434
  US-amerikanisch 764   vietnamesisch 672
  vietnamesisch 1.726
Saarland
Brandenburg   deutsch 67.072
  deutsch 140.697   italienisch 1.095
  polnisch 510   türkisch 1.681
Bremen Sachsen
  deutsch 40.344   deutsch 183.944
  serbisch 541   vietnamesisch 1.148
  türkisch 3.468
Sachsen-Anhalt
Hamburg   deutsch 114.514
  afghanisch 2.265
  deutsch 103.134 Schleswig-Holstein
  iranisch 594   deutsch 208.045
  polnisch 836   türkisch 3.829
  portugiesisch 653
  russisch 587
  türkisch 6.565 Thüringen
  deutsch 109.933
Hessen
  afghanisch 2.163
  albanisch 1.003
  bosnisch-herz. 1.347
  deutsch 388.746
  griechisch 1.847
  iranisch 816
  italienisch 4.235
  kroatisch 1.799
  marokkanisch 1.972
  pakistanisch 1.372
  polnisch 1.391
  portugiesisch 883
  russisch 934
  serbisch 2.168
  spanisch 734
  türkisch 23.895
  ukrainisch 646
  vietnamesisch 643
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Anhang VIII:  Fallzahlen für Schüler nach Staatsan gehörigkeit an allgemeinbildenden 









türkisch   bosnisch-herz.   österreichisch
D 226.412 D 13.148 D 4.276
BE 14.075 BE 1.427 BW 598
BW 38.435 BW 1.746 BY 2.238
BY 27.407 BY 2.398 NW 504
HB 3.468 HE 1.347
HE 23.895 NI 526
HH 6.565 NW 4.227 US-amerikanisch
NI 14.686 D 3.970
NW 83.305 BE 764
RLP 7.434   kroatisch BW 646
SH 3.829 D 12.852 BY 842
SL 1.681 BW 3.365
BY 2.597
HE 1.799 französisch
  italienisch NI 620 D 3.914
D 34.572 NW 2.809 BW 1.197
BW 12.115 NW 530
BY 4.252
HE 4.235   vietnamesisch
NI 1.310 D 10.844   spanisch
NW 8.788 BE 1.726 D 3.856
RLP 1.456 BW 812 BW 699
SL 1.095 BY 1.917 HE 734
HE 643 NW 1.341
NI 1.498
  serbisch NW 668
D 21.033 RLP 672   niederländisch
BE 1.179 SN 1.148 D 3.473
BW 4.837 NI 753
BY 3.638 NW 1.360
HB 541   afghanisch
HE 2.168 D 8.157
NI 1.063 BY 1.107 britisch
NW 5.134 HE 2.163 D 3.358
RLP 675 HH 2.265 BY 580
NW 1.578 NW 918
  griechisch
D 18.764   ukrainisch   pakistanisch
BW 5.005 D 8.016 D 3.002
BY 3.662 BW 573 HE 1.372
HE 1.847 BY 1.447
NI 940 HE 646
NW 5.577 NI 790   sri-lankisch




D 14.878   portugiesisch
BE 1.600 D 7.678   syrisch
BR 510 BW 1.994 D 2.917
BW 1.294 HE 883 NW 1.576
BY 1.729 HH 653
HE 1.391 NW 2.491
HH 836   thailändisch
NI 1.464 D 2.656
NW 4.028   libanesisch BY 536
RLP 683 D 7.338 NW 701
BE 1.900
BW 529
  russisch NW 3.736   rumänisch
D 14.264 D 2.644
BE 1.030 BW 611
BW 1.210   marokkanisch BY 785
BY 1.772 D 6.476
HE 934 HE 1.972
HH 587 NW 3.968   tschechisch
NI 1.967 D 1.353
NW 3.801 BY 571
RLP 635   mazedonisch
D 5.474
BW 780   tunesisch
  albanisch BY 638 D 1.292
D 13.844 NW 2.193 NW 567
BW 1.687
BY 2.160
HE 1.003   iranisch
NI 1.091 D 5.446
NW 5.475 HE 816


































































































































Anhänge zu Kapitel 4:


























Schulnummer X X - - -
Schulstandort 
(auf Kreisebene)
- - X X Landkreis Neuwied
Schulart/-form X X X X Grundschule
Rechtsstatus (der Schule) X X X X öffentliche Schule
Schüler-ID X X - - -
Klassenstufe des 
Schülers
X X X X 5
Klassenbezeichnung X X - - 5a
Klassenart X X - -
Regelklasse; Klasse 
Hochbegabtenschule, …
Geschlecht X X - - männlich
Staatsangehörigkeit X X X X deutsch
Familiensprache (über-
wiegende)
X X X X Türkisch
Geburtsland X X X X Türkei
Zuzugsjahr X X X X 2004
Migrationshintergrund X X X X
mit vs. ohne Migrations-
hintergrund
Geburtsdatum X X X X  01/2002
Ganztagsschüler X - - -
Besuch Ganztagsschule 
in verpfl ichtender Form, ...
Neuzugangsvermerk X - - -
Rückstellung; Zugang aus 
Gymnasium, …
Schülertyp X - - - Überspringer; Wiederholer
Einschulungsjahr X X - - 2008
Sonderpäd. Förder-
schwerpunkt
X X - - Lernen
Schulart nach Klasse 4 - X - - Übergang auf Realschule




-  = nicht vorhanden
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Anhang XI:  Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund insgesamt in % (binnendiffe-
renziert nach Anteil der Schüler mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit, 
ergänzt um den anteilsmäßigen ‚Mehrwert‘ der Merkmale Familiensprache 









































Anhang XII:  Kombination von Migrationsmerkmalen von Schülern nach spezifi scher 
Staatsangehörigkeit, Sprache und spezifi schem Geburtsland der Klassen-






in %  Sprache
Anteil 




türkisch 17,4  Türkisch 16,8  Türkei 17,3
polnisch 8,7  Russisch 14,1  Polen 8,7
russisch 6,8  Polnisch 8,6  Russland 6,8
irakisch 6,7  Albanisch 8,5  Irak 6,6
albanisch 5,7  Arabisch 6,2  Albanien 6,0
serbisch 4,6  Portugiesisch 3,5  Serbien 4,3
thailändisch 4,1  Serbisch 3,2  Thailand 4,2
ukrainisch 3,3  Kurdisch 3,1  Ukraine 3,3
italienisch 2,5  Englisch 2,8  Italien 2,5
portugiesisch 2,1  Spanisch 2,7  Kasachstan 2,1
   Italienisch 2,4    
sonstige 38,2  sonstige 28,1  sonstige 38,1
Insgesamt 100  Insgesamt 100  Insgesamt 100
         
1/1/0
türkisch 60,6  Türkisch 59,9  Deutschland 100
italienisch 9,3  Italienisch 9,2    
albanisch 4,4  Albanisch 6,6    
serbisch 3,1  Arabisch 3,0    
vietnamesisch 2,4  Serbisch 2,3    
griechisch 2,1  Portugiesisch 2,0    
Sonstige 18,0  sonstige 17,1    
Insgesamt 100  Insgesamt 100    
         
1/0/1
russisch 10,1  Deutsch 100  Russland 9,6
polnisch 8,5     Polen 8,6
türkisch 7,7     Türkei 7,5
thailändisch 6,1     Luxemburg 6,2
luxemburgisch 5,6     Thailand 6,2
ukrainisch 5,1     Ukraine 5,0
albanisch 3,9     Albanien 3,9
irakisch 3,9     Irak 3,9
US-amerikanisch 2,6     Brasilien 2,6
serbisch 2,4     USA 2,6
sonstige 44,2     sonstige 43,8
Insgesamt 100  Insgesamt 100  Insgesamt 100
         
0/1/1
deutsch 100  Russisch 75,2  Russland 39,8
   Polnisch 5,2  Kasachstan 29,1
   Englisch 2,9  Polen 5,2
      Ukraine 2,8
      Türkei 2,4
      USA 2,0
   sonstige 16,7  sonstige 18,7
Insgesamt 100  Insgesamt 100  Insgesamt 100
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1/0/0
türkisch 41,4  Deutsch 100  Deutsch 100
italienisch 9,7       
albanisch 5,0       
serbisch 4,8       
vietnamesisch 3,7       
polnisch 2,7       
bosnisch-herz. 2,5       
sonstige 30,2       
Insgesamt 100  Insgesamt 100  Insgesamt 100
         
0/1/0
deutsch 100  Türkisch 32,9  Deutsch 100
   Russisch 26,3    
   Arabisch 5,5    
   Polnisch 5,2    
   Albanisch 4,7    
   Italienisch 3,6    
   Englisch 2,7    
   sonstige 19,0    
Insgesamt 100  Insgesamt 100  Insgesamt 100
         
0/0/1
deutsch 100  deutsch 100  Russland 25,7
      Kasachstan 23,0
      USA 8,0
      Polen 4,3
      Luxemburg 2,3
      sonstige 36,8
Insgesamt 100  Insgesamt 100  Insgesamt 100
Fortsetzung Anhang XII
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Anhang XIII:  Schüler nach spezifi scher Staatsangehörigkeit, Sprache und spezifi schem 
Geburtsland in % der Klassenstufen 5 bis 9 in Rheinland-Pfalz (Fallzahlkri-









deutsch 92,5 207.637 Deutsch 92,5 207.519 Deutschland 95,7 214.814
türkisch 3,1 6.917 Türkisch 2,5 5.676 Russland 0,9 2.079
italienisch 0,6 1.272 Russisch 1,8 3.983 Kasachstan 0,6 1.454
albanisch 0,4 809 Albanisch 0,4 948 Türkei 0,3 764
serbisch 0,3 672 Italienisch 0,4 811 Polen 0,3 636
polnisch 0,3 606 Polnisch 0,3 731 Irak 0,1 313
russisch 0,2 468 Arabisch 0,3 665 USA 0,1 296
vietnamesisch 0,2 443 Englisch 0,2 339 Ukraine 0,1 293
irakisch 0,2 355 Portugiesisch 0,1 319 Albanien 0,1 292
bosnisch-herz. 0,1 335 Serbisch 0,1 282 Thailand 0,1 256
portugiesisch 0,1 326 Kurdisch 0,1 228 Serbien 0,1 189
griechisch 0,1 301 Spanisch 0,1 200 Luxemburg 0,1 144
kroatisch 0,1 273 Bosnisch 0,1 194 Italien 0,1 127
thailändisch 0,1 257 Kroatisch 0,1 193 Brasilien 0,1 127
ukrainisch 0,1 223 Griechisch 0,1 192 Portugal 0,0 111
mazedonisch 0,1 192 Französisch 0,1 151 Rumänien 0,0 109
libanesisch 0,1 176 Sonstige 0,9 1.967 sonstige 1,1 2.394











Anhang XIV:  Schüler nach spezifi scher nichtdeutscher Staatsangehörigkeit, Sprache 
und nach spezifi schem nichtdeutschen Geburtsland in % der Klassenstu-










deutsch - - Deutsch - - Deutschland - -
türkisch 41,3 6.917 Türkisch 33,6 5.676 Russland 21,7 2.079
italienisch 7,6 1.272 Russisch 23,6 3.983 Kasachstan 15,2 1.454
albanisch 4,8 809 Albanisch 5,6 948 Türkei 8,0 764
serbisch 4,0 672 Italienisch 4,8 811 Polen 6,6 636
polnisch 3,6 606 Polnisch 4,3 731 Irak 3,3 313
russisch 2,8 468 Arabisch 3,9 665 USA 3,1 296
vietnamesisch 2,6 443 Englisch 2,0 339 Ukraine 3,1 293
irakisch 2,1 355 Portugiesisch 1,9 319 Albanien 3,0 292
bosnisch-herz. 2,0 335 Serbisch 1,7 282 Thailand 2,7 256
portugiesisch 1,9 326 Kurdisch 1,4 228 Serbien 2,0 189
griechisch 1,8 301 Spanisch 1,2 200 Luxemburg 1,5 144
kroatisch 1,6 273 Bosnisch 1,1 194 Italien 1,3 127
thailändisch 1,5 257 Kroatisch 1,1 193 Brasilien 1,3 127
ukrainisch 1,3 223 Griechisch 1,1 192 Portugal 1,2 111
mazedonisch 1,1 192 Französisch 0,9 151 Rumänien 1,1 109
libanesisch 1,1 176 Sonstige 11,7 1.967 sonstige 25,0 2.394











Anhang XV:  Anzahl der im Ausland geborenen Schüler nach Zuzugsalter bzw. Generatio-






























Insgesamt 9.584 1. Generation 9.584
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Anhang XVI a):  Anteil der Schüler mit spezifi schem Migrationshintergrund nach Generatio-
nenstatus in %, Anzahl der Schüler mit spezifi schem Migrationshintergrund 
insgesamt der Klassenstufen 5 bis 9 in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)
Migrationshintergrund
1. Generation 2. Generation
Anzahl insgesamtin %
afghanisch 47,7 52,3 111
albanisch 32,9 67,1 855
bosnisch-herz. 19,2 80,8 338
britisch 50,0 50,0 138
französisch 50,3 49,7 155
griechisch 20,8 79,2 317
irakisch 78,4 21,6 402
iranisch 58,5 41,5 118
italienisch 9,8 90,2 1.296
kroatisch 19,9 80,1 286
libanesisch 27,0 73,0 185
luxemburgisch 74,9 25,1 183
marokkanisch 29,2 70,8 137
mazedonisch 27,8 72,2 198
niederländisch 54,7 45,3 150
österreichisch 51,1 48,9 92
pakistanisch 48,1 51,9 133
polnisch 74,3 25,7 853
portugiesisch 33,7 66,3 356
russisch 94,1 5,9 2.212
serbisch 29,7 70,3 697
spanisch 38,1 61,9 118
thailändisch 82,5 17,5 303
türkisch 11,0 89,0 7.011
ukrainisch 83,7 16,3 349
US-amerikanisch 76,0 24,0 388
vietnamesisch 18,1 81,9 459
sonstiger MH 78,0 22,0 4.038
mit MH insgesamt 43,8 56,2 21.878
MH = Migrationshintergrund
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Anhang XVI b):  Anteil der Schüler mit spezifi schem Migrationshintergrund nach Genera-
tionenstatus in % der Klassenstufen 5 bis 9 in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 
2008/09)






























2. Generation 1. Generation
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Anhang XVII:  Schüler mit Migrationshintergrund nach Herkunftsgruppen und Geschlecht 
(männlich / weiblich) in % der Klassenstufen 5 bis 9 in Rheinland-Pfalz 
(Schuljahr 2008/09)
Anhang XVIII:  Schüler mit Migrationshintergrund nach Herkunftsgruppen, Generationen-
status (1. vs. 2. Generation) und Geschlecht (männlich / weiblich) in %, Klas-
senstufen 5 bis 9 in Rheinland-Pfalz (Schuljahr 2008/09)


























































m - 2. Gen. w - 2. Gen. m - 1. Gen. w - 1. Gen.
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Anhang XIX:  Abgänger nach überwiegender Familiensprache und erreichtem Schulab-
schluss in % in Rheinland-Pfalz (Abgangsjahr 2009)
HS = Hauptschul(e)
x= aus datenschutzrechtlichen Gründen werden kleine Fallzahlen von Abgängern ohne Hauptschulabschluss nicht 
dargestellt, diese werden aggregiert zusammen mit den Abgängern mit Hauptschulabschluss ausgewiesen.
*= aus datenschutzrechtlichen Gründen werden kleine Fallzahlen von Abgängern mit Hochschulreife nicht darge-
stellt, diese werden aggregiert zusammen mit den Abgängern mit Mittlerem Abschluss ausgewiesen.
Anhang XX:  Abgänger nach Geburtsland und erreichtem Schulabschluss in % in Rhein-
land-Pfalz (Abgangsjahr 2009)
HS = Hauptschul(e); *= aus datenschutzrechtlichen Gründen werden kleine Fallzahlen von Abgängern mit Hoch-
schulreife nicht dargestellt, diese werden unter den Abgängern mit Mittlerem Abschluss subsumiert.
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